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Vorwort

Der hier vorgelegte fünfte Band der Schriftenreihe des Ma,r-Planck-Instituts
für Gesellschaftsforschung ist die erste einer geplanten Reihe von Monogra-
phien, die sich mit dem System wissenschaftlicher Forschung - seiner institu-
tionellen Entwicklung, gesellschaftlichen Einbettung und politischen Steuer-
barkeit - beschäftigen. Gerade in modernen Gesellschaften ist das For-
schungssystem in vielfacher Hinsicht von zentraler Bedeutung und daher
auch zunehmend Objekt staatlicher Lenkungsbemühungen und gesellschaft-
licher Nutzenerwartungen. Gleichzeitig ist jedoch der Anspruch der For-
schung auf Selbstbestimmung stark ausgeprägt, so daB an diesem gesell-
schaftlichen Funktionssystem die charakteristische Spannung zwischen Auto-
nomiebestreben und Koordinationsbedarf, apischen endogenen und exogenen
Verändenrngstendenzen besonders klar hervortritt. Aus diesem Grund ist
das System wissenschaftlicher Forschung ein Untersuchungsgegenstand von
strategischer Bedeutung im Rahmen urxieres mittelfristigen Forschungspro-
grämmS.

Das jetzt abgeschlossene Projekt, das sich mit dem Sektor der staatlich
finanzierten auBeruniversitären Forschung beschäftigt, gehört zu den wenigen
Vorhaben, die bereits im Gründungsjahr des Max-Planck-Instituts für Gesell-
schaftsforschung neu begonnen wurden und dessen Fragestellung sich dabei
unmittelbar aus dem Forschungsprogramm des Instituts ableitete. Das Pro-
jekt wurde zunächst von Uwe Schimank allein bearbeitet, der auch die sta-
tistischen und institutionellen Hintergrunddaten für die Beschreibung des
Untersuchungsfeldes aufbereitete. Hans-Willy Hohn trat ein gutes Jahr spä-
ter als nreiter Projektbearbeiter hinzu. Die Fallstudien zur Fraunhofer-Ge-
sellschaft und zur Max-Planck-Gesellschaft wurden von Herrn Hohn, die
Fallstudien zu den Ressortforschungseinrichtungen, den Gropforschungsein-
richtungen und den Instituten der "Blauen Liste" von Herrn Schimank ange-
fertigt.

Eine Untersuchung wie diese ist ohne die hilfreiche Mitrvirkrrng zahlrei-
cher Personen nicht durchzuftihren. Unser Dank gilt vor allem den vielen
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Gesprächspartnern aus der Praxis, die den Autoren der Studie nicht nur
selbst bereitwillig Auskunft gaben, sondern fünen auch Dokumente und
Materialien zugänglich machten, die sie anders oftmals kaum erhalten hät-
ten. Auch aus Gründen der Anonlm:itätswahrirng können wir die Personen,
die auf diese Weise unverzichtbare Hilfe bei der Durchführrrng des projekts

leisteten, hier nicht einzeln nennen. Lediglich den Mitgliedern des aus wich-
tigen Zeitzeugen bestehenden Beraterkreises - den Herren Hans-Hilger
Haunschild (ehemaliger Staatssekretär im Bundesministerium für Forschung
und Technologie), Thorwald Risler (ehemaliger Generalsekretär des Stifter-
verbandes), Dietrich Ranft (ehenaliger Generalsekretär der Max-Planck-
Gesellschaft) und Carl-Heinz Schiel (ehemaliger Generalsekretär dor Deut-
schen Forschungsgemeinschaft) - sei hier namentlich gedankt. Auf unsere
Bitte hin haben die Mitglieder dieses Beraterkreises alle Kapitel des Buches
(mit Ausuahme des Einleitungs- und SchluBkapitels) sorgfiiltig gelesen, wo
nötig kritisch kommentiert und abschliepend gemeinsam diskutiert. Die Ver-
antwortung für die vorliegende Darstellung bleibt selbstverständlich bei den
Autoren.

Köln, im Januar 1990

Renate Mayntz Fritz W. Scharpf



Kapitel 1

Korporative Akteure und Strukturwandlungen des
Forschungssystems: Ein theoretlscher Bezugsrahmen

Wissenschaftliche Forschrrng ist eines der prägenden Momente moderner
Gesellschaften. Dies war nicht immer so. Die in der Renaissance einsetzende
Ausdifferenzielr'ng wissenschaftlicher Forschung zu einem eigenständigen
gesellschaftlichen Teilsystem hatte zunächst den Selbstwertcharqlüer von wah-
ren Erkenntnissen akzentuiert, also Nutzenerwartungen aus der gesellschaftli-
chen Umwelt zurückgedrängt (vgl. Böhme u,a. t977). Dies ging einher mit
einem sehr geringen finanziellen Ressourcenaufwand der Forschung. Oftmals
wurden die nötigen Finanzmittel zudem von den Forschern selbst oder von
Mäzenen aufgebracht; in beiden Ftillen blieb es eine Privatsache, wie die
betreffenden Personen ihr eigenes Geld venvendeten. Bacons Programm
einer ftlr die Bearbeitung gesellschaftlicher Probleme nützlicheu Wissenschaft,
die groBzügig staatlich getragen und finat'"iert werden sollte, wurde vorerst,
trotz zahlreicher einzelner auf wissenschaftliche Erkenntnisse zurückgehender
und zum Teil staatlich unterstützter technischer Erfindungen, keine auf
breiter Front für wissenschaftliche Forschung verbindliche Leitorientiorung
(vgl. Iftohn 1987).

Die aus der Humboldtschen Konzeption hervorgegangenen deutschen
Universitäten des frühen 19. Jahrhunderts waren, zumindest in Deutschland,
wohl diE letzte institutionelle Verkörperung eines in "Einsamkeit und Frei-
heit" (Schelsky 1965) selbstzweckhaft verabsolutierten, gegenüber auBerwis-
senschaftlichen Gesichtspunkten indiffereolsa pqlsgfoirngshandelns (vgl. Stich-
weh 1982). Auch hier blieb der finanzielle Ressourcenbedarf der Forschung
noch gewissermaBen gesellschaftlich unaufflillig, weil "nutzlose" Forschung
mit Lehre, also mit gesellschaftlich nütdichen Ausbildungsleistungen, institu-
tionell verkoppelt war. Die staatliche Forschungsfinanzierung wurde so über
die Finanzierung der Lehre mitlegitimiert. Noch in der Weimarer Republik
wiesen z.B. die Etats physikalischer Hochschulinstitute keine eigens für
Forschung bestimmten Finanzmittel auf (vgl. Forman 1974:, 4U42).

Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts hatte allerdings, immsl mehr Wissen-
schaftsgebiete erfassend, eine rasch voranschreitende Verwissenschaftlichung
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von Technologien n immer mehr Bereichen gesellschaftlichen Handelns -
Militär, Wirtschaft, Staat, Gesundheitswesen, aber auch z.B. Erziehung,
Massenmedien, Sport, Sexualität - eingesetzt (vgl. Böhme u.a. 1978). Indu-
strieunternehmen begannen, eigone Forschungsabteilungen einzurichten; bald
wurden spezialisierte Forschungseinrichtungen des Militärs geschaffen; eine
Reihe von staatlichen Ressorts legte sich eigene Forschungseinrichtungen
zu; die Technischen Hochschulen wurden ausgebaut; auch Hochschulforscher
wandten sich verstärkt anwendungsbezogenen Forschungen zu - und so

entwickelte sich aus vielen teils unverbunden nebeneinander hedaufenden,

teils untereinander verflochtenen Prozesson allmählich das, was dann späte-

stens seit den fünfziger Jahren dieses Jahrhunderts von vielen Beobachtern
etwa als "wissenschaftlich-technische Zivilisation" (Schelsky 1961) oder "Wis-
senschaftsgesellschaft" (Kreibich 1986) apostrophiert wurde. Sowohl in der
Wahrnehmung von auBen als auch in der Selbstwahrnehmung der Angehöri-
gen des Forschungssystems ist der Selbstwertcharakter wissenschaftlicher

Forschung immer mehr durch auBerwissenschaftliche Leistungsbezüge zu-
rückgedrängt wordenl - und diese Wahrnehmungen sind, wie fast immer,
sowohl Reflexe realer Veränderungon als auch Auslöser weiterer realer
Veränderungen.

Damit ging ein enorm gestiegener finanzieller Ressourcenbedarf der
Forschung einher, der darüber hinaus nicht länger "im Huckepack" der
Finanzierung von Ausbildungsleistungen abgedeckt wurde. Vielmehr gab es

nun - schlieBlich sogar an den Hochschulen - eigens ftir wissenschaftliche
Forschung bestimmte Finanzmittel, was zur Folge hatte, daB die Forschung
ihren Finanzbedarf über Forschungsleistungen legitimieren mupte und dabei

oftmals der tatsächliche oder erwartete auBerwissenschaftliche Nutzen von
wissenschaftlichen Erkenntnissen hervorgehoben wurde. Das bestärkte wieder-
um auf seiten der auBerwissenschaftlichen Akteure ein Bild von wissenschaft-
licher Forscfuung als primär mit der Produktion auperwissenschaftlich nützli-
chen Wissens beschäftigtem Gesellschaftsberoich.

War diese weitreichende Wahrnebmungsverschiebung lange Zeit in einer
optimistischen Stimmungslage gehalten, so sind neuerdings immsl stärker
auch pessimistische Untertöne hinzugekommen. Das mit einer Verzögerung
von mehreren Jahrhunderten dann nur um so stürmischer in die Tat umge-

1 Auch heute gibt es weiterhin Wissenschaftsgebiete, die keine, und seien es mittelbare,
aktuellen oder auch nur erwartbaren lristungen für die Bearbeitung irgendwelcher auBer-
wissenschaftlichen Problemfelder €rbringen, Doch das ist gegenüber den Geldgebem der
Forschung ebenso wie gegenüber der politischen Öffentlichkeit immer häufiger legitimati-
onsbedürftig geworden; und nur sehr selten handelt es sich bei solchen Wissenschaftsgebie-

ten um Wachstumsfelder.
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setzte Baconsche Programm einer umfassenden und endlos fortschreitenden
Verbesserung gesellschaftlicher Lebensbedingungen durch verwissenschaft-
lichte Technologien hat mittlerweile auch seine Schattenseiten gezeigt. Die
"Wissenschaftsgesellschaft" ist immer auch eine "Risikogesellschaft" (Beck
1986), wie Giftgaskriege, die Atombombe, Reaktorunfälle oder das Ozonloch
hinlänglich demonstrieren.2

Damit sind in aller Kürze drei Aspekte benannt, unter denen wissen-
schaftliche Forschung seit der Mitte des letzten Jahrhunderts gesamtgesell-
schaftlich zunehmend bedeutsam geworden ist: Sie produziert auperwissen-
schaftlich nützliches Wissen und weckt damit Leistungserwartungen in ihrer
gesellschaftlichen Umwelt; zum einen zieht diese Wissensproduktion aller-
dings einen immer weiter gestiegenen finanziellen Ressourcenverbrauch nach
sich; zum anderen geht die Produktion gesellschaftlich nütdichen Wissens
immer auch und vielleicht in zunehmendem MaBe mit der Produktion gesell-

schaftlicher Risiken einher. Jeder dieser drei Aspekte ist ein potentieller
AusgangspurJctfirVerselbstöndigungstendenzen des Forschungssystems gegen-
über seiner gesellschaftlichen Umwelt. Verselbständigung soll dabei hier den
Tatbestand bezeichnen, daB ein gesellschaftliches Teilsystem seiner gesell-
schaftlichen Umwelt ernsthafte Probleme bereitet und diese nicht in der
Lage ist, zielgerichtet so auf das Teilsystem einzuwirken, dap diese Probleme
abgestellt werden (vgl. Rosewitz/ Schimank L988:295-298). Letzteres verweist
auf Bestrebungen einer zumeist über Politik vermittelten Steuerung wissen-
schaftlicher Forschung. Das Spektrum der Vera"lasser solcher Steuerungsmap-
nahmen kann von Repräsentanten bestimmtor Wirtschaftsbranchen, die eine
stärkere Berücksichtigung ihrer technologischen Probleme durch staatliche
Forschungseinrichtungen fordern, bis zu Tierversuchsgegnern, die bestimmte
medizinische Forschungsmethoden verbieten lassen wollen, reichen,

Gegen solche immer wieder von den unterschiedlichsten gesellschaftlichen
Gruppen initüerten politischen Steuerungsbestrebungen versuchen sich die
Forscher dann zur Wehr zu setzen, um die eigene Autonomie zu wahren.
Legitimatorische Defensivkonzepte wie etwa Michael Polanyis sich selbst
regulierende "republic of science" (vgl. Polanyi 1962) werden formuliert, die
plausibel machen sollen, daB eine gänzlich sich selbst überlassene wissen-
schaftliche Forschung letzten Endes auch den gröpten auBerwissenschaftli-
chen Nutzen hervorbringt. Im wesentlichen unangefochten ist dabei der mit
der gesellschaftlichen Ausdifferenzierung wissenschaftlicher Forschung be-
hauptete Autonomieanspruch bezüglich der Beurteih'ng von Wahrheitsfragen

2 Siehe zurwissenschaftlich-technischen Produktion gesellschaftlicher Risiken auch Schimank
(1e8eb).
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geblieben: Einzig die Mitglieder der jeweiligen scientific community sind
kompetent, über die Wahrheit bzw Unwahrheit einer wissenschaftlichen
Aussage zu befinden.t Dieser "Begründungszusammenhang" wissenschaftli-
cher Erkenntnis ist die monopolisierte kognitive Domäne der Forschor, zu

der keine anderen gesellschaftlichen Akteure Zutritt haben und die so jegli-
chem steuernden Zugriff normativ entzogen ist - in der Bundesrepublik wie
in anderen Ländern durch verfassungsrechtlichen Schutz (vgl. Schmitt-Glaeser
1974). Damit sind jedoch nur Entscheidungen darüber, was waltr bav. un-
wahr ist, gegen auperwissenschaftliche Einflüsse abgeschottet - nicht jedoch

Entscheidungen darüber, wo überhaupt fur wen und in welchem Umfang
geforscht wird. Genau letztere Entscheidungen sind es, auf die forschungspo-
litische SteuerungsmaBnahmen einzuwirken versuchen. So streben forschungs-
politische Akteure zum einen in sachlicher Hinsicht oft danach, die Beschäif-

tiguog von Forschern mit bostimmten Themen zu initüeren oder zu intensi-
vieren - z.B. seit einiger Zeit "Umweltforschu'g" (vgl. Küppers u.a. 1978) -
bar., wie etwa in einigen Bereichen der Genforschung, zu unterbinden;
zum anderen zielt Forschungspolitik ebenso häufig in sozialer Hinsicht dar-
auf, Forscher an bestimmte auperwissenschaftliche Adressatengtuppen - z.B.

beim aktuellen Technologietransfer zu den sogenannten "kleinen und mittle-
ren Unternehmen" - heranzuführen,

Ob es tatsächlich, wie immer wieder vermutet oder behauptet wird, eine

Verselbständigung des Forschungssystems gegenüber seiner gesellschaftlichen

Umwelt gibt - ob wissenschaftliche Forschung sich also immer weniger an

den Leistungserwartungen auBerwissenschaftlicher Akteure orientiert, dafür
aber womöglich immer mehr finanzielle Ressourcen beansprucht und gesell-

schaftliche Risiken produziert, ohne daB dis po1sgfutrngqpolitik diesen Ten-
denzen entgegenwirken könnte: Diese globalen Fragen wird die vorliegende
Arbeit nicht beantworten können, auch wenn damit der gosollschafts- und
forschungspolitische Diskussionskontext angegeben ist, in dem unsere Unter-
suchungen stehen. Nach unserer Einschätzung wird in den politischen und
sozialwissenschaftlichen Diskussionen über die "Wissenschaftsgesellschaft"
bislang viel zu pauschal, also ohne hinreichende empirische Kenntnis des

Gegenstandes, geurteilt bav. theoretisiert. Daraus ziehen wir mit unserer
Arbeit die Konsequerlz, die beim gegenwärtigen Wissensstand zu groB di-
mensionierte Frage nach der Verselbständigung des Forschungssystems in

3 Lediglich totalitäre politische Regimes wie in der stalinistischen UdSSR und im national-
sozialistischen Deutschland sowie einige ähnlich dogrnatische religiöse Gruppierungen haben

diesen Autonomieanspruch negiert - im übrigen auch nur in jeweils ideologisch sensiblen
Bereichen, also keines,wegs bezüglich der ganzen Breite wissensehaftlicher Forschung.
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Gegenwartsgesellschaften zurückzustellen und statt dessen einen Beitrag zur

Aufhellung von Strukturen und Strukturentwicklungen eines einzelnen For-

schungssystems - desjonigen der Bundesrepublik Deutschland - zu leisten.

Denn nur wenn schdttweise verläBliche Beschreibungen und Erklärungen

bestimmter Strukturmuster und ihrer Veränderungen erarbeitet werdsn' kann

man hoffen, sich allmählich auch an eine fundierte Beantwortung der Frage

nach möglichen Verselbständigungslendenzen des Forschungssystems heran-

zutasten.
In diesem einleitenden Kapitel wollen wir im nächsten Abschnitt die

bisher nur in ihrer forschungspolitischen Relevanz umrissene Fragestellung

unserer Untersuchung genauer formuliorEn. Daraus wird sich auch deron

gesellschaftstheoretische Relevanz im Rahmen einer Theorie gesellschaftlichen

St.uktu.o'uodels ergeben. Der darauf folgende Abschnitt expliziert dann den

generellen akteurthooretischen BezugSrahmsn, den wir unserer Untersuchung
zugundelegen wollen. Im Anschlup daran erläutern wir schlieplich uruieren

konkreten empirischen Gegenstand und unser methodisches Vorgehen.

1 Dle gesellschaftstheoretische Fragestellung: Strukturentwicklungen
im Forschungssystem

Zusammenhtinge zwischen den Strukturen gesellschaft licher Teilsysteme und

deren Steuerbarkeit von aupen - vor allem durch die Politik - sind ein

zentrales Thema von Theoien geseltschafilicher Differenzierung.Die diesbezüg-

lichen Diskussionen werden gegenwihtig durch dio vor allem von Niklas

Luhmann ausgearbeitete systemtheoretische Penpeldive auf gesellschaftliche

Differenzierung beherrscht. In dieser Variante ist eine theoretische Argumen-

tation entwickelt worden, die sich wie folgt charakterisieren läBt (vgl. Luh-
ma.n 1981, 1983, 1986, 1988):

- Gesellschaftliche Teilsysteme sind Kor?, munikationssysterna. In der moder-

nen, funktional differenzierten Gesellschaft konstituieren sich die Teilsy-

steme über einen selbstreferentiell angelegten binären Code, dem sämtli-

che Kommunikationen unterworfen werden. Wissenschaftliche Forschung

z.B. orientiert sich demzufolge am Wahrheitscode, im Untorschied zum

Machtcode der Politik. Die Spezifikation der für sich genommen inhalts-
leeren Codes erfolgt über Programme: Theorien in der p615s[ung, politi-
sche Programme - etwa von Parteien - in der Politik. Die moderne

Gesellschaft ist dann als Gesamtheit nur noch ein Ensemble inkommensu'
rabler Ko--unikationszusammenhänge.
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- Der Wandel dieser die verschiedenen gesellschaftlichen Teilsysteme kon-
stihrierenden Kommunikationsstrukturen erfol$ evolutiondr. durch Vorgän-
ge der Variation, Selektion und Stabilisation von Kommunikationen
(vgl. Luhmann L976; 1978). Das Variationspotential gesellschaftlicher
Kommunikation ist in der Struktur der Sprache angelegt: in der Möglich-
keit, jeglichen Sinn zu negieren. Selektionsmechanismen gesellschaftlicher
Evolution sind vor allem die generalisierten Kommunikationsmedien wie
Macht, Geld oder Wahrheit, Die Stabilisierbarkeit positiv selektierter
Variationen bemiBt sich schlieBlich an deren Einfiigbarkeit in bestehende
Strukturen gesellschaftlicher Differenzierung.a Da die Variation letztlich
vom zufälligen Auftreten unerwarteter Kommunikationen abhängt, sind
diese Wandlungsvorgänge nur in sehr eingeschränktem MaBe strukturell
determiniert. Allenfalls sorgen bestimmte strukturelle Bedingungen dafür,
daB Variationen seltener oder häufiger sind.

- Eine von auBen eingreifende - etwa politisdhe - Steuerung der Entwick-
lung eines gesellschaftlichen Teilsystems sieht sich einem intransparenten
und resistenten teilsystemßchen Operationsmodus gegenüber. Die das For-
schungssystem ausmachenden Wahrheitskommunikationen sind daher für
politische Kommunikationen als solche niemals nachvollziehbar und auch
nicht gezielt beeinfluBbar, sondern nur in unabwägbarer Weise störbar
und zerstörbar. Während Luhmann demzufolge intersystemische Steuerung
allenfalls als in modernen Gesellschaften anzutreffende Hybris und lllusi-
on abtut, sehen Hetnut Willke und Gunter Teubner zumindest Möglich-
keiten einer politischen "Kontextsteuerung" anderer gesellschaftlicher
Teilsysteme (vgl. Willke 1983, 1.984, L987; Teubner/ Willke 1984; Teubner
L989: 81.-I?2), die sich auf eine "Konditionierung der Selbststeuerung"
(Willke t987: 6) von Teilsystemen beschränkt.

Diese - hier nur sehr gerafft dargestellte - Argumentation ist in sich
durchaus logisch schlüssig aufgebaut; die Frage ist allerdings, ob man damit
dem Anspruch, Realphänomene in Gegenwartsgesellschaften adäquat analy-
sieren zu können, gerecht werden kann. Wird eine theoretische Perspektive,
die bezüglich der uns hier interessierenden Fragestellung lEtztlich auf den
eindimensionalen Zusammelfo ang zwischen der evolutiontiren Ausdifferenzie-
rung selbstreferentieller Kommunikationscodes und der Verselbständigung
dadurch konstituierter gesellschaftlicher Teilsysteme gegenüber externer

4 Neben diesen generellen evolutionären Mechanismen auf der Ebene des Gesellschaftssy-
stems gibt es auch jeweils teilqntemspezifische Variations-, Selektions- und Stabilisa-
tionsmechanismen - dazu siehe am Fall des Rechtssystems Luhmann (1970), Teubner
(1989: 61-80).
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Steuerung reduziert ist, der empirischen vielfalt von strukturentwicklungen
gesellschaftlicher Teilsysteme und darin angelegter chancen und Grenzen
politischer steuerung gerecht? Die Zweifel daran haben zu weitreichenden
Modifikationen und Anreicherungen des differenzierungstheoretischen In-
strumentariums im Rahmen einer umfassender angele gten Theorieperspektive
zur Analyse gesellschaftlichen Strukturwandels gefrihrt (vgl. Maptz 1988).

Ausgangspunkt dafür ist die Einsicht, dap die strukturen gesellschaftli-
cher Teilsysteme nicht zureichend erfaBt werden, we.n man sich lediglich
auf die in codes, Programmen und semantiken verkörperteß generutisierten
sinnhaften oientierungen teilsystemischen Handelns beschränkt. Im einzelnen
weist das Forschungssystom - um sogleich das uns interessiersnde Teilsystem
anzuführen - eine vielzahl weiterer strukturelemente auf, die Forschungshan-
deln prägen. vergegenwärtigt man sich die systemstruktur wissenschaftlicher
Forschung als eine Mehrebenenstruktur, erkennt man etwa: Interaktionsstruk-
turen in Laboratorien oder in wissenschaftlichen Diskussionen; Gruppenstruk-
turen in Projekten oder Forsch'ngseinrichtungen; interpersonelle Netaverk-
strukturen in intra- oder interdisziplinären Gemeinschaften oder den soge-
nannten "Hybridgemeinschaften" aus wissenschaftlern, Nutzern und politi-
kern; formale organisationsstrukturen von Forschungseinrichtungen; interor-
ganisatorische Netaverkstrukturen, die Forschrrngssiffigftlrrngen, forschtrngs-
politische Instanzen und Leistrrngsabnehmer - z.B. unternehmen - unfassen
können. Diese Aufztihlung, obwohl auf den einzelnen Ebenen keineswegs
erschöpfend, macht bereits deutlich, was dem systemtheoretischen Blick
entgeht: der "Gebildecharakter" (Maptz 1988: 21) gesellschaftlicher Teilsy-
steme, dessen man erst dann gewahr wird, wenn manAkteure als analytische
Einheiten einfiihrt. Die struktur eines gesellschaftlichen Teilsystems wird
demzufolge als aus zwei gleichermaBen konstitutiven strukturdimensionen
bestehend konzipiert: aus der Dimension teilsystemspezifischer sinnhafter
orientierungen und aus der Dimension teilsystemspezifischer Kategoien von
Akteure4 und deren Konstellationen.s Die teilsystemspezifischen Akteurkatego-
rien sind für individuelle Akteure als spezialisierte Rollen - im Forschungiy-
stem etwa die Rolle des Forschers oder die des Herausgebers einer Fach-
zeitschrift - und ftir kollektive Akteure als formale organisationen - etwa
als Forschungseinrichtungen - ausgeformt.

unsere untersuchung der strukturentwicklungen des Forschungssystems
wird sich auf die Ebene formaler organisationen vnd ihrer Beziehrr"gen
untereinander konzentrieren. Damit soll keineswegs die Bedeutung der anäe-
ren oben genennten Strukturebenen gelerrgmet werden. Zweifellos ist richtig,

5 Siehe dazu auch Schimank (1988a: 183-194) am Beispiel des Sports.
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daB letztlich einzelne Forscher und Gruppen von Forschern, aber nicht

Forschungseinrichtungen forschen; ebenso richtig ist, dap dies im Rahmen

der wissenschaftliche Forschung auszeichnenden generalisierten sinnhaften

Orientierungen wie etwa dem curiositas-Motiv oder der Norm intersubjekti-

ver Überp.üfbarkeit von Forschungsergebnissen geschieht.o Dennoch sind

formale örganisationen ein nicht mehr wegzudenkender Bestandteil des

ForschungSJystems wie der anderen gesellschaftlichen Teilsysteme auch:7

- Sie sind erstens ein Mechanismus der Stabilisierung von wechselseitigen

Envarfiingen, der gerade angesichts der Gewagtheit vieler teilsystemischer

Handlungsorientierungen den Rolle"-echanismus ergänzen mup (vgl.

Luhmann L987: a0-4a). organisationen operationalisieren in den von

ihnen a.ufgebauten formalisierten Erwartungsstrukturen die generalisier-

ten sinnhäft en Orientierungen desj enigen gesellschaftlichen Teilsystems,

in dem sie angesiedelt sind, fiu das alltägliche Handeln und sorgen

zugleich dafür, dap die handelnden Individuen sich als Organisationsmit-
glieder auch daran halten.

- örganisationen sind areitens jedoch nicht nur die Hüter der jeweils

teilsystemspezifischen Handlungsorientierungen, sondern können in ihren

Erwartungsstrukturen auch teilsystemfremde Handlungsorientierungen

in ein gesellschaftliches Teilsystem hereinholen und für bestimmte indivi-

duelle Akteure und Situationen verbindlich machen. Dadurch sind Orga-

nisationen wichtige Mechanismen intersystemischer Integration - so etwa,

wenn die Lsilrrng einer Forschungseinrichtung politische oder wirtschaftli-
che Kriterien berücksichtigen muB.

- Formale Organisationen sind drittens soziale Träger technßcher Infrastruk'
turen der gesellschaftlichen Teilsysteme. So sind Organisationen im For-
schungssystem u.a. historisch um Bibliotheken herum entstanden, die in
Form-von Büchern die nur kollektiv nutzbare Informationstochnologie

der Forschung bereitstellen (vgl. Stichweh 1988: 57). Seit dem letzten

Jahrhundert setzen die immer aufwendiger gewordenen Apparaturen der

Forschung organisationen in Form von Laboratorien voraus. sobald

technische Infrastrukturen teilsystemischen Handelns ein bestimmtes Map

6 Diese beiden Strukturebenen sindbislangdie hauptsächlichen Gegenständewissenschaftsso'

ziologischer Unte$uchungen gewesen. Siehe dazu die einschlägigen Uberblickdarstellungen
uon Barnes (1969), Weingatt (lyn, 19?4), Spiegel'Rösing (193)' Bühl (194)' Mulkay

(1980), Bames/ Btge (1982), Ihorr-C.etina/ Mulkay (1983), BonF/ Hartmann (1985)' Zuk'
kerman (1988).

7 Siehe dazu auch Perrow (1989).
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an Gröpe und Komplexität überschreiten, eravingt deren kontinuierliche
Bereitstellung Organisationsbildu'g.

- Viertens sind formale Organisationen Mechanismen det kolleloiven For-
rnierung und Durchsetzung von gemeinsamen Interessen individueller Ak-
teure in gesellschaftlichen Teilsystemen geworden: korporative Akteure.s
Gerade durch die Tatsache, dap sich in modernen Gesollschaften das
politische System von bloBer Herrschaftsausübung auf wohlfahrtsstaatliche
Leistungsproduktion für immer mehr Gesellschaftsbereiche umgestellt hat,
ist eine darauf reagierende Organisationsbildung - am deutlichsten ables-
bar an den Verbänden - in den entsprechenden Teilsystemen hervorgeru-
fen worden: teils zur kollektiven Abwehr politischer Mapnahmen durch
die davon Betroffenen, teils zur Artikulation und Vertretung von Forde-
rungen nach politischen Mapnahmen.

- Fünftens sind Organisationen in den verschiedenen gesellschaftlichen
Teilsystemen auch oftmals durch politische MaBnahrnen geschffin wor-
den, weil das politische System gewissermaBen Zugriffspunkte auf teilsy-
stemisches Handeln braucht und formale Organisationen als solche "Brü&-
kenköpfe" häufig am geeignetsten sind.e Staatliche Verwaltungen haben
als formale Organisationen gewissermaBen eine Neigung dazu, möglichst
mit ihresgleichen, also mit anderen formalen Organisationen, zu verkehren
(vgl. Klitzsch 1986). Im Vergleich zu individuellem Handeln ist organisa-
torisches Handeln zumeist durch sine gröpere Unpersönlichkeit, Routini-
siertheit, VerläBlichkeit gekennzeichnet; und ein Akteur mit einem sol-
chen Handlungsstil präferiert ein ebenso auftretendes Gegenüber.lo

Diese hier nicht weiter zu vertiefenden Sachverhalte zeigen jedenfalls,
daB formale Organisationen sowohl zu den wichtigon Strukturen, die das
Handeln in einem bestimmten gesellschaftlichen Teilsystem prägen, als auch
zu den wichtigen Akteuren gehören, die die Teilsystemstrukturen - ein-
schlieplich sich selbst - hervorbringen gnd immsr wieder verändern. Genau
dieser "Doppelcharakter" formaler Organisationen ist es, der die organisatori-
sche und interorganisatorische Analyseebene ftir u'rsere Fragestellung nach
Strukturwandlungen des Forschungssystems so attraktiv macht.

8 Dies ist besonders von C-oleman (1974) und, daran anschtieBend, von Vanberg (1982,
1983) herausgestellt worden,

9 Die Entwicklung des deutschen Gesundheitsslntems bietet hierfür Beispiele (vgl. Maynty'
Rosewitz 1988).

10 Was sich besonders drastisch immer wieder an den Schwierig!rciten von Verwaltungen
mit Bürgcrinitiativen zeigt,
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Eine der auf dieser Analyseebene angesiedelten uns interessierenden
Strukturkomponenten des Forschungssystems ist die Differenzierung von For-
schungstypen Die wachsenden, zugleich aber ungleichartigen auBerwissen-
schaftlichen Leistungsanforderungen gegenüber dem Forschungssystem haben
dazu geführt, dap sich neben der anwendungsfernen akademischen Grundla-
genforschung weitere Typen von Forschung etabliert haben: z.B. die staatli-
che Ressortforschung oder die Industrieforschung. Ein Forschungstypus
bestimmt sich dabei durch eine jeweils charakteristische Kombination sinn-
hafter Orientierungen und sozialstruktureller Einbettungen.lr So ist etwa die
akademische Grundlagenforschung primär an Theoriefortschritten orientiert,
und die prim?iren Bezugsakteure solcher Grundlagenforscher sind die ande-
ren Mitglieder der jeweiligen disziplinären oder subdisziplinären scientific
communities. Im Unterschied dazu ist die Industrieforschung primär an
technischen Innovationen von Produkten und Produktionsverfahren orientiert,
und die primären Bezugsakteure der Forschungsabteilung eines Unterneh-
mens sind andere Unternehmensabteilungen und die Kunden des betreffen-
den Unternehmens. Wir werden bezüglich dieser Strukturkomponente des
Forschungssystems vor allem der Frage nachgehen, welche Forschungstlpen
zu welchem Zeitpunkt entstanden sind, und welche Ursachen es jeweils
dafür gab.

Die Differenzierung von Forschungstypen steht in engem Zusammenhang
mit der institutionellen Differenzientng des Forschungssystems in gogeneinan-
der abgegrenzte Gruppen von Forschungseinrichtungen. So findet z.B. akade-
mische Grundlagenforschung an Hochschulen, Industrieforschung hingegen
in unternehmenseigenen Forschungsabteilungen statt. Dies sind zwei institu-
tionelle re11ings, die sich in zahlreichen, hier noch nicht näher auszufüüren-
den Merkmalen voneinander untsrscheiden. Doch schon ein oberflächlicher
Blick auf die Forschungslandschaft der Bundesrepublik zeigt, dap es auf
der einen Seite neben den Hochschulen noch weitere Gruppen von For-
schungseinrichtungen gibt, die anwendungsferne akademische Grundlagen-
forschung betreiben - vor allem die Max-Planck-Gesellschaft (MPG). Auf
der anderen Seite entspricht nicht die Gesamtheit der institutionell an Hoch-
schulen angesiedelten Forschuugeu diesem Forschungstypus; auch Hochschul-
forschung kann nicht bloB sporadisch, sondern dauerhaft und gezielt anwen-
dungsbezogen sein. Solche Beobachtungen weisen darauf hin, dap es neben
der Differenzierungvon Forschungstypenweitere Determinanten institutionel-

t1 Siehe auch Lundgreen u.a. (1986: t7-26), die allerdings eine für unsere Zwecke zu verein.
fachte analytische Klassifikation von Forschungst)?en voruchlagen.
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ler Differenzierung geben mup. Wir werden danach fragen, welcher Art
diese Determinanten sind.

In einigen, aber nicht allen der institutionell differenzierten Gruppen von
Forschungseinrichtungen ist es zu einer Differenzierung von Selbstoryanisati-
onsinstanzen gekommen - also von gruppenbezogenen Verbänden oder Koor-
dinations- und Regulierungsgremien. So gibt es etwa als Selbstorganisations-
iustanz der Hochschulen bekanntlich die Westdeutsche Rektorenkonferenz
(WRK), während im Sektor der Industrieforschung etwas entsprechendes
fehlt. Vergleicht man die WRK mit der MPG als Trägergesellschaft, so wird
ein weiterer wichtiger Unterschied sichtbar: Während erstere nachträglich
aus der freiwilligen Initiative der betreffenden Gruppe von Forscfurrngsein-
richtungen hervorging, war letztere eine von vornherein politisch gewollte
und auferlegte Selbstorganisationsinstanz. Zu fragen ist angesichts solcher
Beispiele also zum einen, unter welchen Bedingungen sich in einer Gruppe
von Forschungseinrichtungen überhaupt eine Selbstorganisationsinstanz aus-
differenziert; zum anderen ist zu kldren, wann die Antriebskräfte dazu "von
unten" und wann sie "von oben" kommen.

Mit der institutionellen Differenzislung und der Differenzierung von
Forschungstlpen glng weiterhin erne Dffirenzierung von Konstellationen der
Ressourcenakquisition einher. Die verschiedenen Gruppen von Forschungsein-
richtungen können, zum Teil auch durch den Tlpus der von ihnen betriebe-
nen Forschungen bedingt, in unterschiedlichem MaBe finanzielle und perso-
nelle Ressourcen akquirieren. So wird z.B. eine staatliche Ressortforschungs-
einrichtung, die stets einem bestimmten Ministerium zugeordnet ist, entspre-
chend den Entscheidungen dieses Ministeriums mit Ressourcen ausgestattet,
so daB dessen Einschätzungen ihres Finanz- und Personalbedarfs im Kontext
der anderen Ressortprioritäten ausschlaggebend sind; diese Einschätzungen
sind wiederum dadurch geprägt, welche Leistungen das Ministerirrm von
der Einrichtung erwartet. Die MPG wird demgegenüber vom Bund und allen
Bundesländern nach einem festliegenden Verteilungsschltissel finanziert,
wobei die Geldgeber sich untereinander über die Höhe der zur Verfügung
gestellten Ressourcen einigen müssen; weiterhin sind mit der Bereitstellung
finnnzieller und personeller Ressourcen - in Form von Planstellen - ftir die
MPG nur sehr geringe Einwirkungsmöglichkeiten auf deren Forschungsthe-
men verbunden. Diese beiden hier beispielhaft herausgegriffenen Modi der
Ressourcenakquisition schaffen für beide Gruppen von Forschungseinrichtun-
gen unterschiedliche Möglichkeiten der Besitzstandswahrung und des Wachs-
tums. Dementsprechend ist hinsichtlich dieser Strukturkomponente des For-
schungssystems danach zu fragen, welche unterschiedlichen Konstellationen
der Ressourcenakquisition es überhaupt gibt, und welche Auswirkungen diese
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auf die Ressourcenentwicklung der verschiedenen Gruppen von Einrichtun-
gen haben.

Die bis jetzt benannten vier Strukturkomponenten haben allesamt Konse-
quenzen für die forschungspolitische Steuerbarkeit der verschiedenen Grup-
pen vou Forschungseinrichtungen. Man kann eine Dffirenzierung von for-
schungspolitischen Steuerungskonstellationen erwarten. Beispielsweise ist die
institutionelle Anbindung der staatlichen Ressortforschungseinrichtungen
an ihre jeweiligen Ministerien damit verbunden, daB diese oine Weisungsbe-
fugnis darüber haben, zu welchen Themen die Einrichtungen forschen. Ein
Vergleich mit der hohen Autonomie der Hochschulforschung gegenüber
forschungspolitischen Zugiffen macht schlaglichtartig klar, wie grop die
Spannbreite von Steuerungskonstellationen offenbar ist. Auch hinsichtlich
dieser Strukturkomponente des Forschungssystems gilt es zunächst aufzuklä-
ren, wie überhaupt die empirische Varianz der Merkmalsausprägung beschaf-
fen ist; sodann soll den Auswirkungen der jeweils vorfindbaren Konstellatio-
nen auf die forschungspolitische Steuerbarkeit der betreffenden Gruppen
von Einrichtungen nachgegangen werden.

Die StrukturentwicHung im deutschen Forschungssystem hinsichtlich
dieser firnf analytisch unterscheidbaren Aspekte muB zunächst in ihrer empi-
rischen Mannigfaltiglceit nachgezeichnet werden. Allein dies ist, wie noch
deutlich werden wird, eine schwierige Aufgabe, da hier nur auf wenige
Vorarbeiten zurückgegriffen werden kann, Dies ist jedoch erst die Grundla-
ge für zwei darauf aufbauende, einander ergänzsnds theoretische Schritte.
Zum einen wollen wir in einer theoretisch integrierenden Zusammenschau
der empirischen Vielfalt Strukturmuster und darin sich manifestierende ,Enf-

wicklungstendenzen des Forschungssystems herausarbeiten, Zttm anderen
wollen wir die kausalen Mechanismen, wie sie sich in den ProzeBlogiken

zeigen, die den empirisch konstatierbaren Ennricklungen zugrundeliegen,
identifizieren.

Unsere Zielsetzungbesteht also darin, generalisierbare Muster der Struk-
turentwicklung eines gesellschaftlichen Teilsystems und die zugrundeliegenden
ProzeBlogiken zu entdecken. Systemtheoretische Analysen gesellschaftlicher
Differenzierung stellen derartige, auf Strukturen formal organisierter Akteure
und ihrer Konstellationen bezogene Fragen nicht. Doch nur wenn solche
Strukturen konzeptionell angesprochen und empirisch erhoben werden, kann
man sich eine Vorstellung vom "Gebildecharakter" eines gesellschaftlichen
Teilsystems - hier: des Forschungssystems - machen. Man kann sich natürlich
darauf beschränken, gesellschaftliche Teilsysteme als Kom-unikationszusam-
menhänge aufzufassen, also lediglich die goneralisierten sinnhaften Orientie-
rungen als Systemstrukturen in den Blick zu nehmen. Dann sollte man aller-
dings nicht beanspruchen, aus einer so verengten Betrachtung weitreichende
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und verläBliche Aussagen über Strukturentwicklungen eines Teilsystems zu
gewinnen. Fär die Erklärung der Stabilität oder Veränderung von Kommuni-
kationsstrukturen - Codes, Programmen, Semantiken - mag ein aus der
neodarwinistischen Evolutionstheorie überno--enes Modell des Zusammen-
spiels von Variations-, Selektions- und Stabilisationsmechanismon noch par-
tielle Evidenzen beanspruchen können. Begreift nril1 xllsldings die Struktu-
ren gesellschaftlicher Teilsysteme in dem hier verstandenen, erheblich erwei-
terten $inn, greift das systemthsoretische Evolutionsmodell nicht mehr. Statt
dessen bietet sich konzoptionell der Rekurs auf einen akteurtheoretischen
Bezugsrahmen an.

Im Rahmen der Theorie gesellschaftlicher Differenzierung hat insbesonde-
re Dietrich Rüschemeyer wiederholt programmatisch darauf hingewiesen,
in welch starkem MaBe Differenzierungsvorgänge das Ergebnis von Macht-
auseinandersetzungen zwischen gesellschaftlichen Akteuren sind (vgl. Rü-
schemeyer L977, L986).12 Erweitert man diese Blickrichtung, gelangt man
zu der theoretischen Prämisse: Interessenlagen, EinfluBpotentiale und Kon-
stellationen von Akteuren sind die entscheidenden Erklänrngsgröpen füLr

gesellschaftliche Strukturentwicklungen (vgl. auch Schimank 1985). Dieser
Prämisse entsprechend wollen wir nun einen akteurtheoretischen Bezugsrah-
men vorstellen, also unsere theoretischen Kategorien zur Erfassung der
empirischen Wirklichkeit explizieren.

2 DerakteurtheoretlscheBezugsrahmen

Der Erklärrngsgegenstand unseres Bezugsrahmens sind Strulcturdynamiken.
Als Strukturdynamik soll der Sachverhalt bezeichnet werden, daB die Repro-
duktion von sozialen Strukturen über Zeit niemals als statisch, als bloBes
"Sein" zu begreifen, sondern stets ein Vorgang ein "Werden" ist. Dies ist
unmittelbar augenfällig, sofern es um den Aufbau noch nicht existenter oder
um die Veränderung bereits bestehender Strukturen geht. Doch auch die

12 Die Analpen Max Webers und Norbert Elias' lassen sich als exemplarische Verdeutli-
chungen eines solchen akteurtheoretischen Erklärungsmodells lesen. Unter den Diffe-
renzierungstheoretikern im engeren Sinne ist Shmuel Eisenstadt derjenige, der Diffe-
renzierungworgänge auf Akteure - insbesondere dasWechselspielzwischen gesellschaftlichen
Eliten - zurückführt (vgl. Eisenstadt 7963; l9&), Auch der neuerdings propagierte rNeo-

funktionalismusn, eine bis jetzt noch sehr heterogene theoretische Richtung, rliumt Akteurcn
einen gröperen konzeptionellen Stellenwert als der traditionelle rystemtheoretische Funktio-
nalismus ein (vgl, Alexander 1985),
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identische Reproduktion von Strukturen über Zeit ist in dem Sinne dyna-
misch, als diese Reproduktion so vor sich geht, daB gesellschaftliche Akteure
entsprechend den jeweiligen strukturellen Vorgaben handeln und in diesem
Handeln immer wieder diese Vorgaben bestätigen und festigen.ls

Ausgeheud davon, daB gesellschaftliche Strukturierung - der Aufbau, die
Erhaltung und die Veränderung gesellschaftlicher Strukturen - das Produkt
gesellschaftlicheu. Handelns ist, ka"" man zwei Struktu6elrrngsmodi unter-
scheiden: intentionale und nicht-intentionale gesellschaftliche Strukturiertrng.
Ein Teil der gesellschaftlichen Strukturierung ftndet nicht-intentional statt.
Gesellschaftliche Akteure handeln, durch Routinon, Normen, Traditionen,
Gefühle oder Interessen bsstimmt, und dieses Handeln hat Struktureffekte,
die auperhalb des Horizontes der Akteure bleiben, jedenfalls beim Handeln
nicht im Zentrum fürer Aufmerksamkeit stehen. Im nachhinein mögon die
betreffenden Akteure bemerken, daB sie mit ihrem Handeln bestimmte
gesellschaftliche Strukturen aufgebaut, erhalten oder verändert haben; die
Akteure mögen sich sogar darüber im klaren sein, dap jede ihrer Handlun-
gen irgendeinen - oftmals natürlich nur winzigen - Struktureffekt hat. Den-
noch bleibt der Sachverhalt bestehen, daB die Aufmerksamkeit gesellschaftli-
cher Akteure zumeist nicht auf solche Struktureffekte gerichtet ist, so daB
gesellschaftliche Strukturierung zwar Effekt, aber nicht Ziel ihrer Handlungen
ist.

Ein Teil der gesellschaftlichen Strukturierrrng verläuft demgegenüber in
dem Sinne intentional, daB die jeweiligen Akteure sich den Aufbau, die
Erhaltung oder die Veränderung bestimmter Strukturen zum Ziel füres
Handelns setzen. Dies gilt zweifellos in besonderem MaBe für die uns zen-
tral interessierenden forschungspolitisch involvierten korporativen Akteure
innerhalb und auBerhalb des Forschungssystems, in deren Aufgabenfestlegun-
gen der Bezug auf gesellschaftliche Strukturierung explizit vorfindbar ist.
Eine intentionale Strukturierung gewinnt insbesondere in der Moderne als

"Planung" oder "Steuerung" gesellschaftlicher Vorgänge an Prominenz, weil
die neuzeitliche Sozialphilosophie und ihre Popularisierung den Tatbestand,
dap sämtliche gesellschaftlichen Strukturen nichts anderes als das Produkt
gesellschaftlichen Handelns sind, allgemein publik gemacht hat. So können
nicht nur Staatsmänner wie Solon, sondern auch viele andere gesellschaftli-
che Akteure auf die Idee kommen und praktisch versuchen, den für sie
relevanten strukturellen Kontsxt in Richtung auf erhöhte Chancen der eige-

13 Besonders Anthony Giddens betont diesen Sachverhalt in scinem Konzept der "struc-
turationn als rekursiver Verknüpfung von Handeln auf der einen und Strukturreproduktion
auf der anderen Seite (vgl. Giddens 1984).
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nen Interessenrealisierung zu verbessern. Bis dahin überwiegend "blinde"
gesellschaftliche Strukturierung geht in Versuche intentionaler Gesellschafts-
steuerung über.

Jeder Akteur, der beabsichtigt, zielgerichtet auf ein bestimmtes gesell-
schaftliches Strukturelement einzuwirken, sieht sich mit anderen Akteuren
konfrontiert, die auf die eine oder andere Weise fördernd, ermöglichend,
erschwerend oder verhindernd für dieses Handlungsziel relevant werden.
Jedes Vorhaben intentionaler gesellschaftlicher Strukturierung hebt also
sogleich bestimmte Interdependenzbeziehungen zwischen Akteuren ins Be-
wuBtsein - und damit das Problem, unter Bedingungen wie Kooperations-
oder Konsenserfordernissen, Konkuwenzzwängen, Interessenkonflikten u.ä.
dennoch zielorientiert zu handeln. Im Ergebnis laufen solche Interdepen-
denzbeziehungen häufig darauf hinaus, dap die tatsächlichen Struktureffekte
des im Zusammenhang mit dem Handeln anderer erfolgenden Handelns
eines Akteurs, gemessen an den angestrebten Struktureffekten, zu einem
geringeren oder gröBeren Teil nicht vorhergesehen werden und oftmals
unerwünscht sind; häufig sehen Akteure aber auch vorher, dap die reali-
sierbaren Struktureffekte nicht die von ihnen gewüLnschten sind, ohne durch
anderes eigenes Handeln etwas daran ändern zu können.

Die langen Debatten darüber, welcher Stellenwert intentionaler Strukturie-
rung auf der einen, nicht-intentionaler Strukturierung auf der anderen Seite
zukommt, ob also Steuerungsambitionen letztlich Realitätssinn oder Hybris
gesellschaftlicher Akteure widerspiegeln, brauchen uns an dieser Stelle nicht
weiter zu beschäftigen. Hier genügt es festzuhalten, dap in der gesellschaftli-
chen Wirklichkeit alle drei Möglichkeiten gleichermaBen vorkommen: auf
gesellschaftliche Strukturierung abzielende SteuerungsmaBnahmen, die ihr
Ziel erreichen - aber womöglich darüber hin6us, nicht-intondierte Strukturef-
fekte zeitigen; solche $fessprngsn&Bnahmsq die ihr Zel verfehlen und
nicht-intendierte Struktureffekte erzeugen; und schlieBlich, nicht zu verges-
sen, überhaupt nicht intentional auf gesellschaftliche Struktuderung abzielen-
des gesellschaftliches Handeln, das dennoch immel auch Struktureffekte hat.

Damit ist unser Bezuganr sogenannten "Mikro-Makro"-Problematik kurz
umrissen.la Unser Erklärungsgegenstand sind "Makro"-Phänomene, dio wir
aus "Mikro"-Faktoren herleiten wollen. Die "Makro"-Phänomene sind be-
stimmte Strukturen - ihr Aufbau, ihr Fortbestand oder ihr Wandel - des
Systems wissenschaftlicher Forschung. Diese Systemstrukturen wollen wir
aus dem Handeln der relevanten Akteure erklären, wobei dieses Handeln

14 siehe Lindenberg (1977), Boudon (1978), coleman (1986) und ats aktuelle Dokumen-
tation des Diskussionsstands Alexander u.a, (l9BB),
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teilweise Steuenrngsintentionen aufiveist, teilweise nicht. Unsere "Mikro"-
Variablen sind also Handlungsselektionen von Akteuren im Rah'nen be-

stimmter Akteurkonstellationen, aus denen dann kombinatorische strukturelle
Handlungseffekte hervorgehen. Dio Handlungen der Akteure wollen wir
allerdings nicht als unerklärte GröBen stehenlassen, sondern ihrerseits mit

"Makro"-Variablen, also gesellschaftlichen Strukturen, verknüpfen. Strukturen
zum Zeitpunkt to prägen die Handlungen zu diesem Zeitpunkt, aus denen

dann die Strukturen zum Zeitpunkt t' entstehen, die wiederum die Handlun-
gen zu diesem späteren Zeitpunkt prägen, usw. (vgl. Coleman 1986; Esser

L989: ?.0-27)
Sowohl die Struktur- als auch die Handl"ngsdimension Eines solchen

Erklärungszusa-- enhangs müsson theoretisch weiter spezifiziert werden.
Hierbei legen wir einen konzeptionellen Bezugsrahmen zugrunde, der Kom-
ponenten aus verschiedenen sozialwissenschaftlichen Theorietraditionen in
sich vereinigt. Wir fügen diese Komponenten zu einem akteurtheoretischen
Bezugsrahmen arsanmen, der davon ausgeht, daB gesellschaftliches Handeln

stets einer zweistufigen Determination unterliegt: Die Handlungselektion
von Akteuren findet in etnem konditionierenden strukturellen Kontext statt
(vgl. auch Franz 1986). Dieser Kontext umfapt die folgenden Komponenten:

- generalisier'te kognitive, normative und evaluative Oientierungen, die je nach

dem gesellschaftlichen Teilsystem, in dem sich ein Akteur befindet, varüe-

ren und Schemata für die Konstitution von Handlungssinn bereitstellen -
z.B. die Orientierung an Profiterzielung im Wirtschaftssystem oder an

Erkenntnissuche im Forschungssystem;rs
- generalisierte Leistungbezüge des betreffendenTeilsystems zu seiner gesell-

schaftlichen Umwelt, die zum einen spezifische Abhängigkeiten der Ak-
teure des Teilsystems von Umweltakteuren schaffen, zum anderen aber

auch die gesellschaftliche Legitimation der Ausdifferenzierung des jeweili'
gen Teilsystems sichern - so z.B. die an wissenschaftliche Erkenntnisse
gerichteten Nützlichkeitserwartungen wirtschaftlicher oder politischer
Akteure;

- institutionelle Normierungen, durch die die 362is[ungen arischen Akteu-
ren in vielfältigen Hinsichten geregelt werden - z.B. Kompetenzen, Ver'
fahren kollektiven Entscheidens oder Ge- und Verbote;

- und schlieBlich Ressourcenbasen, auf die verschiedene Akteure unter-
schiedliche Zugriffsmöglichkeiten haben, wodurch die Verfügung über

15 Diese Komponente kann aus qÄtemtheoretischen
Bezugsrahmen importiert werden (vgl. Schimank

Konzepten in einen akteurtheoretischen
1988b).
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Ressourcen wie Finanzmittel, Macht, Wissen, Prestige u.a. ungleich ver-
teilt ist, was wiederum Abhängigkeiten arischen Akteuren schaft.

Diese Strukturkomponenten können in aveierlei Weise auf Handeln
wirken: ermöglichend oder restringierend. Gegenüber einer noch immel
gelegentlich anzutreffenden vorschnellen Charakterisierung von Strukturen
als blopen Restriktionen soll betont werden, dap Strukturen ailar stets be-
stimmte llxldlrrngsmöglichkeiten ausschliepen, damit aber immer auch be-
stimmte Handlungsmöglichkeiten emchliepen, die andernfalls nicht gegeben
gewesen wären.

Geprägt von dieser - negativen und positiven - Handlungskonditionierung
durch Orientierungen, Leistungsbezüge, Institutionen und Ressourcen nehmen
die gesellschaftlichen Akteure dann ihre lluldlungsselektion vor. Dieser
Selektionsvorgang umfaBt die Relationierung aveier Handlurgsftemponenten:
der Intentionen des Akteurs, die sich - in stark varüerenden Mischungsver-
hältnissen - aus Interessen, Normkonformität, Routinen und Emotionen
herausbilden,lo und der EinftuBpotentiale desAkteurs, also seiner Möglichkei-
ten, handelnd auf die eigene Situation einzuwirken. In den Intentionen -
dem "Wollen"l7 - und den EinftuBpotentialen - dem "Könnenurs - der einzel-
nen Akteure bündeln sich gleichsam die vielftiltigen Handlungskonditionierun-
gen, die von den verschiedenen gesellschaftlichen Strukturkomponenten
ausgehen.le Nur aus der situativen Kombination von'\ilollen" und "Können"
der verschiedenen Akteure, also aus der Konstellation von "Wollens"- und
"Könnens"-I(onstellationen,N lassen sich die strukturellen Effekte des Akteur-
handelns auf die von uns betrachteten Enwicklungsdimensionen des Sektors
erklären. Nur wenn die "Wollens"-Konstellation in eine bestimmte Rich-

16 Gegenüber engen Rational-Choice-Modellen gesellschaftlichen Handelns (vgl. Wiesenthal
1987) wird hier also davon ausgegangen, daB Eigeninteressen eines Akteurs nur einen
von mehreren Modi intentionaler Handlungsselektion darstellen. Die traditionetle so-
ziologische Rollenthcorie hat ein Handlungsmodell entworfen, dcmgemäp Akteure ihre
Handlungsselektion gemäp geltenden und sanktionierten Normen vornehmen (vgl.
Dahrendorf 1.967), Eingespielte Routinen im Sinne von {standard operating procedures"
sind, wie insbesondere Forschungen über Entscheidungshandeln zeigen, ein weiteret Modus
der Handlungsselektion (ygl. Marctr/ Simon 1958). Schlieplich kommen noch Emotionen
als vierter Modus hinzu, der auch in angeblich affektiv-neutralen Handlungskonter<ten nicht
vemachlässigt werden darf (vgl. Flam 1989; Elster 1989: 61-70).

17 Das stets das nSollenn, also die normativen Handlungsprligungen, einschliept.
18 Das ebenso stets das "Müssenn, also die constraints dcs Handelns, einschlieBt.
19 Mit dem iWollen" erfassen wir die Präferenzstrukturen, mit dem nKönnenn die Oppor-

tunitätsstrukturen def Akteure.
20 Wozu auch die Prägung des "Wollens' durch das xKönnen" bar, umgekehrt des nKön-

nens" durch das nWollen" gehört.
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tung - beispielsweise Wachstum - drängtzl und zugleich die "Könnens"-Kon-
stellation den Weg dahin freigibt, wird der jeweilige strukturelle Effekt
eintreten. Die Effekte des Handelns der Akteure auf die gesellschaftlichen

Strukturen sind also stets kombinatorischer Art. Lediglich in seltenen Fällen
bewirkt das Handeln eines einzelnen Akteurs etwas allein diesem zurechen-

bares. Fast alle Handlungseffekte haben eine mehr oder weniger groBe

Anzahl von Urhebern, wobei die Art und Weise der Kombination höchst

unterschiedlich sein kann - von vergleichsweise einfachen Aggregationen über
koinzidentielle Effekte bis hin zu "perversen Effekten" (vgl. Boudon 1978).

Auf das gesellschaftstheoretische Problem der Erklärung von Vorgängen
gesellschaftlicher Strukturierung eröffnet dieser akteurtheoretische Bezugsrah-
men eine Perspektive, die vielleicht am treffendsten als "ökologisch" charakte-
risiert werden kann. Vor allem in sozialwissenschaftlichen Analysen organisa-
torischen Handelns wird seit einiger Zeit versucht, die ökologische Perspekti-
ve fruchtbar zu rnachen.22 Das triffi sich zunächst mit unseren Absichten,
sind doch die relevanten Akteure unseres Untersuchungsgegenstandes zu-
meist ebenfalls Organisationen. Bei genauerem Hinsehen zeigt sich ullsldings,
dap die bisherige Nutzung der ökologischen Perspektive in der Organisati
onsforschung durch eine sehr einseitige Fixierung auf den Umweltdruck,
der auf organisatorische Akteure wirkt, und eine Ausblendung der Fähigkeit
dioser Akteure, ihrerseits intentional gestaltend - also steuernd - auf ihre
Umwelt und auf sich selbst einzuwirken, gekennzeichnet ist.

Die mittlerweile umfangreichen Forschungen zur "population ecology of
organizations" (Hannan/ Freeman t977) gehen davon aus, daB sich Organisa-
tionen als Akteure in einer gesellschaftlichen Umwelt befinden, die auf sie

einen unerbittlichen Selektionsdruck ausübt (vgl. Caroll 1984, 1988). Dement-
sprechend entscheidet in dieser Betrachtungsweise allein der strukturelle
Kontext einer Organisation darüber, ob diese sich auf Dauer zu reproduzie-
ren vermag, und wie lange dies gutgeht. Solange eine Organisation mit
ihren Intentionen und ihrem EinfluBpotential - was sich beides in ihren
eigenen Strukturen manifestiert - in den jeweiligen strukturellen Kontext
papt, ist ihr Fortbestand gesichert, und sie kann vielleicht sogar wachsen;
sobald die "goodness of fit" demgegenüber geringer wird, sinken die Überle-
benschancen der Organisation.

2t Was bekanntlich nicht heipt, dap auch nur einer der beteiligten Akteure das, was als
struktureller Effekt auftritt, intendiert hat, Es genügt, daB der Summenvektor des Kräfte-
parallelognmms der unterschiedlichen IntentionenverschiedenerAkteure in diese Richtung
weist.

22 Als generellen Ansatz zu einer nhuman ecologrn siehe vor allem Hawley (1944, 1968,

1986) sowie Micklin/ Chaldin (1984).
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In theoretischer Hinsicht fällt auf, dap diese Betrachtungsweise Organisa-
tionen als eigenständig handelnde Akteure nivelliert. Wenn die Umwelt
determiniert, obbestimmteorganisatorischeHandlungsselektionenevolutionär
prämiert oder eliminiert werden, glt: "... to understand the behaviour of
än organizstion you must understand ... the ecologSl of the organization"
(Pfeffer/ Salancik L978: L). Denn diejenigen Organisationen, dio - aus wel-
chen Grüaden auch immer - ihrem strukturellen Kontext nicht angepaBt
sind, werden über kurz oder lang verschwinden. Dies postuliert auch dic
"contingency theory" organisatorischen Handeltts (vgl. Lawrence/ Lorsch
1967) - allerdings mit dem groBen Unterschied, daB dort Organisationen
als anpassungsfsihig verstanden werden. Damit hängt es von Wahrnehmungen,
Entscheidungen und Handeln der Organisation - insbesondere ihres Ma-
nagoments - ab, ob sie die erforderliche "goodness of fit" herstellen kann
oder nicht. Die populationsökologische Organisationsforschung unterstellt
dsmgegenüber eine fundamentale "inertia" von Organisationen, die ein auf
bessere Umweltanpassung ausgerichtetes Handeln weitgehend ausschlieBt
(vgl. Hannary' Freeman 1984). Organisationen,rind in dieser 3slmsfilungswei-
se entweder umweltangepaBt, oder sie sind es nicht - sie können es jedoch
nicht durch eigene Anstrengung werden, Ebensowenig sind Organisationen,
so betrachtet, in der Lage, genelt auf ihren strukturellen Kontext einzuwir-
ken, um diesen ihren Bestands- und Wachstumsbedingungen anzupassen.
Zwar leugnen populationsökologische Betrachtungen nicht, dap das durch
den strukturellen Kontext determinierte organisatorische Handeln wiederum
auf diesen zurückwirkt. Doch diese Rückwirkungen sind genau betrachtet
durch die Organisationen nur vermittelte Wirkungen des Strukturkontextes
auf sich selbst. Den Organisationen kommt keine eigensttindige, sich tiber
Steuerungshandeln realisierende Strukturierungsfähigkeit zu - dies sind in
dieser Betrachtung nur Steuerungsillusionen des Managements.

Eine solche Deutung der ökologischen Perspektive entspricht nicht dem,
was wir darunter verstehen wollen. Empirisch liefert die populationsökologi-
sche Betrachtung bestenfalls die halbe Wahrheit.zs Unbestritten bleibt, daB

23 Zvt Kritik siehe Mc Kelvey/ Aldrich (1983), Hrebiniak/ Joyce (1985), Astley (1985),
Astley/ Fombrun (1987), Young (1988), Kieser (1989). Am ehestcn dürfte die popula-
tionsökologische Betrachtung noch die Situation von Unternehmen auf einem perfekten
Markt unter Bedingungen hoher Konkurrenz wiedergeben, obwohl selbst dann Anpassungs.
strategien einen Unterschied machen. Doch die allermeisten Strukturkontexte und Akteur-
konstellationen entsprechen ohnehin diesem ökonomischen Lehrbuchmodell auch nicht
annähernd, sondem sind - in der Sprache der Marktformenlehre (vgl, Ott 1980) - Oligopole
bnv. Oligopsone oder Monopole bzw. Monopsone auf unvollkommenen Märkten. Und
unter diesen Bedingungen ist die Relevanz der Organisationsstrategien schlecht abzustreiten.
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der strukturelle Kontext, in dem sich ein organisatorischer Akteur befindet,
dessen Handeln vorprägt: vieles überhaupt nicht und anderes nur um den
Preis der Bestandsgefährdung zuläBt, wieder anderes unterstützt oder über-
haupt erst ermöglicht. Aber: Akteure im allgemeinen und gerade organisato-
rische Akteure im besonderen sind keine bloBen Opfer ihres strukturellen
Kontextes - sie sind, wenn auch in erheblich varüerendem MaBe,2a immer
auch Täter, die ihren Kontext gemäB den eigenen Bedürfnissen zu gestalten

versuchen und dabei mindestons partie[ erfolgreich sein können. In Untersu-
chungen der Geschichte groBer amerikanischer Unternehmen hat Alfred
Chandler dies eindrucksvoll nachgezeichnet (vgl. Chandler L9A, t977). Er
stellt der "invisible hand" des Marktes, die in populationsökologischer Be-
trachtung souverän über das Schicksal von Unternehmen entscheidet, dio
"visible hand" des Unternehmensmanagements gegenüber, die die "invisible
hand" mehr oder weniger suspendieren, zumindest jedoch korrigieren kann.
Diese Befunde lassen sich auf Organisationen in anderen Gesellschaftsberei-
chen generalisieren - etwa auch auf Forschungseinrichtungen. Man kann
dann mit Karl Weick eine prinzipielle Fähigkeit aller Organisationen zum

"ennctrnent" ihres strukturellen Kontextes unterstellen (vgl. Weick 1979). Dies
kann sich in vielfältigen Formen vollziehen. Organisationen können sich
beispielsweise gezielt diversifizieren, um nicht nur von einem Umweltsegment
abhängig zu sein. Organisationen können auch versuchen, für eine bestimmte
LEistung ein Monopol zu erringen, um so die Abhängigkeit der Umwelt von
sich zu ma:rimieren. Über kartellartige Zusa"'menschlüsse können Organisn-
tionen untereinander wechselseitige Unterstützungs- und Nichtangriffspakte
schliepen. Auch die Kooptation von Repräsontanten wichtiger Umweltseg-
mente kann als organisatorische Strategie der eigonen Absicherung eingesetzt
werden. Viele weitere Formen einer strategischen Einwirkung von Organisa-
tionen auf den eigenen strukturellen Kontext lieBen sich nennen. Klar wird
jedenfalls, daB organisatorische Akteure sehr wohl dazu in der Lage sein
können, sich über eigenes Steuerungshandeln aktiv ihrem strukturellen Kon-
text anzupassen und - mehr noch - diesen den eigenen Bestands- und
Wachstumsbedürfnissen anzupassen.tu

Damit ist deutlich, in welchem Sinne wir die Alcteurökologie als Erklä-
rungsperspektive für Vorgänge gesellschaftlicher Strukturierung entwickeln

Z Siehe hierzu Ansätze zu einer Tlpenbildung bei Hrebiniak/ Joyce (1985).

25 Die Ausblendung dieses Sachverhalts in der populationsökologischen Betrachtung könnte
auf einer zu engen Ubertragung biologischer Modelle auf soziale Sachverhalte beruhen.
Von Tieren und Pflanzen unterscheiden sich Menschen eben genau dadurch, dap sie in
ihrer "Weltoffenheit' nicht nur dazu befähigt, sondem geradezu gezwungen sind, über ihre
jeweilige Situation zu reflektieren und diese handelnd mitzugestalten.



Kapitel 1 33

wollen: Eine Pluralität steuerungsfähiger Akteure handelt in einem strukturel-
len Kontext von generalisierten Handlrrngsorientierungen, Leistungsbezügen,
Institutionen und Ressourcenbasen, der einerseits Anpassung verlangt, ande-
rerseits aber auch in bestimmtem MaBe den je unterschiedlichen Bedürfuis-
sen der verschiedenen Akteure angepaBt werden kann und jedenfalls durch
darauf gerichtetes Handeln der Akteure inmer wieder verändert wird. Insge-
samt bewegt sich unsere Erklärung der identifizierten Strukturveränderungen
des Untersuchungsgegenstands also konzeptionell im Dreieckvongesellschaft-
lichen Strukturen, Akteurstrategien und Akteurkonstellationen, Jeder dieser drei
Variablenkomplexe läpt sich nur unter Rekurs auf die jeweils anderen bei-
den entschlüsseln. Die Strukturen legen die Akteurkonstellationen fest und
prägen die Strategien der einzelnen Akteure vor. Die Akteurkonstellationen
bestimmen, welche Struktureffskte die Strategien der oinzelnen Akteuro im
Zusammenhang miteinander haben; und da die Akteure das wissen, gehen -
mehr oder weniger abbildungstreue - Wahrnehmungen der Konstellationen
über Antizipationen wiederum in die Akteurstrategien ein.

3 Empirischer Untersuchungsgegenstand und methodisches Vorgehen

Empirisch läpt sich die generelle Frage nach teilsystemischen Strukturent-
wicklungen und ihren Ursachen immer nur an einem begrenzten Ausschnitt
der relevanten Phänomene studieren. Wir haben deshalb einen bestimmten
Sektor des deutschen Forschungssystems zur empirischen Untersuchrrng
ausgewählt: die staatlich ftnanzierte auBeruniversitöre Forschang. Damit werden
wir uns mit fünf Gruppen von Forschungseinricht""gen näher befassen: den
Bundesfonchwtgseinichtungen als Ressordorschungseinrichtungen des Bundes,
der bereits erwähnten MPG, der Fraunhofer-Gesellschaf (FhG), den GroBfor-
schungseinrtchtutngen und den in der sogenannten "Blauen Liste" zusammenge-
fapten Bund-Lönder-Instituten.m

DaB wir uns diesen Sektor und nicht die Hochschul- oder die Industrie-
forschung - die anderen beiden wichtigen Sektoren des deutschen For-
schungssystems - ausgewählt haben, hat zunächst den Grund, dap diese bei-
den Sektoren empirisch bereits stärker bearbeitet worden sind, wenngleiefu

26 Der Sektor umfapt darüber hinaus noch die Ressortforschungseinrichtungen der Llinder
sowie sonstige von den einzelnen Ländern getragene Forschungseinrichtungen. Diese beiden
Gruppen, die auch guantitativ die geringste Bedeutung haben, werden in unserer Untersu-
chung vor allem deshalb nicht behandelt, weil die ihnen zugeordneten Forschungseinrichtun-
gen zumeist eher regionale Bedeutung haben.
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allgemein gilt, dap die institutionelle Entwicklung bestimmter Sektoren des

F'orschungssystems trotz des Aufblühens der Wissenschaftssoziologie seit
dem Ende der sechziger Jahre kein prominentes Forschungsfeld geworden

und bislang weitgehend eine Domäne der Wissenschaftsgeschichte geblieben

ist. Zur Hochschulforschung gibt es immerhin Studien über verschiedene
nationale Hochschulsysteme, wobei allerdings nicht immsl die Forschungslei-

stungen, sondern oft auch die Ausbildungsleis$rngen der Hochschulen im
Vordergrund stehen.27 Die Industrieforschung ist wissenschaftssoziologisch
bislang vor allem in Fallstudien über einzelne Gropunternehmen und die
Organisation von deren Forschungsabteilungen behandelt wordenlz8 ein der-
zeit laufendes Projekt am Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschu"g
widmet sich, bezüglich dor Industrieforschung$ iihnlichen Fragestellungen

wie das vorliegende bezüglich der staatlich finanzierten auperuniversitären
Forschung. Zu diesem uns interessierenden Sektor gibt es bislang nur sehr

wenige wissenschaftssoziologische Arbeiten, die sich auch jeweils nur auf
Ausschnitte der Sektorentwicklung beziehen.e Auch wenn man für diesen

Sektor die gröBeren historischen Studienot sowie wissenschaftsrechtliche
Arbeitens2 heranzieht, bleibt ein noch lückenhafteres Bild als bei der Hoch-
schul- und der Industrieforschung.

Ein inhaltlicher Grund, warum der von uns ausgewählte Sektor des deut-
schen Forschungssystems für unsere Fragestellung von besonderem Interesse

zu sein verspricht, ergibt sich aus der institutionellen Konstitution dieses

Sektors. Das einleitend skizzierte, für die moderne Wissenschaft in ihrer
Gesamtheit charakteristische Spnnnungsverhältnis zwischen teilsystemischer
Verselbständigung und forschungspolitischer Steuerbarkeit manifestiert sich
mit besonderer Schärfe in der staatlich finanzierten auBeruniversitären For-
schung. Von daher dürfte dieser Sektor des deutschen Forschungssystems
auch ftir die Frage nach Zusammenhängen avischen Strukturentwicklungen
und forschungspolitischen Steuerungsbestrebungen besonders reiches empiri-

27 Für Deutschland siehe Stichweh (1982, 1984, 1989), der immer wieder auf institutionel-
le Gegebenheiten der Hochschulforschung eingeht,

28 Siehe hierzu für Deutschland etwa Zündorf/ Grunt (1982), HacV Hack (1984) und Ram-
mert (1989).

29 Bearbeiter sind Jürgen Häusler und Edgar Grande,
30 Für Deutschland sind die Untersuchung zur I'Staatsforschung" von Lundgreen u.a. (1986)

sowie die Studie von Bentele (1979) zur Bund-llinder-Verflechtung in der Forschungspolitik
die einzigen beiden Ausnahmen.

31 Hier gibt es zumindest mehrere Ausnahmen - so vor allem die Untersuchungen von
Stamm (L981), Radkau (1983) und Osietzki (1984). Neuerdings widmet sich eine Gruppe
von Historikern der Geschichte der Gropforschungseinrichtungen - siehe Meusel (1985a).

32 Siehe insbesondere Staff (1971), Flämig u.a. (1982) und Meusel (1982).
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sches Material bieten - dies vor allem auch deshalb, weil der Sektor, wie
bereits erwähnt, sehr unterschiedliche Gruppen von Forschungsoinrichtungen
umfaBt, so daB immer wieder Vergleiche möglich sein werden und die
Diversität der Lösungen für eine im Kern gleiche Problematik sichtbar wer-
den könnte.

Die verschiedenen Gruppen von Forschungseinrichtungen des Sektors
unterscheiden sich in vielen Strukturmerkmalen stark voneinander - z.B.
hinsichtlich GröFe, Alter, Forschungsgebieten, Beziehungen zu anderen For-
schungseinrichtungen, Finanzierungsmodus, Steuerung durchstaatliche Instan-
zen und Bezug zu auBerwissenschaftlichen Adressaten der Forschung. Ihre
Gemeinsamkeit besteht demgegenüber in einer doppelten Negation. Es han-
delt sich erstens um Forschungseinrichtungen, die eine staatliche institutionel-
le Finanzieru"g erhalten. Das grenzt diese Einrichtungen von der industriel-
len Forschung und von ko--erziellen Forschungseinrichtungen ab, die staat-
liche Gelder, falls überhaupt, nur als Projektfinanzjgsgllg beko-'nen. Zwei-
tens kombinieren diese Einrichtungen Forschungsaktivitäten nicht mit Ausbil-
d'rngsleistungen. Dadurch unterschieden sich die Einrichtungen von der
Hochschulforschung. FaBt man beide Merkmale zusammen, kann man von
der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung sprechen. Eine solche
Bestimmung dieses institutionellen Sektors erscheint auf den ersten Blick
als eine Abgrenzung, die mit Hilfe rein analytischer, durch den soziologi-
schen Beobachter gleichsam "von aupen" an die gesellschaftliche Wirklichkeit
herangetragener Kriterien gewonnen worden ist. Das Gegenteil ist jedoch
der Fall. Unsere Betrachtung der Genese und weiteren Entwicklung der
verschiedenen Forschungseinrichtungen des Sektors wird zeigen, dap dieser
sich als eigenständiger Teilbereich des deutschen Forschungssystems in stark-
em MaBe unter bewuptem Rekurs der relevanten Akteure auf diese beiden
Negationen ausdifferenziert hat. Die Forscher auf der einen, die Forschungs-
politiker auf der anderen Seite haben allerdings diese Negativabgrenzungen
durchaus unterschiedlich akzentuiert. Idealtlpisch vereinfacht - die folgenden
Untersuchungen der einzelnen Gruppen von Forschungseinrichtungen werden
dies ausführlich behandeln und dabei erheblich differenzieren - kan" man
beiden Seiten in erster i,a11fis1rrng folgende Interessen unterstellen:

- Die Forscher heben an staatlich finanzierten auperuniversitären For-
schungseinrichtrrngen die Vorteilhaftigkeit eines settings hervor, das
nicht in Organisationen, die andersartige ll6dlrtngsorientierungen und
Leistungsbezüge aufiveisen, eingelagert ist. Die Hochschulforschung weist
eine sehr enge Koppelung mit 4ur6ildrrngsaufgaben auf; die Industriefor-
schung ist stark in ökonomische KalküLle des jeweiligen Unternehmens
eingebunden. Diese beiden Arten von Restriktionen sind im Falle von
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staatlich finanzierten auperuniversitären Forschungseinrichtungen nicht
gegeben; die von den Forschern angostrebten Möglichkeiten einer oryani-
satorischen Ktltivierung rein forschungsbezogener Handlungsorientierungen
könnten damit gröBer sein.

- Für die Forschungspolitik könnten staatlich finanzierte auBeruniversitäre
Forschungseinrichtungen demgegenüber primär die Möglichkeiten einer
Steuerungwissenschaftlicher Forschungauf auBewissenschaftlicheLeistungs-
bezüge erweitern. Denn die forschungspolitische Steuerung der Hochschul-
forschung ist aufgrund der hohen Autonomie der Professoren zwar kei-
neswegs gänzhch unmöglich, aber doch in verschiedenen Hinsichten
begrenzt, Das gleiche gilt aufgrund der hohen Investitionsautonomie
der Unternehmen für die Industrieforschu'g. Staatlich finanzierte auper-
universitäre Forschungseinrichtungen sind dagegen als Zuwendungsemp-
fänger steuernden Zlogiffen direkter zugänglich als Unternehmen; zudem
geniepen die Mitarbeiter dieser Forschungseiffichtrrngen auch nicht die
tradierten Privilegien von Hochschulprofessoren.

Wohlgemerkt: Dies sind keine Feststellungen darüber, wie die gesell-
schaftliche Wirklichkeit tatsächlich beschaffen war oder ist, sondern Feststel-
lungen darüber, welche Erwartungen gesellschaftliche Akteure über die
Potentialität - das, was herbeigeführt werden könnte - gesellschaftlicher
Wirklichkeit gehegt haben und hegen. Das diesen Sektor des Forschungssy-
stems kennzeichnende Spannungsverhältnis tritt jedenfalls in der idealtypi-
schen Zuspitzung sehr deutlich hervor. Wo die einen Chancen einer stärke-
ren Kultivierung der selbstreferentiellen Handlungslogik wissenschaftlicher
Forschung befreit von erzieherischen und ökonomischen Leistungsbezügen,
erblicken, sehen die anderen Chancen einer stärkeren forschungspolitischen
Steuerung wissenschaftlicher Forschung in Richtung auf die Bearbeitung von
technologischen Problemen in anderen gesellschaftlichen Teilsystemen: Auto-
nomisierungshoffnungen hier, Instrumentalisierungshoffnungen dort.

Um die Strukturmuster des Sektors sowie die deren Entwicklungen zu-
grundeliegenden ProzeBlogiken herauszuarbeiten, bedarf es, wie schon
einmal angesprochen, einer detaillierten empirischen Rekonstruktion der
Ennvicklungspfade j eder einzelnen Gruppe von Forschungseinrichtungen.
Für jede der erwähnten fünf Gruppen muB nachgezeichnet werden, wie sich
deren Strukturen in den angefuhrten Dimensionen - Typus der Forschungen,
institutionelle Trägerschaft, Selbstorganisation, finanzielle Ressourcenbasis,
forschungspolitische Steuerbarkeit - verändert oder eben nicht verändert
haben, und welche Ursachen dafür in den Akteurkonstellationen von For-
schungseinrichtungen, Adressaten in der gesellschaftlichen Umwelt des For-
schungssystems und forschungspolitischen Instanzen verantwortlich sind. Erst
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auf der Basis dieses Wissens kann man sich dann dor Frage zuwenden, was
diese Entwicklungen der einzelnen Gruppen von Forschungseinrichtungen
insgesamt für den Sektor der staatlich finanzierten auBeruniversitären For-
schung und für das Forschungssystom als ganzes bedeuten.

Methodisch impliziert ein solches Vorgehen auf der Basis unseres skiz-
zierten akteurtheoretischen Bezugsrahmens eine stärkere Nähe zu histori-
schen Untersuchungen, als dies bei soziologischen Analysen gesellschaftli-
cher Entwicklungen sonst häufig der Fall ist. Mit abstrakten Stadienmodellen
der Art, wie sie etwa in der Modernisissrrngsths6rie oder in systemtheoreti-
schen Modellen gesellschaftlicher Evolution entworfen worden sind, kom-en
wir nicht aus, wenn wir die Mechanismen der Hervorbringung struktureller
Effekte aus der Kombination von Handlungen eiuer Mehrzahl von gesell-
schaftlichen Akteuren aufdecken wollen. Wir müssen uns vielmehr - wie
Historiker - der Singularität jedes einzelnen unserer empirischen Ftille be-
wupt sein, gerade wenn wir uns - anders als die meisten Historiker - nicht
mit der narrativen Nachzeichnung singulärer Fälle begnttgen, sondern zunin-
dest für Ausschnitte der vorgefundenen Eutwicklungen generalisierbare, auch
bei anderen Fällen wiederfindbare Muster gesellschaftlicher Strukturentwick-
lung herauspräparieren wollen. Dieses Erkenntnisinteresse bedingt also einer-
seits eine gewisse Annäherung an das Vorgehen von Historikernl anderer-
seits streben wir, weil wir eben letztlich nicht an Einzelftillen als solchen
interessiert sind, auch keine möglichst lückenlose Aufdeckung der Fülle
historischer Wirklichkeit an, sondern können uns damit begnügen, die analy-
tisch abstrahierbaren Logiken von Akteurkonstellationen und strukturellen
Dpamiken zu formulieren und damit in Distanz zur Geschichtsschreibung
zu bleiben.ss

Die Quellen unserer empirischen Untersuchungen sind dabei von dreierlei
Art. Erstens greifen wir auf bereits vorhandene soziologische oder historische
Aufarbeitungen zurück, so wie es sie zumindest ftir einige Aspekte unseres
Untersuchungsgegenstandes gibt. Zweitens bedienen wir uns vorliegender
Dokumente, wie sie von den relevanten Akteuren und über sie aus bestimm-
ten Anlässen produziert worden sind. Die von uns benutzten Dokumente
habe.1 gröBtenteils öffentlichen Charakter; einige sind jedoch auch nicht ftir
die Öffentlichkeit bestimmt - z.B. Briefe odei Akten- - und können daher
teilweise von uns auch nur andeutungsweise referiert werden, weil uns eine

33 Zu den immer wieder aufkommenden Debatten über das Verhältnis von Soziologie,
Politotogie, Ökonomie auf der einen, Historie auf der anderen seite siehe etwa wäro
(1972: L43-190), Lübbe (1975), Wehter (1976), Kocka/ Nipperdey (1929), Abrams (1980;
teu).
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wörtliche Wiedergabe nicht gestattet worden ist. Drittens schlieBlich haben

wir Experteninterviews mit Personen gefil'hrt, die über bestimmte Vorgänge,

über die wir anhand der ersten beiden Arten von empirischen Materialien
nicht genug Informationen bekommen konnten, Bescheid wissen - meistens
aufgrund eigener aktiver Beteiligung. Diese Personen können wir aus ver-
ständlichon Gründen nicht immer namentlich nennen. Jede dioser Informati-
onsquellen weist bekannte, ausgiebig diskutierte Probleme auf; doch eine
Rekonstruktion historischer Vorgänge hat schlechterdings oftmals keine
anderen Quellen zur Verfügung. In gewissem Mape können Experteninter-
views oder neue Dokumente vorliegende Studien korrigieren; Experteninter-
views können Dokumente in einen Kontext stellen, der zum Verständnis
strategischer Informationsübermittlung wichtig sein ka'n; und Dokumente
können die Aussagen von Experten korrigieren. So bleibt die Hoffnung, dap
jodes dieser mängelbehafteten Erhebungsinstru'rrente empirischer Forschung

die Mängel der jeweils anderen zumindest partiell ausgleicht. DaB damit
noch immer Raum für Irrtümer und Unwissen bleibt, versteht sich freilich
von selbst.

Damit haben wir die generelle forschungspolitische und gesellschaftstheo-
retische Relevanz und die spezifische Fragestellung, den akteurtheoretischen
Bezugsrahmen, den konkreten empirischen Gegenstand und die methodische
Vorgehensweise unserer Untersuchung erläutert. Abschliepend lassen sich
noch kurz die einzelnon Schritte unserer Untersuchung vorstellen. Im
Kapitel 2 werden wir zunächst als beschreibende Überblicksdarstellung einige
empirische Informationen über das Forschungssystem der Bundesrepublik
im allgemeinen und die staatlich finanzierte auBeruniversitäre Forschung im
besonderen zusammenstellen. Das Kapitel 3 schildert dann an avei prägnan-
ten Fällen, wie dieser Sektor sich im deutschen Kaiserreich apischen der
Hochschulforschung auf der einen und der Industrieforschr''g auf der ande-
ren Soite ausdifferenziert hat. Die Kapitel 4 bis 8 bofassen sich jeweils mit
einer Gruppe von Einrichtungen der staatlich finanzierten auperuniversitären
Forschung. Die Entwicklung der jeweiligen Gruppe wird im Hinblick auf
die angesprochenen Strukturkomponenten beschrieben und erklärt. Im Kapi-
tel 9 fügen wir dann die Analysen der einzelnen Gruppen von Forschungs-
einrichtungen zu einer auf die Entwicklung des gesamten Sektors und des

deutschen Forschungssystems bezogenen Interpretation der teilsystemischen
Strukturentwicklungen zusammen.



Kapitel 2
Die staatlich flnanzlerte auperunlversltäre Forschung
im deutschen Forschungssystem: Deskriptlve Befunde

In komplexen Gegenwartsgesellschaften wie der der Bundesrepublik Deutsch-
land findet sich eine groBe Vielfalt von Forschungseinrichtungen. Die Vari-
anz von Merkmalen wie GröFe, Alter, Rechtsform, organisatorischem Auf-
bau, Fina"zierungsmodus, Personalstruktur oder Forschungstlpus ist beträcht-
lich. Dies gilt auch für den hier interessierenden Sektor des deutschen For-
schungssystems: die staatlich finanzierte auBeruniversitäre Forschung. In
diesem Kapitel sollen Strukturen und Entrvicklungstendenzen dieses Sektors
zunächst nur global beschrieben werden, um eine Wissensgrundlage zu schaf-
fen, die die in den folgenden Kapiteln ausgearbeiteten Interpretationen
voraussetzen können. Die Beschreibung kann sich allerdings nicht auf die
staatlich finanzierte auperuniversitäre Forschung beschrtinken, sondern muB
auch die anderen beiden gropen Sektoren des Forschungssystems einbezie-
hen: die Hochschul- und die Industrieforschung. Denn der Stellenwert der
staatlich finenzierten auperuniversitären Forschung im deutschen Forschungs-
system wird erst im Vergleich deutlich.

Die Beschreifoirng gliedert sich in drei Abschnitte. In einem ersten Ab-
schnitt werden das deutsche pslssfunngssystem und dessen relevante gesell-
schaftliche Umwelt in ihrer institutionellen Struktur dargestellt. Fin 2wsi1s1
Abschnitt schildert das Forschungssystem 4ls, Qanzss und die drei Sektoren
hinsichtlich ihrer institutionellen, finanzisllsn und personellen Entwicklung.
Der dritte Abschnitt konzentriert sich da"n auf die Entwicklung der staatlich
finanzierten auperuniversitären Forschung und beschreibt vergleichend die
institutionelle, finanzielle und personelle Entwicklu"g der dazu gehörenden
fünf Gruppen von Forschungseinrichtungen: Bundesforschungseinrichtnngen,
Bund-Länder-Institute, GroBforschungseinrichtungen, Max-Planck-Gesell-
schaft (MPG) und Fraunhofer-Gesellschaft (FhG),
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1 Die institutionelle Struktur des deutschen Forschungssystemsl

Das Forschungssystem der Bundesrepublik Deutschland setzt sich, wie bereits
erwähnt, im wesentlichen aus drei Sektoren zusammen: der Hochschul-, der
Industrie- und der staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschung.z

Der Hochschulselctor etablierte sich am frühesten. Ausgangspunkt einer
sich verstärkt Forschung zuwendendeq und nicht nur, wie in den Jahrhun-
derten davor, hauptsächlich auf Wissensvermittlung, also Ausbildungsleistun-
gen, ausgerichteten Hochschulentwicklung waren in Deutschland die Hum-
boldtschen Universitätsreformen am Anfang des letzten Jahrhunderts (vgl.

Ben-David L97l: L08-L38; Stichweh 1982). Neben den Universitäten wurden
im Laufe des 19. Jahrhunderts auch eine Reihe von Technischen Hochschu-
len geschaffen, die eine interne Differenz.iert"'g des Hochschulsektors dar-
stellen (vgl. Manegold 1970, L977; Albrecht 1987). Erst Anfang der siebziger

Jahre dieses Jahrhunderts kam eine weitere Gruppe von Einrichtungen,
denen der Hochschulstatus zuerkannt wurde, hnzu.Zahlreiche Fachschulen -

etwa für die Ausbildung von Sozialarbeitern - und Ingenieurschulen wurden
in Fachhochschulen umgewandelt. Im Laufe der Zeit wurde auch dort in
verstärktem Mape begonnen, Forschung zu betreiben.

Seit der Mitte des 19. Jahrhunderts hat sich, zunächst vor allem in der
chemischen, etwas später auch in der elektrotechnischen Industrie, dann die
Industrieforschung als zweiter Sektor des deutschon Forschungssystems her-
ausgebildet (vgl. Freeman L974: L5-157; Borscheid L976). Lange Zeit bauten
fast ausschlieBlich Gropunterneh-en eigene pslsgfuungsabteilungen auf. Erst
in jüngster Zeithaben auch mittlere und manche kleine Unternehmen damit
begonnen, selbst fiir die Weiterentwicklung ihrer Produkte und Produktions-
verfahren zu forschen. Neben unternehmenseigener Forschung gibt es im
Wirtschaftssystem auch Institute industrieller Gemeinschaftsforschung. Die
meisten davon wurden in Deutschland erst nach dem Zweiten Weltkrieg
gegründet (vgl. Meier 1961). Diese Institute sind vor allem eine kollektiv

L Als beschreibende Dantellungen siehe Massow (1968; 1986), Geimer/ Geimer (1981)

und Weingart (1985).

2 Das Gesamtspektrum von Forschungseinrichtungen ist damit nicht abgedeckt. So gibt es

vor allem noch kommerzielle Forschungsinstitute, die Auftragsforschung produzieren -
am bekanntesten und gröBten ist derzeit in der Bundesrepublik das Battelle-Institut,
Weiterhin sind die Forschungsinstitute zahlreicher Verbände zu nennen. Die Größenord-
nung dieser nicht zu den genannten drei Sektoren gehörenden Menge von Forschungsein-
richtungen ist mangels verfügbarer Daten nur schwer einzuschätzen, dürfte aber insgesamt

noch marginal sein,
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verfügbare Forschungsinfrastruktur ftir diej enigen Unterneh men, die keine
eigenen Forschungskapazitäten aufbauen können.

Als dritter - und hier im Mittelpunkt stehender - Sektor des deutschen
Forschungssystems entstand seit den siebziger Jahren des letzten Jahrhun-
derts die staatlich ftnanzierte auperuniversittlre Forschung. Aß eine der
ersten Einrichtungen dieser Art wurde 1887 die Physikalisch-Technische
Reichsanstalt - die heutige Physikalisch-Technische Bundesanstalt - gegrün-
det. Sie gehört zur Gruppe der staatlichen Ressortforschungseinrichtungen,
die als weisungsgebundene Forschungseinrichtungen besrimmten Bundes- oder
Landesministerien zugeordnet sind und Forschungsaufgaben übernehmen,
die sich aus den politischen Problemstellungen des Ressorts ergeben. L911
kam mit der Kaiser-Wilhelm-GEsellschaft - der heutigen MPG - eine andere
Institution der staatlich finanzierten auBeruniversittiren Forschung hinzu,
die sich heute schwerpunktmäBig solchen grundlagentheoretischen Forschun-
gen widmet, die aus verschiedenen Gründen an Hochschulen schwierig zu
institutionalisieren sind. Auch eine Reihe von heutigen Bund-Länder-Institu-
ten - auch als Einrichtungen der "Blauen Liste" beka"nt - wurden bereits
im letzten Jahrhundert gegründet. Diese weitere Gruppe von Einrichtungen
der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung, der auch Fachinfor-
mationszentren und wissenschaftliche Museen angehören, zeichnet sich nicht
durch einen besonderen Typus von Forschung aus, sondern ist ein for-
schungspolitisches Aggregat, dessen Gemeinsamkeit im Modus der institutio-
nellen Fina"zierung liegl Fast alle Bund-Länder-Institute werden je zur
Hälfte vom Bund und vom jeweiligen Sitdand finnnziert. Die 1949 gegründe-
te FhG als vierte Institution des Sektors betreibt vorranglg ingenieurwissen-
schaftliche Auftragsforschung für Unternehmen und staatliche Einrichtungen
und finanziert sich zur Hälfte durch die dabei erzielten Einnnhmen. Eine
letzte Gruppe von staatlich finsnzierten auperuniversitären pelssfuungsein-

richtungen bilden die avischen 1956 und 1983 gegrihdeten dreizehn GroB-
forschungseinrichtungen, die mit Forschung an GroBgeräten, der Entwicklung
von GroBtechnologien und der Untersuchung ftsmplexer natürlicher Systeme
befaBt sind. Gemeinsam ist allen diesen sonst sehr unterschiedlichen Grup-
pen von Forschungseinrichtungen, dap sie sich in erheblichem, mit Ausnah-
me der FhG überwiegendem, MaBe durch institutionelle Zuwendungen von
staatlicher Seite finanzieren und nicht zum Hochschulsektor, der ja ebenfalls
staatlich finanziert wird, gehören.

Neben den Forschungbetreibenden Einrichtungen in diesen drei Sektoren
des deutschen Forschungssystems gibt es darüber hinausprscftungsbezogene
Einichtungen Diese Einrichtungen erftillen jeweils spezifische Leistungen
der Koordinierung, Steuerung und finanziellen Alimentierung der Forschungs-
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einrichtungen. In der Bundesrepublik finden sich solche Einrichtungen im
politischen, im Wirtschafts- und im Forschungssystem selbst.

lm politischen System existieren sowohl auf Bundes- als auch auf Landes-
ebene zahlreiche forschungspolitisch involvierte Instanzen. Im Jahr 1817 war
das erste Kultusministerium auf der Ebene eines späteren Bundesstaates
etabliert worden: das PreuBische Ministerium der geistlichen, Unterrichts-
und Medizinaleinrichtungen. Bis 1850 vollzog sich ähnliches in weiteren
Ländern. Im Deutschen Reich und in der Weimarer Republik veränderte
sich diese institutionelle Struktur nicht. Auf der Ebene der Bundesstaaten
bav. Länder gab es Kultusministerien als Vorform eines auf Forschungspoli-
tik spezialisierten Ministeriums; darüber hinaus nahmen immer auch andere
Ressorts, wie etwa dieWirtschaftsministerien, forsch"ttgspolitische Kompeten-
zen wabr. Auf Reichsebene existierte während dieser Zeit wegen der Kultur-
hoheit der Länder kein Kultusministerium. Forschungspolitische Kompetenzen
lagen jedoch vor allem bein Innen- und beim Wirtschaftsministerium. Erst
1933 wurde durch die Nationalsozialisten das Reichs- und Preupische Mini-
sterium für Wissenschaft, Erziehung und Volksbildung geschaffen - eine erste
deutliche Ausdifferenzierungforschungspolitischer Kompetenzen auf zentral-
staatlicher Ebene.

Die föderale Kompetenzaufteilung des Grundgesetzes sprach zunächst
den Bundesländern sehr weitgehende forschungspolitische Befugnisse zu.

Aufgrund der verfassungsrechtlichen Kulturhoheit der Länder obliegt ihren
Kultus- bzw. Wissenschaftsministerien insbesondere die institutionelle Finan-
zierung, Regulierung und Steuerung der Hochschulen. Die Wirtschaftsmini-
sterien der Länder unterstützen und steuern über entsprechendo finanzielle
Förderprogramme die Industrieforschung der regional ansässigen Unterneh-
men. Mittlerweile sind in einer Reihe von Ländern eigene Ministerien für
Forschungs- und Technologiepolitik errichtet worden, auf die vor allem ein
Teil der vorher bei den Wirtschaftsministerien liegenden forschungspoliti-
schen Kompetenzen verlagert worden ist. Darüber hinaus verftigen die Län-
der über landeseigene Forschungseinrichtungen, dieje nach Forschungsgebiet
den zuständigen Ministerien zugeordnet sind - beispielsweise zahlreiche
agrarwissenschaftliche Landesinstitute den jeweiligen Landwirtschaftsministeri-
en.

Auf Bundesebene wurden ursprünglich, trotz einer grundgesetzlich vorge-
sehenen Kompetenz zur konkurrierenden Gesetzgebung, nur Kompetenzen
fär ressortbezogene Forschung wahrgenommen. Die meisten Bundesministeri-
en fördern auch heute entsprechend ihrem Ressortforschungsbedarf Projekte,
die von sehr unterschiedlichen Arten von Forschungseinrichtungen bearbeitet
werden können, und unterhalten darüber hin4u5 ressorteigene Bundesfor-
schungseinrichtungen. Im Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) wird
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über verschiedene MaBnahmen, deren Spektrum im Laufe der Znit ilrn'nl'er

mehr ausgeweitet worden ist, die Industrieforschung gefördert. Schon seit
Anfang der fünfziger Jahre zeichnete sich allerdings eino Entwicklung zu
einer immer stärkeren forschu'gspolitischen Entscheidungsverflechtung avi-
schen Bund und Ländern ab. Dieser in späteren Kapiteln noch ausführlich
zu schildernde Vorgang, durch den der Bund sich sukzessiv forschungspoliti-
sche Rechte erworben hat, kann durch einen kurzen Vergleich der institutio-
nellen Strukturen der Politikverflechtung von Bund und Ländern zu drei
Zeitpunkten vergegenwärtigt werden:3

- Im Jahr L949 schlossen die Bundesländer untereinander das sogenannte
"Königsteiner Staatsabkommen" ab, in dem sie sich als Ländergemein-
schaft sehr weitgehende forschungspolitische Rechte zusprachen. Ein
wichtiges Gremium der Länderverhandlungen war die 1948 geschaffene
Kultusministerkonferenz (KMK), die sich nllssdings in der Folgezeit
schwerpunktmäBig mit bildungspolitischen Themen befaBte, daneben aber
auch irnmer wieder Fragen der Hochschulforschung beriet. Die Hoch-
schulen wurden wie bisher von den jeweiligen Sitzländern getragen. Hin-
gegen wurde die Finanzisrung der existierenden überregional bedeutsa-
men Forschungs- und Forschungsfflldslrrngseinrichtungen - insbesondere
der MPG und der damals noch als Notgemeinschaft der deutschen Wis-
senschaft firmierenden Deutschen Forssftungsgemeinschaft (DFG) - fortan
als Gemeinschaftsaufgabe der Länder wahrgenommen. Der Bund exi-
stierte bei Abschlup des "Königsteiner Abkommens" noch nicht. Die
Länder sprachen dem künftigen Bund in diesem Abkommen nur sehr
eingeschränkte forschungspolitische Kompetenzen - im wesentlichen in
der Ressortforschung - zu. Das kurz darauf vom Parlamentarischen Rat
beschlossene Grundgesetz proklamierte allerdings auch für die For-
schungspolitik die Kompetenz des Bundes zur konkurrierenden Gesetzge-
bung. Der Bund war und ist bis heute befugt, ein Forschungsförderungs-
gesetz zu erlassen, hat es allerdings niemals getan.

- Im Jahr L964 schlossen der Bund und die Länder ein Verwaltungsabkom-
men über die gemeinsame institutionelle pilanziepng von MPG und
DFG. Vorausgegangen war eine immsl gröBeren Umfang arrnghmgnds
Mitfinanzierung dieser pelssfirrngssinrichtungen sowie auch der seit Mitte
der filnfziger Jahre gegriturdeten GroBforschungseinrichtungen durch den
Bund über verschiedene Arten von "Sondermitteln". Dieses finanzielle
Engagement ging mit einer institutionellen Ausdifferenzierung der For-

3 Siehe hienu ausführlich Staff (L97L), Bentete (1979), BLK (1984).
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schungspolitik auf Bundesebene einher. Anfangs lagen die allgemeinen

forschungSpolitischen Kompetenzen beim Bundesministerium des Inneren

(BMD. Seit 1957 gab es ein erstes speziell füLr die Forschungsförderung

und -steuentng zuständiges Bundesministerium. Dies war zunächst das

Bundesninisterium für Atomfragen (BMAO gewesen' dessen Befugnisse

sich auf die Kernforschung beschränkten. Im Jahr 1962 wurde daraus

dann das Bundesministerium ftir wissenschaftliche Forschung (BMwF)'

das zusätzlich den Bereich der Luftfahrt- und Weltraumforschung sowie

ab 1963 auch die Allgemeine Wissenschaftsförderung abdeckte.

- Im Jabr L975 schlossen, als Folge aus Grundgesetzänderungen des

Jahres 1969, die auch die Forschungsförderung in die neugeschaffenen

"Gemeinschaftsaufgaben" von Bund und Ländern einbezogen hatten,

Bund und Länder eine Rahmenvereinbarung zur Forschungsfördenrng

ab, in der die gemeinsam getragenen Forschungseinrichtungen und die

Modalitäten der gemeinsamen Trägerschaft festgelegt wurden. Diese

Rahmenvereinbarung löste das Verwaltungsabkommen von 1-964 sowie

dn5 "t(öni&sfeiner Staatsabkommen" ab und wurdo durch Ausführungsvgr-

einbarungen ergänzt, die sich jeweils auf die MPG, die DFG sowie die

neugeschaffene "Blaue Liste" bezogen. Auch die gemeinsame Finanzierung

der FhG und der GroBforschungseinrichtungen wurde in der Rahmenver-

einbaru"g geregelt. Das institutionelle Gremium der so festgeschriebenen

Politikverflechtung wurde die Bund-Länder-Kommission für Sildrrngspla-

nung und Forschungsförderung (BLK). Der Bund hatte mit der Rahmen-

vereinbarung seine forschungspolitischen Rechte auf Dauer gesichert. Dies
ging einher mit einem weiteren Bedeutungszuwachs der Forschungspolitik
auf Bundesebene.Ig6g wurde das BMwF zunächst in ein Bundesministe-

rium für Bildung und Wissenschaft (BMBW) überführt, das zielstrebig

seine Förderbereiche ausbaute. 1-973 wurde dieses Ministerium in das

verkleinert fortbestehende BMBW sowie das neue Bundesministerium
fti,r Forschung und Technologie (BMFT) aufgeteilt. Das BMBW nimmg,

neben seinen bildungspolitischen Aufgaben, vor allem die bundespoliti-
schen Zuständigkeiten hinsichtlich der Hochschulforschung wahr, während

das BMFT das mittlerweile breite Spektru- all f6ßsfurrngspolitischen

Förderprogrammen und institutionellen Trägerschaften des Bundes bear-
beitet.

AuBer politischen Instanzen wirken auch Instanzen des Wrtschaftssystems

fördernd und steuernd in das Forschungssystem hinein. Sieht man einmal

davon ab, dap Unternehmen durch Forschungsaufträge an staatliche For-
schungseinrichtungen zahllose punktuelle Finanzierungs- und Steuerungslei-

stungen vollbringen und die Aggregation dessen nicht beliebig streut, sondern
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bestimmte Strukturen aufiveist, so gibt es vor allem zwei Arten von for-
schungsbezogenen Instanzen im Wirtschaftssystem. Seit langem vergeben
mittlorwoile einige hundert, allerdings meist kleine Wissenschaftsstiftungon
Projektmittel. GröBere Bedeutung kommt hier vor allem der Stiftung Volks-
wagenwerk, der Thyssen-Stiftu"g und der lessf,-gfiftrrng zu. Auch die Stif-
tung Volkswagenwerk als die mit Abstand gröBte deutsche Wissenschaftsstif-
tung erreicht jedoch nur eine Bewilligungssumme, die gerade ein Siebtel
der Bewilligungen der staatlich finanzierten DFG ausmacht. Die über Stiftun-
gen vollzogene mäzenatische Förderung vor allem der Hochschulforschung
durch die Wirtschaft reicht bereits Sis 2rrm Ende des letzten Jahrhunderts
zurück (vgl. Richter L979). Daneben gibt es seit 1920 den Stifterverband
für die Deutsche Wissenschaft (SV), der sich als eine Einrichlrng versteht,
die im Wirtschaftssystem Spenden sammelt, rrm diese dann staatlichen For-
schungseinrichtungen als zusätzliche Fördermittel zur Verfügung zu stellen.
Finanziell ist dieses Spendonaufkommen schon seit langor Zeit nur noch
von marginaler Bedeutung. Darüber hinnus ist der SV jedoch als ein Reprä-
sentant des Wirtschaftssystems in verschiedenen forschungspolitischen Gremi-
en vertreten.

Innerhalb des Forschungssysterns selbst gibt es ebenfalls verschiedene
forschungsbezogene Einrichtungen. Zum einen existieren Fördereinrichtungen,
die finanzierend und darüber auch teilweise steuernd tätig sind. Die wichtig-
ste ist die bereits erwähnte DFG, die 1920 unter dem Namen "Notgemein-
schaft der Deutschen Wissenschaft" gegrü,ndet wurde, um vor allem staatli-
cherseits zur Verfügunggestellte Finanzmittel zur Förderung von Forschungs-
projekten gemäB einem kollegialen Begutachtungssystem zu verteilen (vgl.
Zierold L968). Das gleiche gilt für den L925 gegründeten Deutschen Akade-
mischen Austauschdienst (DAAD), der Mittel für Forschungsreisen ins
Ausland bereitstellt. Hauptempf?inger der von beiden Einrichtungen verteilten
Fördermittel sind Hochschulforscher. Neben diesen Fördereinrichtungen sind
zum anderen im Laufe der Znit von drei Gruppen von Forschungseinrichtun-
gen eigene Verbände gegründet worden, die sowohl der Koordi"ation unter-
einander als auch der Interessenvertretung gegenüber den forschungspoliti
schen Instanzen dienen sollen. Die Hochschulen verfügen seit 1949 über
die Westdeutsche Rektorenkonferenz (WRK), die sich neben bildungspoliti-
schen Themen auch mit der Hochschulforschurg befaBt. 1954 grtindeten
mehrere Institute industrieller Gemeinschaftsforschu'g die Arbeitsgemein-
schaft industrieller Forschungsvelsinigungen (AIF), der im Zeitverlauf immer
mehr Gemeinschaftsforschungsinstitute beigetreten sind. 1971 wurde die
Arbeitsgemeinschaft der GroBforschungseinrichtungen (AGF) etabliert.

Eine weitere forschungsbezogene Einrichtung, der 1957 geschaffene Wis-
senschaftsrat, ist als intersystemisches Koordinationsgremium konzipiert
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(vgl. Berger L974).Im Wissenschaftsrat treffen Repräsentanten aller Arten
von staatlich finanziertsn ForschungSeinrichtungen mit Repräsentanton der
forschurgspolitischen Instanzen des Bundes und der Länder zusammen, um
gemeinsam getragene Empfehlungen zu forschungspolitischen Fragen abzuge-

ben. Diese Empfehlungen werden zumeist im Auftrag staatlicher Instanzen -

etwa des BMBW, des BMFT oder der BLK - ausgearbeitot und können
die zukünftige Forschungspolitik bezüglich einzelner Forschungseinrichtungen,

Gruppen von Forschungseinrichtungen wie z.B. der "Blauen Liste", For-
schungsgebiete oder die Gesamtheit staatlicher Forschung betreffen.

Damit ist die institutionelle Struktur des gegenwärtigen deutschen For'
schungssystems für einen ersten Überblick umrissen. Übersicht 1 fapt wichti-
ge hisiorische Ereigpisse aßammen, während Übersicht 2 die gegenwärtigen

institutionellen Gegebenheiten verdeutlicht.
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[tOen*Art 1: Entwlcklung der lnslitutionellen Struktur des deutschen Forschungssysteme
und seiner Umwslt

hrschungseindcürtungen forscfi ungsbezogene Endcfitungen

1gxlt871

ab Mitto des Jahftunderts: Eta-
blierung der lndustrielorschung

um 18X): Etablierung der For-
schung an den Hochschulen als
prlmärem Ort

1817: Etabllerung des PreuBischen
Mlnlsteriums der geistllchen, Unter-
richts- und Medlzlnalangelegenhel-
ten

bls 1850: ln weit€r€n BundeEstaaten
Ausgliederung von Kultusmlnisterl€n
aus den lnnenmlnlsterlen

1gl41918 7(br Jahre: Gründung der ersten
Ressortforschungselnilchtungen
auf Reichs- und Bundesstaats.
ebene

bie 188): Überführung der seit
Anlang dee Jahrhunderte gegrün-
delsn Polytechnlschen Schulen
ln Tschnlsche Unlversltäten

tlsr Jahp: erste lnstitute indu-
strieller Gemeinschaft sforschung

1911: Gründung der KWG

1919'1945 1920: Gründung der Notgemeln-
schaft der Eeutschen Wssenschaft
und des SV

ltä: Gründung des DAAD

1993: Etablierung des Reichs'und
Preupischen Minlsteriums lfir Wis-
senschaft, Erziehung und Volksbll-
dung

194&1980

19{9: Gründung der FhG

ab 1956: Gründung der ersten
GroPlorschungselnrlohtungen

197Q71: Überführung der Höhe-
ren Fachschulen und lngenieur-
schulen in Fachhochschulen

1948: Gründung der KMK

1949: Gründung der WRK

19dl: Gründung der AIF

1957: Gründung des BMAT und des
WR

1964 Überführung des BMAT ins
BMwF

19G): Üborführung des BMwF lns
BMBW

1971: Gründung der AGF

193: Ausgliederung dee BMFT aus
dem BMBW

19/5: Etablierung der "Blauen Uste"

19/6: lnklusion der Forschungslör-
derung in die BLK
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üOersictrt 2: Gegenwärtige inslitutionelle Skuktur des deutschen Forschungssystems
und selner Umwelt

FO R S C H U N G S B EZOG E N E E IN R IC HT U N G E N

Mlnlsteilen Bund Länder

BMFT
BMBW
BMW
andere Ministerien:
Ressortforschung

Kultusminlstsrlen
Wrtschaftsministerien
z.T. Forschungsministerien
andere Ministerien:
Ressortforschung

föderale Koordlnationsgrem ien BLK
KMK

SV
Wssenschattsstlftu n g en

DFG
DAAD

wlrtsahaftliche Förderungs-
elnrichtungen

in n e ntr isse n sa haft I ic h e
staatlioh finanzierte
Förde ru n g se i n r ichtu n g e n

Verbände von furschungs-
einrichtungen

WBK
AIF
AGF

lnterslntemlsches
Koordinationsgremium Wissenschaftsrat

FORSCH UNGSEI NRICHTUNG EN

lfuohschullorschung stdetlich linanzlerte
auBerunlversitäre
Förschung

lndustrleforschung

Universitäten
Technische Hochschulen
Fachhochschulen

Ressortforschungs-
einrlchtungen

MPG
Bund-Länder-lnstituto
FhG

Groplorschungseinrichtungen

unternehmenselgene
Forsohungsabteilungen

lnslitute industrieller
Gemeinschaftsforschung
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2 Institutionelle, finanzielle und personelle Enfivlcklungen der drel
Sektoren des deutschen Forschungssystemsa

Das Forschungssystem dEr Bundesrepublik beansprucht einen nicht sehr
gtoBen, aber im Lauf der Znit gewachsenen Anteil an den gesamtgesell-
schaftlich verfügbaren finanziellen und personellen Ressourcen. Der Anteil
der F&E-Ausgaben am Bruttosozialprodukt lag 1985 bei 2,8Vo und hat sich
damit gegenüber l,3Vo im Jahr 1962 mehr als verdoppelt (vgl. Faktenbericht
1986: 251). Der stärkste Anstieg svsignete sich in den sechziger Jahren,
während avischen 1971 und L977 errrre Stagnationsphase eintrat. Ab 1978
ist der Anteil dnnn wieder, allerdings erheblich langsamer als in den sechzi-
ger Jahren, gestiegen. Insgesamt beansprucht das Forschungssystem, ver-
gleicht man es mit dem Bildungs- oder dem Gesundheitssystem, nur eino
geringe Menge finanzieller Ressourcen. Noch geringer ist die Menge der
vom Forschungssystem beanspruchten personellen Ressourcen. Dessen Anteil
an allen Erwerbstötigen lag 1981 bei L,3Vo und damit kaum höher als 1970.6

Eine nähere Betrachtung der finanziellen Ressourcen des deutschen For-
schungssystems (siehe Tabelle L) zeigl zunächst, dap die gesamten inlän-
dischen Forschungsausgaben seit L962 etwa um das Dreizehnfache gostiegen
sind. Dabei ist eine Beschleunigung des Wachstums seit 1977 zu verzeichnen.
Diese Beschleunigung ist vor allem auf die Forschu"gqausgaben im Wirt-
schaftssystem zurückzuführen. Die Ausgaben der Hochschulforschung haben
sich seit 1963 nur rrm etwa das Achtfache, die Ausgaben der staatlich finan-
zierten auBeruniversitären Forschung etwa rtm das Siebenfache erhöht. Beide
Sektoren lagen also deutlich untEr der Steigerungsrato des Gosamtsystems.
Die Steigerungsrate der Forschungsausgaben im Wirtschaftssystem war ent-
sprechend höher: Dort fand eine Steigerung um etwa das Ftbrfzehnfache
statt. Rechnet man den Inflationseffekt ab, sind die Steigerungen natürlich

4 Wie bei der folgenden Darstellung noch deutlich werden wird, weist die Wissenschaftsstati-
stik in der Bundesrepublik erhebliche Mängel auf. Siehe dazu ausführlicher Trommer
(1987), Bundesbericht Forschung (1988: 341-348). Am gravierendsten ist, dap es zu be-
stimmten hier interessierenden Aspekten überhaupt keine statistischen Daten gibt. Oftmals
beginnen statistische Zcitreihen erst gegen Ende der sechziger Jahre. Auch die Delinition
der statistischen Kategorien hat in vielen Fällen im Zeitverlauf gewechselt, ohne dap dies
immer kenntlich gemacht worden ist. Schlieplich mup die Zuverlässigkeit der erhobenen
Daten hinsichtlich mancher Aspekte skeptisch betrachtet werdcn. All diese Vorbehalte
sind für das folgende in Rechnung zu stellen.

5 Eigene Bercchnung auf der Basis von Datcn in Datenreport (1985: 81), Faktenbericht
(1986: 312).
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Tabolle 1: lnländlsche F&E-Ausgaben ln der Bundesrepublik ln Mlo. DM naoh Ssktoren

Jahr Gesamt-
ausgaben

Wrt-
schatt

Anteil
Wrt-
schaft
in 7"

Hooh-
schulen

Anteil
Hoch-
schulen
ln%

staatlich
llnanzierte
auper-
univer-
sitäre
Forschung

Anteil
staatlloh
finanzierte
auBeruniver-
sltäre
Forsohung
in%

1963
196s
1967
1969
1971
1973
1975
1977
1979
1981
1983
1985
1987

5.110
7.450
9.160

I 1.540
17.210
19.810
23.710
26,840
35,198
39.558
44.935
50.125
55.070

3.030
4.570
5.650
7.320

10.700
12.020
14.930
17,960
23.880
27.542
32.087
36.640
40.280

1.000
1.450
1.710
2.250
3.500
4.270
4.590
5.06s
5.800
6.208
6.661
6.696
7.110

1.080
1,430
1.800
1.970
3.010
3.520
4.190
4.415
5.518
5,808
6.187
6.789
7.597

21
19
19
18
18
17
18
16
16
14
14
14
14

20
20
19
19
20
22
19
19
16
16
15
13
13

59
61

62
63
62
61

63
65
68
70
71

73
73

Quellen: Faktenbericht (1986: 25?253); Bundesbericht Forschung (1988: 35?353)'

Anmerkung: 1987 Sollzahlen.

weit weniger hoch: bei den Gesamtausgaben etwa um das Dreifache, den
Ausgaben im Wirtschaftssystem um das Dreieinhalbfache und den Ausgaben
in den andersn beiden Sektoren um das Doppelte (siehe Tabelle 2).

Das Gesamtsystem gesellschaftlich institutionalisierter Forschung in der
Bundesrepublik wird also in finanzieller Hinsicht von der Forschung im
Wirtschaftssystem dominiert. Diese Dominanz ist im Zeiwerlauf sogar noch
deutlich stärker geworden. Der Anteil der im Wirtschaftssystem verbrauchten
an den gesamten finanziellen Ressourcen für Forschung ist von 1963 bis
l-985 von 59Vo aü.72Vo gestiegen. Fast Dreiviertel aller für Forschung ausge-

gebenen Finan"mittel in der Bundesrepublik werden also mittlerweile im
Wirtschaftssystem verwendet. Die Anteile der beiden anderen Sektoren sind
entsprechend zurückgegangen, wobei beide Sektoren stets in etwa gleiche
Anteile besapen. Verfügten die Hochschulforschung und die staatlich finan-
zierte auBeruniversitäre Forschung 1963 noch jeweils über etwa 20Vo der
finanziellen Ressourcen, so waren es 1985 noch jeweils 147o.

Efwas anders stellt sich die Sachlage bei den personellen Ressourcen

dar (siehe Tabelle 3). Hier ist der Wachstumsindex (1969 = 100) für das
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Abbildung 1: lnländleche F&E-Ausgaben in der Bundesrepublik in Mio. DM nach Sektoren
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Tabelle 2

62 63 65 67 69 7 1 73 75 77 79 81 83 85 87

Johr

Ouelle: Doten ous Tobelle I

lnländische F&E-Ausgaben in der Bundeerepublik ln Mio. DM nach Sektoren
in Preisen von 1963

Jahr Gesamt-
ausgaben

Wfischaft Hochschulen staatllche flnanzlerte
auperunlvorsltäre
Forschung

1963
1965
1967
1969
1971
1973
1975
1977
1979
1981
1983
1985

5,110
6.898
7.762
8.809

10.623
10.371
10.399
10.822
13.133
13.230
14.130
15.189

3.030
4.231
4.788
5.587
6,604
6.293
6.548
7.000
8.910
9.211

10,090
1 1.103

1.000
1.342
1.449
1.717
2.160
2.295
2.013
2.042
2.164
2,076
2.094
2.ON

1.080
1.524
1.525
1,503
1.858
1,842
1.8i|7
1.780
2.058
1.942
1,945
2,057

Anmerkung: Elgene Berechnung mit Hllfe dosvom Statlstlschen Bundesamtverötfentllchten
Prelslndex für den Staatsverbrauch,
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gesamte F&E-Personal 160, wobei die drei Sektoren stark differieren. Der
Wachstumsindex der Industrieforschung liegt bei L69, der der Hochschulfor-
schu'g bei 191 und der der staatlich finanzierten auBeruniversitäron For-
schung bei 14L.

Tabetle 3: F&E-Personal in der Bundesrepubllk nach Sektoren

Jahr Gesamt Wirtschatt Hochschulen staatlich linanzierte
auperunlversitäre
Forschung

1969
1971
1973
1975
1977
1979
1981
1983
1985

248.819
295.236
303.835
303.1 14

319.347
363.208
371.548
379.543
398.328

'173,791

199,249
188.555
186.252
197.800
237.962
242.544
249.478
275.080

36.553
55.811
65.687
65.028
67.838
70.406
73.194
73,8s0
69.007

36,762
39.010
48.362
50.604
52.684
53.439
53,370
53,715
51,741

Quellen: Bundesbericht Forschung (1979: 430; 1988: 399); Faktenberloht (1986: 298).

Anmerkungen:
- das Gesamtpersonal enlhält auper dem der drei Sektoren wellerhin noch das Personal

privater, nioht-wlrtschaftllcher Forschungselnrichtungen;
- bis 1975 nur Vollzeltbeschättigte, ab 1977 Teilzeitbesohäftigte auf Vollzeit umgerechnet.

Ebenso wie bei den Finanzen beansprucht auch bei den personellen Res-
sourcen die Forschung im Wirtschaftssystem den weitaus gröpten Anteil
von gleichbleibend etwa7\Vo.1969 teilten sich die Hochschulforschung und
die staatlich finanzierte auBeruniversitäre Forschung den verbleibenden Anteil
gleichmäBig zu je etwa L5Vo auf; 1985 lag der Anteil der Hochschul-
forschung bei L7Vo, der der auBeruniversitären Forschungbei L3Vo.

Sowohl in finanzieller als auch in personeller Hinsicht beansprucht die
Industrieforschung mittlerweile rund avei Drittel der Ressourcen. Die ande-
ren beiden Sektoren teilen das restliche Drittel annähernd gleich untereinan-
der auf. Für den in dieser Untersuchung im Zentrum des Interesses stehen-
den Sektor der staatlich finanzierten auFeruniversitären Forschung heiBt
das: Er macht unter dem Ressourcengesichtspunkt mittlerweile etwa ein
Sechstel des deutschen Forschungssystems aus, wobei zumindest die verfüg-
baren finanziellen Daten darauf hinweisen, daB dieser Anteil Anfang der
sechziger Jahre noch etwas höher, nämlich bei etwa einem Fünftel, lag.
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Abbildung 2: F&E-Personal ln der Bundesrepubllk nach Sektoren
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Quelle: Dolen ous Tobelle 5

3 Institutionelle, personelle und finanzielle Entwicklungen der stnatlich
finanzlerten auperunlversltären Forschung

Die staatlich finanzierte auperuniversitihe Forschung hat nach 1945 in insti-
tutioneller Hinsicht ein starkes Wachstum erlebt (siehe Tabelle 4). Seit 1949

hat sich die Anzahl der Forschungseinrichtrrngen verdreifacht, wobei das
institutionelle Wachstum des Sektors als ganzer bis 1-980 relativ kontinuier-
lich verlief. Im Vergleich dazu hat sich die Anzahl der Universitäten und
Technischen Hochschulen im selben Zeitraum ilu von ?-4 auf.56 Einrichtun-
gen etwas mehr als verdoppelt (vgl. Handbuch der deutschen Wissenschaft
1949, Bd. 1; Vademecum L957: 23-29,1968: XLV-LIY, L973:41-83, 1985:

3L-37). Der weitaus gröBte Teil dieses Wachstums ergab sich in den knapp
zehn Jahren zwischen der Mitte der sechziger und der Mitte dor siebziger
Jahre, wobei dieser Wachstumsschub fast ausschlisplich auf die Ausbildungs-
funktion der Hochschulen zurückgeführt werden kann.

Die einzelnen Gruppen von Einrichtungen der staatlich finanzierten aus-
seruniversitären Forschung unterscheiden sich danach, wann ihre stärkste
Wachstumsphase jeweils war: bei den Bundesforschungseinrichtungen in der
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Tabelle 4: Anzahl der staatllch linanzierton auperuniversitären Forschungslnstitute

Jahr Gesamt Bundesfor-
schungsein-
richtungen

Bund-
Länder-
lnstitute

Gropfor-
sohungsein-
riohtungen

Max-
Planck-
lnstitute

Fraun-
hofer-
lnstitute

1949
1955
1960
1965
1970
1975
1980
1985

61

88
114
128
144
157
185
189

14
22
27
33
30
44
46
43

6
7

12
12
13
13

1

2
10
13
20
24
31
32

23
37
40
42
49
45
49
54

23
27
31

33
33
32
46
47

Ouellen: Handbuch der deutschen Wssenschaft (1949, Bd. 1); Vademecum (1954; 23-
36; 1957: 23-36; 1964: lX-XlV,239-250; 1968: XLV-L|V,327-337;1973: 41-83,703-712;1978t,
57-135, 1001-1013; 1985); Jahrbücher der MPG; FhG (1969; 1975; 1980; 1985: 15, 31-
37, 49-60).

Anmerkungen:
- bei Bundesforschungsanslalten und Bund-Länder-lnstituten 1954 statt 1955, 1960 statt

1961, 1964 statt 1965, 1968 statt 1970, 1973 statt 1975, 1978 statt 1980;
. bei FhG und MPG ohne Arbeitsgruppen, Forschungsstellen u.ä.

ersten Hälfte der siebziger Jahre, bei den Bund-Länder-Instituten in der
zweiten Hälfte der siebziger Jahre, bei den GroBforschungseinrichtungen
avischen 1955 und L965, bei der MPG bis Mitte der fünfziger Jahre und
bei der FhG in der aveiten Hälfte der fünfziger und in der zweiten Hälfte
der siebziger Jahre. Jede dieser Entwicklungen läBt sich auf spezifische
Determinanten zurückfilhren, die in den folgenden Kapiteln dargestellt wer-
den.

Für sich genommen besagt die Anzahl von Instituten freilich nur wenig
über die Forschungskapaatät des Sektors, weil die Institute in ihrer GröBe
stark variieren. Die DurchschnittsgröBen der Forschungseinrichtungen unter-
scheiden sich bei den fünf Gruppen deutlich voneinander (siehe Tabelle
s).

Die GroBforschungseinrichtungen sind im Schnitt mit weitem Abstand
am gröpten, nämlich etwa fünfmal so groB wie der Durchschnitt aller Insti
tute, während die Institute der FhG durchschnittlich am kleinsten sind.
Interessant ist auch die zeitliche Entwicklung der DurchschnittsgröBen. Zwi-
schen 1"963 und 1975 gab es in allen Gruppen von Forschungseinrichtungen
ein starkes Wachstum; zwischen 1975 und 1985 hingegen verzeichneten alle
Gruppen mit Ausnahme der Bundesforschungseinrichtungen einen - meist
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Tabelle 5: Durohsohnittsgröpe der staatlloh llnanzlerten auperunlversltären
Forschungsinstitute

Jahr Gesamt Bundestor-
schungsein-
rlohtungen

Groplor-
schungs-
elnrich'
tungen

Bund-
Länder-
lnstitute

Max-
Planck-
lnslltuto

Fraun-
holer.
lnstltute

1963
1975
1985

165 190
261 265
253 289

77
153
110

35
92
88

.296

.553

.475

89
154
148

Quellen: Vademecum (196/1; 1973; 1978; 1985); Wissengchaftsrat (1965, Bd. 3: 17-19h
Bundesberlcht Forschung (1979: 437; 19881 41?413).

Anmorkung: nur Planstellen,

allerdings eher geringfligrg"o - Rückgang der DurchschnittsgröBo. Das ist
ein erster Hinweis auf Stagrrationstendenzen der mobilisierbaren personellen
Ressourcen seit Mitte der siebziger Jahre.

Nimmt man die Entnicklung der finanziellen Ressourcen des Sektors
und der einzelnen Gruppen von Forschungseinrichtungen hinzu, ergibt sich
ein vielschichtigeres Bild (siehe Tabelle 6). Der Wachstumsindex des Ge-
samtsektors (1965 : L00) beträgt 662, der der Bundesfolssf,üngseinrichtun-
gen797, der der Bund-Länder-Institute 9?!1, der der Gropforschungseinrich-
hrngen 574, der der MPG 588 und der der FhG 2195. Die Gropforschungs-
einrichtungen und die MPG sind also die beiden Gruppen von Forschu'gs-
einrichtungen mit unterdurchschnittlichem \ryachstum der finanziellen Mittel,
während insbesondere die FhG, aber auch die Bund-Länder-Institute und
die Bundesforschungseinrichtungen ein deutlic,h überdurchschnittliches Wachs-
tum verzeichnen konnten; bei der Wachstumsrate der FtrG ist freilich das
geringe Anfangsniveau in Rechnung zu stellen. Entsprechend haben sich
die Anteile der Forschungseinrichtungen an den gesamten Finanzmitteln des
Sektors zwischen 1965 und 1985 veriindert:

- Bundesforschungseinrichtrrngen: von L3Vo aluf. L4Vo,

- Bund-Länder-Institute: von SVo auf. 8Vo,
- GroBforschungseinrichtungen: von 6tVo auf. 53Vo,
- MPG: von L9Vo a$. LTVo und
- FhG: von 2Vo auf 8%.

Die GroBforssfoirngseinrichtungen beanspruchen trotz eines deutlichen Rück-
ga"gs ihres Anteils immsl noch die Hälfte aller Finanzmittel des Sektors.
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Tabolle 6: F&E-Ausgaben der staatllch llnanzlerten auporunlversllären Forschung
(Mio. DM)

Jahr Geeamt Bundeslor-
schungsein-
rlohtungen

Bund-
Länder-
lnstitute

Gropfor-
schungs-
elnrich-
tungen

MPG FhG

1965
1970
197s
1980
1985

811
1.475
2.874
4t29
5.371

20
33

112
230
439

157
325
602
736
923

44
75

193
s31
408

96
184
374
579
765

494
856

1.593
2.253
2.836

Quellen: Wissenschaftsrat (1965, Bd.3: 17-19; 1975:385/386); FhG (1969: 13); Bundesbe'
richt Forschung (1965: 156-159; 1967: 166; 1969:61, 186; 1979:311-313' 400,414); 1984:

2521253,289-?p,2;1988: 26?263, 309€11, 379/380); Faklenberlcht (1981: 2z-280), (1986:

215-21 E, 264 269, 2801282r,

Anmerkungen:
- bel den Bund-länder-lnstlluten 1963 statt 1965; 1970 Schätzung;
. bEl den Bundestorechungselnrichtungen 1965 und 1970 Berechnung der F&E-Ausga'

ben aus Gesamtausgaben auf der Basls des sehr konslanten F&E-Antells der späte-
ren Jahte,

Abblldung 3: F&E-Ausgaben der staatlich flnanziertEn auperuniversitären Forschung
(Mlo. DM)
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Bei den personellen Ressourcen stellen sich die Entwicklu'g seit 1963

und die Verteilung auf die verschiedenen Gruppen von Forschungseinrichtun-
gen teilweise anders dar (siehe Tabelle 7).

Tabelle 7: F&E-Personal der staallich linanzierten außerunlversitären Forschung

Jahr Gesamt Bundes-
forschungs-
einrich-
tungen

Großfor-
sohungseln-
rlchtungen

MPG FhGBund-
Länder-
lnstitute

1963
1969
1975
1981
1985

20,015
33.501
40.924
44.771
47.790

5.701
10.038
11.650
11.506
12.406

2.458
5.420
4.374
4.895
5.155

7.767
11,902
16.823
18.634
19,417

3.66s
5,249
6.621
7.521
7.989

424
898

1.456
2.215
2.823

Quellen: Wssenschaftsrat (1965, Bd. g: 17-19; 1975t 4oilA0[}); Bundesberlcht Forschung
(1969: 224; 1979:437; 1984:397; 19881 41?413); Faktenberlcht (1981:415; 19861 304,
30e).

Anmerkungen:
- bis 1975 nur Vollzeitbesohäftlgte, danach Teilzeitbesohäftigte aul Vollzeit umgerech-

net;
- bel den Bund-Länder-lnslituten 1977 statt 1975 und 1984 statt 1985; Jewells Stellen-

soll; 1969 und 1981 Schätzungen.

Der Wachstumsindex (L963 : 100) beträgt n9 füE das Personal des
gesamten Sektors, 218 fih die Bundesforschungseinrichtungen, 210 für die
Bund-Läinder-Institute, 250 ftir die GroBforschungseinrichtungen,2lS fiir die
MPG und 666 für die FhG. Mit Ausnahrne der sehr stark gewachsenen FhG
ist also bei den anderen Gruppen von Forschungseinrichtungen jeweils ein
mehr oder weniger durchschnittliches Wachstum zu konstatieren. Entspre-
chend haben sich auch die Anteile der Forschungseinrichtungen am Personal
des gesarnten Sektors kaum verändert:

- Bundesforschungseinrichtungen: von ?ßVo arf. 25Vo,
- Bund-Länder-Institute: von 12Vo auf. LLVo,
- Gropforschungseinrichtungen: von 39Vo a'urf. 4LVo,
- MPG: von LSVo auf. LTVo nnd
- FhG: von ZVo auf 6Vo.
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Abbildung 4: F&E-Personal der staatlich linanzlerten auperuniversitären Forschung
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Vergleicht man die Verteilung der personellen und der finanziellen Ressour-
cen auf die verschiedenen Gruppen von Forschungseinrichtungen, dann zeigt
sich für das Jahr 1985 eine teilweise uneindeutige Rangordnung. Die Grop-
forschrrngseinricht\ngen gsanspruchen in beiden Hinsichten die meisten
Ressourcen. Der z\ileite Rang wird hingegen in personeller Hinsicht von
den Bundesforschungseinrichtungen, in finanzieller Hinsicht von der MPG
eingenommen. In personeller Hinsichl langieren die Bund-Länder-Institute
auf dem vierten Rang vor der FhG, während beide in finanzieller Hinsicht
annähernd gleich viele Ressourcen beanspruchen. Im Zeiwerlauf sind bei
der MPG, den Bundesforschungseinrichtungen und den Bund-Ltinder-Institu-
ten die Anteile an den Ressourcen des Sektors etwa gleich geblieben. Die
GroBforschungseinrichtungen haben in finanzieller Hinsicht Anteile eingebüBt,
während die FhG sowohl in finanzieller als auch in personeller Hinsicht
starke Zugewinne verbuchen konnte, allerdings immer iroch die kleinste
Gruppe von Forschungseinrichtungen des Sektors ist.

Betrachtet man schlieplich, wie die einzelnen Institute der staatlich finan-
zierten auBeruniversitären Forschung sich auf die vorschiedenen Vl/issen-

schaftsgebiete verteilen, so stellt man zunächst eine fortdauernde Dominanz
naturwissenschaftlich+echnischer Institute fest (siehe Tabelle 8).
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Tabelle 8: Elnrlchtungen der slaatllch llnsnzlerten auBerunlversltär€n Forsohung nach
Wssenschaftsgebisten

Jahr Gesamt Natunvissen-
schaft und
Technik

Medizln furar-
wissen-

Gelstes- und
Sozialwlssen-
schaftenschatt

25
62
78
99

1954
1964
1973
198s

53
116
144
171

15
19
19
13

6
14
15
16

7
21

32
43

Quellen: Eigene Bereohnungen nach Angaben lm VadEmecum (1954, 1964, 1973, 1985).

Anmerkungen;
- ohne Museen, Blbllotheken, Fachintormationszentren, Forschungsstellen, Arbeltsgrup-

pen u.ä.

Etwa die Hälfte aller Forschungseinrichtungen des Sektors sind naturwis-
senschaftlich-technisch orientiert. Der Anteil der medizinischen Forschungs-
einrichtungen ist bei etwa einem Zehntel konstant geblieben. Der Anteil
der agrarwissenschaftlichen Forschungseinrichtungen ist von einem knappen
Drittel auf weniger als ein 7-ehntel aller Forschungseinrichtungen des Sektors
stark zurückgegaugen; die Anzahl agrarwissonschaftlicher Forschungsoinrich-
tungen hat sich sogar absolut gegenüber 1954 verringert. Stark gestiegen ist
demgegenüber der Anteil der geistes- und sozialwissenschaftlichen Institute,
die sich etwa versechsfacht haben und damit mittlerweile etwa ein Viertel
aller Institute des Sektors stellen.

Für den Zeitraum nach 1969 lassen sich diese Entwicklrrngen auch auf
der Ebene dor personellen Ressourcen nachzeichnen (siehe Tabelle 9). Hier
zeigt sich sogleich, daB der Anteil der Geistes- und Sozialwissenschaftler
am Gesamtpersonal des Sektors viel geringer ist als der Anteil geistes- und
sozialwissenschaftlicher Institute am Institutsbestand suggeriert. Dies läBt
sich dadurch erklären, daB geistes- und sozialwissenschaftliche Institute
durchweg erheblich kleiner sind als Institute in den anderen Wissenschaftsge-
bieten.

Die Anteile der verschiedenen Wissenschaftsgebiete an den gesamten
personellen Ressourcen des Sektors haben sich nur wenig verändert. Hier
ist ein Vergleich zur Hocbschulforschrrng interessant (siehe Tabelle 10).
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Tabelle 9: Personal der staatllch llnanzlerten aupsrunlversltären Forschung nach

Wssenschaftsgobleten

Jahr Gesamt lngenleur-
wlssen-
schattsn

Medlzin Agrar-
wlssen-
sohatt

GelstEs- und
Sozlalwlssen-
schaften

Netur-
wissen-
schaften

1969
1975
1980
1985

s0.367
41.881
44.126
51.736

15.884
25.075
25,804
N.470

6.@6
6.102
6.522
8.825

3.041
3.738
5.018
5.080

4.062
4.797
4.711
6.149

1.296
2.24
2,O71
2.212

Quellen: Bundesbericht Forschung (1979: 4Sq 1984: 395; 1988: 410/411)

Anmerkungen:
. bis 1975 nur Vollzeltbeschäftigte, ab 1977 Teilzeltbeechäftlgte aul Vollzelt umgorech-

ngt;
- ohne wlseenschaftllche Bibllothoken und Mueeen.

Tabelle 1O Anteile der Wissenschaftsgeblete am Personal der staatlich llnanzlErten
auperunlvetsitären Forschung und der Hochschullorschung (n % für 1969
und 1985)

MedizinNatur-
wissen-
schaften

'69 '85

schaften

'69 '85 '69 '85

Agrar-
wissen-
schaften

'69 '85

Geletes- und
Sozlalwissen-
schaftEn

'69 '85

lngenleur-
wissen-

staatllch
llnanzierte
auFetunl-
versitäre
Forschung

525720171110131244

Hochschul-
lorschung

34?€1618922510682€

Quellen: Elgene Berechnungen aul der Basis von Daten ln Bundesberlcht Forschung
(1979: 436, 439; 1984: 395; 1988: 405, 410/411).

In der Hochschulforschung gab es aryischen den Wissenschaftsgebieten
gröBere Umverteilungen, die - sieht man von den Agrarwissenschaften ab -

deutlich nivellierend gewirkt haben. Anteilsverringenrngen der Naturwissen-

schaften und der Medizin gtogeo mit einer Anteilsausweitung der Geistes-
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und Sozialwissenschaften einher. In der staatlich finanzierten auperuniversi-
tären Forschung blieben die Anteile von Medizin, Agrar. sowie Geistes- und
Sozialwissenschaften demgegenüber gleich, während ein Rückgang bei den
Ingenieurwissenschaften mit einem Anstieg bei den - ohnehin schon dominie-
renden - Naturwissenschaften einherging.

Im Jahr 1985 sah die Verteilung des F&E-Personals der verschiedenon
Gruppen von Forschrrngseinrichtungen nach Wissenschaftsgebieten so aus:

- GroBforschungseinrichtungen: 76Vo Natwissenschaftler, t9Vo lngenieve
und SVo Mediziner;

- MPG: 67Vo Naturwissenschaftler, 22Vo Mediziner, 9Vo Geistes- und
Sozialwissenschaftler vnd ZVo Ingenieure;

- FhG: 75Vo lngenreure, l9Vo Naturwissenschaftler und 6Vo Geistes- und
S ozialwissenschaftler ;

- Bund-Länder-Institute und Bundes- sowie Landesforschungseinrichtungen:
39Vo Ag anwissenschaftler, ?ßVo Naturwissenschaftler, L6Vo lngentew e,

9Vo Merliziner und 87o Geistes- und Sozialwissenschaftler.s

Die Gropfolssfuungseinrichtungen und die MPG sind naturwissenschaftlich,
die FhG ist ingenieurwissenschaft lich domi niert. Agrarwissenschaft ler gibt
es nur noch in den Bundes- und Landesforschungseinrichtungen.

FaBt man abschlieBend die wichtigsten empirischen Befunde zusammen,
die aus einer vergleichenden Betrachtung der staatlich finanzierten auperuni-
versitären Forschung im deutschen Forschungssystem hervorgehen, so ergibt
sich das folgende Bild:

- Die staatlich finanzierte auBeruniversittire Forschung ist, ebenso wie
die Hochschulforschung, ein kleiner Sektor des von der Industriefor-
schung dsminislfsn deutschen Forschungssystems - wobei die Dominanz
der Industrieforschung sogar noch angenommen hat.

- Während der letzten drei Jahrzehnte ist die staatlich finanzierte auperuni-
versitäre Forschung in institutioneller, finanzieller und personeller Hin-
sicht beträchthch gewachsro - u11üdings in geringerem MaBe als die
Hochschul- und insbosondere die Industrieforschu'g.

- Dieses Wachstum des Sektors gng nit institutionellen Differenzierungen
einher. Die Gropforschungseinrichtilngen und die FhG wurden als neue
Gruppen von Forschungseinrichtungen etabliert. In den bereits bestehen-
den Gruppen von Forschu"g*einrichtungen - den Bundesforschungsein-

6 Eigene Berechnung nach Daten in Bundesbericht Forschung (1988: 410/41i). Die in der
letzten Kategorie zusammengefapten Gruppen lassen sich anhand der verfügbaren Statistik
nicht genauer trennen.
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richtungen, der MPG und der "Blauen Liste" - wurden zahlreiche neue
Einrichtungen geschaffen. Nicht nivelliert, sondern sogar noch erhöht
wurde durch diese Einrichtunge n die D omin anz n aturwis s en s ch afi lich er
Forschung in diesem Sektor.

- Die Wachstums- und Differenziorungsverläufe der verschiedenen Gruppen
von Einrichtungen der staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschung
waren in starkem Mape je für sich diskontinuierlich so*we untereinander
asynchron. Die stattgefundenen Entwicklungen haben auch nicht zu einer
gröperen Angleichung der verschiedenen Gruppen von Forschungseinrich-
tungen hinsichtlich der betrachteten Aspekte geführt, sondern bestehende
Unterschiede zumeist noch verstärkt, also die institutionelle Innendffiren-
zierung des Sektors vorangetrieben.

Insbesondere dieser letzte Befund verweist darauf, daB man sich, will man
die verschiedenen, an den bislang dargestellten Daten sichtbar gewordenen
Entrvicklungen erklären, zunächst auf die Ebene der verschiedenen Gruppen
von Forschungseinrichtungen begeben muB. Man mup die MPG, die FhG,
die Gropforschung die Bund-Länder-Institute und die Bundesforschungsein-
richtungen je füLr sich genommen in ihren jeweiligen Entwicklungsverläufen
verstehen, bevor man daran gehen kann, sich ein Verständnis der Dpami-
ken des Sektors als ganzer zu erarbeiten.



Kapitel 3
Ein historischer Rückblick: Die Entstehung der staatllch
finanzierten auperunlversitären Forschung in Deutschland

Die frtiüesten staatlich finanzierten auperuniversitären Forschungseinrichtun-
gen in Deutschland waren sinige dor heutigen Bund-Länder-Institute. So
wurden das Forschungsinstitut Senckenberg in Jahr 1817, das Germanische
Nationaünuseum im Jahr 1852 und im selben Jahr auch das Römisch-Ger-
manische Zentraünuseum (Forschungsinstitute für Vor- und Frühgeschichte)
gegründet. Einige dieser frühen Gribrdungen waren nicht von Anfang an
in staatlicher Trägerschaft. So war z.B. das Deutsche Archäologische Insti-
tut - eine heutige Bundesforschungseinrichtung - urspribrglich in der Träger-
schaft eines privaten Vereins, erhiolt bald für längere 7*it fnannelle Mittel
PreuBens und wurde schlieBlich ab L874 zentralstaatlich gefördort (ugl. DAI
1983: 9). Bei den bisher genannten handelte es sich nllsldings um vergleichs-
weise kleine Einrichtungen, deren Forschungsgobiste historischer Art - ein-
schlieBlich der Naturgeschichte - waren, also keinerlei Anwendungsbezüge
aufwiesen, sondern dem universitären Tlpus der in "Einsamkeit und Freiheit"
(Schelsky 1963) betriebenen akademischen Grundlagenforschung entsprachen.
Deshalb wurden bei der Gründung solcher Forschungseinrichtungen zunächst
auch keine tiefgreifenden Differenzen zur Hochschulforschung gesehen.
Solche Differenzen wurden erstmals 5si sinigen 6tüadungen sichtbar, die
im letzten Viertel des 19. Jahrhunderts erfolgten. Dabei handelte es sich
um heutige Bundesforschungseinrichtungen. Hier sind auf Reichsebene das
1876 geschaffene Kaiserliche Gesundheitsamt als Vorläufer des heutigen
Bundesgesundheitsamtes und die 1887 etablierte Physikalisch-Technische
Reichsanstalt (PTR) als Vorläuferin der heutigen Physikalisch-Technischen
Bundesanstalt (PTB) zu nennen. Hinzu kamen Ressortforschungseinrichtun-
gen, die von einzelnen damaligen Bundesstaaten gegrtindet wurden - etwa
1871 die Mechanisch-Technische Versuchsanstalt von Preupen als Vorläu-
ferin der heutigen Bundesanstalt für Materialprüfung.

Insbesondere an der historisch gut untersuchten Gründung der PIR las-
sen sich die auper- und innerwissenschaftlichen Interessen aufzeigen, die
die Schafftrng eines neuartigen Tlps von Forschungseinrichtungen znrischen



64 Historisc her Rü ckb I ick

den Hochschulen auf der einen und der im Aufbau befindlichen Industrie-
forschung auf der anderen Seite induziert haben. Dies soll, als exemplari-
sche Fallstudie, im ersten Abschnitt dieses Kapitels geschehon. Dabei wird
vor allem auch deutlich werden, dap das ursprüngliche Spektrum von Erwar-
tungen, die an die FTR als Prototyp einer neuartigen Forschungseinrichtung
gerichtet wurden, erheblich breiter als die tatsächlich eingelösten Erwartun-
gen war. Das faktisch realisierte Aktivitätsspektrum der PTR entsprach

schon kurze 7-eit nach der Gründung dem heutigen Typus der Ressortfor-

schung, der damit als erster unter den verschiedenen Tlpen staatlich finan-
zierter auBeruniversitärer Forschung klarere Konturen gewann.

Vier Jahrzehnte später, im Jahr 191-L, wurde mit der Kaiser-Wilhelm-
Gesellschaft (I(WG) - der heutigen Max'Planck-Gesellschaft (MPG) - eine

weitere Gruppe von auBoruniversitären und zumindest teilweise staatlich
finanzierten Forschungseinrichtungen ins Leben gerufen. Die KWG wurde
damals aufgrund einer lnteressenkonstellation geschaffen, die zum einen viele

Ahnlichkeiten mit der bei der Gründung der PTR hatte; zum anderen wird
jedoch im Vergleich sichtbar, daB ein weiterer Tlpus staatlich finanzierter
auBeruniversitäirer Forschung im Entstehen begriffen war: die von auBerwis-

senschaftlichen Anwendungsbezügen weitgehend befreite akade-ische Grund-
lagenforschung, wie wir sie mit der heutigen MPG verbinden. Der zweite

Abschnitt dieses Kapitels wird dies darstellen.

1 GründungundEntwicklungderPhystkalisch-TechnischenReichsanstalt

Als im letzten Drittel des neunzehnten Jahrhunderts die ersten Ressortfor'
schungseinrichtungen gegründet wurden, gab es im wesentlichen apei Typen
von Forschung: die Hochschulforschung und die industrielle Forschung. Die
Hochschulforschung, so wie sie sich seit den Universitätsreformen des früüen
neunzehnten Jahrhunderts herausgebildet hatte, bildete den institutionellen
Kern einer primär selbstbezüglichen wissenschaftlichen Wahrheitsproduktion.
Auch wenn die Stilisierung akademischer "Einsamkeit und Freiheit" als einer
Handlungsorientierung, die an Erkenntnis rein um ihrer selbst willen interes-

siert ist, eine Simplifikation darstellte, erfüllte sie doch den Zweck, die
Hochschulforschung gegenüber gesellschaftlichen Anwendungsbezügen in
erheblichem MaBe abzuschirmen. Zun Teil auch deshalb waren seit Mitte
des letzten Jabrhunderts insbesondere elekhotechnische und Chemieunterneh-
men dazu übergegangen, eigene Forschungslaboratorien einzurichten, um
so die im Konkurrenzkampf erforderlichen ständigen Verfahrens- und Pro-
duktinnovationen kreieren zu können. Diese Art wirtschaftlicher Anwen-
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dungsbezüge von Forschung als individuellem Gut eines Unternehmens im
Konkurrenzkampf war damit zunächst abgedeckt. Zwischen der akademischen
Grundlagenforschung an Hochschulen und der industriellen Forschung gab

es darüber hinaus zrrmindest teilweise enge Kontakte, so daB immsl wieder
wirtschaftliche Anwendungsbezüge die Richtung von Grundlagenforschungs-
aktivitäten mit beeinfluBten und umgekehrt grundlegende theoretische Ent-
deckungen Ausgangspunkte für wirtschaftlich profitable Technologieentwick-
lungen waren.l

Die Grihdungskonstellationen und frühen Enfwicklu"gen der erston
Ressortforschungseinrichtungen können aneierlei verdeutlichen: zum einen
die Anfänge der Ausdifferenzierung der staatlich finanzierten auperuniversi-
tären Forschung als neuem Sektor neben Hochschul- und Industrieforschung,
zum anderen aber damit in einem auch die Ausdifferenzierung der Ressort-
forschung als besonderem Tlpus staatlich finanzierter auBeruniversitärer
Forschung. Dies läpt sich insbesondere a- historisch gut aufgearbeiteten
Fall der PIR, der auch Vorbildcharakter hatte, exemplarisch zeigen2

L.l Die intendierte Ausdiffelsi2issrng der staatlich finanzierten
auperuniversitären Forschung

Die Gründung der PTR im Jahre 1887 ging auf droi Arten koinzidierender
Interessen zurück, die, von unterschiedlichen Akteuren getragen, als Lei-
stungserwartungen an diose neuartige polssfurrngseinrichtung formuliert wur-
den.

Ein erstes Interesse erwuchs in vielen Branchen der Wirtschaft aus dem,
durch die Industrialisierung herbeigeführten, immer stärkeren Ineinandergrei-
fen unterschiedlicher technischer Prozesse. Daraus entstand das Erfordernis
der Kompatibilität verschiedener Komponenten technischer Apparaturen,
wofür vor allem die Etablierung technischer Normen nötig wurde. Bereits
Anfang des 19. Jahrhunderts, im Jahr 1816, war in PreuBen die Normal-
Eichungs-Kornmissisa als Sachverständigenkomrnission für die Normung von
Mapen und Gewichten etabliert worden. In den siebziger Jahren des letzten
Jahrhunderts wurden dann weitere technische GröBen normungsbedürftig:
optische MaBe, Wärme- und ElektrizitätsmaBe. Unternehmen und Verbtinde

1 Siehe hierzu die detaillierte Fallstudie von Borscheid (196).
2 Die folgende Darstellung stützt sich auf Scheel (1913), PTR (1937: 3-15), Pfetsch (1974:

lW-127), Burchardt (1976), Hauser/ Klages (1977), Cahan (1980) und Lundgreen u.a. (1986:

32-39).
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der entsprechenden Wirtschaftsbranchen forderten in Denkschriften staat-
liche MaBnahmen. Die zunächst naheliegende Lösung, den Aufgabenbereich
der Normal-Eichungs-Kommission auf diose GröBen auszudehnen, wurde
vor allem von diesor selbst abgewehrt. Sie befürchtete eine Aufgabenüberla-
stung, war also gerade nicht darauf aus, die Gelegenheit zu einer Auswei-
tung ihrer Domäne zu nutzen.

Dieses erste Interesse zielte auf Forschung als kollektives Gut für weite
Kreise der Wirtschaft. Die erforderlichen metrologischen Forschungsaktivita-
ten sollten zur Grundlage regulativer Politiken werden, die eine letztlich
allen Unternehmen nützliche Vereinheitlichung und Integrierbarkeit techni-
scher Abläufe gewährleisten würde. DaB die weitere Auseinandersetzung
über die geforderten Forschungsaktivitäten an der Normal-Eichungs-Kommis-
sion vorbeilief, ergab sich auBer aus deren Widerstand auch daraus, daB
dieses Interesse nicht das einzige blieb, sondern sich mit arei weiteren
verband.

Diese beiden weiteren Interessen hingen sehr eng zusarnmen. Wissen-
schaftliche Akteure - insbesondere Experimentalphysiker - und wirtschaftliche
Akteure - die Unternehmen der Elektroindustrie als damals forschungsinten-
sivster Branche - hatten konvergierende Interessen an der Etablierung einer
physikalischen Forschu'gseinrichtung. Die Interessen der Elektroindustrie
wurden insbosondere durch Werner von Siomens - u.a. in einer Denkschrift
an dio Reichsregierung aus dem Jahr 1884 - artikuliert.s Siemens machte
zunächst auf den zukünftig immer stärker werdenden Bedarf der Unterneh-
men an wissenschaftlicher Forschung aufmerksam:

Bei dem jetzt so lebhaft geführten Konkurtenzkampfe der Völker hat das Land ein
entschiedenes Ubergewicht, welches neue Bahnen zuerst betritt und die auf dieselben
zu gründenden Industriezweige zuerst ausbildet. Fast ohne Ausnahme sind es neue
naturwissenschaftliche Entdeckungen, oft sehr unscheinbarer Art, welche solche neuen
Bahnen eröffnen und wichtige Industriezweige neu erschaffen oder neu belebcn.

Dieser wirtschaftliche Forschungsbedarf könne durch die Industrieforschung
selbst nicht hinreichend gedeckt werden, weil der zu kurze Zeithorizont des
Unternehmenshandelns ein langfristiges grundlagenorientiertes Forschungspro-
g'emm nicht zulasse:

Ob die Entdeckung einer neuen naturwissenschaftlichen Thatsache technisch verurend-
bar ist, ergiebt sich in der Regel erst nach ihrer vollständigen qmtematischen Bear-
beitung, d.h. atso oft erst nach längerer Zeit. Darum darf der wissenschaftliche Fort-
schritt nicht ron materiellen Interessen abhängig gemacht wcrden.

3 Die folgenden Zitate stammen alle aus dieser Denkschrift (abgedruckt in PTR 1.937: 11-15).
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Auch dieses wteite Interesse bezieht sich somit auf Forschung als kollektives
Gut ftir das Wirtschaftssystem. 

"'"r 
u1"1dings soll Forschung nicht der

Integration wirtschaftlichen Handelns, soweit es auf technischen Abläufen
beruht, sondern der Verbesserung der Konkurrenzsituation von Wirtschafts-
branchen - also nicht einzelner Unternehmon - insbosondere auf dem Wel[-
markt dienen. Die Hochschulen waren Siemens zufolge nicht dazu geeignet,
die erforderlichen polsgfiungsaktivitäten durchzufiihren. Zum einenverfügten
die Hochschulforscher nicht über die notwendigen apparativen Ausstattun-
gen, arm anderen seien sie zu stark mit Lehraufgaben belastet. Siemens sah
gerade die deutschen Universitäten durch ein humanistisches Bildungsideal
belastet, das nicht die eng spezialisierte Innovationsftihigkeit, sondorn eino
broit aufgefächerte Gelehrsamkeit vermittelt, und betonte dagegen: "Nicht
die wissenschaftliche Bildung, sondern die wissenschaftliche Leistung weist
einer Nation die Ehrenstellung unter den Kulturvölkern an."

So führte das Interesse an Forschungsaktivitäten, dio jeweils ganzon Wirt-
schaftsbranchen zugute ko-m ende, technologisch nutzbare Entdeckungen
produzieren sollten, zur Forderung nach einer auBeruniversitären, aber gröp-
tenteils staatlich finanzierten Forschungseinricht'r"g. Da dieses von Siemens
artikulierte Interesse der Elektroindustrie ausdrücklich nicht auf unmittelbar
anwendungsbezogene Forschungen abÄelte, fand es unter E4perimentalphysi-
kern, wie etwa Hermann Helmholtz; erklärlicherweise groBe Zustimmung -
während das Interesse an einer Normierung technischer Gröpen ftir diese
wissenschaftlichen Akteure nur wenig reizvoll war. Als drittes Interesse, das
in die Gründung der PTR einqing, ist also das Forscherinteresse an einer
verbesserten Ausstattung ihrer Disziplin mit Forschungsressourcen zu nennen.
Berücksichtigt werden muB hier, daB die Experimentalphysik zu jener Zeit
an den Hochschulen noch immer stark im Schatten der theoretischen Physik
stand. Die Schaffung einer auBeruniversitären staatlichen Forschungseinrich-
tung war daher für die Experimentalphysiker eine besonders attraktive Gele-
genheit, Forschungsressourcen und nicht z.;tiletzt auch Prestige zu gewinnen.

So formierte sich eine Koalition aus wirtschaftlichen und wissenschaftli-
chen Interessenten an der Grüurdung der PTR. Die staatlichen Akteure, an
die man zunächst herantrat, waren die preupische Regierung *6 4dmini-
stration. Diese lehnten das Vorhabes alleldings mehrfach ab, weil die erwar-
teten finanziellen Belastungen fü'r einen einzelnen Bundesstaat zu grop schie-
nen. Angesichts dieser MiBerfolge wandten sich die Interessenten sodann,
entgegen der verfassungsrechtlichen Kompetenzrerteilung, die den Bundes-
staaten die Kulturhoheit zusprach, an das Reich, wo sie jedoch sogleich
positive Resonanz fanden. Insbesondere die nationalliberale Partei als Reprä-
sentant des industriellen Bürgertums forcierte den politischen Entscheidungs-
prozeB. Mit der Deutung, daB die Tätigkeit der zu gribrdenden PTR der
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gesamten deutschen Industrie zugute kommen würde uud so eine staatliche
Mapnahme der Wirtschaftsförderung darstelle, die über die Belange jedes

Einzelstaates hinausreicho, wurden nach anfänglichen Konflikten letztlich
auch dle verfassungsrechtlichen Vorbehalte dagegen, daB die PTR auf
Reichsebene angesiedelt werden sollte, überwunden, so dap die Einrichtung
dann 1887 gegründet werden konnte.

Die Betrachtung der droi Interessen macht aus heutiger Perspektive deut-
lich, daB nur das erste an der metrologischen Forschung zur Normung
technischer Gröpen auf den Typus von Forschung abzielte, der im Laufe
der weiteren EntwicHung da"" mit Ressortforschung verbunden wurde. Das
Interesse an einer durch Anwendungsbezüge orientierten Grundlagenfor-
schung, die auf längerfristig sich einstellende wirtschaftliche Nutzungsmög-
lichkeiten abzielt, erinnert hingegen stark an die Motive, die - wie in Kapitel
7 dargestellt werden wird - in die Gründung und Konzeption verschiedener
heutiger Gropforschungseinrichtungen eingegangen sind. Das Interesse an
e4porimentalphysikalischer Grundlagenforschung, wie es von den wissen-

schaftlichen Akteuren gehegt wurde, würde demgegenüber heute eher mit
einem Institut der MPG in Verbindung gebracht werden. Klar ist jedenfalls,

dap die ursprünglichen Leistungserwartungen an die PTR vieles abdeckten,
was früher oder später durch andersartige staatlich finanzierte auBeruniversi-
täre Forschungseinrichtungen zu befriedigen versucht wurde. Damals stand
den Akteuren zunächst nur vor Augen, daB es bestimmte Arten von For-
schungsproblemen gab, die teils aufgrund ihrer kognitivon Beschaffenheit,
teils aufgrund der mit ihnen verbundenen gesellschaftlichen Interessen nicht
in die bestehende institutionelle Struktur von Hochschulforschung einerseits,
industrieller Forschung andererseits hineinpapten. Diese negative Gemein-
samkeit des Nicht-Passens in gegebene Strukturen überspielte in der damali-
gen Wahrneh-uog, wie Siemens' Denlachrift illustriert, die groBen Unter-
schiede apischen dsn nngeführten Forschungsproblemen. Heute ka"n nan
sehr schnell erkennen, daB die Art von Forschungsproblemen, die in der
MPG, in der Fraunhofer-Gesellschaft (FhG), in den GroBforschungseinrich-
tungon und schlieBlich in den Ressortforschungseinrichtungen bearbeitst
werden, verschieden sind. Damals entdeckte man nur immer wieder punktu-
ell, daB bestimmte Forschungsprobleme weder an Hochschulen noch in In-
dustrieunternehmen bearbeitbar waren. Diese Negativcharakterisierung bot
sich zudem als argumentativ durchschlagskräftige Bündelung der Defiziterfah-
rungen zu einer einheitlichen Forderung an: Man rief nach "andeten" Fo!-
schungseinrichtungen. Dieser nur in ihrer doppelten Negation bestimmten,
ansonston unbestimmt gelassenen Forderung konnten sich dann sehr viele
aus durchaus unterschiedlichen Interessen anschliepen, so dap der öffentliche
und politische Druck verstärkt wurde.
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1.2 Die unintendierte Ausdifferenzierung der Ressortforschung als
besonderer Typus staatlich finanzierter auperuniversitärer Forschung

Die Grtfurdung der ersten Ressortforschungseinrichtungen erfolgte also auf-
grund eines Interessenspektrums, das all das enthielt, was heute an den
gesamten Sektor der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung
adressiert wird. Das bedeutet: Die Ausdifferenzierrrng des Sektors als gan-
zer begann über diese Gruppe von Forschungseinrichtungen, die heute
nur einen Teil, eine interne Difforenzierung, des Sektors darstellt. Die Aus-
6;ffep12ieprng des Sektors war somit primär kein additiver Vorgang, bei
dem sukzessiv neue Tlpen von Forschung binzukamen und sich den bereits
bestehenden anglisfsllsa, sondern vollzog sich auf der progra--atischen
Ebene dffis-holistisch. Die Ausdifferenzierung erstreckte sich gleich im
ersten Schritt auf den Gropteil dessen, was einmal den Sektor als ganzen
ausmachen wihde, so dap die weitere Entwicklung des Sektors sich dann
als Spezifizierung und Innendifferenzierung dessen, was zunächst von einfluB-
reichen und weitsichtigen Einzelporsonen wie Siomens im gleichsan "visionä-
ren" Vorgriff vorweggenommen wurde, vollzog.

Blickt man nun auf die Frühgeschichte der FTR bis zum Jahr 1913, so
zeigt diese wiederum beispielhaft, wie sich in den tatsächlichen Forschungs-
aktivitäten eine Spezifizierung dessen, was der besondere Tlpus der Ressort-
forschung geworden ist, ereignete. Das, was ursprünglisfu angestrebt worden
war und die Gründung der PTR bewirkt hatte, realisierte sich also nicht:
Anstelle einer - beabsichtigten - in Gestalt der PTR prototypisch vorgenom-
menen Ausdifferenzisl["g des gesamten Sektors der staatlich finanzierten
auperuniversitären Forschung vollzog sich - als unbeabsichtigtes Ergebnis
bestimmter institutioneller constraints - die Ausdifferenzierung einesbesonde-
renTypns staatlich finanzierter auperuniversittirerForschung: der Ressortfor-
schung. Man hatte gewissermapen das Ganze im Blick gehabt, es dann aber
aus den Augen verloren und schlieplich nur einen Teil in die Tat rmsetzen
können.

In der ursprünglichen Aufgabenstellung und Organisationsstruktur der
PTR kam das umfassende Interessenspektrum, das zu ihrer Gründung ge-
ftihrt hatte, noch deutlich zum Ausdruck:
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$1

Die Physikalisch-Technische Reichsanstalt besteht aus

1.. der I. (physikalischen) Abteilung,
2. der IL (technischen) Abteilung.

s2

Die Aufgabe der Abt. I ist:

1. Die Ausführung phpikalischer Unterruchungen und Messungen, welchc in
erster Linie die lösung wissenschaftlicher Probleme von groper Tragweite
und Wichtigkeit in theoretischer oder technischer Richtung beznecken und
einen gröperen Aufwand an instrumenteller Ausrüstung, Materialverbrauch,
Arbcitszeit der Bcobachtcr und Rcchncr erfordern, als dcr Regel nach von
Privatleuten oder Unterrichtsanstalten aufgeboten werden kann,

2, die Iäsung von Aufgaben aus dem Arbeitsgebiet der Abt. II, sofem die Hilfs-
mittel der letzteren für die Ausftihrung nicht hinreichen.

$3

Die Aufgabe der Abt. II ist:

1. die Durchführung phpikalischer und phlnikalisch-technischer Untersuchun-
gen, welche entwedervon der vorgesetzten Dicnstbehörde angeordnet werden,
oder geeignet sind, die Präzisionsmechanik und, soweit tunlich, auch andere
Zweige det deutschen Technik in ihren Arbeiten zu fördern ..,

2, Beglaubigungvon Mepapparaten und Kontrollinstrumenten, soweit solche nicht
in den Bereich der Map- und Gewichtsordnung fallen; Feststellung der Tei-
lungsfehler derartiger Instrumente und Ausstellung der Bescheinigung über
das Ergebnis.

3. Anfertigung von Instrumenten und Instrumententeilen sowie Ausführung
anderer mechanischer Arbeiten für den Bedarf der Reichsanstalt selbst oder
für deutsche Staatsanstalten und Behörden, sofem die Beschaffungaus inländi-
schen privaten Werkstätten Schwierigkeiten begegnet.

4. In einzelnen Fällen Anfertigungvon Instrumententeilen für deutsche Gewerbe.
treibende, sofern die Herstellung in Privatwerkstätten auPergewöhnliche Hilfs-
mittel erfordert.

In den Fällen 3. und 4, sind für die Herstellung die Kosten der Materialen um
das Doppelte der auf die mechanische Arbeit verwendeten Tnit in Ansatz zl
bringen (vgl, PTR 1937: L6ll7).

Diese Gründungsintentionen kamen faktisch von Anfang an nicht zum Tra-
gen. Vielmehr wurde eine Dynamik in Gang gesetzt, die die PTR auf die
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metrologische Forschung fixierte und die experimentalphysikalische Grundla-
genforschung marginalisierte. Diese Dynamik nahm ihren Ausgang davon,
daB die gesellschaftlichen Interessen an technischer Normieru"g, die sowohl
von staatlichen als auch von wirtschaftlichen Akteuren ausgingen, von vorn-
herein gegenüber den Interessen an Grundlagenforschung strukturell im
Vorteil waren. Dies hatte mehrere Gründe. Vor allem war der wirtschaftli-
che und staatliche Bedarf an technischen Normierrrngen so groB, dap die
porsgfuungskapazität der PTR allein dadurch bereits so stark beansprucht
wurde, daB andere Arbeiten erst nach längeren Wartezeiten und oft über-
haupt nicht in Angriffgenommen werden konnten. Gegenüber dem Interesse
an Grundlagenforschung war das Interesse an Forschungen zur technischen
Normierung zeitlich dringender und sachlich genauer spezifiziert. Grundla-
genbezogene Forschung ist in ihren Zukunftsprojektionen stets unbestimmter,
was au Konsequenz hat, daB ein Hinausschieben solcher Aktivitäten leich-
ter legitimierbar ist als bei zeitlich und sachlich spezifizierten Tätigkeiten.
Die zeitliche und sachliche Spezifität der metrologischen Forschung hatte
weiterhin anr Folge, dap sie nicht nur eine diffuse Unterstützung mobilisie-
ren konnte, sondern ihr durch spezifische soziale Träger aufgrund klar um-
rissener Eigeninteressen Gelt'r'g verschafft wurde. Die zitierte Geschäfts-
ordnung der FTR bot hierfür die institutionelle Handhabe, insowoit sie
sowohl staatlichen Instanzen als auch Unternehmen einen Zugrrtr auf die
Leistungen der FTR ermöglichte - dem übergeordneten Ministerium per
Anweisung anderen Verwaltungen und Unternehmen per Auftrag zu dessen
baldmöglichster Erfü,llung die FIR verpflichtet war.

Diese Faktoren allein können allerdings nur erklären, dap die sogenannte
,Technische Abteilung" der PTR schneller wuchs als die "Physikalische Ab-
teilung". Die faktisch weitgehende Eliminierung der experimentalphysikali-
schen Grundlagenforschu"g wurde erst durch einen weiteren institutionel-
len Mechanismus herbeigeführt, der in dem auf den ersten Blick unschein-
baren - oben zitierten - $ 2.2 formuliert worden war. Die organisatorische
Regelung, dap die "Technische Abteilung" sich der Forschungskapazitäten
der "Physikalischen Abteilung" bedienen konnte, wenn die eigenen For-
schungskapazitäten nicht ausreichten, war zwar ursprüngliqh so gedacht, daB
die "Technische Abteilung" Forschungstätigkeiten delegieren sollte, zu deren
Bearbeitung sie aufgrund 6angelnder Kenntnisse und apparativer Ausrüstrrng
nisht in der I-age war. Faktisch fiihrte jedoch die permanente Überlastung
der "Technischen Abteilung" dazu, daB sie immsl mehr Tätigkeiten - auch
solche, die sie von der Sache her durchaus selbst hätte ellsdigen können -
an die *Physikalische Abteilung" überwies und diese so nicht nur von ihren
eigentlich vorgesehenen Forschungsaufgaben abhielt, sondern sie sich darilber
hinaus faktisch unterordnete. Von dem für sie projektierten Katalog von
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Forschungsaktivitäten konnte die "Physikalische Abteilung" nur sehr wenig
in Angpiff nohmen. So war die metrologische Forschung gleichsam, entgegen

den Gründungsintentionen, zur'Pflichtu geworden, gegenüber der die Grund-
lagenforschung nurmehr als "Kilr", für die zumeist keine Zeit blieb, firmierte.

Im Jahr L9L3,25 Jahre nach Gründung der PTR, wurde dieser fakti-
schen Entwicklung durch eine Reorganisation auch formell Rechnung getra-

gen. Die Gliederung der PTR in "Physikalische" und "Technische Abteilung"

wurde aufgehoben; stattdessen wurde eine Gliederung in Fachgebiete ' für
Optrlq für Elektrizität sowie ftir Wärme und Druck - institutionalisiert. Die
ehemalige "Physikalische Abteilung" wurde aufgelöst und in ihren einzelnen

Einheiten jeweils diesen Fachgebieten zugeordnet. Damit war die Transfor-
mation einer ehemals dualen Aufgabenstruktur, die auch grundlagenorien'
tierte physikalische Forschungsaktivitäten vorsah, in eine ausschlieplich auf
metrologische Forschungen konzentrierte Organisation abgeschlossen. Für
die Innendifferenzierung der staatlich finanzierten auBeruniversittiren For-
schung bedeutete das: Diejenige Aufgabe, die - wie in Kapitel 8 ausgearbei-

tet werden wird - ressortforschu"gsspezifischen Charakter hat, hatte sich

in dEr PTR von anderen Tlpen der Forschung abgesondert.

Die Gründung der Kaiser-l{ilhelm-Gesellschaft als rudimentäre
Ausdifferenzierung eines weiteren Tlpus staatlich finanzierter
auBeruniversitlirer Forschung

Bei der Betrachtung der verschiedenen Interessen, die in die Grihrdungskon'
stellation der I(WG singingen, entdeckt man zunächst viele Ähnlichkeiten
mit denjenigen Interessen, die auch bei der Gründung der FTR maBgeblich

waren.a Im Jabr 1904 hatte die Berliner Universität versucht, beim Preupi-
schen Kultusminisfsv zu erreichen, dap das Gelände einer Dahlsmer Domä-
ne anr als dringend erforderlich angesehenen Universitätserweiterung genutzt

würde - insbesondere ftir räumlich aufivendige naturwissenschaftliche For-
schungslaboratorien und Lehstätten. Diese Forderung blieb ohne Gehör.
1"906 griffen einige reputierte Professoren der Universität das Thema jedoch
in einer Eingabe an den Kaiser erneut auf. Auch sie verwiesen auf die
steigenden Studentenzahlen, zogen daraus jedoch einen anderen SchluB als

zwei Jahre zuvor die Universitätsgremien. In Verbindung mit der zunehmen-

4 Dem folgenden liegen insbesondere Burchardt (1975) sowie eine Aus,wertung der in
MPG (1961: 49-145) gesammelten Dokumente zugrunde.

2
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den wissenschaftlichen Spezialisieru"g diente dieser Gruppe von Wissen-
schaftlern die wachsende Lehrbelastung als Argument dafür, die Etablierung
auBeruniversitärer Forsch'ngseinrichtungen auf besagtem Gelände zu for-
dern. Zumindest an bestimrnten Forschungsfronten, vor allem in mehreren
naturwissenschaftlichen Disziplinen, hatte sich die Humboldtsche Verbindung
von L,ehre und Forschung in der universität nach dieser Einschätzung als
dysfunktional erwiesen. Auch diese Initiative der Hochschulprofessoren blieb
zunächst ohne Wirkung.

Parallel dazu gab es Bestrebungen anr Gründung einer "Chemischen
Reichsanstalt". Initiatoren waren neben Hochschulchemikern auch Repräsen-
tanten der gropen deutschen Chemieunternehmen. Diese geplante For-
schu"gseinrichtung sollte - wie auch der Name signalisiert - auf der einen
seite dem Modell der PTR folgen. Auf der anderen seite waren sich jedoch
alle Beteiligtsn einig, daB man keine Einricht""g wollte, deren Aktivitäten
sich in chemischen Prüf- und Kontrolltätigkeiten erschöpften, sondern die
gerade auch grundlagenbezogene Forschungen betrieb. Die Orientienrng &
der PTR bezog sich also nicht auf deren mittlerweile faktisch eingetretene
!'s1ggfurrngsaktivitäten vom T]pus der Ressortforschung sondern auf deren
breiter angelegte ursprüngliche Grilndu"gskonzeption. Anfangs meinte man,
eine solche "Che-ische Reichsanstalt" ausschlieBlich mit privaten pilanz.mif-
teln aufbauon zu können. Als sich dies als unrealistisch horausstellte, trat
man an das Reich heran. Das Reichsamt des Inneren reagierte nicht zuleta
deshalb positiv auf die Forderung nach staatlicher Mitfinanzierung, weil man
wissenschaftspolitische Steuerungsmöglichkeiten gegenüber der geplanten
Forschungseinrichtung behalten wollte. Die wirtschaftliche Rezession der
Jahre L90711908 machte dann allerdings eine finanzielle Beteiligrrng des
Staates unmöglich. Damit blieb dieses Projekt vorerst liegen.

Im Jahr 1909 beauftragte der Kaiser mit Blick auf die im folgenden Jahr
bevorstehende Hundertjahrfeier der Berliner universität dsn ihm naheste-
henden Theologen Adolf von Harnack mit der Ausarbeitung von vorschlä-
gen dazu, welche Institutsneugründungen eventuell als kaiserliches "Geburts-
tagsgeschenk" an die universität in Frage kämen. Nach Diskussionen mit
Hochschulwissenschaftlern verschiedener Disziplinen und angeregt durch
die vorausgegangenen Initiativen zur universitätserweiterung und zur "chemi-
schen Reichsanstalt", arbeitete Harnack eine DEnkschrift aus,ö die gewisser-
mapen die Gunst der Stunde nutzte, um dem Kaiser das Konzept einer

5 Die folgenden Ztate daraus nach dem Abdruck in MpG (1961: g0-94).
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ganz neuartigen Gruppe von auBeruniversitären Forschungseinrichtungen

vorzuschlagen.s
Harnacks Ausgangspunkt war die "Notlage der Naturwissenschaft in

Deutschland": "... wahr ... ist, dap die deutsche Wissenschaft auf wichtigen

Linien der Naturforschung hinter der anderer Länder zurückgeblieben und

in ihrer Konkurrenzfähigkeit aufs stärkste bedroht ist" [Hervorh' weggel.].

Damit schlug Harnack einen dramatischeren Tonfall an als Siemens in sei-

ner Denkschrift zw Gründung der PTR. Siemens sah eine zukünftige Ge-

fahr, falls nichts geschähe, während Harnack konstatierte, daB bereits länge-

re 7-eit nichts geschehen und die "Notlage" schon eingetreten sei. Dieses

Problem sei nun keines, das btop die Wissenschaft tangiere, sondern habe

weitreichendo Auswirkungen auf Politik und Wirtschaft. Harnack betonte,

in Kenntnis der Empfänglichkeit des Kaisers dafür, vor allem die "national-
politische Gefahr" der naturwissenschaftlichen "Notlage":

Nationalpolitisch ist sie verhängnisvotl, weil, anders als früher, heutzutage bei dem

auprordentlich gesteigenen Nationalgefühl jedem wissenschaftlichen Forschungsergebnis

cin nationaler Stempel aufgedrückt wird. Die Völker legen eben Wert darauf ... Sie

wcrden dabei in früher nie geübter Weise von ihrer Tagespresse unterstützt ... Wissen

sic doch, dap nichts so sehr geeigret ist, für ein Volk auf der ganzen Welt zu werten
und es ats den führenden Kutturträger erscheinen zu lassen als die Ers,eiterung des

menschlichen Wissens und die Erschliepung neuer Quellen für die Arbeit und Gesund.

heit der gegenwärtigen und künftigen Generationen'

Daneben erwähnte Harnack aber auch die wirtschaftlichen Interessen gerade

an grundlagentheoretischer, noch nicht aufAnwendungsbezüge ausgerichteter

Forschung: "Die Praxis hat die reine Wissenschaft nötig. ... die Industrie
ist sich dessen selbst bewuBt: die reine Wissenschaft hat der Industrie die
gföpten Förderungen durch die Erschliepung wirklich neuer Gebiete ge-

bracht."
Diese Probleme der Naturwissenschaften konnten, wie Harnack weiter

ausftihrte, nicht im Rahmen der überkommenen Universitätsstrukturen bewäl-

tigt werden. Hier griff Harnack bekannte Argumente auf, wie sie bereits

bei Siemens zu finden waren: die gestiegene Lehrbelastung der Professoren;

die im Zuge wissenschaftlichor Spezialisieru"g zunehmende Kluft zryischen

Lehre und Forschung; die im-er gröper und komplexer werdenden Appara-
te der Forschung, die deshalb sinnvollerweisE in keinem Universitätsinstitut,
wo sie nur eioer kleinen Zahl von Forschern zugänglich wären' unterge-

Der Zusammenhang zur Berliner Univertität und deren Jubiläum wurde dabei nur noch

durch das nirgends exptizit gemachte, aber wohl implizit untersteltte Postulat gewahrt, dap

die l*iter dieser auBeruniversitären Institute zugleich Prrofessuren an der Universität
erhalten sollten.

6
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bracht werden sollten. Auch die Industrieforsshrrng sei nicht der richtige
institutionelle Orn "... de"n die Fabriken setzen die Forschungen stets nur
soweit fort, als sie praktische Resultate versprechen, und sie behalten diese
Resultate als Geheimnisse oder legen sie unter Patent." Dies waren ebenfalls
bereits von Siemens bekannte Argumente.

Neu war dann allerdings die Abgrenzung der zu gründenden polssfurrngs-

einrichtungen gegenüber der PTR. Dies geschah eher beiläufig im Zusam-
menhang mit dem Vorschlag, daB auch ein physikalisches Institut zu gribr-
den sei:

Das Bedürfnis wird hier durch die Tätigkeit dcr Physikalisch-Technischen Rcichsanstalt
nicht gedeckt, da cs sich vor allcm um Verstärkung der operimentellcn Untcrsuchun-
gen im Dienste der neuen Erkenntnisse der physikalischen Grunderschcinungen han-
delt, und weil die, welche solche leiten sollcn, von sonstigen Gcschäften frei sein
müsscn.

Mit "sonstigen Geschäften" meinte Harnack in diesem Zusammenha"g die
Ressortforschungstätigkeiten der PTR, die er, entsprechend der faktisch
eingetretenen Entwicklung, von den grundlagentheoretischen Forschungen,
um die es der neuen Forschungseinrichtung gehen sollte, getrennt sah. Mit
diesen Forschungen sollte die neu zu grtindende physikalische pslssfuungsein-

richtung gleichsam die Abteilung I der PTR beerben, vergleicht man die
obige Aufgabenbeschreibung mit dem - in Abschnitt 1.2 angeführten - g 2,
Satz 1 der damals formell noch güütigen Geschäftsordnung der PTR. In
nuce nahm Harnack hier, die Siemens'sche Vision fortsetzend und aufgrund
zusätzlicher historischer Erfahrungen präzisierend, eine erste wichtige Innen-
differenzierung der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung vor-
weg, die wir heute als Separien"'g von Ressortforschung auf der einen und
akademischer Grundlagenforschung in der MPG auf der anderen Seite ken-
nen.

Auf diese Weise bestimmte Harnack den Typus der von ihm vorgeschla-
genen Forschungseinrichtungen in negativer Form: Es sollte sich weder um
Hochschulinstitute noch um Industrielabors noch um Einrichtungen vom
Typus der PTR handeln. Auch der angestrebte Finanzierungsmodus wurde
aus der Kombination zweier gleichermaBen zu vermeidender Alternativen
gewonnen. Auf der einen Seite erkannte Harnack, nicht zuletzt nach der
gerade zurückliegenden Rezession, Finanzierrngsgrenzen des Staates und
propagierte daher die "Heranziehung privater Kreise", wobei er auf vielfäl-
tige Erfahrungen des Auslands - u.a. die amerikanische Rockefeller Founda-
tion - verwies:

Der Staat ist nach unseren preupischen Traditionen Führer der Wissenschaft. Aber
seine Leistungsfähigkeit in finanzieller Hinsicht hat, zumal in der Gegenwart, ihre
Grcnzen. Es gibt aber die Opferwilligkeit privater Kreise, die in bezug auf die Errich-
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tung eincr chemischen Forschungsanstalt und schon früher in bezug auf die Bereitstel-
lung bcdcutcndcr Mittel zur Pflegc dcr Wissenschaft heworgetrcten ist, einen Fingcr-
zcig, wic im Gropcn und daucrnd Gcldcr für dic Bcdürfnlsso der Forschungsinstitutc
und der Wissenschaft über die Staatszuschüsse hinaus aufgebracht werden können

[Hervorh. wcggcl.].

Harnack strebte eine "Vereinigung von Mäzenaten, über die ganze Monar-
chie sich erstreckendr' [Hervorh. weggel.], an.

Allerdi'gs stand ihm sehr deutlich - wie er es in einem Brief offener
formulierte - "die Gefahr der Abhängigkeit der Wissenschaft von Clique
und Kapital" (MPG 1961: 95, Hervorh. weggel.) vor Augen. Deshalb hielt
er auf der anderen Seite eine mindestens gleichwertige Beteiligung des
Staates an der Finanzierung der zu gründenden Forschungseinrichtungen
für unbedingt geboten, um eine Machtbalance zu gewährleisten. Im selben
Brief schrieb Harnack: "Der Staat sollte ... die Möglichkeit haben, den GE-
fahren einseitiger Entwicklungen entgegenzutreten. Finanzielle Zuwendungen
des Staates werden nun an sich, um dieser seiner Rechte willen, unerläplich
sein ..." In der DEnkschrift hieB es entsprochend: "Eine Kooperation des
Staates und privater kapitdkrtiftiger und für die Wissenschaft interessierter
Bürger ist ins Auge zu fassen; denn in ihr allein ist die Zukunft der wissen-
schaftlichen Forschung nach der materiellon Seite hin sicher vorbürgt."

Friedrich Schmitt-Ott, Ministerialdirektor im PreupischenKultusministeri'

'm, wies in einer Kommentierung der Harnackschen Denkschrift (MPG
L96t:96-L02) darauf hin, dap dieser Finanzierungsmodus den Organisations-
typ einer staatlichen Anstalt ausschloB und eine privatrechtliche Organisati-
onsform nahelegte. Damit war eine weitere Abgrenzung zur Ressortforschung
vom Typ der FTR markiert. Nicht nur die Art der Forschung, sondern auch
die Art der Finanzierung wirkte als Gesichtspunkt, gemäB dem sich die
Ausdifferenzierung der KWG vollzog. Die Anstaltslösung wurde weiterhin
auch dadurch verhindert, daB die zu gründenden Forschungseinrichtungen
nicht von Preupen, sondern vom Reich getragen werden sollten (vgl. Bode
L977: /7). Das war einerseits opportun, wollte man auch Mäzene auperhalb
Preupens, insbesondere in Süddeutschland, gewinnen und bei der Stange
halten; andererseits geriet man bei einer Ansiedlung der Einrichtungen auf
Reichsebene in Kompetenzkonflikte mit den Ländern, die auf ihre Kultur-
hoheit pochten.T Auch als Ausweg aus diesem Dilem-a bot sich eine Privat-
rechtsform an. Die KWG konstituierte sich entsprechend als eingetragener

7 Anders als bei der PTR konnte man wegen der andersartigen Aufgabenstellung der geplan-
ten KWG dem nicht dadurch entgehen, dap man diese als Wirtschaftsförderung definierte.
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Verein des Bürgerlichen Rechts unter kaiserlichem Protektorat, erhielt aller-
dings ihre staatlichen pinanzmilisl über das Preupische Finanzministerium.

Für die GrüLndung der I(WG war somit eine Interessenkoalition von
grundlagentheoretisch interessierten Naturwissenschaftlern, Industriellen,
PreuBischem Kultusministerium und - als letztlich ausschlaggebender Figur -
dem Kaiser ursächlich verantwortlich. Widerstand gegen die Gründung
kam - auper von der Sozialdemokratie im Reichstag, die aufgrund der
Mehrheitsverhältnisse nichts ausrichten konnte - nur vom PreuBischen Fi-
nanzministeliun, wo man die Gefahr sah, daB die Mtizene aus der Wirt-
schaft angesichts steigender Kosten bald abspringen und die staatlichen
Geldgeber allein lassen würden. In der Tat entwickelte sich das Spendenauf-
kommen in den ersten Jahren der KWG keineswegs so, wie man erhofft
hatte, und sie befand sich immer wieder in schwierigen fina"ziellen Situatio-
nen. Doch im Jahr 1910 muBte sich das Finanzministerium trotz dieser
vorgetragenen Bedenken dem Votum des Kaisers beugen.

Betrachtet man nun auch bei der MPG, so wie zuvor bei der PTR, ihre
faktische Entwicklu'g während der ersten Jahre, so zeigt sich an den ersten
InstitutsgriLrdungen die noch uneinheitliche Gestalt der neuen Forschungsein-
richtung. Auf der einen Seite gab es Institute wie das Kaiser-WilheLn-Insti-
tut fih Biologie oder das Kaiser-Wilheln-Institut ftir Geschichte, die - so
die Gründungsintentionen - Grundlagenforschung ohne Blick auf auBerwis-
senschaftliche Anwendungsbezüge betreiben sollten. Dies entsprach bereits
weitgehend dem heutigen Selbstvorständnis der MPG. Auch die von Harnack
artikulierten Motive zur Gründung der KWG hatten ja dieses Moment der
Distanz gegenüber unmittelbaren Anwendungsbezügen, insbesondere aus der
Wirtschaft, betont. Solche Anwendungsbezüge blieben gemäp diesem Ver-
ständnis nicht ausgeschlossen; wohl aber wurden die Wahl von Forschungs-
themen sowie die Verbreitung von Forschungsergebnissen nicht systematisch
auf Anwendungsbezüge ausgerichtet. Auf der anderen Seite wurden jedoch
auch Institute wie das Kaiser-Wilhelm-Institut für Kohlenforschungs oder
das Kaiser-Wilhelm-Institut für Eisenforschung gegründet, bei denen die
Anwendungsbezüge in hohem Mape die Forschungsaktivitäten orientierten -
was durch entsprechende institutionelle Regelungen der stäirker zweckge-
bundenen Finanzierrrng von seiten dor interessierten Unternehmen sowie
der Repräsentanz der jeweiligen Wirtschaftsaveige in Aufsichtsgremien ver-
ankert wurde. Zwischen diesen beiden Polen des Spektrums lag ein Insti-
tut wie das - dio Planungen für eine "Chemische Reichsanstalt" aufgreifen-
de - Kaiser-Wilhelm-Institut für Chemie, in dessen Satzung dem Direktor

8 Siche speziell hicrzu die historische Aufarbeitung ron Rasch (1987).
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einersoits eine völlige Unabhängigkeit bei der Wahl der Forschungsthemen

des Instituts angestanden wurde, in dessen Aufsichtsgremien jedoch anderer-

seits "Vsrtreter praktisch aller Werke, die in der deutschen chemischen

Industrie f,ang und Namen hatten", sapen (Burchardt 1975: 97). Von diesem

Typus von Instituten erhofften sich auBerwissenschaftliche Interessenten

anwendungsb ezngelae Erkenntnisse, weshalb ihnsa sins Dauerbeobachtung
der Arbeit dieser Institute opportun orschien, ohne doch inhaltlich genauor

vorgeben an wolleq wo diese Erkenntnisse zu suchen seien - Humboldts

auch in der Harnackschen Denlschrift zitiertem, bekanntem Diktum vertrau'
end: "Die Wissenschaft giept oft dann ihren reichsten Segen über das Leben

aus, wenn sie sich von demselben gleichsam zu entfernen scheint.n

Insgesamt war somit die Ausdifferenzieru.g einer gegenüber Anwen-

dungsbezägen weitgehend indifferenten Grundlagenforschung in den ersten

Jahren der KWG, obwohl wesentliches Movens ihrer Gribrdung, nur in
rudimentärer Form faktisch vollzogen. Letztlich dauerte es, wie in Kapitel
4 gezeigS werden wird, noch bis in die sechziger Jahre, bis die MPG zu

dieser allseits anorkannten Domänenspozialisient.g gelangte. Immerhin mar-
kierte die Gründung der KWG den Beginn einor weiteren Innendifferenzie-
rung der staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschung in Deutschland.

Damit war der Sektor der staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschung

in Gestalt von anei Forschungstlpen bereits vor 1945 etabliert: der Ressort-

forschung und, in geringerem Mape, der akademischen Grundlagenforschung.
Zwei weitere Typen entstanden hingegen erst nach 1945: die Auftragsfor-

schung für Unternehmen und Behörden, wie sie heute von der FhG betrie'
ben wird, sowie die GroBforschung.Zwar gab es punktuelle Fälle von erste-

rem schon vorher - beispielsweise an den anwendungsorientierten Instituten
der K\ilG. Auch gropforschungsähnliche aktivitäten lassen sich bereits vor
1945 entdecken - insbesondere in der Luftfahrtforschung (vgl. Trischler
1989b). Aber erst für die FhG und die Gropforschungseinrichtungen wurden
diese beiden Forschungstlpen alm expliziten Selbstversttindinis, das dann

auch deren Institutionalisislrrngsfsrmen und Handlungsstrategien durchg?ingig
prägte, wie in den Kapiteln 6 und 7 im einzelnen dargestellt werden wird.
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Kapltel 4
Die Max-Planck-Gesellschaft

Dte Globalförderung der Max-Planck-Gesellschaft als funktionale
Notwendlg[elt und kontingentes Prinzlp

Die Max-Planck-Gesellschaft zur Förderung der Wissenschafton e.V. (MPG)
ist die Nachfolgerin der 1911 gegrifurdeten Kaiser-Wilhetn-Gesellschaft
(IffG). Die MPG unterhielt im Jahr 1988 die folgenden Institute und
Einrichtungen:

ÜUen*ctrt 3: Einriohtungen der Max-Planck-Gesellsohaft

Max-Planck-lnetitute Ort Mltarbeiter
1988

Blo log lsoh- thdlz ln lsc he Se Klo n

MPI lür Bioohemle

MPI für Blologie

MPI lfir Blophyslk

Klinische Forschungsgruppe für Blutgerlnnung
und Thrombose am Kllnlkum der Unlv€rsltät
Glepen

MPI für experlmentelle Endokrlnologle

MPI lür Entwicklungsblologle

MPI lür Ernährungsphysiologie

MPI lür medlzlnlsche Forschung

MPI lür neurologische Forschung

Martlnsrled bel
München

Tüblngen

FranklurUMain

Giopen

Hannover

Tüblngen

Dortmund

Heldelberg

Köln

395

94

108

n

N
117

88

44
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Max-Plancklnstitute Ort Mitarbeiter
1988

MPI für physlologlsche und kllnlsche Forschung, Bad Nauhelm
W.G. Kerckhoff-lnstitut

Friedrich-Miescher-Laboratorlum irr der MPG

MPI für molekulare Genetik

MPI für Hirnlorschung

Forschungsstelle lür Humanethologie in der MPG

MPI für lmmunbiologie

MPI für biologische Kybernetik

MPI lür Limnologle

MPI tür experimentelle Medizin

Kllnisohe Arbeltsgruppen an der Medizinlschen
Kllnlk der Universltät Göttlngen

Klinlsche Arbeitsgruppen für Rheumatologle am
lnstitut lür Klinische lmmunologie und Rheumato-
logle der Unlversltät Erlangen-Nürnberg

Arbeitsgruppen für strukturelle Molekularbiologie

Kllnische Forschungsgruppe lür Multlple Sklerose
an der Neurologlschen Kllnik der Universität
Wüzburg (Hemann und Lllly Schllling-For.
schungsgruppe)

MPI lür Psychlatrle (Deutsche Forschungsanstalt
für Psychiatrie)

MPI für Psycholinguistik

Kllnische Forschungsgruppe lür Reproduktions-
medizln am lnstitut lür Reproduktionsmedizin
der Universität Münster

MPI lür Systemphysiologie

MPl tür Verhaltensphysiologle

MPI lür Zellbiologle Ladenburg
Heldelberg

bel

MPllürZüchtungslorsohung(Envin-Baur-lnstitut) Köln

Tübingen

Berlin

FrankfurVMain

Andechs

Freiburg

Tübingen

Plön (Holstein)

Göttingen

Göttlngen

Erlangen

Hamburg

Wüaburg

München

Nijmegen

Münster

Dortmund

SEewiesen

83

21

156

90

9

108

60

54

181

10

103

129

60

159

13

21

22

414

36

22
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Max-Planok-lnstitute Ort Mltarbelter
1988

Chem isc h. Physikal isch-Techn ische Se Hion

MPI für Aeronomle

MPI für Astronomle

MPI für Ghemie (Otto-Hahn-lnstitut)

MPI lür blophyslkalische Chemle (Karl-Friedrlch-
Bonhoeffer-lnstltut)

MPI lür Eisenlorschung GmbH

MPI für Festkörperforschung

Fritz.Haber-lnstltut der MPG

Gmelin-lnstitut für Anorganische Chemie und
Grenzgebiete der MPG

Forschungsstelle Gottsteln ln der MPG

MPI für Kernphysik

MPI lür Kohlenlorschung

MPI lür Mathematik

MPI lür Metallforsohung

MPI für Meteorologle

MPI für Physik und Astrophyslk

MPI lür Plasmaphyslk

MPI für Polymerforschung

MPI für Quantenoptlk

MPI lür Fladioastronomle

MPI lür Strahlenchemle

MPI für Strömungelorechung

Katlenburg-
Llndau

Heidelberg-
Königstuhl

199

135

155

364

Mainz

Göttlngen

Düsseldorf

Stuttgart

Berlln

Frankfurt/Main

222

296

250

117

5

280

284

14

63

42

207

909

München

Heldelberg

Mülhelm a.d. Ruhr

Bonn

Stuttgart

Hamburg

München

Garchlng bel
Münohen

Mainz

Garchlng bei
Münchan

Bonn

Mülhelm a.d. Ruhr

Göttingen

89

112

189

163

156
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Max-Planck-lnstituto Ort Mitarbelt€r
1988

Gelsteswissenschaftliche Seffilon

Arbeltsgruppe Alheldt ln der MPG

Bibllotheca Hortziana - MPI

MPI für Bildungslorschung

MPI ltir psychologische Forschung

MPI lür Geschichte

MPI lür Gssellschaftsforschung

MPI lür ausländisches und internationales Patent-,
Urheber- und Wettbewerbsrecht

MPI lür ausländisches und internationales Privat-
recht

MPI lür ausländisches ötfentllches Recht und VöF
kerrecht

MPI lür europäische Rechtsgeschichts

MPI lür ausländlsches und internationales Sozial-
recht

MPI lür ausländisches und lnlernationales Straf-
recht

Weitere Einrlchtungen

Archlv zur Geschlchte der MPG

Garchlng lnstrumente
Gesellschaft zur lndustrisllen Nufzung von For-
schungsergebnissen mbH

Gesellschaft für wlssenschaftllche Datenverarbel-
lung mbH

Starnberg

Bom

Berlin

Münohen

Göttingen

Köln

München

Hamburg

Heidelberg

FranklurVMain

München

Frsiburg

Berlln

München

Göttlngen

4

51

132

41

97

21

38

61

55

44

25

53

6

I

58

Quelle: MPG-Jahrbuch (1988).

In der Öffentlichkeit, aber auch vielen Wissenschaftshistorikern, gilt die
KWG und ihre Nachfolgerin, die MPG, seit "jeher" als eine Organisation
der reinen, vorwiegend naturwissenschaftlichen, Grundlagenforschung oder
sogar als eine "Gelehrtenrepublik" bzw. "Republik der Forscher" (Rost 1985),
in der frei von staatlichem EinfluB und wirtschaftlichen NutzenkalktiLlen allein
die Gemeinschaft der Wissenschaftler dartiber entscheidet, welche Forschungs-
probleme mit welchem Mitteleinsatz aufgegriffen werden.
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Tatsächlich ist die MPG heute eine weitgehend autonome, selbstverwaltete
und von direkten wirtschaftlichen und politischen Interesseneinflüssen freie
Forschu"gsorganisation. Wie die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFC)
wird die MPG nahezu ausschlieBlich durch öffentliche Mittel aus den
Haushalten des Bundes und der Länder finanziert, die sie ebenso wie die
DFG nach dem Prinzip der sogenannten Globalförderung erhält. Bund und
Länder verzichten diesem Prinzip entsprechend darauf, ihre Fördergelder
mit Zweckbindungen und Auflagen zu versehen, und überlassen es der
"Republik der Forscher" selbst, wozu sie die Mittel verwendet.

Wie in dem vorliegenden Kapitel za zetgen sein wird, gilt allerdings
weder das plinzip einer staatlichen Globalföldesng der Grundlagenforschung
seit "jeher", noch wurde die KWG in Jahr 1911 überhaupt in der Absicht
gegründet, eine gesonderte Einrichtu''g für die reine Grundlagenforschung
auBerhalb der Hochschulen ins Leben zu rufen. Trotz aller wissenschaft-
lichen und organisatorischen Kontinuitäten, durch die KWG und MPG
gekenn"eichnet sind, hat sich die Gesellschaft erst im verlauf derbundesdeut-
schen Nachkriegsgeschichte zu einer Organisation der reinen Grundlagenfor-
schung entnickelt. Entscheidend im Zusammenhang mit dieser EntnicHung
der MPG zu einer autonomen Forschungsorganisation ist ein Verwaltungs-
abkommen avischen Bund und Ländern aus der Mitte der sechziger Jahre.
Im sogena"nten "Verwaltungsabkommen a$ Fördenrng von Wissenschaft
und Forschung" von 1964 verpflichteten sich der Bund und die Länder, zu
je füntzig Prozent ftir den Haushalt der MPG aufzukom-en und auf Zweck-
bindungen dieser Haushaltsmittel zu verzichten. Sie erfüllten damit eine von
der MPG bereits seit über 15 Jahren erhobene Forderrrng.

Die globale Finanzierung der MPG erscheint heute vielfach ebenso
selbstverständlich wie das Bild von der MPG als Einrichtung der Grundlagen-
forschung. Diese eingeschliffene SelbsWerständlichkeit wiederum scheint häufig
einen funktionalistischen FehlschluB zu begüurstigen, wonach die spezifischen
Bedürfnisse der Grundlagenforschung eine spezifische Form ihrer Finan-
zierung erforderlich oder notwendig machen und das politisch-administrative
System mit der Globalförderung diese funktionale Anfordenrng erfüllt.r

Zum Argument der funktionalen Notwendigkeit der Globalförderung vgl. beispielswcise
Hirsch: nEs duldet keinen Zweifel, daB der organisatorische Aufbau und die Funktionsweise
des [staatlichen, die Autoren] l,enkungsapparates im Bereich der 'allgemeinen Wssen-
schaftsförderung'ron der Notwendigkcit gcprägt ist, ,.. den Institutcn und den cinzclncn
Fonchern so viel Spiclraum zu laEscn, dap ... die Freiheit für die Entfaltung individuetler
Forschcrinitiativc gewahrt blcibt ... Die Vcrfügbarkcit cines breiten Potcntiats von For.
schungseinrichtungen mit entsprechender personeller und materietler'Grundausstattung'
wird dadurch gewährleistet, daB der laufende Finanzbedarf der formal unabhängigen oder
sich selbst verwaltcnden Forschungseinrichtungen inncrhalb und aupcrhalb dcr Hochschu-
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Mit einem gqnz ähnlichen Argument, wenn auch nicht in der Terminologie
des sozialwissenschaftlichen Funktionalismus, wird die Globalförderung der
MPG auch offrziell durch die Bundesregierung begründet. Die Förderung
der "freien und nicht unmittelbar zweckgebundenen Grundlagenforschung",

so bereits der erste Forschungsbericht der Bundesregienrng von 1965, kann

"nicht nach den Gesichtspunkten der Rentabilität beurteilt werden". Die
Grundlagenforschung setze vielmehr die "Mapstäbo wissenschaftlichen Den-
kens" und damit die "Impulse ftir die Fortentwicklung wissenschaftlicher

und technischer Erkenntnisse" (Bundesbericht Forschung I, 1965: 145). Die
Forschungsberichte der folgenden Jahre wiederholten diese Begründung in
zahlreichen Variationen.

Betrachtet man aber die Genese der Globalförderung im Forschungssptem

der BundEsrepublik gsnauer, so witd deutlich, dap diese Begribrdung etwas
zu einer allgemeinen forschungspolitischen Norm erkllirt, was sich erst in
einem länger als ein Jahrzehnt währenden interorganisatorischen Konflikt
faktisch herausgebildet hat. Das vorliegende Kapilsl unlslnimmt den Versuch,
diesen genetischen Prozep zu rekonstruieren. Es soll zeigen, daB der globale
Finanzierungsmodus der MPG ebenso wie die Möglichkeit der Gesellschaft,

sich im Verlauf ihrer Nachlaiegsgeschichte zu einer autonomen" selbstverwalte-

ten Organisation der Grundlagenforschung zu entwickeln, von einer spezifi'
schen institutionellen Konstellation zwischen dem Bund, den Ltindern und
der MPG, nach dem Zweiten Weltkrieg abhing.

Über weite Strecken stützt sich diese Rekonstruktion auf avei zeithistori-
sche Monographien zur Entwicklnng des Forschungssystems in der Bundesre-
publik. Es handelt sich dabei u- die Arbeiten von Thomas Stamm (l-981)'

der sich auf den Zeitraum von 1945 bis 1965 bezieht, und Maria Osietzki
(1984), die die Geschichte der deutschen Forschungspolitik in den Jalren
1945 bis 1952 untersucht hat. Beide Monographien boruhen auf einem breiten

Quellenstudium und geben den bisla"g wohl umfassendsten Einblick in die
Nachlaiegsgeschichte dieses politischen Sektors. Während Stamm nah an
den zeitlistorischen Quellen bleibt, legt Osietzki eine politisch-ökonomisch
angeleitete Interpretation des Verlaufs von "Wissenschaftsorganisation und
Restauration"2 in den Jahren nach dem Zweiten Weltkrieg vor. Das vorliegen-
de Papier übernimmt allerdings keine dieser beiden Perspektiven. Die
Arbeiten von Stamm und Osietzki werden, soweit dies möglich ist, nicht
zur Interpretation, sondern ihrerseits gewissermaBen als Quellen für den

len ... durch staatliche Haushaltsmittel gedeckt wird, von denen mehr oder weniger frei
Gebrauch gemacht werden kann" (Hirsch 190:161).

2 So der Titel der Arbeit.
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hier unternommenen konstellationsanalytischen Rekonstruktionsversuch heran-
gezogen.

Darüber hinaus wurden flir diese Rekonstruktion sowohl qualitativ-histori-
sche Quelle"materialien wie quantitativ-finanzstatistische Daten zur institutio-
nellen Entwicklu'g der MPG primtir erhoben und ausgewertet. Bei den quali-
tativen Quellenmaterialien handelt es sich einmal um Aktenunterlagen zur
pillanzislungsgeschichte der MPG, die uns durch die Abteilung Interne Re-
vision der MPG zur Verfügung gestellt wurden. Zum anderen liegt diesem
Kapitel, soweit dies möglich war, eine Auswertung der Protokolle des Verwal-
tungsrats der MPG zugrunde. Die Auswertung der Protokolle mupte sich
auf den Zeitravm von 1949 bis 1958 beschränken, da diese Unterlagen einer
Sperrfrist von dreipig Jahren unterliegen. Auch die bei Stamm zitierten
Quellen fiir die Jahre nach 1958 lieBen sich nicht für die überprüfung
unserer Hlpothesen heranziehen, da auch sie mittlerweile dieser sperrfrist
unterliegen.s Neben der Analyse von schriftlichen unterlagen beruhen die
Ergebnisse des vorliegenden Kapitels zudem auf acht ausflihrlichen Interviews
mit forschungspolitischen Akteuren und Zeitzeugen. Ihnen gilt für die z*it
und Arbeit, die sie in die Untersuchung investiert haben, unser Dank.

Die im Zusar"menhang mit der vorliegenden Untersuchung erhobenen
finanzstatistischen Daten der MPG ermöglichen eine übersicht über die
pinanzisnrngsquellen und deren Volumen ftir die Jahre 1949 bis 1985. Die
Daten wurden auf der Basis der Institutshaushalte erhoben und in Form
von Tabelle 11 aggregiert.a

lm Frühsommer 1988 ist im Rahmen des Projekts der versuch untemommen worden,
für den zßitrevm nach 1.958 z:ugang zu den verwaltungsratsprotokollen der MpG sowie
den Präsidiums- und Senatsprotokollen der DFG zu erhalten. Dieses Ersuchen ist leider
sowohl vom Archiv der MPG wie von Präsidium und senat der DFG abgelehnt worden,
Beide organisationen haben darauf verwiesen, dap sie die für öffentliche verwaltungen
geltenden schutzbestimmungen nach g 80 der Gemeinsamen Geschäftsordnung der
Ministerien des Bundes (GGO), die eine Sperrfrist von 30 Jahren für die wissenschaftliche
Auswertung des schriftguts von Ministerien \rorrieht, auf die eigenen Aktenmaterialien
anwcnden' Eine Ausnahme von dieser selbstbindung schien weder der MPG noch der
DFG möglich, obwohl entsprechendes Quellenmaterial in der Vergangenheit bereits einmal
für die zeithistorischen untersuchungen von stamm zur Vcrfügung gestanden hatte,
Ohne die heundliche und tatlcräftige Untersttitrung der Generalverwaltung wäre eine sachlich
und zeitlich so umfassende statistische Rekonstruktion dcr Finanzierungsstrukturen und
der finanziellen Entwicklung der MPG nicht möglich gewesen. Die Gelegenheit sotlte deshalb
nicht ungenutzt bleiben, um auch allen an diesem Projekt beteiligten Mitatbeitern in der
Generalverwaltung und insbesondere der Internen Revision unserin Dank auszusprechen.
Vor allem sind wir dem l-eiter der Finanzabteilung, Henn Meinecke, zu Dank verpflichtet,
der sich in der Generalverwaltung für dieses Projekt engagiert hat. Frau [-ewinski,
langjährige Mitarbeiterin der Abteilung Interne Revision in der Gencralwrwaltung, setzte
neben ihrer regulären Arbeit ihr qualifiziertes Wissen über die wechselnden Finanzierungs-

3

4
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2 Dte Katser-wilhelm-Gesellschaft zrrischen angewandter Forschung

und Grundlagenforschung

Das Gründungsziel der KWG bestand - siehe dazu auch Kapitel3 - urspräng-

lich darin, auf der Basis einer weitgehend privaten Finanzierung eine der

Physikalisch-Technischen Reichsanstalt (PTR) vergleichbare Otganisation zu

schaffen, die einerseits nicht den Beschränkungen des Lehrstuhl- und Fakul'

tätsprinzips der Hochschulen und deren disziplinäiren Ausrichtung unterlag

die andererseits aber auch nicht wie die industrielle Forschung am unmittelba-

ren Nutzen und der Verwertbarkeit von Forschungsergebnissen orientiert

sein sollte und darüber hinsus, frei von dslgn Qsfusimhaltungsan'ängen war

(Burchardt L975: L7-29;2r Geschichte der I(wG und MPG vgl. auch Gerwin

19g6). Mit der I(wG war es also beabsichtigt, einen dritten Tlpus von For-

schung zu institutionalisieren, der aryischen der reinen Grundlagenforschung

an den Hochschulen und der angewandten industriellen Forschung angesiedelt

war, und der Grundlagenfolssfuung mit wiltschaftlichem Praxisbezug vereinba-

ren sollte. Im Rahmen dieses Konzepts sollte in der KWG auch Auftragsfor-

schung betrieben werden, aber nicht im Mittolpunkt stehen. Der Grändungs-

auftrag der KWG sah viebnehr vor, daB die Gesellschaft eigene Institute

unterhielt, deren Leitung in der Auswahl von Forschungsproblemen weitge-

hend frei von den Inteiessen der privaten Geldgeber war. Diese Freiheit
sollton die Institute auch gegenüber staatlichen Steuerungsversuchen genie-

Ben. Der Grundsatz, den der erste Präsident der KWG, Adolf von Har-

nack, aufstellte und der zumindest als Leitidee der Gesellschaft bis heute

gilt, ging noch einen schdtt weiter. Dem sogenannten Harnack-Prinzip zufolge

io[tä auch die Gründung von Instituten nicht an wirtschaftlich oder politisch

vorgegebenen Forschungsproblemen, sondern an Forscherpersönlichkeiten

mii"hervorragendem Reno-mee" orientiert werden (Burchardt L975: 32).

um ihre unabhängigkeit gegenüber wirtschaft und Politik zu sichern,

wurde die KWG bewuBt als eine private Gesellschaft in Form eines eingetra-

genen Vereins gegründet, der über die verwendung der gesellschaftseigenen

Gelder autonom bestimmen konntE. Das wichtigste Gremium dieser privaten

Gesellschaft sollte aber nicht die Versammlung der Mitglieder, sondern ein

praktiken und Finanzierunpmodalitäten der MPG beratend ein, um das Projekt zu

irmö$ichen. Auch ihr sind wir sehr zu Dank verpflichtet, Durchgeführt wurde die Erhebung

von Frau Roth, die von der Generalvemaltung eigens füt diese Aufgabe eingestellt wurde.

Für ihr Engagemenr, die Zligigkeit und die Verläplichkeit, mit der sie diese Aufgabe

bewältigt hat, soll auch ihr an dieser Stelle herzlich gedankt werden. Zu Dank verpflichtet

sind wii schlieplich auch Hern Keinath, der uns weftvolle Hilfe bei der Inte{Pretation

der Daten leistete.
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von den Mitgliedern gewählter Senat bilden, dem das Recht zustand, tiber
die Finanzen der KWG zu entscheiden. Der Senat wiedenrnr wählte aus
seiner Mitte den Präsidenten der Gesellschaft sowie den Verwaltungsaus-
schup. Diese Satzungsbestimmungen der KWG wurden nach dem Zweiten
Weltkrieg unverändert übernommen und gelten ebsnso heute fth die MPG.
Auch mit der Trennung von Senat und Mitgliedslyspsammlung wurde von
don Grifurdervätern der KWG bewuBt sine Trennung von Finan2ielung und
EinfluB angestrebt.

Aber trotz dieser organisatorischen Vorkehrungen liep sich weder das
Gründungsplinzip Harnacks noch die Unabhängigkeit der Forschung in den
Instituten der KWG wie vorgesehen verwirklichen. Bereits bei den ersten
Institutsgründungen der I(WG handelte es sich primär um Projekte, die von
interessierten wirtschaftlichen Kreisen inhaltlich konzeptualisiert und finan-
ziell geregelt wurden, bevor sie in die Trägerschaft der Gesellschaft übergin-
gen. Paradigmatisch hierfür stehen die I(WI für Kohlonforschung und für
Chemie.s Bei späteren Gründungen, wie bei den KWI für Eisenforschung
für Metallforschu'g oder für Faserstoff-Forschung und Lederforschung
wiederholte sich dieses Muster (Wendel 19752 ?.V11225). Die Arbeit dieser
Institute wurde weitgehend durch deren mehrheitlich mit Vertretern der
Wirtschaft besetzten Kuratorien bestimmt. Entsprechend gering war die
Autonomie der Forscher und Wissenschaftler in diesen Instituten der KWG
(vgl. Burchardt 1975: 95-t29, Wendel L975: Ll6-?I9).

Auch nach dem Ersten Weltkrieg blieb die Abhängigkeit einzelner
Institute "von Clique und Kapital" und ihre enge Verflechtung mit der
Industrie bestehen. Die Finanziepung der I(WG insgesamt ging in der
Weimarer Republik aber mehr und mehr auf das Reich und auf Preupen
als Sitzland der meisten I(W-Instituto über. Gegen Ende der zwanager
Jahre erreichte der staatliche Anteil an der Finanzierung der I(WG etwa
die Hälfte ihres Gesamthaushalts (MPG 1953: L7, Witt 1989: 73).

In dem Mape, wie die Finanzierung der Gesellschaft auf den Weimarer
Staat überging, nahm auch der politische EinfluB auf die KWG zu. Eine
Reihe von Instituten und Einrichtungen, die die KWG in den znvanziger und
früüen dreiBigerJahren übernahm oder gründete, entspricht eher dem Typus

5 Diescn Institutcn folgtcn bis zum Ersten Wcltkrieg znar auch Gründungcn, dic dic KWG
selbst projektiert hatte, und die zum gröpten Tcil aus ihren eigenen Mitteln finanziert
wurdcn, Dcr Ausbruch dcs Krieges forcierte abcr wiedcr die ron Harnack befürchtctc
AbhängigIeit der Gesellschaft nvon Cliquc und Kapital" (Harnack nach Burchardt 1975:
141) und führte zu einer Rcihc unmittelbar anwcndungsbezogcncn Neugrtindungen.
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von "Ressortforschungseinrig6lungen'r des Reiches oder Preupens, als dem
Typus von Gribxdungen uach dem Harnack-Prinzip.o

Durch die Mischfinanzierung der I(WG durch private, öffentliche und
in geringerem Umfang auch gesellschaftseigene Gelder entstanden neue
Typen von Instituten im organisatorischen Rahmen der Gesellschaft. Die
Generalverwaltnng der I(WG selbst unterschied am Beginn der dreiBiger
Jahre vier Institutstypen. Die sogenannten "A-Institute" wurden im wesentli-
chen von interessierten Wirtschaftskreisen finanziert. I'B-Institute'r erhielten
eine Mischfinanzierung aus öffentlichen und privaten Geldern. Vollständig
aus öffentlichen Mitteln wurden die "C-Institute" unterhalten, während
"D.Institute" ebenfalls öffentlich finanziert wurden, von der KWG aber nur
einen ZuschuB erhielten (Witt 1989: 4tl). Auch die Institute, die sich voll-
ständig aus öffentlichen Mitteln finanzierten, erhielten diese Mittel nur
teilweise über die Generalverwaltung oder sogar ausschlieBlich von den
jeweils zuständigen Ministerien. Zudem lag es zu jeder 7-eit in ihrer Autono-
mie, aus privaten oder öffentlichen Quellen eigene Gelder einzuwerben.
Allerdings behielt sich die Generalverwaltung exklusiv das Recht zu Etatver-
handlungen mit dem Reichsministerium des Inneren, dem preuBischen
Kultusministerium und den Spitzenverbtinden der Wirtschaft vor (Witt t989:
33).

Entsprechend unterschiedlich zu ihrer Finanzjerung fiel auch die Anbin-
dung der einzelnen Institute an die Generalverwaltung aus. Zwar waren die
Gründungen aller Institute und Einrichtungen der Gesellschaft von der
Zustimmung des Senats und der Mitgliederversammlung abhängig. Nach dem
Grüurdungpakt aber differenzierte sich ihr Verhältnis zu den Entscheidungsgre-
mien der KWG. Primär durch die Industrie finanzierte Institute hatten mit
der KWG nicht viel mehr gemeinsam als den Namen (Witt 1989: 32). Sie
waren auch von jeder Rechnungslegung und Berichtspflicht gegenüber der
Generalverwaltung befreit. Dagegen unterlagen die Institute, denen Mittel
über die Generalverwaltung zukamen, einer relativ strikten Berichtspflicht.
In je höherem MaBe ein Institut durch öffentliche Gelder finanziert wur-
de, um so stärker unterlag es also der Aufsicht durch die Generalverwaltung.
Diese Aufsicht beschränkte sich allerdings immer nur auf Finanzen und
Organisation. Die Generalverwaltung schaltete sich dagegen nicht in wissen-
schaftliche Angelegenheiten der Institutsdirektoren ein (Witt 1989: 32).

6 Dies gilt beispielsweise für die Vielzahl land- und viehwirtschaftlicher Forschungsinstitute,
die die I$ilG unterhielt. Es gilt aber auch für das später als "geisteswissenschaftliches
Institutn ausgewiesene "KWI für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrechtn, das
in Reaktion auf den Versailler Vertrag und die Rechtsstreitigkeiten um die Reparationszah-
lungen Deutschlands gegründet wurde (vgl. MPG.Jahrbuch 1961, Teil II: 689).
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Formell erhielten weder die Institute noch die Generalverwallrrng in der
Weimarer Zeit öffentliche Mittel zur freien Verfügung (Witt 1975: a).
Faktisch näherte sich in einzelnen Fällen wie beim Institut fti,r ausländisches
Recht und Völkerrecht die Finanzierung durch das Ministerium oiner
Globalfördenrng an (vgl. MPG-Jahrbuch 196L, Teil II: 691, Fupnote 3).
Ahnliches galt auch für die Gelder, die der Generalverwalt'rng durch das
Innenministerium des Reiches und das preuBische Kultusministerium zuflossen.
Allerdings kam es hier zu einem beständigen Tauziehen zwischen der KWG
und den zuständigen Ministerien um Verwendungsauflagen und Zweck-
bindungen der Mittel. Wtihrend die KWG in Zweckbindungen eine "Aushöh-
lung der Autonomie der Wissenschaft" sah und bis 1937 erfolgreich gegen
eine Prüfung durch den Rechnungshof des Reiches Widerstand leistete (Witt
L989:72-91), beklagten politische Akteure die Tendenzen zur Verselbstän-
diguog der KWG. Der ProuBische Kultusministor, Carl Beckor, behauptote
am Ende der zvtanziger Jahre in diesem Zusamnrenhang sogar, dap "PreuBen
auf dem Gebiet der Forschung nahezu abgedankt hat. VerwalgngsmäBig
ist demnach die Hauptfunktion der Kaiser-Wilheün-Gesellschaft, preuBische
Gelder und Reichsgelder in freier Verwaltung an voreinen bei gleichzeitiger
Minderung des Einflusses der staatlichen Stellen" (Becker L929: 457).

Mit der Zunahme der staatlichen Finanzierung und der relativen Ab-
nahme der industriell geförderten Forschung in der Weimarer Republik
wuchs also partiell und gegen den Widerstand der staatlichen Zuwendungsge-
ber auch die forschungspolitische und organisatorische Autonomie der KWG
an, sie besap aber nicht eine eindeutig bestimmbare Identität als Organi-
sation der Grundlagenforschr''g wie die MPG heute. Vor dem Zweiten
Weltkrieg betrieb die KWG sowohl angewandte Forschrrng fiir die Industrie
und im Auftrag staatlicher Stellen als auch Grundlagenforschung; und nur
ein Teil der KWI erhielt einen Teil seines Haushalts faktisch im Sinne
globaler Mittel. Die Organisation der I(WG wies dementsprechend dezentrale
wie zentrale Strukturen zugleich auf. Der Übergang zur staatlichen Finanzie-
rung hatte Tendenzen zur forschungspolitischen Autonomisielrt g und or-
ganisatorischen Zentralisierung der KWG begünstigt, aber auch Raum für
praxisorientierte Forschung und deren dezentrale Organisation gelassen.

Die MPG führte nach dem Krieg nicht nur den gröBten Teil der
Institute der KWG fort, sondern übernahm in der Zeit von 1945 bis 1949
zusätdich fünf anwendungsorientierte Einrichtungen. Damit läBt sich etwa
die Hälfte ihrer Forschungsoinrichtungen zu dissem Zeitpunkt der angewand-
ten oder problembezogenen Forschung zurechnen (vgl. auch van den Daele
u.a. L979:59/60). Trotzdem bestanden von Beginn an entscheidende Unter-
schiede zwischen der KWG und ihrer Nachfolgerin. Aus der Zeit der
alliierten Besetzung Deutschlands grng die MPG mit wesentlich strafferen
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und einheitlicheren Organisationsstrukturen hervor, als sie die KWG je
besessen hatte. Zudem verfolgte die MPG nach dem ZweitenWeltkrieg einen
im Vergleich zur KWG sehr viel spezifischer und konsequenter auf die
Grundlagenforschung ausgerichteten organisatorischen Identitätsentwurf.

2,L Britischer Zentralismus und die Gründung der Max-Planck-Gesellschaft
als Nachfolgerin der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft

Im Jahr 1945 schien es zunächst, als sei das endgiiltige Aus für die I(WG
unvermeidlich. Gegen Kriegsende waren die vordem in und um Borlin
angesiedelten Institute der KWG über das Gebiet der drei Westzonen ver-
streut, die meisten befanden sich im Südwesten Deutschlands. Auch die
Generalverwaltrrng der Gesellschaft wurde 1"945 von Berlin auf das Gelände
der Aerodlmamischen Versuchsanstalt der I(WG in Göttingen verlegt. Die
einzelnen Einrichtungen der Gesellschaft gerieten da-it in unterschiedliche
alliierte Zuständigkeiten, und jede Siegermacht verfolgto zudem ein eigenes
Konzept für die Reorganisation der forschungspolitischen Strukturen in
Deutschland.

Im Rahmen ihrer Politik der Dezentralisierung und Dekartellisierung galt
die KWG für die amerikanische Militärregislrng als aufgelöst. Die Institute
der Gesellschaft in der amerikanischen Zone durften avar weiter betrieben
werden, dies aber nur als einzelne und dezentral geführte Einrichtungen.
Auch die französische Regierung betrachtete die KWG als aufgelöst und
vermied alles, was eine Rückkehr zu einheitlichen und überregionalen Or-
ganisationsstrukturen in der Forschung hätte begünstigen können. Sie er-
laubte aber ebenfalls die Weiterarbeit der Institute und suchte sie später
den Hochschulen in ihrer Zone anzrghedern.

Angesichts der amerikanischen und französischen Bestrebungen zur
Auflösung der KWG erwies sich in dieser Situation die Wahl Göttingens
anm neuen Sitz der Generalverwaltung als eine überaus vorteilhafte Entschei-
dung für den Fortbestand der Gesellschaft. Göttingen wurde Teil der
britischen Zone, und anders als die amerikanischen und französischen
Militärregierungen verfolgte GroBbritannien in seiner Besatzungspolitik ein
eher zentralistisches Konzept für den Wiederaufbau der forschungspoliti-
schen Strukturen in Deutschland. Mit britischer Unterstützung konnte die
nach Göttingen verlegto Generalverwaltung der KWG bereits 1945 damit
beginnen, die verstreuten Institute wieder zusammenzuführen.

lm Unterschied zu den amerikanischen und französischen Versuchen,
durch die Abwerbung individueller Wissenschaftler oder durch die "Überftih-
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rung" Hunderter von "choosen, 131s minds"T aus der deutschen Forschung
vor und während des Zweiten Weltkrieges Nutzen zu ziehen, suchte die
britische Regierr'"g die Kooperation der I(WG und ihrer Forscher durch
"Entgegenkomrrenrr zu gewinnen. Ln Rahmen dieser kooperativen Strategie
war die britische Militärregierung an einem möglichst raschen Wiederaufbau
funktionstüchtiger organisatorischer Strukturen in der deutschen Forschung
interessiert und zeigte sich zu diesem Zweck wiederum kompromiBbereit,
wenn es darum ging organisatorische Grundlagen der deutschen Forschung
bestehen zu lassen und fortzuführen (Osietzki L984: 89). GroBbritannien hielt
seit Kriegsende die Elite der deutschen Atomforschung, darunter auch Otto
Hahn und Werner Heisenberg, auf britischem Territorium in Internierung.
Der Entschlup der britischen Regieru"g in Jah 1946, die deutschen Atomfor-
scher aus der Internierung nach Göttingen zu entlassen, war gleichbedeutend
mit der Entscheidung, unter ihrer leitung "die Kaiser-Wilhetn-Gesellschaft
dort neu zu etablieren" (MPG-Jahrbuch 1954: 194). Otto Hahn übernahm
t946 das von Max Planck kommissarisch gefiihrte Amt des Präsidenten der
I(WG. Unter der Leitu"g von Otto Hahn entstand datt" Ende t946 die Max-
Planck-Gesellschaft, die er selbst zunächst nur als eine "Auffanggesellschaft"
für die I(WG betrachtete (Stanm 1981: 93).8

Durch die Protektion der britischen Militärregissng blieben die orga"isa-
torischen Strukturen der I(WG von der alliierten Politik der Dekartellisierung
und Dezentplisielrng schlieBlich so gut wio unberührt; die MPG konnte
an die Tradition der I(WG nahezu bruchlos anknüpfen. 19118 erkannte die
amerikanische Mlittinegierung die MPG an und stimmte einer Zusammenfüh-
rung der Institute in der amerikanisch-britischen Bizone unter der Leitung
der Göninger Generalvenvaltung zu. Auch die französische Regierung stimmte
1948 informell einer orgenisatorischen Angliederung der Institute ihrer Zone
an die MPG zu, formell unternahm sie dissen Schritt erst 1949. Die L946
in der britischen Zone als Auffanggesellschaft der KWG gegrihrdete MPG
wurde im Zuge dieser Entwicklung wieder aufgelöst, um Platz zu schaffen
für eine neue, erweiterte MPG (Stam- 1981: 97). Die offizielle Gründung
der heutigen Gesellschaft datiert auf den ?ß.2.L948. Auch wenn die Institute
der französischen Zone formell erst im November 1949 "ihre Wiedervereini-

7 So beispielsveise mit den amerikanischen Aktionen iovercast" und "papcrclipn, mit denen
bis 1952 über 600 deutsche Wissenschaftler in die USA verbracht wurden (vgl, Stamm
t9tlt: 42tf.).

8 Der Name Max-Planck-Gesellschaft und ihre Gründung als nAuffanggesellschaft* für die
KWG geht auf die Initiative der britischen Militärregierung setbst zurück. Die Briten
versuchten damit vermutlich, dem Druck des alliierten Konhollrats zur Auflilsung der K\MG
qymbolisch nachzukommen (Osietzki l9&4: 7021L03),
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gung mit den Kaiser-WilheLn-Instituten im Rahmen der Max-Planck-Gesell'
schaft vollzogen",e so waren damit insofern am Beginn des Jahres L948 im
Prinzip die organisatorischen Strukturen, wie sie bereits vor dem Zweiten
Weltkrieg in der auBeruniversitären Forschung existiert hatten, erneut entstan-

den, als die MPG den oinzigen kollektiv handlungsfähigen Akteur in diesem

Sektor bildete.ro
Allerdings war die MPG bei allen personellen und organisationsstrukturel-

len Kontinuitäten nicht identisch mit d'er KWG. Die MPG trat die Nachfolge
der KWG in weit stärkerem MaBe mit dem Anspruch einer Organisation
der Grundlagenforschung ü, * ihn die Gesellschaft in der Weimarer
Republik je erhoben hatte. Durch die Entscheidung der britischen Regierung
die KWG unter der lsilrrng ihrer Nuklearwissenschaftler wiederzubegrüLnden,

war die Elite der deutschen Atomforschung zugleich zur forschungspoliti-
schen Ftihru"gselite der MPG in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg
geworden. Mit den Atomforschern stand ein Kreis von Wissenschaftlern an

der Spitze der MPG, der nicht nur genuin der Grundlagenforschung ent-
stammte und an deren Idealen orientiert war, sondern der darüber hinaus
nach den Erfahrungen von "Hiroshima und Haigerloch" (Radkau 19831 34)
äuBerste Skrupel gegenüber den Folgen seiner eigenen Forschung entwik-
kelt hatte und zugleich in höchstem MaBe befürchten muBte, von politi-
schen Interessen instrumentalisiert zu werden. Bei aller Neigung von Wissen-
schaftlern, sich primär selbstgestellten Problemen zu widmen und sich gegen-

über politischen und wirtschaftlichen Steuerungsversuchen "resistent" (van
den Daele u.a. 1979) zu verhalten, begrüudete diese Ausgr"gssituation der
Atomforschung nach dem Zweiten Weltkrieg eine besondere Motivation für
einen Identitätsennrurf der MPG als einer Gesellschaft, die ausschlieplich
der reinen Grundlagenforschung verpflichtet war. Und es könnte auf diese

besondere Motivation zurückzuführen sein, daB die Führungsspitzen der MPG
in den folgenden Jahren so konsequent an ihrem organisatorischen Programm

9 Senatsprotokoll vom 1.8.11.1949, abgedruckt in: MPG (196L:233).
10 Eine der wenigcn instihrtionellen Innovationen, die die westlichen Alliierten in Deutschland

durchgesetzt hatten, die Berliner Forschungshochschule, scheiterte schlieplich am gemeinsa-

men Widerstand der MPG und der Universitäten, Während sich die MPG von Beginn
an strikt dafür ausgesprochen hatte, Forschung und I-ehre organisatorisch soweit wie möglich
zu trennen, richteten sich die westdeutschen Hochschulen geschlossen gegen eine gesonder-

te Ausbildungsstätte für die nlehrer der Lrhrern (Osietzki 1.984: 15L, auch Stamm 1981:

103/104). Mit der Gründung der Freien Universität Berlin als "Gegengewicht" zur Ostberli-
ner Universität lenkten die Alliierten schlieplich auf die Interessen der MPG und der
Hochschulen ein. Das Projekt Forschungshochschule wurde zu Beginn der fünfziger Jahre
abgebrochen. Die auf Betreiben der amerikanischen BesaEungsmacht L948 in die Fonchungs-
hochschule überführten Berliner Kw-Institute gingen 1953 wieder in die MPG über.
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der Gnrndlagenforschung und an ihrer Autonomie gegenüber staatlichen
Instanzen festhielt.

2.2 Grundlagenforschung als Identitätsentwurf der Ma,r-Planck-Gesellschaft

Der neue, spezilisch an der Grundlagenforschung orientierte Identitätsentwurf
der MPG kam jedenfalls bereits darin zum Ausdruck, welche Institute der
KWG von der MPG nach dem Krieg weitergeftihrt, ausgegliedert oder neu
übernommen wurden,1l Die unten aufgeftihrte Liste enthält zunächst solche
Institute und Einrichtungen der MPG, die unter gleichem oder ähnlichem
Namen beroits Institute oder Einrichtungen der I(WG vor 1945 wtuen.

- AcrdynamLbclrc Versuchsanstalt Göttingen e.V. in der MPG zur Förderung dcr Wisscn-

schaften (z.F.d.W.)
- MPI fidrt Afteitsp$riologie
- MPI fijlt Biochcmie
- MPI ftn Biologic
- MPI fk Biophlrsik
- MPI füt Chemie
- MPI für p$tsikalische Chemie
- MPI fär Eßenfonchung
- MPI fnr EiweiP- und l*defoschung
- MPI für vergleichende Erbbiologie und Bfipathologie
- MPI füt Himfoschungmit den Abteilungen Neuroanatomie, Neuropathologie, Tumorfor-

schung und Phpiologie
- Hydtobiologßche Anstalt der MPG z.F.d.W
- MPI füt Kohlenfoschung
- MPI für landafteit und Landtechnik
- MPI tijr medizinische Fonchung
- MPI füt Meercsbiologic
- MPI füt Metallfotschung
- MPI für Plr.psfi< und Astmphysik
- MPI für ausländischcs und internationales Pthntrccht
. Deutsche Forschungsanstalt für Psyehiatrie(Max-Planck-Institut)
- MPI für ausländisches öffentliches Recht und Völkerrccht
- MPI füt Silikatfotschung
- Forschungsstelle für Spektrcskopie in der MPG z.F.d.W

11 Bei den folgenden Usten handelt cs sich um eine Rekonstruktion, die mit Hilfe eines
1962 von der MPG gesondert zum regulären Jahrbuch herausgegebenen Sahrbuch 1961,

Tcil IIu, erstellt wurde. Diese Quelle enthält neben historischen Schilderungen zur Entwick-
lung der einzelnen MP-Institute auch ein gesondcrtcs Kapitel über "chemaligc Institutc,
Forschungsstellen und Einrichtungen".
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- MPI füt Stntcphärcn-Physik
- MPI fift Strömungsfotschung
- MPI fiir Tienucht und Tiercrnähnng
- VogelwarteRudolfzell
- MPI fnr hilp$aiologie
- MPI fät ächtungsfotschungmit den Abteilungen Bastfaserforschung, Kultuqrflanzenzüch-

tung, Pflanzenbau sowie den Gütern Rosenhof und Voldagsen

Dagegen wurden die folgenden InstitutE und Einrichtungen der KWG
von der MPG nicht wiedereröffnet bzw. von anderen Trägerorganisationen
übernomqen:

- Biologische Stafibn Lunz
- Dcutsches Entomologischcs Institut der KWG z.F.d.W
- DcutschJtalicnischcslnstitut für Meeresbiologie
- Deutsches Spncharchiv, I(WI für Phonometrie
- KWI fiüt Kultutpflanzcnfonchung
. KWI für Kunsf- und Kulturwissenschaften
- KWl flir Rebenzüchtungsfotschung
- Scä/esrbcäes Insrirut für Kohlenforschung der KWG z.F.d.W.
- K\IfI fär Seenforcchung und Seenbewirtschaftung
- Sonnenblick Yerein
- KWI fifu Waseerbau und Wasse*nft
- fuologisches Fonchungsinstitut und Museum, Alexander Koenig, Reichsinstitut

In den Jahren 1946 bis 1949 übernahm oder gründete die MPG:

- das Gmclrh-Institut für anorganische Chemie und Grenzgebiete in der MPG z,F.d.W
- das MPI für Insttumentenkunde
- das MPI für Ionosphlircn-Physik
- das William G. Ke*hoff-Herzforschungsinstitut der MPG z.F.d.W.
- die medizinrsclre Forschungsanstalt der MPO z.F.d.W,

Zunächst einmal fällt an diesen Listen die Unterscheidung von t'Max-

Planck-Instituten" und Einrichtungen "der" oder "in der Max-Planck-Gesell-
schaft" auf. Diese Unterscheidung dient zur Kennzeichnung von Instituten
der Grundlagenforschung, die der Max-Planck-Gesellschaft "angehören",
einerseits, und von anwendungsorientierten oder anwendungsnahen Einrichtun-
gen andererseits, die "durch die MPG vorwaltet" werden. Allerdings werden
diese Bezeichnungen nicht immer durchgehalten. Institute, aus deren Namen
bereits die Zweckorientierung der Forschung hervorgeht (wie in Fall der
"Landarbeit und Landtechnik" oder der "Silikatforschung"), firmieren dennoch
als reguläre "MPI für ...".

Sonderfälle sind die Institute für Eisenforschung und Kohlenforschung,
beide als Einrichtungen in der at'gewandten Forschung gegrilndet, die avar
ebenfalls die Bezeichnung "MPI ftir" tragen, aber als "eingetragene Vereine",
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wie die Aerodlmamische Versuchsanstalt, eigenständige Rechtspersonen sind.
Auch die Kerkhoff-Klinik nimmt als GmbH einen Status als eigene Rechts-
person ein.

Die Liste der nach dem Zweiten Weltkrieg nicht weitergeführten Institute
und Einrichtungen deutet auf die bereits 1945 von Max Planck und General-
sekretär Ernst Telschow geäuBerte Absicht hin, "nicht vollwertige Institute
zu liquidieren" und dagegen "Standard-Institute mit Grundlagenforschung
und besonders hohem Niveau" zu erhalten. Nebon den "Standard-Instituten"
sollten "heimatlose Institute'r in die Verwaltung der Gesellschaft übernommen
werden können" rrm r'6i11s einheitliche Leitung" zu erhalten, aber "ohne K!l/I
zu werden" (alle Zitate: Generalsekrettir Ernst Telschow nach Stamm 1981:
88/8e).

Als nicht nvollwertiges" Institut wird demnach vermutlich das I(WI für
Wasserbau und Wasserkraft gegolten haben. Wie im Fall des Instituts für
Rebenzüchtungsforschung überliep es die MPG der Initiative des Institutsdi-
rektors, neue Finanzierungsträger zu finden (MPc-Jahbuch 1961, Teil II:
894). Während es dem KWI für Rebenzüchhrngsforschu"g unter dem Namen
"Forschungsinstitut ftir Rebenforsch'4g" Anfang der fünfziger Jahre gelan&
zunächst zu einer sogenanntenbezuschuBtenEinrichtung des Bundesministeri-
ums für Landwirtschaft, da'." zur Bundesanstalt für Rebenforschung zu
werden, nahm das Institut ftir Wasserbau und Wasserkraft "ohne Beteili-
gung der Kaiser-Wilheln-Gesellschaft den Betrieb mit Unterstützung des
Bayerischen Staates und der interessierten Industrie" wieder auf (MPG-
Jahrbuch 1961, Teil II: 894). Auch die Ausgliederung etwa des I(WI fiir
Seenforschung und Seenbewirtschaftung der Biologischen Station Lunz, des
I(WI für Phonometrie oder auch des I(WI ftir Kunst- und Kulturwissenschaf-
ten, verweist auf eine Strategie der Göttinger MPG-Zentrale, den Bestand
an Einrichtungel 3g[ leaemmierte Institute der (naturwissenschaftlichen)
Grundlagenforschung zu konzentrieren. Darüber hinaus spricht für diese
Strategie die 1949 von der MPG vorgetragene Argumentation, daB im
Rahmen ihrer beschränkten Mittel das Kerkhoff-Institut, das Institut für
ausländisches öffentliches Recht und Völkerrecht und die Deutsche For-
schungsanstalt für Psychiatrie nicht mehr aus dem Etat der Gesellschaft
finanziert werden könnten (Osietzki 1984: 2ß0, FuBnote 4).

Andere anwendurgsorientierte Einrichtungen wurden von der MPG nur
aufgrund äuBerer Zwirnge weitergeführt oder muBten aufgrund solcher
Zwäinge übernommen werden. Sobald sich diese Zwänge lösten, versuchte
die MPG, entweder diese Einrichtungen auf Grundlagenforschung umzuorien-
tieren oder sie auszugliedern. Deutlich wird dies beispielsweiso am MPI für
Ionosphären-Physik, das während des Zweiten Weltkriegs im Auftrag der
Luftwaffe unter dem Nemen Fraunhofer-Radio-Institut kriegswichtige For-
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schung betrieben hatte und von der MPG 1947 übernomnen worden war,

'm der britischen Besatzungsregierung die Auswertung von militärischen
Forschungsergebnissen zu ermöglichen. Nach dem Willen der Göttinger
Füfu'rng sollte das Institut hiernach aus der Gesellschaft wieder ausgegliedert
werden. Das Institut verblieb, obwohl die Gesellschaft an ihm "kein besonde-
res Interesse' (MPG-Jahrbuch 1961: 36) besaB, letztlich nur in der MPG,
weil sich die Möglichkeit ergab, es mit dem Institut für Stratosphären-Physik
zusammenzulegen. Aus beiden Einrichtungen gng 1955 das heutige Institut
ftir Aeronomie hervor (MPc-Jahbuch 1961, Teil II: 16-38).12

Auch das neugegründete, rein technische MPI für Instrumontenkunde
war eine Konzession an die Alliierten. In diesem Institut wurden zunächst
für die Briten, dann in stärker werdendem Umfang für die apparative
Ausstattung der MP-Institute selbst, technische Geräte und Instrumente
hergestellt. Das Institut wurde 1957 aus der MPG ausgegliedert. "Die
Zusammenarbeit mit Industriefirmen, die sich aus der gegebenen Sachlage

immer weiter verstärkte, lieB es als zweckmäpig erscheinen, das Institut in
eine besondere, auBerhalb der Max-Planck-Gesellschaft liegende Organisation
zu überführen, die zur Durchführrrng von Aufträgen geeipet war" (MPG-
Jahrbuch 1961, Toil Il 888).

Auch die anwendungsorientierte "medizinische Forschungsanstalt", die
ebenfalls neu in die Verwaltung durch die MPG übernommen wurde, ging

aus einer britischen Initiative hervor und sollte unter dem Namen Medizini-
sche Präf- und Forschungsanstalt einer anderen Trägerorganisalisn angeglie-

dert werden. Aus Gründen, die uns weiter unten noch beschäftigen werden,
blieb die medizinische Forschungsanstalt aber zunächst organisatorisch
heimatlos. Bei der Überftihrung in die verwaltungstechnische Betreuung der
MPG wurden dann aus ihrer anfänglichen Bezeichnung "die Worte 'Prüf- und'
bewuBt weggelassen" (MPG-Jahrbuch L96L, Teil II: 562). An Beispiel der
ursprünglich als anwendungsorientierte Einrichtung gegründeten medizini-
schen Forschungsanstalt wird zudem deutlich, daB die MPG die unter fürer
Verwaltung stehenden anwendungsorientierten Institute zur Konversion auf

t2 Der seit L947 amtierende Direktor des Instituts für Ionosphärenforrchung schrieb dazu

1961: "Rückblickend erscheint es verständlich, da9 bei der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft
bzw Max-Planck-Gesellschaft kein besonderes Interesse an dem Institut bestand. Die
Tatsache, dap es aus der Luftwaffe heworgegangen war, war seinerzeit durchaus keine
Empfehlung, Das Arbeitsgebiet war den meisten Institutsdirektoren fremd, Veröffentlichun-
gen lagen aus leicht begreiflichen Gründen nur in beschränktem Umfangvor, und schliep-
lich hätte der gröpte Optimist nicht an die Bedeutung zu denken gewagt, die dem Arbeits-
gebiet heute ,.. an der Schwelle des Zeitalters der Weltraumforschung zukommt" (MPG-
Jahrbuch 196L, Teil II: 36).



I(apitel 4 97

die Grundlagenforschung drängte: "Denn schon in der Aussprache am ?ß.

Juli 1947 hatte Professor Hahn mit allem Nachdruck ausgeftihrt, daB es nicht
Aufgabe der Kaiser-Wilhetn-Gesellschaft, einer Privatgesollschaft, sein kann,
zeitbedingte Lücken in der staatlichen Exekutive des Gesundheitswosens
auszufüllon. Seine Ansicht setzte sich in der Folgezeit durch. Das neu zu
gründende Institut hatte in erster Linie ds1 6sdizinischen Grundlagenfor-
schung zu dienen" (MPc-Jahbuch 1961, Teil II: 562).

Über die stlirkere Ausrichtu'g an der Grundlagenforschung hinaus un-
terschied sich die MPG von der I(WG auch darin, dap sie im Vergleich
zu ihrer Vorgängerorganisation in weit höherEm Mape als unitarischer und
kollektiv handlungsfähiger Akteur auftreten konnte. Die mit britischer Hilfe
entstandene znnttale Organisationsstruktur der Gesellschaft hatte den Füh-
rungsanspruch und die Handlu',gsfähigkeit der Generalverwaltung deutlich
erstarken lassen. Die Leitrrng der Gesellschaft konnte sich zugleich in der
7*itnach dem Krieg nahezu uneingeschränkt auf die Loyaütat und geschlosse-
ne Haltu"g der Institute stützen. So waren die Versuche der amerikanischen
und französischen Allüerten in den Jahren 1945 bis 1948, die einzelnen
Einrichtungen der KWG aus dem Verband der Gesellschaft herauszulösen,
sie in neue Organisationsformen zu überftihren oder bestehenden anderen
Organisationen anzugliedern, nicht zuletzt an der "Aktionseinheit der Instituts-
direktoren" gescheitert (Osietz.ki L984:, t7T).Diese Aktionseinheit der Institute
und der Generalverwaltung bestand aber auch in der Politik der MPG ge-
genüber staatlichen Geldgebern und gab nun die Basis fih die Forderung
nach globaler und zentraler Finanzislrrng der Gesellschaft ab.

Bereits vor ihrer organisatorischen Zusammenfüfui'rg waren die Institute
der Auffordslu"g gefolgt, keine finanzpolitischen Entscheidungen von grund-
sätzlicher Bedeutung ohne die Generalverwaltung zu treffen, um deren Politik,
die staatlichen Förderungsmittel zentral und global zu vereinnahmen, nicht
zu gefährden. In der britischen Zone wurde die globale Finan"ierung der
MPG bereits seit 1945 praktiziert. Dort erhielt die Gesellschaft die Haushalts-
mittel der Institute durch die zentrale Zonenverwallung. In der amerikani-
schen Zone lag die Finanzierung der ehemaligen KIIII durch einen Staatsver-
trag bei den Ländern. In der französischen Zone existierte dagegen keine
Rogelu"g zur Finanziernng der Institute. Hier muBte jedos einzelne Institut
in den Jahren bis 1949 individuelle Überlobensstrategien entwickeln (Osietzki
l98a: I2,139-L47,170-183). Nach dem Vorbild der britischen Zone verzichte-
ten dann auch die Institute der amerikanischen und französischen Zone
nach ihrer Wiederengliederung an die MPG auf ihre Kompetenzen zu Haus-
haltsverhandlungen mit staatlichen Stellen und zur individuellen Verein-
nahmung von Mitteln. Gegenüber den Finnnzislrrngsstrukturen der I(WG
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war diese Zentralisierung der Finanzpolitik innerhalb der MPG ein organisati-

onspolitisches Novum.
Die "Sonderbehandlung", die die I(WG vor allem durch die britische

Militärregierrrng erfuhr, hatte os also schlieplich ermöglicht, dap sie unter
dem Namen MPG 1"948 als "korporativer" und kollektiv haudlungsfähiger

Akteur (Coleman 1974) mit oinem neuen Identitätsentrryurf als Organisation
der Grundlagenforschung wiederentstanden war. Nachdem die MPG durch
die Protektion der britischen Besatzungsmacht gewissermaBen über die Köpfe
der Länder hinweg entstanden war, erklärten die Allüerten 19u18 dann aber

aus grundsätzlichen Erwägungen die Kultusminister der L?inder als zuständig

für ihre Finanzierung.
Bis 19zttl vollzog sich die Entu,icklung der MPG weitgehend unabhtingig

von den Ländern und dem Einflup "landesegoistischer" Interessen. In der
britischen Zone wurde die Gesellschaft wiederbegrändet, bevor sich die
Länderregierungen formiert hatten, in der amerikanischen Zone setzte die
Militärregiernng die Zusammenflihrung der K\l/I unter die Göttinger MPG-
7*ntrale schlieplich sogar gegen den Widerstand der Ltinder und vor allem
Bayerns durch" und unter der französischen Besatzungsmacht wurden die
Länder bis 1948 an der Forschungspolitik so gut wie nicht beteiligt. Der
2lusammenschlup der Instituto unter die Generalverwaltung vollzog sich

schlieplich als ein gegenüber den Ltindern "autonomer 6161r' ($1amm 1981:

105). Als einziger Landesvertreter nahm der niedersächsische Kultusminister,
Adolf Grimme, an diosem GrtiLndungsakl lsil. Qlimme war allerdings als

früherer preupischer Kultusminister bereits Senatsmitglied der KWG gewe-

sen. Die MPG war also "vor den Ländern da", die Länder aber aufgrund
der alliierten Besatzungspolitik wiederum "vor dem Bund". Aus dieser

Konstellation entwickelte sich nun eine äuperst prekäre Situation für die
organisatorische Einheit und forschungspolitische Autonomie der Gesellschaft'

3 Dte Förderung der Max-Planck-Gesellschaft als Kollekttvgutproblem

3.1 Das föderalistische Dilemma der Max-Planck-Gesellschaft

Die Generalverwaltnng der MPG wandte sich von Beginn an gegen die von
den Allüerten angeordnote Zuständigkeit der Länder für die Finanzierung
der Gesellschaft (Osietzki L984: ?38-?39). Für die MPG war abzusehen, daB

von einer föderalistischen Kompetenzrerteilung die Gefahr einer Dezentralisie-

rung der Gosellschaft ausging. Die Allüerten sslbst hatten die prinzipielle
Inkompatibilität von zentraler Forschungsorganisation und dezentralen for-
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schungspolitischen Kompetenzstrukturen in der Forschung schon zu spüren
bekommen. En L946/47 von der britischen Militärregierung vorgelegter Plan,
eine anwendungsorientierte, sogenannte Parallel-Organisation zur MPG zu
grilnden,rs scheiterte am Widerstand der Ltinder in der amerikanisch-briti-
schon Bizone. Das von den Briten verfolgte Projekt "Verwaltrrngsgemeinschaft
Forschungsinstitute Völkenrode" (VFV) sollte den organisatorischen Rahmen
für aus der Rtistungsforschung "freiwerdende" Laboratorien und Institutq
für die Biologische Reichsanstalt für die Physikalisch-Technische Reicbsanstalt
sowie für eine Medizinische Prüf- und Forschungsanstalt abgeben. Während
aber die Wiederbegründung der MPG gewissermaBen früh genug erfolgt
war, um dem Widerstand der sich formierenden Länderverwaltungen gegen
die Errichtung überregionaler und von ihnen unabhängiger Forschungsorgani-
sationen zu entgehen, kam die britische Initiative für eine Parallel-Organisation
zur MPG zu spät und geriet in den Konflikt um eine föderalistische oder
zentralistische Kompetenzrrerteilung in der Forschrrnespolitik.

Nach der offiziellen Entscheidung über die Zuständigkeit der Länder
für die Finanzislürg der MPG richteten sich die Kultusminister jetzt auch
gegen deren zentrale Organisationsstruktur. Sie erklärten die Fortfüürung
der MPG "in der Tradition des Roiches" als grundsätzlich unverträglich mit
der neuen, föderalen Kompetenzverteilung in der Kulturpolitik und forder-
ten die Dezenhalisierung der Gosellschaft.l4 Die Konferenz der Kultusminister
sprach der Göttinger Füfuung das Recht ab, autonom darüber 2s lssfimmsn,
welche Institute der MPG angehören sollten und welche nicht.Im Jahr 1948
setzte die Konferenz eine Sonderkonmission mit dem Auftrag ein, Vorschläge
zur Ausgliedslung und Schliepung von Instituten der MPG zu entwickeln.

In der Arbeit dieses als nFlurbereinigungskommission" bezeic,hneten Aus-
schusses zeigpen sich aber schon die grundlegenden Probleme eines koordi-
nierten Handelns der Ltinder gegenüber der MPG. Die Flurbereinigungskom-
mission tagte monatsleng, ohne zu Entscheidungen zu kommen. Sie hatte
den Auftrag, einen Mapstab zu erarbeiten, an dem "die Auswahl der Institute
an messon war. Sich hierüber zu einigen, bedeutete jedoch, dap die Interessen

13 "Die übrigen auBcruniversitären Forschungseinrichtungen hatten nicht den Vorteil einer
tatkdftigen Vertretung ihrer Interessen wie die I(WG^,IPG. Nun lag es im Sinne der
britischen Besatzungqpolitik, auch dicsen Instituten einc Existenz zu sicherfl" (Osietzki 19&4:
104).

14 Als einer der ersten $rarnte schon 1947 der nordrhein-westfälische Kultusminister die
Leitungsepitren der MPG davor, die Gescllschaft in der nalten, umfaesenden Form
zueammcnhalten zu wollen", Das Reich gehöre "in das Gebiet der liebcnsnerten Trüume
und Hoffnungcnr, Er sei dcr Auffassung, dap der Wicderaufbau dcr I(WG "zunlichst übcr
dic L;änder zu führen" sei, "Wie man denn, sorriel ich weip, dcn Ncubau eines Hauses
mit dem Fundament und nicht mit dem Dach beginnt" (zitiert nach Stamm 1981: 99).
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der einzelnen Läinder in Übereinstimmung gebracht werden mupten. Auf
der Referentenebene war dies nicht golungen" (Osietzki t984:255). Auperdem
stand die Frage offen, ob die gemeinsame Finanzierung hauptsächlich die
MPG oder auch andere wissenschaftliche und kulturelle Einrichtungen
umfassen sollte. "Im ersten Fall wären nahezu ausschlieBlich naturwissen-

schaftliche Forschungseinrichtungen unterstützt worden. Da ihr Schwerpunkt
und ihre industrielle Nutzbarkeit hauptsächlich im Norden lagr hätten sich

die silddeutschen Länder benachteiligt geftihlt. Die norddeutschen Länder
*utrsa hingegen nicht eiq warum sie zur Finnnzientng der gropen Museen
in Bayern herangezogen werden sollten" (Osietz.ki 1984: 255). Es handelte
sich also nm ein klassisches Kolloktivgutdilem-a (Olson 1968), das eine
horizontale Koordination dor Länder für die Entwicklung einer gemeinsa-

men Strategie gegenüber der MPG erschwerte.
Für die MPG bedeutete die Unfähigkeit der Ländsr zu koordiniertem

Handeln zunäcbst Zeitgewinn. Aber wenn die Länder bereits dazu nicht
in der Lage waren, sich darüber su sinigen, welc,he Einrichtungen gemoinsam

finanziert werden sollten, da"tt war abzusehen, dap sie aus den gleichen

Grifurden auch langfristig nicht dazu in der Lage sein würden, einen

"gemeinsamen Nenner" in der Forschungsförderung zu finden. Zu befürchten
war fib die MPG vielmehr, daB jedes einzelne Land eine jeweils indivi'
duelle Strategie entwickeln würde, um die Institute seines EinfluBbereichs
zu kontrollieren und a"' Ende von der MPG vielleicht noch der Name,

bestenfalls eine lose Dachorganisation übriggeblieben wfua Zwat hatten die
Allüerten die Kultusbehörden der Länder als zusttindig für die MPG erklärt,
um Grundlagenforschung als "Kulturgut" zu ermöglichen und dem EinfluB
politischer und wirtschaftlicher Interessen ztt entziehen. Wahrscheinlich war
aber, dap im je einzelnen Land ein jeweils partikular definiertes Interesse

an der "Nütdichkeit" der Forschung effektiv durchschlagen würde. Es war
jedenfalls kein unrealistisches Szenario, dap die MPG unter der Bedingung

"ios1 
ffldslalistischen Finanzierungsstruktur auf eine Angammlung lokal be-

schränkter Zweckforschungseinrichtungen herabsinken könnte. Otto Hahn
beschwor denn auch die Kultusminister, die MPG als den "Atomkern
wirHic.her, wahrer deutscher Forschungu in der bestehenden Form beieinander-
zulassen (zitiert nach: Stamm 1981: 106).

Angesichts der zentrifugalen Kräfte, die von der Zuständigkeit der
Länder auf die organisatorischen Strukturen der MPG ausgingen, hielt die
Generalverwaltlrng am Ziel der globalen Vergabe der Förderungsmittel
geradezu eisern fest. Obwohl sie hierzu nicht legitimiert war und obwohl
die zentrale Zonenverwaltrrng in Frankfurt bereits signalisiert hatte, daB sie

keine Mittel für die Finanzierung der Gesellschaft bereitstellen könne,
forderte die Generalverwaltung auch am Ende des Jahres 1948 den von ihr
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aufgestellten Haushalt bei der zentralen Zonenverwaltung in Frankfurt an.
Aber auch sonst suchte die Göttinger Leitung, jede Einflupnahme der
L?inder auf die Gesellschaft zu vermeiden. Ihre Fordelung nach Reprtisenta-
tion im Senat lehnte Otto Hahn kompromiplos ab.

Bemerkenswert an dieser Ablehnung qr61 nllsldings, dap Otto Hahn sie
unter Hinweis auf den Umfang und die Bedeutung ds1 angewandten For-
schung in der MPG begründete. Die MPG mit ihrer Mischung aus "Institu-
ten dor reinen Grundlagenforschtrng, solchen der industrienahen angewandten
Forschung und solchen, die auf dem Sektor der Landwirtschaft tätig seien,
könne aun sinmal nicht so verwaltet werden, wie es von Kultusministerien
aus üblich sei" (Stamm 198L: 106). Ebonso wie Otto Hahn bestritt auch der
Generalsekretär der MPG, Ernst Telschow, den Kultusministern das Recht
auf ihre alleinige Zuständigkeit filr die MPG mit dem Hinweis darauf, dap
die Institute in der angewandten Forschung in die Kompetenz des kthrftigen
Bundesstaates fielen. Beispielhaft nannte er die Institute für Kohlenfor-
schung für Eisenforschu'g und ftir Tierzucht, die als Teil einer länderüber-
greifenden Wirtschafts- uo6 Bpäfu'rrngspolitik durch den Bundesstaat finan-
ziert werden müpten. Es sei deshalb notwen,lig, die "Tradition der Förderung
durch die Reichsregierung" fortzusetzen (Stamrn 1981: 105).

In der zeithistorischen Literatur zur Entrnicklung des Forschungssystenr
in der Bundesrepublik ist zwar festgostellt worden, daB diese starke
Betonung der angewandten Forschung in der MPG im Widerspruch zur
generellen Orientierung der Gesellschaft an der Grundlagenforssfoung stand.
Dieser widerspruch ist aber nie plausibel aufgelöst worden. so konstatiert
beispielsweise Stamm: "Auffällig ... ist, in welch massiver Weise die Forscher
sich einer utilitaristischen Argumentationsweise bedienen und die wichtig-
keit der Forschung allein aus ihrem wirtschaftlichen Nutzen begründen"
(L98L:142), beläpt es aber da"" bei dieser Bemerkung. Auch Osiotzki stellt
in diesem Zusammenhang einen widerspruch zum grundlagenorientierten
Forschungssprogramm der MPG fest und vermutet, daB die Gesellschaft
am Ende der vierziger Jahre zu Konzessionen gegenüber gesellschaftlichon
und staatlichen Interessen am wirtschaftlichen Nutzen der Forschung bereit
war. Osietdci will sogar einen forschungspolitischel paladigmawechsel der
MPG nicht ausschlieBen: "Sie [die MPG, die Autoren] machte Zugeständnis-
se, als sie zugab, dap die Wissenschaft sich künftig mohr als bisher prakti-
schen Aufgaben der ffiedizin, Landwirtschaft und Ernäbrrrng zuwenden wird
... Mit der Bereitschaft, sich der Praxis zu öffnen, kündigte sich ein paradig-
mawechsel in ihrer Organisationsform an" (Osietzki L9B4 ?/J,L),

tyysnngleich empirisch schwer zu belegen, so ist es doch sehr viel wahr-
scheinlicher, daB es sich bei der Heraussfsllrrng depngewandten Forschung
nicht um eine Konzession der MPG an wirtschaftliche und politische Interes-
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sen handelto. Während zu befürchten war, daB die Koordinationsprobleme
der Länder zur organisatorischen Zersplitterung der MPG führen könnten,
gehörte es zu den kollektiven Erfahrungsbeständen der Gesellschaft, daB

die Finanzierungsweise der I(.lilG in der Weimarcr 7*it eine immerhin relativ

einheitliche Organisationsstruktur zugelassen hatte. Auch wenn die Versuche

der Ministerien des Reiches und PreuBens, dirigistisch in die Forschrrng der

Institute einzugreilen, zum Alltag der KWG gehört hatton, war doch ihro
grundsätzliche Einheit nie angetastet worden.

Wenn also die MPG am Ende der vierziger Jahre die Bedeutung der
angewandten Forschung in ihren Instituten so stark hervorhob, dann war

dies vermutlich weniger auf Konzessionen gegenüber wiftschaftlichen und
politischen Intsressen und sicherlich nicht auf einen "Paradigmawechsel"
zurückzufübren. Es deutet vietnehl einiges darauf hin, daB die Gesellschaft

das "föderalistische Dilemma" durch eine Rückkehr zun Status quo ante

einer zentralen Finanzienrng zu überwinden suchte. Tatsächlich kam es

allerdings zu einer ganz anderen und für die organisatorische Einheit und
Autonomie der Gesellschaft wesentlich stabileren Lösung dieses Dilemmas,

als sie von der MPG mit dem Versuch, zum Status quo ante zurückzukehren,
vermutlich zunächst angestrebt wurde. Die Länder verständigten sich auf
eine gemeinsame und globale Finanzierung der MPG.

3.2 Der Kooperationszwang der Länder und das "Königsteiner
Abkommen"

Seitdem der Parlomentarische Rat 1948 seine Arbeit aufgenommen hatte,

gerieten die Länder immer stärker unter den Zugzwang ihro Koordinations-
probleme zu lösen. Denn je näher die Grändung eines Bundesstaates rückte,

desto drückender wurde für die Länder die Beweislast, daB das föderale
System der Forschungsfinanzierung auch funktionstüchtig war' Im Parla-
mentarischen Rat war die grundgesetdiche Regelung einer zukünftigen
Kompetenz des Bundes in der Forschu"gsförderung Anfang 1949 noch offen'
Die Kultusminister besaBen also die Chance, die Beratungen zum Grundge'
setz noch zu beeinflussen und die zu erwartenden l(smpetenzansprüche des

Bundes in der Forschungspolitik von vorneherein abzuwehren (vgl. Bentele
L979: 69170).

Der Beweis ihrer kollektiven Handlungsfähigkeit wurde für die Länder
zudem um so dlingligfis1, als die Frankfurter Zonenverwaltung Anfang 1949

ihrerseits demonstrierte, daB sie den Gegenbeweis, die kollektive forschungs'
politische Handlungsunfähigkeit der Länder, bereits ftir erbracht hielt. "Die
Verwaltung für Finanzen versuchte, gemeinsam mit anderen Verwaltungs-
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ämtern eine Anderung der Kompetendage herbeizufübren. Sie bat [die
zonalen Venualtungen, die Autoren], zum Fragenkomplex der Forschungsför-
derung bis zum L5.2.L949 Stellung zu nehmen" (Osietzki 1984: 258). Da die
Landesregierungen bis zum L0.2.L949 die Vorschläge fiir eine gemeinsame
Forschungsförderung im Länderrat einreichen sollten, bega"n nun eine Art
,,Windhundrennen,, zwischen den Ländern und den Vetwaltnngsämtern um
die Zustlindigkeit für diE FörderrFg der MPG. Die MPG selbst forcierte
noch zusätzlich den Einigungsdruck, unter dem die Länder nun standen.
Unter der Präsidentschaft von Werner Heisenberg gribrdete sie am 3.3.L949
nach dem Vorbild des von der britischen Milittirregierung eingesetzten

"Deutschen Wissenschaftlichen Rates" den "Deutschen Forschungsrat" (DFR).
Der DFR wandte sich sofort nach seiner Gründung mit der Eingabe an
den Parlamentarischen Rat, die Kompetenzen in der Forschungsfördenrng
dem zukünftigen Bundesstaat zu übertragen, da bestimmte Bereiche der an-
gewandten Forschung "notwendigerweise nur Sache des Bundes sein" könnten
(Eingabe des DFR an den Parlamentarischen Rat, zitiert nach Bentele 1979:

68).
In dieser bodrtingten Situation schlossen die Länder am 21,3.L949 das

"Königsteiner Staatsabkommenr', in dem sie sich zu einer gemeinsamen
piaanzieprng der MPG verpflichteten.ts Möglich wurde aber auch jetzt die
Einigung der Länder nur, indem 6is lftillusminister eine Tagesordnung
beschlossen, die vorschrieb, "nicht in sachliche Debatten" eirzutreten. Ein'
ziges Auswahlkriterium ftir die Einteilung der Institute in "regionale, überre-
gionale und zentrale" Forschungseinrichtungen war die Höhe ihres Jahresetats
(Osietzki L984: 7ß0).

Bereits der erste Satz verdeutlicht die StoBrichtung des Abkommens, den
Bund von der Forschungsförderung fernzuhalten: "Die Länder der drei
Westzonen betrachten die Förderung der wissenschaftlichen Forschung
grundsätdich als eine Aufgabe der Länder". Das Abkomnren bezog sich
dementsprechend nicht allein auf die MPG, sondern, wie in Artikel 1 nie-
dergelegt, grundsätdich auf "deutsche wissenschaftliche Forschu"gseinrich-
tungen, deren Aufgabe und Bedeulung über den allgemeinen Wirkungsbereich
eines einzelnen Landes hinausgehen und deren Zuschupbedarf die finanzielle
Leistungskraft eines einzelnen Landes übersteigt ...".r0 Die neben den Insti-
tuten der MPG in das "Königsteiner Abkommen'' aufgenomrnenen Forschungs-
einrichtungen wurden in einer Anlage zu dem Staatsvertrag aufgeführt. Zu

15 Also gewissermaBen um fünf vor Zwölf, denn das Haushaltsjahr begann am t.4,1949.
16 Staatsabkommen def Llinder des amerikanischen, des britischen und des französischen

Besatzungsgebietes, wiedergegeben in: MPG (1967: 227-23L).
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den von der Gemeinschaft der Länder geförderten Einrichtungen zählte sofort
nach ihrer Wiederbegründung im April 1949 auch die Notgemeinschaft der
deutschen Wissenschaft (ab 1951 Deutsche Forschungsgemeinschaft, DFC).

Mit dem "Königsteiner Abkommen" beanspruchten die Länder gegenüber
dem Bund eine grundsätdiche Trennrrng der Zuständigkeiten. polsshungsein-

richtungen, die unter das Abko-men der Länder fielen, sollten prinzipiell
keine Mittel aus der Bundeskasse erhalten, und der Bund selbst auf die
Förderung einer Resordorschung und von wissenschaftlichen Dienstleistungen
beschrtinkt werden.rT

TroE dieses Anspruchs auf ibre alleinige Zuständigkeit für die Forschungs-
förderrrng und trotz der im t'l(gnigsteiner Abko-men" eingegangenen Ver-
pflichtungen brachen die Konflikte der Ltinder um die gemeinsame Finanzie:
rung der einzelnen Forschungseinrichtungen schon drei Monate nach dem
Abschlup des Staatsvertrags erneut auf. Fast jedes Land wich von den
gemeinsamen Veroinbarungen ab oder suchte, durch eine Finzeffinnn2ielung
EinfluB auf die Institute zu nehmen. Hamburg forderte Anderungen, weil
es zusätzlich zum Weltwirtschaftsarchiv noch andere Forschungseinrichtungen
mit "überregionaler Bedeutung" in die gemeinsame Finanzierung übertragen
wollte. Der badische Landtag lehnte die Ratifizierung des Abkommens ab,
weil es Baden mit 500.000 DM belastete, das Land daraus aber nur 45.000
DM für seine Institute erhielt. Dieses Problem erledigte sich erst mit der
Gründung Baden-Württembergs, denn fir die Tübinger MP-Institute wiede-
ru'n war die Förderung durch die Gemeinschaft der Ltinder wünschenswert.
Rheinland-Pfalz kürzte eigenmächtig den Zuschup für das MPI für Chemie
in Mainz und überwies die eingesparte Summe dem Forschungsinstitut für
Rebenzüchtung (Osietzki 1984: ?ß5). Bei diesem Institut handelte es sich
um das ehematige KWI ftir Rebenzüchtrrngsforschung das von der MPG
als angewandtes Forschungsinstitut mit lediglich regionaler Bedeutung bereits
nicht mehr in die Verhandlungen zum "Königsteiner Abkommen" eingebracht
worden war (vgl. MPG-Jahrbuch 1961, Teil II: 892). Der Versuch des Lan-
des Rheinland-Pfalz, das ehemalige KWI für Rebenzüchtungsforschung auf
Kosten eines anderen MPIs in die Förderung aufnehmen, verdeutlichte noch-
mals die grundsätzliche Neigung der Kultusminister, die Entscheidungsge-

17 Der entsprechende Passus findet sich ebenfalls in der Präambel des Abkommens:
nHaushaltsmittel der Verwaltung des vereinigten Wirtschaftsgebietes oder des zukünftigen
Bundcs sind nur für Forschungseinrichtungcn mit ausgesprochen behördlichem Charak-
ter und mit cinem Aufgabenbereich für die Gesamtheit dcr L;änder in Anspruch zu neh-
men oder für Forschungseinrichtungen, dic ausschlieplich oder überwiegend im Dienst
einer zentralen Verwaltung stehen" (Staatsabkommen der L,änder vom 1.4.1919, in: MPG
r96L: 727).
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walt über die Politik der Generalverwaltung gegenüber den einzelnon Institu-
ten an sich zu ziehen.

Den Versuchen der Kultusminister, trotz der in'tKönigsteiner Abkommen"
beschlossenen gemeinsamen Finanzierung die Zuständigkeit für die Institute
des jeweiligen Sitdandes zu behalten, setzten schlieplich dis pin4nz.rninisfgg

der Länder ein Ende. Sie entschieden sich Ende 1949 gegen den Widerstand
der Kultusminister ftir die Globalfinanzierung der MPG (Osietzki 1984:
268). Anders als die Kultusressorts besapen die Finanz.minister kein Interesse
daran, die Forschrrng der MPG zu steuern. Ihnen mupte vieünehr daran
gelegen sein, den Gesamtaufivand der Forschungsförderrrng überschaubar
zu halten. Dies aber liep sich durch eine globale Mittelzuweisrrng an die
Generalverwaltung leichter bewerkstelligen, als durch Anforderungen der
einzelnen Institute, die je einzeln hätten geprüft und beschieden werden
mässen. pig piaanzrninister waren es denn auch, die der Göttinger Tantrale
die Empfehlung gaben, ailei sogenannte Innen-Revisoren einzustellen, die
vor den Haushaltsprüfungen durch die Rechnungshöfe der Länder eine
Revision in den Instituten der MPG durchftihren sollten.

Es kann kaum verwundern, daB die Kultusminister in der globalen
Mittelzuweis'ng an die Göttinger Generalvenraltung einen übergriff der
Finanzressorts in ihre l(ompetenzen sahen. Die Konferenz der Kultusminister
stellte auch neue "Leitsätze" ntr filanziglungspra:ris auf, in denen festgestellt
wurde, dap es "unzulässig sei, wenn Finanzminister versuchten, in kulturpoliti-
schen Fragen Entscheidungen nach der einen oder anderen Seite zu erapin-
gen" (Osietzl$, L9842 268, FuBnote 1). Vormutlich als Reaktion auf die
Entscheidung ds1 pinanzminister änderte die Konferenz ds1 Kulfugminisfsl
Anfang 1950 die "Durchführungsbesfimmungelr' zum "Königsteiner Abkom-
men". Nach $ 8 der ursprünglichen Durchftihrungsbestimmungen sollte das
Land Niedersachsen als "Sitdand" der Generalverwaltung "die verwaltungs-
mäBige und haushaltsrechtliche Verantwortung" für die gesamte MpG
übernehmen. Auf Antrag dei süddeutschen Länder wurde disss gssfimmung
Anfang 1950 wieder gestrichen. Die verwaltrrngs- und haushaltsrechtliche
Zuständigkeit fiir die oinzelnen Institute ging danit formoll wieder auf das
jeweilige Sitzland über (Pfuhl 1958: ?ß6).

Dennoch liepen die Versuche der Länder, die Institute der MPG je
einzeln zu floiaa eren, in den folgenden Jahren rasch nach. Trotz der
geänderten Durchfiihrungsbestimmrtngen zum Staatsabko-'nen blieb es bei
der Entscheidrrng der f'ilanzminister für die Finanziolung der MPG auf
der Ebene der Generalverwaltung.Die Haushaltsverhandlungen für das Jahr
L950l5L fanden bereits, wie von der MPG gefordert, auf zentraler Ebene
statt. Jeder weitere Versuch der Länder, die Generalverwaltung zu umgehen,
unterblieb. Die Länder überwiesen ihre Zuschüsse an die Göttinger 7-enfiale,
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wo sie wiederum von den Instituten abgerufen wurden. Ab L95t/52 einigten
sich die Gemeinschaft der Länder und die Generalverwaltung der MPG auf
ein Verfahren in den Haushaltsverhandlungen, das dann grundsätdich bis
zur Mitte der sechziger Jahre Gültigkeit behielt: Die einzelnen Institute
reichten bei der Generalverwaltung Haushaltsvoranschläge ein, die diese

Voranschläge an den HaushaltsausschuB des Senats und an den Verwal-
tungsausschup weiterleitete. Die Stellungnahme des Verwaltungsrats wurde
mit dem SenatsausschuB abgestimmt, um dann zur Festlegung der sogenannten

Bedarßmeldung beim VerwaltungsausschuB der Ländergemeinschaft vorgelegt

zu wsrden. Der Verwaltu'gsausschuB der Ländergemeinschaft beschloB über
die Bedarfsmeldung mit Zwei-Drittel-Mehrheit und legte sie der Konferonz
der Kultus- und Finanzninister zur Genehmigung vor. Auf diesem Verfahrens'
weg wurden die Institute von den Haushaltsverhandlungen völlig ausge-

nommen (Pfuhl L958: 2!75-2:77).

Die Generalverwaltung bemängelte an diesem Verfahren anfänglich, daB

auper dem Gesamthaushaltsplan für die MPG auch die Einzelpläne der
Institute mit den Ländervertretern erörtert werden muBten. Sie vermochte

es in den folgenden Jahren aber, "die darin ftir die Freiheit unserer Gesell-
schaft und ihrer Institute liegenden Gefahren zu bannen oder jedenfalls doch
abzuschwächen" (Hahn L954: t2). Einen Schritt in dio Richtung giner

autonomen Verwendung der Fördermittel erreichte die Gesellschaft im
Haushaltsjahr L952153, indem sie eine Art "automatische Bewilligung" der
einzelnen Institutsetats mit den Ländern vereinbaren konnte. Der Etat des

Haushaltsjahres L95Ll52 wurde in gleicher Höhe ohne erneute Einzelprü-
fuog fän das Haushaltsjahr L952153 gewäihrt.'Damit muBten nur noeh die
über das Vorjahr hinausgehendsn Anforderungen der Institute und Investiti-
onsmittel einzeln begrtfurdet und verhandelt werden. Auch das Recht zur
gegenseitigen Deckungsfähigkeit und Übertragbarkeit der Haushaltsmittel
innerhalb der Institutshaushalte wurde seit dem Haushaltsjahr 1952/53 von
der Ländergemeinschaft anerkannt. Die MPG ging bereits L95U52 in den
Jahreshaushaltsrechnungen dazu über, "laufende Haushalte" und "sinmsligs
Haushalte" der Institute zu unterscheiden. Den "laufenden Haushalt" be'
trachtete sie als zweckungebundenen, globalen Institutshaushalt.

Betrachtet man die Entscheidungs- und Verfahrensregelungen, die die
Länder am Beginn der ftinfziger Jahre untereinander und mit der MPG
vereinbarten, im Vergleich zu der Arbeit der "Flurbereinigungskommission"
vor dem "Köniqsteiner Abkom-en" und den Versuchen der eittzelnen Länder-
verwaltungen, im ersten Jahr nach dem Abkommen durch Einzelfinanzierun-
gen Einflup auf die Institute der Gesellschaft zt nehmen, so hatten sich
in einer bemerkenswert kurzen Zeit bemerkenswert kooperative Verhandlungs'
stile und Verfahrensweisen herausgebildet. Die Ltinder hatten für die an
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sich unwahrscheinliche Iösung ihres forschuqgspolitischen Kollektivgutproblems
etwa seit L951,152 stabile Verfahrens- und Einigungsregeln installiert. Auch
Bentele spricht in diesem Zusammenhang von einem "Entscheidungsverfah-
ren von erstaunlicher Leistungsfähigkeit" (Bentele 1979t 7L),

3.3 Die Globalförderung als Lösrrng des forschungspolitischen
Kollektivgutproblems der Ländor

Auf die Frage, welche Mechanismen die Länder zu koordiniertem Handeln
veranlaBt und die an sich unwahrscheinliche Lösung des Kollektivgutproblems
"gemeinsa-e Forschungsförderung" herbeigeführt haben, gibt es zwei Teilant-
worten. Die erste Teilantwort bezieht sich auf die geschlossene und einheitli-
che Haltung, mit der der kollektive Akteur MPG in dom Interessenkonflikt
mit den Ländern auftrat. Es ist nicht bekannt, dap auch nur ein Institut
aus dem forschungspolitischen Verband der MPG ausbrach und sich auf
selbständige Verhandlungen mit dem Kultus,minisfer des Sitdandes einlieB.ls
War bereits ftir die Wiederbegründung der KWG und die Zusammenftihrung
der Institute in den drei Westzonen die Loyalität der Institutsdirektoren
gegenüber der Generalvsnvallrrng der Gesellschaft die wichtigste Hand-
f urgsressource der Göttinger 7*ntrale, so konnte sie sich offenbar auch im
Konflikt mit den Ltindern auf die Wirksankeit von solchen organisatori-
schen Bindemitteln verlassen. Jedenfalls blieb dre MPG-7-entrale filr die
Gesamtheit der einzelnen MPI handlungsfähig und konnte ihre Politik
strategisch auf das Ziel der globalen Mittelvergabe ausrichten. Die einzelnen
Akteure innerhalb der MPG verhielten sich, mit anderen Worten, kollektiv
rational. Wie bereits der Versuch der Allüerten, die einzelnen Institute aus

dem Gesamtverband der MPG herauszulösen, scheiterten auch die Länder
an dieser kollektiven Rationalität der MPG.

Die interne Kohtirenz der MPG war aber nur eine notwendige Bedingung
für die Lösung des Kollektivgutproblems in der Förderung der Gesellschaft.
Als hinreichende Bedingung für das kooperative Verhalten der Länderre-
gierungen trat die auch nach ds6 "IGnigsteiner Abkommen" weiterbestehende

"Bedrohung" ihrer forschungspolitischen Kompetenzen durch dsn f,und hin2u.

Den Ländern war es avar mit diesem Abkommen gelungen, "Barrieren" ge-

18 Eine Inhaltsanalpe dcr Protokolle der MPG-Verqraltungsratssitzungen diescr Jahrc bcstä-
ti$ den Eindruck des geschlossencn unitarischen Akteurs. Währcnd der Verwaltungsrat
die Finanzicrungsprobleme dcr cinzelnen Institutc cn detail erörtcrte, beschäftigtc er sich
nicht einmal in den Jahren 1949 bis 1958 mit finanzpolitischen "Alleingängenn der Institutslei-
tungen,
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gen ein forschungspolitisches Engagement des Bundes aufzubauen. Ihr
Hauptziel, die ausschliepliche Landeszuständigkeit in der Forschungspolitik
grundgesetdich zu verankern, hatten sie abor verfehlt.le Durch das "Kö'ig-
steiner Abkommen" erreichten sie lediglich, daB der Parlamentarische Rat
die Frage der zuktiurftigen forschungspolitischen l(empetenzverteilung znrri-

schen Bund und Ländern mit Art. 74 7i'tr. lil des Grundgosetzes nicht vor-
entschieden hatte. Demnach besap der Bund in der Frage der Wissenschafts-
förderung das Recht zur konkurrierenden Gesetzgebung in den Grenzen
von Art. 72, Abs. 2, Z,iff..3. Für Aufgaben, die der "Natur dor Sache nach"

das ganze Bundesgebiet betrafen, reichte die Gesetzgebnngsftqnpstenz des
Bundes aus, um auch seine Verwaltungszuständigkeit zu begründen. Eine
Zustimmung des Bundesrates war in diesem Fall nicht notwendig. UmsFit-
ten war aber, ob es sich bei der Wissenschaftsförderung rrm eine "nattlr-
liche" und damit "gesetzesfreie" oder um eine "gesetzesgebundene" Verwal-
tungskompetenz des Bundes handelte, die ihn daza zurang, von seiner Ge-
setzgebungskompetenz Gebrauch zu machen (vgl. Vogel 1983,837-849).

In dieser offenen Situation blieb die Frage nach der forschungspolitischen
Kompetennerteilung apischen Bund und Ländern auch weiterhin auf der
Tagesordnung. "Die Diskussion erreichte bereits 1952 einen Höhepunkt, als

die Bundesregienrng den Gesetzentwurf über die Förderung derwissenschaft-
tlichen Forschung vorlegte, der die Befupisse des Bundes nach Art. 14zi'tr,
13 GG klarstellen sollte" (Pfuhl 1958: 80). Auf den Ländern lastete also
mit den a"haltenden Versuchen der Bonner Regierung, Kompetenzen an
sich zu ziehen, weiterhin die gleiche Beweislast, die Funktionstüchtigkeit
ihrer Forschungspolitik demonstrieren zu müssen, die sie 1949 angesichts

der Arbeit dos Parlamentarischen Rats zum kollektiven Kraftakt des "König-
steiner Abkommens" veranlaFt hatte. Die von Bentele konstatierte "erstaun-
liche Leistungsfähigkeit" des Länderabkommens beruhte also letztlich auf
der "permanenten Gefahr", dap der Bund Mittel und Wege finden würde,
die Forschungspolitik an sich zu ziehen, wenn sich die Gemeinschaft der
Länder nicht als koordinationsf?ihig erwies.

Wollten die Länder den Bund aus der Förderung der MPG so woit wie
möglich heraushalten, so mupten sie untereinander Konflikte um deren

19 Auch gegcnüber dcr MPG hatten die Llindcr ihre Forderung nach Rcprtisentation im
Scnat der Gescllschaft nicht wrwirklichen könncn. Artikel 4 dcs "Königsteiner Abkommens"
hiclt dazu lediglich fest: iDie Vertragsschliependen sind sich darüber einig, dap dcn Län'
dern im Senat der Max.Planck-Gesellschaft eine angemessene Vertretung einzudiumen
ist" (vgl. MPG 1961: 228). Bine entsprcchende Satzungsänderung die dann auch eine
Vcrtretung dcs Bundes im Senat der MPG votsah, unternahm die MPG jedoch etst 1964

als Rcaktion auf das Verwaltungsabkommen desselben Jahres.
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Finanzierung vermeiden. Dies bedeutete letztlich, dap jedes einzelne Land
darauf verzichten mupte, individuelle Vorteile aus der Förderung der einzel'
nen Institute der Gesellschaft ziehen zu wollen, indem es die Vergabe seiner
Mittel mit Zweckbindungen versah. Für das kollektive Gut ihrer forscht"'sspo-
litischen Hoheit zahlten die Länder also den Preis, jeden Versuch, die
Forschung der MPG einzeln zu steuern, unterlassen zu müssen. Was aber
für jedes einzelne Land galt, galt auch füLr die Gesamtheit der Länder. Eine
kollektive Steuerung der MPG durch die Gemeinschaft der Llinder hätte
konkrete inhaltliche Fragen der Forschungspolitik aufgeworfen und die
Koordinationsproblome der Länder nochmals verschärft. Das "Königsteiner
Abkommen" selbst war ja bereits nur möglich geworden durch den Verzicht
der Konferenz der Kultusmitrister in "sachliche Debatten" einzutreten (vgl.
Abschnitt 3.2). In Anbetracht der Koordinationskosten einer kollektiven
Steuerung der MPG mupten die Länder, nachdem ihnen schon eine je
einzelne Steuerung der MPG nicht möglich war, mit der Globalfinanzierrrng
der Gesellschaft die für sie letztlich drittbeste Lösung wählen. Mit dieser
Lösrrng verzichteten sie avar auf Gestaltungsmöglichkeiten, verteidigten aber
ihren Kompetenzanspruch in der Forschungspolitik gegenüber dem Bund.

Für die MPG hatten sich dagegen mit dem Kompetenzstreit zwischen
Bund und Ländern die Bedingungen grundlegend zum Positiven gewandelt.
Aus der existenzbedrohenden Situation der alleinigen Zuständigkeit der
einzelnen Länder war durch das Hinzutreten des Bundes eine Konstellation
entstande& die der Gesellschaft optimale Ausgangsbedingungen zur VerwirHi-
chung ihrer organisatorischen Autonomieinteressen bot. Im Hinblick auf die
organisatorische Autonomie der MPG waren die Alternativen "alleinige
Zuständigkeit der Ltinder" oder "alleinige Zuständigkeit des Bundes" gleicher-
maBen suboptimale Lösungen. Ein definitiver Ausschlup dos Bundes aus

der Forschungsförderung hätte den für ihre Einheit und Autonomie so
wichtigen Kooperationsdruck von den Ländern genommen und wieder die
zeutrifugalen Krtifte des Länderegoismus freigesetzt. Eine alleinige Zusttin-
digkeit des Bundes hingegen enthielt die Gefahr eines zentralstaatlichen
Dirigismus in der Forschung.

Hatte sich die Generalveryynllrrng mit ihrer Fordenr"g nach der Zuständig-
keit des Bundes flir die Finanzierrrng der Gesellschaft vermutlich nur am
Finanzierungsmodell der Weimarer Zeit orientiert, um die drohende Zer-
splitterung der Gesellschaft durch die föderalistische Finanzieru"gsstruktur
abzuwenden, so ging die MPG aus der neuen forschungspolitischenKonstella-
tion nach O.- ttlgänigsteiner Abkommen" und nach der Gründung des Bundes
als "tertius gaudens" (Simmel 1908: 82) hervor.

Den Interessen der Gesellschaft ka- es jetzt nicht nur zugute, dap die
Länder im Parlamentarischen Rat mit ihrem Ziel gescheitert waren, den
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Bund aus der Forschungsförderung auszuschliepen, sondern auch, daB sich
Heisenberg und der DFR mit der Forderung, die primäre Zusttindigkeit
des Bundes in der Forschungsförderung grundgesetzlich zu regeln, nicht
hatten durchsetzen können. Das Grundgesetz sah avar das Recht des Bun-
des zur konkurrierenden Gesetzgebung gegenüber den Ländern vor. Dieses
Recht aber war wiederum angesichts der Vetomacht der Länder im Bundes-
rat ein schwaches Instrument zur Durchsetzung seiner lelsslungspolitischen
Interessen. Solange sich die Forschungsförderung der Ländergemeinschaft
als funktionstüchtig erwies, konnte der Bund deshalb nur im Einvernehmen
mit den Ländern und unter prinzipieller Beachtrr"g der Bestimmungen im
"Königsteiner Abko--en" eigene Kompetenzen in der Forschungspolitik ent-
wickeln. Die Logik dieser forschungspolitischen Konstellation schlop für
die MPG sowohl die Gefahr einer föderalistischen Zersplitterung wie eines
zentralstaatlichen Dirigismus aus, indem sich die beiden forschungspoliti-
schen Kontrahenten in ihren Steuerungsbemühungen wechselseitig neutralisier-
ten. Aus dem gleichen Grund brachte eine gemeinsame Finanzierung durch
Bund und Ltinder die gröBten Vorteile für die MPG mit sich.

Es ist wahrscheinlich, aber empirisch nicht zu belegen, daB die Leitungs-
spitzen der MPG berEits t952153 diese Vorteile einer gemeinsamen Finanzie-
rung durch Bund und Länder erkannten und ihre Stratogien dementspre-
chend revidierten. Jedenfalls kam für sie bereits 1953 die Möglichkeit eines
Übergangs der MPG in die ausschlieBliche Trägerschaft des Bundes nicht
mehr in Betracht. Diese Möglichkeit wurde in den Verhandlungen zur Ver-
längerung 6us ttl(gnigsteiner Abkommens" im Jahr 1"954 von Vertretern des
Bundes vorgeschlagen (Stanm 1981: 258). Eine hundertprozentige Finanzie-
rung durch den Bund lehnte die MPG jetzt aber selbst ab.m Dagegen sprach
sich die MPG für einen Beitritt des Bundes zum "Königsteiner Abkommen"
aus.

Anläplich der Verlängerung des Ländervertrags im Jafu L954 forderte
die MPG die Aufnahme dss Bundes in das Abkommen, scheiterte mit ihrer
Forderung aber nicht mletzt an dem Argument der Länder, daB durch eine
Bundesbeteiligurg "die Max-Planck-Institute zu gut ausgestattet würden und
den Hochschuleinrichtungen zu sehr den Rang abliefen" (Stamm t98l:259).
Solange eine gemeinsame Finanzierung der MPG durch Bund und Länder
nicht zu realisieren war, suchte die Gesellschaft statt dessen den Bund für
die Förderung ihrer anwendungsorientierten Institute zu gewinnen. Angesichts
der zu Beginn der fünfziger Jahre noch bestehenden UngewiBheit über das

20 Dies geht sowohl aus den Verffaltungsratsprotokollen wic aus eincm Intcwiew mit einem
damaligen Spitzenvertreter der Gcsellschaft hervor.
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Ob und Wie einer Beteiligung des Bundes an ihrer finanz.iüung scheint
die MPG eine Art Doppelstrategie gegenüber Bund und Ländern entwickelt
zu haben. Sie teilte die Institute nach grundlagenorientierter und anwendungs-
orientiErter Forschung aufund forderte für die Institute der ersten Kategorie
primär eine Förderung durch die Länder, für die Institute der aveiten Ka-
tegorie primär die Förderrrng durch den Bund.zl Entsprechend ihrer überre-
gionalen Bedeutung sollten vor allem die landwirtschaflichen Institute der
MPG durch dEn Bund finanziert werden. Vorschläge zur Ausgliedsnrng die-
ser Institute lehnte die Generalverwaltung allerdings mit dem Hinweis ab,
daB dies auch eine Ausgliederung der industrienahen Institute wie der
MPI für Eisenforschung, Kohlenforsch'tng oder Metallforschung nach sich
aehen könne.

Zwischen den ersten Fördermitteln des Bundes für die MPG und der
Gewährung eines globalen Haushalts durch Bund und Länder lagen
allerding$ fast zehn Jahre. Der Widerstand der Länder gegen die Versuche
der Bonner Regierr'"g, in ihren Kompetenzbereich einzudringen, liep nur
eine schrittrveise und über verschiedene Haushaltsformen erfolgende Beteili-
gung des Bundes an der Finanzierung der MPG zu.

4 Vom Abbau des "Juliusturmsn zur Globatförderung durch den Bund

4.L Der Einstieg des Bundes in die Forschungsförderung der Länder

Nach langwierigen und schwierigen Verhandlungon wurde der Bund ab j.956

an der Finanz.ierung der MPG beteiligt. Die Bonner Regierung hatte nach
1952 ihre Versuche eingestellt, sich durch gesetzgeberische Mapnahmen ein
Recht zur Beteiligung an der Forschu.gspolitik der Länder zu schaffen.
Statt dessen einigten sich der Bund und die Länder, den Abbau des soge-
nannten'Tuliusturms" zugunsten 4"r polssfotrngsförderung an nutzen. Bis 1956
hatte dor Bund in Erwartung der Wiedoraufrüstung im 'Tuliusturm" über
7 Mrd. DM angesammelt. Mit der Verzögerrrng der Wiederaufrüs1ung und
dem weiteren Anwachsen des 'Tuliusturmes" geriet der Bund allgldings in
der Mitte der fünfziger Jahre unter wachsenden Druck, "diese Mittel sinnvoll
unter die Leute zu [1ingetr" (Bentele 1979: g3). In dieser situation entschloB
sich der Bund zu dem Angebot, den Ländern einen Teil der ursprünglish

21 vgl Niederschrift über die 7. sitzung des Verwaltungsrates der MpG vom 8,2,19s2,
Archiv der MPG, Berlin,



ftir die Wiederaufrüstung vorgesehenen Gelder als finanzielle Hilfe Zur

Deckung des "Nachholbedarfs" der deutschen Forschung zukommen zu lassen.

Dieses Angebot entsprach einer generellen Strategie der Bundesregierung

in den fünfziger Jahren, überall dort, wo ihre Kompetenzen umstritten waren,

den Ländern gewissermaBen unbürokratische Hilfe anzubieten. Obwohl die

Verfassungskonformität des sich hieraus ontwickelnden "Dotationssystems"
(Barabarino 1972) insbesondere von den Landespolitikern häufig bestritten

wurde, akzeptierten die Llinder seit der Mitte der fünfziger Jahre diese

Finanzhilfen des Bundes zunehmend bereinnilliger. Bereits seit 1954/55

duldeten sie, dap sich die Bonner Rogierung mit Mitteln des "Juliusturms"

an der Förderung der DFG beteiligte, um den Nachholbedarf der Hochschul-

forschung zu lindern. lm Zuge dieser Entwicklung konnte schlieBlich auch

die MpG einen solchen Nachholbedarf gegenüber den Ländern anmelden.z
Der ersten Beteiligung des Bundes an der Förderung der MPG ging ein

Angebot voraus, das eine direkte Finanzierung in Höhe von zunächst 7 Mio.
DM für das laufende Haushaltsjahr aus dem Etat des Bundesministeriums

ftir Verteidigungvorsah. Die MPG lehnte allerdings die Annahme von Mitteln
aus dem Verteidigungshaushalt ab und bestand, "um den Eindruck zu

vermeiden, dap die Max-Planck-Gesellschaft aus militälischen Zwecken

dienenden Mitteln mitfinanziert witd",a auf der Bewirtschaftung dieser Gelder

durch das Bundesministerium des Inneren (BMD.Das Bundesministerium
für Verteidigung (BMVg) und das BMI erklärten sich mit diessr Regelung

einverstanden. Auch der Finanzausschup des Bundesrslss sfimmfe einer

2u*snd'ng des Bundes an die MPG unter dem Vorbehalt zu, daB die
Richtlinien über die Verwendung der Mittel mit den Finanzreferenten der

Länder abgestimrnt wurden.
Der Zuschup wurde der MPG vom Bundestag schlieplich "zur freien

Verfiigung" gewährt.24 Da sich aber die Verhandlungen zwischen Bund und
Ländern verzögerten, wurden die Mittel erst rückwirkend für das Jahr 1957

im Jahr 1958 ausgezahlt. Im Vorgriff auf den BundeszuschuB nahm die MPG
bereits 1956 einen Ikedit zur Finanzierung eines "auprordentlichen Haushalts"
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22 Vg. dazu die Niederschriften über die 17. bis 20. Sitzung des Verwaltung$ats von 1955,

Archiv der MPG, Berlin,
23 Niederschrift über die 25. Sitzung des Verwaltungsrats der Max-Planck-Gesellschaft am

5.1.1..1956, Archiv der MPG, Berlin.
24 Niederschrift über die 29. Sitzung des Verwaltungsrats der Max-Planck-Gesellschaft am

26.6.t957.
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auf.26 Die gröBten Anteile aus diesem Kredithaushalt erhielten die Institute
für Biologie, für Chemie und ftlr Verhaltensphysiologie, also tlpische "Stan-
dard-Institute" der MPG. Darüber hinxus finanzierte die MPG aus diesem
Haushalt die Zusamn'enlegung der beiden technischen Institute für Ionosphä-
ren-Physik und Stratosph?iren-Physik zum grundlagenorientierten lustitut fiir
Aeronomie.

Seit dom Haushaltsjahr 1957158 wurde der Bund dann regobnäBig an
der Förderung der MPG beteiligt. Ahnlich wie die DFG erhielt die MPG
nun Zuschüsse des Bundes in Form von "Sonderhaushalten". Artikel 2 des

"Königsteiner Abkommens" sah antar im Grundsatz vor, "daB die von den
Uindern zu finanzierenden Forschungseinrichtungen nicht gleicbzeitig Zuschüs-
se aus dem Haushalt des Vereinigten Wirtschaftsgebietes oder des künftigen
Bundes erhalten".s Da aber die Zuschüsse des Bundes zur Finanzierung
von DFG und MPG nicht als regultire Mittel galten, liepen sich die Länder
auf Kompromisse ein.

Der FinanzausschuB des Bundesrates hatte ssine l,usrimmung an dor vom
Bundestag beschlossenen zusätdichen Finanzierung der MPG davon abhän-
gig gemacht, dap die Fördermittel des Bundes für "drei eindeutig bestimm-
bare Zwecke, die bisher von der Ländergemeinschaft nicht oder nicht aus-
reichend finanziert werden konnten, verausgabt werden sollten" (Pfuhl 1958:

263), und nicht zur Entlastung des regulären Haushalts der MPG herangezo-
gen werden durften. Bei diesen Zweckbestimmungen handelte es sich um:

1. Vorhaben zur Verbessenrng der Arbeitsmöglichkeiten durch Beschaf-
fungs- oder BaumaPnehmen,

2. Förderungsmapuahmen für den wissenschaftlichen Nachwuchs,
3. Förderung der wissenschaftlichen Beziehungen zum Ausland.

Der Sonderhaushalt des Bundes lief in dieser Form bis zum Verwaltungs-
abkommen des Bundes und der Länder im Jahr 1964. Soweit bekannt, gab
es um dieson Haushalt keine weiteren grundsätzlichen Konflikte, nachdem
ihm der Bundesrat sinmal zugestimmt hatte. Die "Konfliktfreiheit" dieses
Haushalts mag darauf zurückzuführen sein, dap er einen allseits tragbaren
KompromiB darstellte. Der Bund hatte mit seiner Beteiligung ein erstes
strategisches Etappenziel in der Forschungspolitik erreicht. Indem aber seine
Beteiligung unter der Bezeichnung "Sonderhaushalt" firmierte, hatten die

25 Die folgenden Ausführungen beruhen auf einer Rekonstruktion der Finanzierungsge-
schichte det MPG mit Hilfe von Aktenunterlagen der Generalverwaltung und Informa.
tionsgesprächen mit damaligen Mitarbeitcrn der Abteilung Innere Revision,

26 Staatsabkommcn der Länder vom 7.4.L949, in: MPG (1961: ?.?ß).
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Länder ihren grundsätzlichen Anspruch auf eine föderalistische Kompetenzver-
teilung in der Forschungspolitik nicht aufgegeben.

Auch die Interessen der MPG blieben mit dem Sonderhaushalt gewahrt.
Sie lieB sich anar mit dem Engagement des Bundes in der Form des

Sonderhaushalts auf Zweckbindungen ein. Diese Zweckauflagen berührten
aber nicht die Autonomie der Institute in der Auswahl der Forschungsfragen.
Darüber hinaus bot der Sonderhaushalt die Chance, die Bqndesbeteiligung
zunächst einmal über einige Jahre zu konsolidieren. War die Beteiligung
des Bundes dann erst einmal zum forschungspolitischen "Normalfall" gewor-
den, lieB sich die Frage aufwerfen, "inwieweit aus gelegentlichen Subventionen
bereits institutionell verfestigte Ansätze im Bundeshaushalt entstanden sind"
(Ptuhl 1958: e6).

Mit der Gribrdung des Bundesministeriums füLr Atomfragen (BMAt)
im Jahr 1955 setzte dann über den Sonderhaushalt hinaus ein wachsendes
Engagement der Bonner Regierung in der Förderung von Einzelprojekten
in der MPG ein. Lag der Anteil von Projekten, die durch den Bund
gefördert wurden, am Gesamthaushalt der MPG im Jahr 1955 noch unter
1.lo, so wuchs dieser Anteil bis zum Jah 1961 auf über Ll% an (v$.
Tabelle LL, S. L2L-L23). In den "atomwirtschaftlich relovanten" Instituten der
MPG überstiegen die Projektmittel des BMAI am Ende der fiturfziger Jahre
und in den frühen sechziger Jahren den regulären Institutshaushalt aus dom
Länderabkourmen z.T. um das Doppelte. 1961 verfügte das Heidelberger
MPI ftir Kernenergie über knapp 2 Mio. DM als "laufender Haushalt aus
dem Länderabkommen". Koapp 4 Mio. DM machten dagegen die zweckge-
bundenen Projektmittel aus dem BMAt aus.

Die Generalverwaltung der MPG entwickelte eine ausgesprochen ambiva-
lente Einstellung zu der Projektförderung des Bundes. Einerseits konnte sich
die MPG den Atomforschungsprogrammen der Bundesregierung nicht vOllig
entziehen. Andererseits versuchte die Leitung der Gesellschaft das Volumen
der vom BMAt geförderten Projekte immsl so gering wie möglich zu halten.27

So argumentierte der 6n6elige Finanzchef der MPG, die Entwicklung der
Auftragsforschung habe "bei nicht wenigen Forschungseinrichtungen ein
AusmaB erreicht, das in vielen Fäillen nicht unbedenklich ist, weil der
strukturelle, personelle und sachliche Aufbau der Institute sich den Auftrags-
arbeiten auf der Grundlage einer Dauereinrichtrrng angepapt hat und nun
alle Nachteile der subsidiären Forschungsförderung zum Tragen kommen"

27 Dies wurde in einem Interview mit einem damaligen Spitzenvertreter der MPG bestätigt.
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(Pfuhl 1958: 194).28 Pfuhl befürchtete darüber hinaus eine "enge Verstrickung
der Forschung mit wirtschaftlichen und staatspolitischen Fragestellungen",
die bei einer Zunahme "der Auftragsforschung ftir die Forschungseinrichtun-
gen ... gar nicht ausbleiben (kan"). Es sei hier lediglich an die kapitalkräf-
tige amerikanische Wehrforschung erin"ert, aber auch an das Vorgehen des

Verteidigungsministerirrms und des Atomministeriums, die aus ihren For-
schungsfonds eine umfangreiche, mehr oder minder eng umrissene Auftrags-
forschung anlaufen lassen" (Pfuhl 1958: 193). Er meldete sogar verfassungs-
rechtliche Bedenken gegenüber der Projektförderung an. 'rAtt. 5 Abs. 3 war,
wie alle Grundrechte, bestimmt, den Staatsbürger - hier den Forscher - und
Institutionen gegen eine Bedrohung durch die Staatsgewalt zu schützen ...

Bei Zweckforssfunngssufträgen, die unter Umständen sogar nach Weisung
des Auftraggebers - Wirtschaft, Ausland, Wehrmacht usw. - durchgeftihrt
werden, kann von der Freiheit der Forschung im Sinne des Art. 5 Abs. 3
GG nicht mehr die Rede sein" (Pfuhl 1958: 195).

4.2 Der Weg zum Verwaltungsabkommen von 1964

Im letztlich entscheidenden forschungspolitischen Konflikt "m die Art und
Weise einer Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der MPG gng
es aber nicht primär um die Projektfördep'ng des Bundes. Entscheidend
wurden viebnehr die Auseinandersetzungen arischen Bund und Ltindern
über das "Verwaltungsabko-men über den Ausbau der IngenieurschulEn
und die Förderung wissenschaftlicher Einrichtungen" aus dem Jahr 1957,
Dieses ysrwaftrrngsabkom-en sah neben dem Souderhaushalt und der
Projektfördesrng eine dritte Form der Beteiligung des Bundes an der
Finanzierung der MPG vor, mit der der Bund sich verpflichtete, die Hälfte
der von der Ländergemeinschaft aufgebrachten Mittel ftir die Forschungsför-
derung zu übernehmen. Dies allerdings nicht in Form einer S0prozentigen

28 Bei der hier zitierten Schrift handelt es sich um eine juristische Dissertation, die vom
l*iter der Finanzabteilung der MPG, Kurt Pfuhl, während seiner Amtszeit angefertigt
wurde. Die Schrift hat also nicht den Charakter einer offiziellen Stellungnahme der
Generatvemaltung zur Finanzierungspraxis des Bundes und der L;linder. Sie gibt alledings
einen guten Einblick in die Problemsicht und in die ArgumentationssFategien der General-
venraltung am Ende der fünfziger Jahre, Die Dissertation von Kurt Pfuhl ist ein Versuch,
die Clobalförderung der MPG rrerfassungs- und haushaltsrechtlich zu legitimieren, und
dabei streng aus der Binnenperspektive der Gesellschaft formuliert. In diesem Zusammen-
hang dürfte der Finanzchef wie kaum ein anderer Akteur innerhalb der MPG tlber Wissen
und Informationen zu den Möglichkeiten und Grenzen der Finanzpolitik der Gesellschaft
vcrfügt haben,
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Beteiligung des Bundes an der Förderung der Forschungseinrichtungen,
sondern im Sinne eines "vertikalen Finanzausgleiches" zwischen Bund und
Ländern. Konkret hiep dies, dap der Bund nicht an den Haushaltsverhandlun-
gen mit der MPG beteiligt wurde, sondern lediglich den einzelnen Ländern
die Hälfte der Kosten für die Forschungsförderung erstattete.

Die Gribrde, die zu dieser Form der Bundesbeteihgutrg ao der Förderung
der MPG geftihrt hatten, waren weniger forschungs- als bildungspolitischer
Natur. Die Länder standen in der aveiten Hälfte der ftinfziger Jahre vor
gropen bildungspolitischen Investitionen und suchten für diese Investitionen
finnnzielle Hilfen des Bundes zu mobilisieren. Zugleich wollten sie aber auch
das Risiko einer inhaltlichen "Einmischung" der Bonner Regierung in ihre
lildungspolitischen Angelegenhsilsn umgehen und einen Kompetenxtreit,
wie er sich in der Forschungspolitik enrwickelt hatte, von vorneherein
vermeidon. Den Vorstellungen der Länder zufolge sollte deshalb der finanziel-
le Spielraum in ihren Haushalten für die anstehenden bildungspolitischen
Investitionen durch ein Staatsabkommen geschaffen werden, mit dem der
Bund die Hälfte der den Ländern durch die Förderung von DFG und MPG
entstehenden Kosten übernahm. Gleichzeitig mit diesem Vorschlag unterbreite-
ten die L?inder ein weiteres Angebot an den Bund, mit dem sie ihn auffor-
derten, auf der Basis eines Venvaltungsabkommens ein gemeiruames Gremium
einzurichten, das eine bessere wechselseitige Abstimmung und Koordination
der forschungspolitischen Pläne beider Seiten ermöglichen und "Empfehlungen"
für konkrete forschungspolitischen MaBnahmen ausprechen sollte.

Der Bund griff die beiden Angebote der Länder rasch auf. Zusammen
mit dem "Verwaltungsabkommen über den Ausbau der Ingenieurschulen und
die Fördenlng wissenschaftlicher Einrichtungen" unterzeichnete die Bonner
Regierung 1957 auch das Verwaltungsabkom-en über 61" 646drrng des
Wissenschaftsrats. Für den Bund waren mit den beiden Staatsverträgen
erhebliche Verbesserungen seiner forschungspolitischen Position verbunden,
da ihm erstmals in förmlicher und vertraglich fixierter Form überhaupt eine
forschungspolitische Betätigung von seiten der Läinder zugebilligt wurde.
Insbesondere das Verwaltungsabkommen zum Wissenschaftsrat konnte ftir
den Bund als Erfolg gelten.

Um die Kompetenz und Autorität des Wissenschaftsrates aufzuwerten,
hatte der Bund in den Verhandlungen mit den Ländern darauf bestanden,
insbesondere DFG, MPG und die Westdeutsche Rektorenkonferenz (WRK)
als die führenden wissenschaftlichen Organisationen an dem neuen Planungs-
gremium zu beteiligen. Auf Initiative der Bonner Regierung wurden im
Wissenschaftsrat zwei Kommissionen eingerichtet; eine Wissenschaftliche
Kommission, die die Beschlüsse dieses Gremiums unter wissenschaftlichen
und facblichen Gesichtspunkten vorbereiten sollte, sowie eine Verwaltungskom-
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mission, deren Aufgabe darin bestand, die Entscheidungen unter verwaltrrngs-
technischen und finanziellen Gesichtspunkten vorzubereiten. während der
Wissenschaftlichon Komrnission 22 Mitghador angehörten, von denen 16
Mitglieder auf gemeinsamen Vorschlag von DFG, MPG und WRK durch
den Bundespräsidenten berufen wurden, entsandten Bund und Länder ihre
Vertretungen in die Verwaltungskommission des Wissenschaftsrates.

Obwohl der Wissenschaftsrat keine haushaltsrechtlich verbindlichen
Beschlüsse fassen konntq kam dessen Empfehlungen von 1952 an eine
entscheidene Rolle insbesondere für die Forschu"gspolitik des Bundes zu.
Die Bundesregierung traf in der Folgezeit keine forschungspolitische Ent-
scheidung von gröBerer Bedeutung, ohne sich eng an die entsprechenden
Vorschläge des wissenschaftsrates anzulehnen. Damit wurde zugleich die
forschungspolitische Bedeutung der drei gropen Forschungsorganisationen
DFG, MPG und WRK erheblich aufgewertet. Die Entscheidung der Bundes-
regierung, "alle ihre einschlägigen MaBnahmen auf Gutachten des wissen-
schaftsrates" zu stützen (Foemer L981: 83), verlieh der wissenschaftlichen
Kommission die Kompetenz, mit relativ hoher Verbindlichkeit darüber zu
entscheiden, welche 1o1ssfirrngspolitischen MaBnahmen des Bundes unter
wissenschaftlichen und fachlichen Gesichtspunkten notwendig oder überflüssig
waren. In der wissenschaftlichen Kommission aber wiederum konnte kein
BeschluB gegen die Stimmen der von DFG, MPG und WRK benannten Mit-
glreder gefapt werden.

während sich der wissenschaftsrat als eine auBerordentlich stabile
Institution in der vermittlung zwischen wissenschaftlichen und politischen
Interessen erwies (Foemer l98L: t70-L72). hatte das "verwaltungsabko--en
über den Ausbau der Ingenieurschulen und die Förderung wissenschaftlicher
Einrichtungen" keinen Bestand. Dieses staatsabkommen war nur ein Jahr
in Kraft und wurde L959 nicht mehr verlängert. Der forschungspolitische
Streit zwischen Bund und Ländern um die Förderung dor MpG brach
gegen Ende der fünfziger und zu Beginn der sechziger Jahre erneut und
intensiver als zuvor auf. Der Bund drängte uun auf eine reguläre Beteiligung
am "Königsteiner Abkommen" und wurde darin auch durch die MpG unter-
stützt.

Aus der Sicht der MPG war die Lösung einer Ausgleichszahlung des
Bundes an die Länder, wie das entsprechende Verwaltungsabko-msn von
1957 es vorsah, unbefriedigend. Sie bemängelte, daF sich die Regelungen
in der Forschungsförderrrng unicht im ginne si11ss besonderen vertikalen
Finanzausgleichs flir die Forschung entwickeln sollten" (pfuhl 1958: 183).
Die Zuschtisse des Bundes zur Forschungsförderung sollten nicht einer
Entlastung der Länder, sondern einer Erhöhung der für die Forschung zur
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VerfiigUng stehenden Mittel dienen.4 Zudem könne niemand dem Bund

ein Rächt darauf bestreiten, auf die Forschung, die er mitfinanziere, auch

EinfluB nehmen zu wollen. Und da der "Bund nach dem Grundsatz, 'wer
zablt, schafft an' es nicht bei einer völlig einfluBlosen Subvention belassen

wird, ist die Frage eines regulären Anschlusses an das 'Königsteiner Ab-
kommmen' mit dem Ablauf der derzeitigen Geltungsdauer nm LA.l959 höchst

aktuell" (Pfuhl 1958: 184).

Tatsächlich standen die Chancen für eine Aufnahme des Bundes in das

"Königsteiuer Abkommen" im Jahr 1958 nicht einmal schlecht. Es kam sogar

zu einem ersten Entwurf für ein entsprechendes Verwaltungsabkommen

zwischen den LändErn und der Bonner Regierung. Die Verhandlungen

gerieten aber wiedq ins Stocken. L959 zogen die Ministerprtisidenten ihr
engebot an den Bund zurilck und verlängerten das "Königsteiner Abkommen"

ohne dessen Beteiligung.
Der Grund, weshalb die Länder dem Bund ihre Kooporationsbereitschaft

so plötzlich wieder entzogen, lag darin, dap der Bund im JahI 1958 seiner'

seiü in die Offensive gegangen war. Er verlangte, das "Königsteiner Abkom-

men" durch sine neue Regelung mit den Ländern abzulösen. Als Alter-
native dazu schlug der Bund vor, die MPG in seine ausschliepliche Finan-

zierung zu übernehmen. Die Reaktion der Länder zeigte allerdings, dap er

seine Fordenrngen äberzogen hatte, zumal er bei soinem Angebot, die Finan-

zierung der MPG im vollen Umfang zu übernehrnen, nicht mit der Koopera-

tion dJr Gesellschaft rechnen konnte. Die MPG lehnte das Angebot ab und

sprach sich für ihren Verbleib in der Finanzierung durch die Gemeinschaft

der Länder aus.@

Im So"'mer 1960 wurden die Verhandlungen avischen Bund und Llindern
wieder aufgenom-en. Die Bundesregier""g hatte mittlerweile ihre Pläne,

das "Königsteiner Abkommen" abzulösen, aufgeben und begnügte sich nun

damit, eine "ergänzende Abmachung" vorzuschlagen (Stamm 198t 260). Auch

dieso Verhandlungen wurden erneut unterbrochen; diesmal aber durch eine

Entrnicklung auperhalb der Forschungspolitik. Im sogenannten "Fernseh'
urteil" entschied das Bundesverfassungsgericht 1961, daB die "Verwaltungs-
kompetenz" des Bundes enger an fassen sei als seine "Gesetzgebungskompe-

tend'.Zudembekräftigte das Gericht die Auffassung, dap "kulturelle Angele-

genheiten nach der Grundsatzentscheidung des Grundgesetzes in den Bereich

29 Niederschrift über die 30. Sitzung des Vervaltungsrats der Max-Planck-Gesellschaft am

26.9.L957,

30 Vgl. Ergebnis.Niederschrift über die Sondersitzung des erweiterten Vetwaltungsrats der

Max-Planck-Gescllschaft am 10.7.1958, Archiv der MPG, Berlin'
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der Länder" fallen. Damit war die Frage nach der RochtmäBigkeit eines
Bundesengagements in der Forschungsförderung wieder aufgeworfen. Die
Gegner einer Beteiligung des Bundes an der Forschungspolitik erhielten durch
die Grundsatzentscheidung Auftrieb, der noch durch die günstige Entwicklung
des Steueraufkommens der Länder an Beginn der sechziger Jahre verstärkt
wurde. Der Konflikt um die Kompetenzverteilung arischen Bund und Uindern
ging noch einmal ins Grundsätdiche. Während 6i" lQrllusminister der Länder
den Abbau der kulturpolitischen Ansätze im Bundeshaushalt forderten, lieB
die Bundesregierung einen Entwurf für ein potssfugngsförderungsgesetz erar-
beiten (Stam- L98L: 2ß3-?ß7).

Der Konflikt um ein Forschungsförderungsgesetz spaltete in den Jahren
1961 bis 1963 sowohl die Regierungsparteien wie die Oppositionspartei in
zwei Lager von forschu'g*politischen "Föderalisten" und "Z,entralisten". Die
beiden groBen Forschungsorganisationen DFG und MPG nah-en in diesem
Konflikt die Stollung von "Moderatoren" ein, die für eine Rückkehr der
Kontrahenten auf den Status quo, sprich: zu Verhandlungen über ein Verwal-
tungsabkommen, plädierteu. DFG und MPG gelang es im Verlauf des Jahres
L962, auf beiden Seiten die Bereitschaft ftir die Wiederaufnahme von Ver-
handlungen herzustellen. Eine neue Verhandhr ngskommission wurde einge-
setzt, die einen neuen Entwurf für das Verwaltungsabkommen ausarbeitete.

Ein letztes Mal wurde das Verhandlungsklima aryischen Bund und Uindern
durch die Entscheidung Konrad Adenauers verschlechtert, einer Forderung
seiner Koalitionspartner in der FDP nachzukorrmen und das BMAt im Jahr
L962 zum "Bundesministerium ftir wissenschaftliche Forschung" (BMwF)
aufzuwerten. Ein ernsthafter Widerstand der Länder gegen die Gründung
eines Bunder;s1sgfuungsministeriums bli"6 ulsldings aus. Dieser ausbleibende
Widerstand der Länder mag womöglich damit 2ss,ammsnhängen, daB die
Gründung des BMwF nicht aus forschungspolitischen, sondern aus koali-
tionsstrategischen Gründen stattfand. Zugleich war aber auch abzusehen,
dap ein Bundesforschungsminister auf die Kooperation mit den Ländern
angewiesen war.

Ebenso wie die Länder sprachon sich auch DFG und MPG gegen ein
Forschungsministerium des Bundes aus. Die beiden groBen Forschungsorgani-
sationen präferierten die Einrichtung eines Staatssekretariats ftir Forschu'g
beim Innenminister. Sie befürchteteq daB durch ein besonderes Forschungsmi-
nisterium ihre eigene Autonomie eingeschränkt würde. Insbesondere in der
MPG wurde mit dem Ausbau des BMAt zu einem eigenständigen For-
schungsministerium eine Ausweitung dor Projektförderung erwartet, die
dagegen von einem relativ kleinen Staatssekretariat beim Bundesinnenmini-
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ster schon verwaltungstechnisch gar nicht hätte bewältigt werden können.3r

Aber auch die beiden gropenForschungsorganisationen beugten sich schlieB-
lich der koalitionsstrategischen Entscheidung Adenauers.

Das forschungspolitische Steuerungspotential des BMwF war allerdings
von Beginn an äuBerst begrenzt. Das BMwF war kein forschungspolitischer
"Souverän", sondern Teil eines verflochtenen politischen Systems von Bund
und Ltindern, in dem vielmehr die institutionellen Eigeninteressen der
Steuerungsadressaten die gröBten Chancen besaBen, sich durchzusetzen.

Als erste Amtshandlung nahm Bundesminister Lerz das Forschungsförde-
rungsgesetz von der Tagesordnung und erklärte es als seine wichtigste Auf-
gabe, "zunächst ein gutes Einvernehmen mit den Ländern herzustellen"
(Stamm L9f3L: ?ß7). An 4.6.19& schlieBlich wurde das "Verrvaltungsabkommen
zur Förderung von Wissenschaft und Forschung" von den Vertretungen des
Bundes und der Länder unterzeichnet. In diesem Verwaltungsabkommen
verpflichte sich Bund und Länder, die Förderung der MPG je zur Hälfte
zu übernehmen und ihr die Förderungsmittel global zur Verftigung zu stellen.

4.3 Ordnungspolitik im Dienst der Grundlagenforschung

Das Verwaltungsabkommen von 1964 markiert den Übergang vom Kompetenz-
konflikt aryischen Bund und Ländern zur Praxis des kooperativen Föderalis-
mus in der Forschungspolitik. Während Bund und Länder in diesem verfloch-
tenen Finanzierungssystem auf politische Gestaltungsmöglichkeiten in der
Forschung verzichten müssen, sichert dieses Finanzierungssystem den Adres-
saten der Forschungspolitik eine ungewöhnlich hohe organisatorische Autono-
mie.

Die in Tabelle 11 ausgewiesenen Finanzdaten der MPG liefern nicht nur
einen Überblick über das finanzielle Wachstum der MPG von 1949 bis 1985.

Die Daten lassen auch die wachsende Autonomie der MPG in der for-
schungspolitischen Eutwicklung nach dem Zweiten Weltkrieg erkennen.

31 Dies geht aus einem Interview mit einem damaligen Spitzenvertreter der MPG hervor.
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Tabelle 11: Finanzmlttel der lnstitute der Max-Planck-Gesellschaft 1952.1985 in DM

1952 1955 1958 1961

Gesamthaushalt:

davon lnvestltions-
haushalt 1970:

in % vom
Gesamthaushalt:

davon GPS-Mittel:1

davon äy'M-Mlttel:z

Haushalt aus Mlt-
teln der Länderge-
meinschatl:

ln % vom
Gesamthaushalt:

Sonderhaushalt
Bund:

Projektför.
derung Bund:

Summe Bund:

Summe Bund ln %
vom Gesamthaushaltl

Gemelnsame Flnan-
zierung Bund/Länder:

in % vom Gesamt.
haushalt:

Sonstlge öflentllche
Zuschüsse:

in % vom Gesamt-
haushalt:

Zuschüsse von
prlvater Seite:

in % vom Gesamt-
hauehalt:

Elgene Elnnahmen:

in % vom Gesamt-
haushalt:

Summe % = Auswer-
tungsgrad:

24.345.4@

58,4

321.300

s21.300

o'8

50.0001

0,1

593.968

1,4

4,615.400

11,1

10.603.700

25,5

97,3

22.625.051 41.658.768 73.606.100 114.220.411

964.701 1.396.100 3.207.7@ 3.916.900

15.031.150

66,4

7.7@

1 18.100

125.800

0,6

70.900

0,3

2.922.200

10,3

4.395,600

19,4

97,0

33.362,700

46,3

10.108.300

7.272,W

17.381.200

23,6

2,437.000

3,3

6,532,000

8,9

9.931,200

13,5

94'6

51.388.400

45,0

14.162.850

1S.454.700

27.617.550

24,2

1.015.200

o'9

10,068.5@

8,9

18.2n,W

16,0

94,9%

] Gemeinsame Personal- und Sachmittel 1952 - 1923
' Zenüal veranschlagte Mlttel 1976 - 1985
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Forlsouung Tabelle 11

1964 1967 1970 1973

Geeamthaushalt:

davon lnvsstltions-
haushalt 1970:

in % vom
Gesamthaushall:

davon GPS-Mlttel:l
davon är'M-Mittel:z

Haushalt aus Mit-
toln der länderge-
meinschaft:

in % vom
Gesamthaushalt:

Sonderhaushalt
Bund:

ProJektlör-
derung Bund;

SummE Bund:

Summe Bund in %
vom Gegamthauehalt:

Gemeinsame Finan-
zlerung Bund/Länder:

in % vom Gesamt-
haushalt:

Sonslige ötfontliche
Zuschüsse:

in % vom Gesamt-
haushall:

Zuschüsse von
privater Selte:

in % vom Gesaml-
haushalt:

Eigene Elnnahmen:

in % vom Gesamt-
haushalt:

Summo % = Auswer-
tungsgrad:

174.896,803 319.810.132

6.242.700 65.654.7@

81,461.188

46,6

,O.627.901

14,839.850

55.467.751

31,7

34.981.000

34.981.000

10,9

244.696.000

76,5

3.885.700

1,2

16.943.700

5,3

18.108.665

5r7

99,6

4.673.700

217

11.367.100

6,5

14.741.700

8,4

95,9

335.850.900

86,870.700

25,866

15.998,600

11.507.400

11.507.400

3,4

197.277.500

58,7

3.361,300

1,0

9.904,000

2,9

26,036,100

718

99,7

494.961.400

113.897.800

23,011

31.494,900

20,829.200

20.829.200

4,2

319.867.600

64,6

4,833.800

1,0

1.786.500

0'4

33.582,800

6,9

100,0

I
2

Gemeinsame Personal- und Sachmittel 1952 - 1973
Zentral voranschlagte Mittel 1976 - 1985
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Fortseuung Tabsll€ 11

1976 1979 1982 1985

Gesamthaushalt:

davon lnvestltlone-
haushalt 1970:

in % vom
Gesamthaushaltl

davon GPS-Mlttel:r

davon Zy'M-Mlttel:z

Haushalt aus Mit-
tsln der l.änderge-
molnschaft:

in % vom
Gesamlhaushalt:

Sonderhaushalt
Bundl

Projektlör-
derung Bund:

Summe Bund:

Summe Bund in %
vom Gesamthaushall:

Gemelnsame Finan-
zlerung Bund/Länder:

ln % vom Gesamt-
haushalt:

Sonetlge öflentliche
Zuschüsse:

in % vom Gesamt-
haushall:

Zuschüsse von
prlvater Seito:

ln % vom Gesamt-
haushalt:

Eigene Einnahmen:

in % vom Gesamt-
haushalt:

Summe 96 = Auswer-
lungsgrad:

19.291.scp

13.291.500

2,4

498.868.800

91,4

11.611.200

2,1

2.167.800

0,4

19.880.100

3'6

100,0

17.091.700

17.091.700

2,6

686.8@.800

89,1

13.900.850

2,1

11.&13.200

1'8

28,613.400

414

99,9

30.509.400

s0.509.400

3,8

705.296.000

88,1

17.597.7W

' 2,2

15.237.750

1,9

30.676.104

3,8

gg,g

61.149.500

61.149.5q)

6,0

78!1.146.700

84,7

20.967.300

2'3

19.844.798

2,1

38.150.700

4,1

gg,g

546.031.s00 657.634.850 800,487.554 924.132.698

118.078.100 136.212,N 127,430.600 r67.108.700

I Gemeineame Pereonal- und Sachmlttel 1952 - 1973
' Zenlral veranschlagto Mlttel 1976 - 1985

Quellel Geprüfte Jahresendabrechnungen der MPG. Elgene Erhebung



LVt M ax- P I a n c k- G cse I I s c h a ft

Die in Tabelle 11 wiedergegebenen Daten zur finanziellen Entwicklung der MPG wurden

1988 auf der Basis der geprüften Jahresrechnungsabschlüsse der einzelnen Institutshaushalte

erhoben. Dabei wurden die Haushattsmittel der MPG, die als "Zentral Veranschlagte Mittel"
(ZVM) auf der Ebene der Generalverv,raltung abgerechnet werden und in den Rechungsprü-

fungen der Institutshaushalte nicht erscheinen, den Etats der einzclncn Einrichtungcn zugcrech-

net. Die in dcr Tabelle ausgewiescne Tritreihe ist allerdings nicht identisch mit dem Jahresab-

schlup der MPG. Die intertemporale Vergleichbarkeit der Daten liep sich am leichtesten

gewährleisten,wenn die institutionelle Förderung der eiirzelnen Einrichtungen von der Ausgaben-

ser'tg die öffentlichen und privaten Zuschüsse zur Projektförderung dagegenvondet Binnahmen-

se/e her erhoben wurden. Die unverbrauchten Restmittel aus der Projektförderung wurden

al$o nicht berücksichtigt und dementsprechend in den folgenden Erhebungsjahren nicht wieder

veranschlagt, Um die Konsistenz der Zeitreihe zu gewährleisten, sind in der Tabelle zudem

rückwirkend nur die Haushalte der rechtlich unselbständigen und hauptsächtich aus den

öffentlichen Fördermitteln der MPG finanzierten Einrichtungen ausgewiesen. Nicht in die Tabelle

aufgenommen wurden die Haushalte der Minerva GmbH als private Venertungsgesellschaft

der MPG und der Kerkhoff-Klinik, dercn Finanzierung nach dem Krankenhausgesetz geregelt

ist. Ebenfalts unberücksichtigt blieb der Haushalt des MPI für Plasmaphysik, das alrar rechtlich

unselbständig ist, für das aber das Finanzstatut der Gropfo$chungseinrichtungen gilt.

Schlicßlich fehten in der Tabelle auch die Haushalte der MPI für Eisenforschung und für
Kohlenforschung. Diese beiden Institute sind wiederum rechtlich selbständige Einrichtungen,

die sich als private Stiftungen weitgehend selbst finanzieren, Da aber sowohl das MPI für
Plasmaphysik wie die MPI für Eisenforschung und für Kohlenforschung auch Mittel aus der
institutionelten Förderung erhalten, fallen die in der Kategorie "Bund-Uinder-Finanzierungn
ausgewiesenen Finanzdaten entsprechend niedriger aus.

In den Jahren 1949 bis 1964 machten entsprechend zur Finanzierung der
MPG durch d6s "I(änigsteiner Abkommenrr die in der Zeile "Haushalt aus

Mitteln der L?indergemeinschaft" ausgewiesenen globalen Mittel mit anfäng-
lich rund 78Vo des Gesamtetats die bei weitem göpte Einnahmequelle der
MPG aus. Der Anteil der Länderfinanzierung sank aber bereits 1952 und
1955 auf ca. 66Vo brvt. 58Vo ab. Dagegen stieg von 1949 bis 1955 der An-
teil der privaten Zuschüsse und eigenen Einnahmen am Gesamthaushalt der
MPG von zustmmengenommen rrnd 22Vo auf fast 37% an. Während also

die Einnahmen der Gesellschaft aus den Mitteln des "Königsteiner Abkom-
mensrr ztrsammen mit privaten Zuschüssen und eigenen Einn6[6sa 1949 bei
rund t00Vo und 1955 bei gut 95Vo lagen, nahm die Bedeutung von privaten
und gesellschaftseigenen Finanzmitteln bis zur Mitto der fünfziger Jahro stetig
zu. Öffentliche Zuschüsse auBerhalb der Länderfinanzierung und öffentliche
Projektmittel besaBen in diesen Jahren nur eine zu vernachlässigende GröBen-
ordnung. Dies änderte sich dann rasch mit der einsetzenden Bundesfinanzie-
rung ab L956157.

Die in den Zeilen "Sonderhaushalt Bund" und "Projektförderung Bund"
wiedergegebenen Finanzdaten weisen desson wachsende Beteiligung an der
Finanzierung der Gesellschaft bereits vor dem Verwaltungsabkommen von
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L964 aus. 1958 lag der Anteil der Bundesfinanzierung am Etat der MPG
bei knapp 24Vo rrnd, stieg bis 1964 auf koapp 32Vo. Bei einem sich von der
Mitte der fünfziger bis zur Mitte der sechziger Jahre mehr als vervie.rfachen-
den Gesamtetat lösten die Bundesmittel also zunächst die antoilige Bedeutung
der privaten und gesellschaftseigenen Mittel der MPG ab, die 1964 mit rund
15Vo aul den geringsten Wert nach dem Kriege sanken und in den folgenden
Jahren stetig weiter an Bedeutung verloren. Mitte der siebziger Jahre machten
sie nur noch 4Vo vom Gesamtetat aus.

Mit der zunehmenden Förderung der MPG durch den Bund halbierte
sich fast der Anteil der Ländermittel im Verlauf der Jahre 1949 bis 1964.
Dabei lagen die Mittel aus dem Sonderhaushalt des Bundes (Verbesseru"g
der Arbeitsmöglichkeiten, Pflege der Auslandsbeziehungen und Förderung
des wissenschaftlichen Nachwuchses) immer über den Mitteln, die der Ge-
sellschaft durch die Projektförderung zuflossss {lleldings erreichte die
Projektförderu"g des Bundes im Jahr 196L mit koapp I2%o den in der Ent-
wicklung der MPG bis heute höchsten Anteil an ihrem Gesamthaushalt. Der
Anteil der Projektförderung sank nach dem Verwaltungsabkommen bis zum
Beginn der siebziger Jahre auf. 3,4Vo ab, lag dann bis zum Beginn der
achtziger Jahre bei etwa 3 bis 4Vo und stieg 1985 wieder auf. 6,6Vo an.

Die seit dem Stichjahr 1967 n der 7*ile "Gemeinsame Fina""ienrng
Bund-Länder" ausgewiesenen Finanzrnittel setzten sich gemäB dem Verwal-
tr"'gsabkommen von 1964 und den entsprechenden Verlängerungen zu je
50Vo aus Mitteln der Länder und des Bundes zttsrmmen und bilden den
Globalhaushalt der MPG. Der Anteil der gemeinsamen Finanzierung von
Bund und Llindern am Gesamthaushalt liegt seit 1967 durchweg bei 85 bis
90%. Die in der Tabelle L1 für L967 bis 1973 errechneten niedrigeren Werte
sind auf in den Zeilen "GPS-Mittel" bäv. "Investitionshaushalt" gesondert
ausgewiesene Investitionsmittel zurückzuführen. Allerdi"gs ist der Haus-
haltsposten "GPS-Mittel" im Jahr 1967 nicht identisch mit dem Investitions-
haushalt desselben Jahres, sondern enthäilt darüber hinaus auch Betriebs-
mittel. Für 1967 läpt sich deshalb nicht der genaue Anteil der gemeinsamen
Fina"zierung von Bund und Ländern am Gesamtetat der MPG ermitteln.
Schlägt man jedoch die Investitionsmittel der Jahre 1970 und t973 der
gemeinsamen Finanzieflrng zq so liegt auch deren Anteil bei 85 bzw.8%.
Die flir die Jahre nach L/13 angegebenen Anteile des Globalhaushalts am
Gesamthaushalt dilrften sogar zu niedrig ausfallen, da die in der Tabelle
11 enthaltenen Werte für die Bund-Länder-pfuanzielung systematisch leicht
nach unten abweichen (vgl. die obige Quellendiskussion).
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Entsprechend zur globalen Förderrrng der MPG durch Bund und Länder

setzte nach dem Verwaltungsabkommen von 1964 ein Prozep der Konsolidie-
lung und des Ausbaus der Grundlagenforschung innerhalb der Gesellschaft

ein. Die MPG zog sich nach 1964 nicht nur schrittweise aus der angewand-

ten Forschung zurück, indem sie die Projektförderung durch den Bund aus'

laufen lieB. In don siebzigor Jahren ging die MPG auBerdem zunshmend

dazu über, tnstitute in der angewandten Forschung zu schlieBen bzw. aus-

zugliedern oder auf Grundlagenforschung umzustellen'
Auch nach aupen rückte die MPG immer stärker vom Argument der

"nützlichen Forschung" ab. Während Otto Hahn gemeinsam mit Werner
Heisenberg in den fünfziger Jahren dieses Argument in den Mittelpunkt
ihrer Politik gegenübor dem Bund gestellt hatton, wurde für Adolf Butenandt
in den sechziger Jahren das Zitat Humboldts zur Leitidee: "Die Wissenschaft
giept oft dann ihren reichsten Segen über das Leben aus, wenn sie sich von
dEmselben gleichsam zu entfernen scheint" (Butenandt 1981: 156). Bereits
in seiner Grundsatzrede "Über den Standort der Max-Planck-Gesellschaft
im Wissenschaftsgefiige der Bundesrepubliku aus dem Jahr 196l beanspruchte

Butenandt für die MP-Institute den Status von "Humboldtschen Hilfsinstituten
für die Akademien", die die Entwicklung von Grundlagendisziplinen anr

"Universitätsreife" betreiben (Butenandt 1981: ?A), Der Präsident betonte
in dieser Grundsatzrede zugleich, daB die MPG "das gegenwärtige Promoti-
ons- und Habilitationsmonopol der Universitäten und wissenschaftlichen
Hochschulen nicht antastet" (Butenandt 1981: 29). Dieser Teil seiner Grund-
satzrede verweist auf einen potentiellen Konflikt mit der DFG und den

Hochschulen. Je stärker die MPG von der gegenüber den Hochschulen dif'
ferenzierenden Spezifikation der'Nützlichkeit" ihrer Forschung abrückte,
um so stärker trat sie in Konkurrenz zt$ Hochschulforschung. Da sie dies

allerdings unter wesentlich günstigeren Bedingungen tun konnte, als sie die
Hochschulen vorfanden, muBte die MPG Befiirchtungen vorbeugen, als eine
Art Forschungshochschule den Universitäten den f,ang ablaufen zu wollen.

Die gemeinsame Globalförderung der MPG durch Bund und L?inder

hatte schlieplich auch eine Satzungsrevision der Gesellschaft zur Folge. Mit
dieser Satzungsrevision erfüllte die MPG die seit 1949 von den Ländern
und seit 1958 auch vom Bund erhobene Forderung, Vertreter in den Senat

der Gesellschaft entsenden zu können. 1964 erhielten dio Länder das Recht,
drei Senatoren zu stellen, dem Bund wurden zwei Vertreter im Senat

zugestanden (Dölle L965).

Ab L964 wurden die Institute für Eisenforschung und Kohlenforschung
aus dem regulären Haushalt der MPG ausgegliedert. Sie erhalten bis heute

nurmehr eine Art Anerkennungsbeitrag von der MPG, der L967 nur knapp
L2Vo bzvt. 0,2Vo ihres Gesamtetats ausmachte. Im Jahr 1966 wurde die
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Hydrobiologische Anstalt der MPG geschlossen. Ebenfalls auf eine Umori-
entierung auf die Grundlagenforschung deutet die organisatorische Umwand-
lrrng der "Medizinischen Forschungsanstalt der MPG" zum "MPI für e4peri-
mentelle Medizin" in den Jahren 1964 bis 1967. Hierfür spricht auch die
Tatsache, dap sich der Anteil der internen Finanzierrrng am Gesamthaushalt
der "Forschungsanstalt" von 36Vo mit dem Übergang zu einem regulären
MP-Institut a$67% nahezu verdoppelte. Paradigmatisch ftir die Spezialisie-
rung der Gesellschaft auf die Grundlagenforschu'g stehen die Ausgliede-
rungon dor "Aerodynamischon Versuchsanstalt" und des "Instituts für Silikat-
forschung" aus der MPG. Während die Aerodyna-ische Versuchsanstalt in
die Trägerschaft einer Gropforschungseinrichtung der Deutschen For-
ssfurrngs- und Versuchsanstalt ftir Luft- und Raumfahrt (DFVLR), überging,
wurde das MPI für Silikatforschung etwa zur gleichen Z,eit von der Fraunho-
fer-Gesellschaft überno-men.

Im Jahr 1972 sah der scheidende MPG-Prtisident, Adolf Butenandt, auf
zwölf Jahre Forschungspolitik als Ordnrrngspolitik im Dienst der Grundlagen-
forschung zurück:

Die 1961 besonders herrorgehobenen Grundsätze haben in der Tat in den letzten
12Jahren die Wissenschaftspolitik derMax-Planck.Gesellschaft bestimmt, Sie enthielten
zugleich das Bekcnntnis, daB die Max-Planck-Gesellschaft eine die Universitäten und
Akademien ergänzende Wissenschaftsorganisation bleiben müsse, keine Aufgaben
übernehmen solle, dic ebensogut oder sogar besser von diesen odcr auch anderen
Trägem betreut w€rden können, und daB die Max-Planck-Gesellschaft sich keinesfalls
zu einer Trligerorganisation für beliebig verschiedenartige Institute entwickeln dürfe.
Die während der Berichtszeit erfol4e Gründung der Deutschen Forschungs. und
Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt und die Neuorganisation der Fraunhofer-
Gesellschaft, die bevorzugt der angewandten Forschung dienen soll, haben uns das
Festhalten an diesen Grundsätzen noch erleichtert ... Das mögen zugleich Beispiele
dafür sein, dap eich das vor 12 Jahren gemachte Angcbot zu einer besseren Koordina-
tion der forschungsfördernden Organisationcn und für eine enge und dauernde Koope.
ration bewtihrt hat (Butenandt 1981: 170).

Wachstumsgrenzen der Max-Planck-Gesellschaft
Das "Geleitzugprinzlp" als Folge der Globalförderung

In der Nachkriegsentwicklung der MPG lassen sich rückblickend drei Phasen
unterscheiden. In der ersten Phase g'ng es um die reine g1fuxllrrng der
Gesellschaft, deren Organisationstrukturen durch das forschungspolitische
Kollektivgutproblem der L?inder gefährdet wurde. Diese Phase war sehr kurz
und endete bereits mit der Gründung des Bundes und dem einsetzenden
Kompetenzkonflikt avischen Bund und Ländern. Die ateite Phase in der

5
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Enwicklung der MPG war geprägt von der Sicherung ihrer organisatorischen
Einheit durch die Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der Gesell-

schaft. Indem der Bund Anspruch auf seine Beteiligung an der Forschungspo-

litik der Länder erhob und schrittrveise forschungspolitische Kompetenzen

erran& zwang er sie, auf die Verfolgung landesegoistischer Interessen zu

verzichten und ihr Handeln gegenüber der Gesellschafl12u keqldinieren. Diese
aneite Phase ging mit der Beilegung des Kompetenz:konflikts durch das

Verwaltungsabkommen von L964 zu Ende. Das Verwaltungsabkommen mar'
kiert den Überga"g der bundesdeutschen Forschungspolitik zu einem vertikal
vorflochtenen Finanzierungssystem und den Übergang der MPG in eine dritte
Phase, in der sie sich zu einer autonomen Organisation der Grundlagenfor-
schung entrnickelte.

In der Mitte der siebziger Jahre allerdings schien die gemeinsame

Finanzierung der MPG durch Bund und Länder noch einmal gefährdet.

Diese Gefahr gng jedoch nicht auf einen erneuten Kompetenzkonflikt
zwischen dem Bund und der Ländergemeinschaft um die Förderung der
MPG, als viehnehr auf einen Konflikt um die Förderung der übrigen soge-

nannten "Königsteiner Institute" zurück. Diese Forschungseinrichtungenwaren
1949 zusammen mit der MPG in den "Königsteiner Staatsvertrag" aufgenom-
men worden. In dem sich anschlieBenden fol5gf,rtngspolitischen Konflikt
zwischen Bund und Ländern spielten diese Forschungseinrichtrrngen keine
nennenswerte Rolle. Anders als im Fall der MPG hatte der Bund nie den
ernsthaften Versuch unternomnen, auch an der Förderung der übrigen
"Königsteiner Institute" beteiligt zu werden. Dementsprechend waren diese
Institute durch die Ländergemeinschaft allein gefördert worden. Am Beginn
der siebziger Jahre gerieten Oi" rgänigsteiner Institute" dann aber aus

finanzpolitischen Gründen in den Mittelpunkt eines forsshungspolitischen
Konflikts zwischen Bund und Ländern, durch den auch die Finanzierung
der MPG betroffen wurde.

Aus der Sicht insbesondere der Finanzminister hatto das finanzielle
Engagement der Ltinder in der Forschungspolitik sa plinglichkeit verloren,
seitdem die Forschungspolitik im Jahr 1"969 mit Artikel 91 b GG prinzipiell
zu einer "Gemeinschaftsaufgabe" des Bundes und der Länder erklärt worden
war. Nachdem die Länder ihren Anspruch auf die nlleinige Kompetenz zur
Förderung der MPG und damit die Verteidigung der fslssfuungspolitischen
Prinzipien des "Königsteiner Staatsvertrags" aufgegeben hatten, drangen mehr
und mehr die Kostenaspekte der Forschungspolitik in den Vordergrund. Am
Ende der sechziger Jahre wurden die Ausgaben fiir die Forschungspolitik
von den Länderregierungen mehr denn je als Belastung empfunden. Bereits
1965, also nur ein Jahr nach dem "Verwaltungsabkommen zur Förderung
von Wissenschaft und Forschung", hatte dies zu einem offenen Konflikt
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anischen dem Bund und der Ländergemeinschaft über die Höhe des MPG-
Haushalts gefüürt, da die Länder nicht dazu bereit waren, die vom Bund
angestrebten Steigerungen in der Förderung der Grundlagenforschung
mitzutragen.e

Das gestiegene KostenbewuBtsein der Länder veranlapte sie schlieplich
L970 zu dem Versuch, dem Bund einen Teil der Kosten ftir die "Königsteiner
Institute" zu übertragen. Sie verzichteten im selben Jahr auf eine erneute
Verlängerung des "Königsteiner Abkommens" und boten dem Bund analog
zum Finanzierungsmodell der MPG eine fünfzigprozentige Beteiligung an
der Förderung dieser Forschungseinrichtungen an. Zugleich koppelten sie
dieses Angebot an die Verlängerung des 1968 ausgelaufenen Verwaltungsab-
kommens zur gemeinsamen Finanzierung der MPG und bestanden damit
gowissermapen auf einer forschungspolitischen "Paketlösung". Den zentralen
Bestandteil dieses "Pakets" bildete in diesem Zusammenhang die Forderrrng
der Länder nach einer "Rahmenvereinbaru"g Forschungsförderung", in der
ebenfalls nach dem Vorbild der MPG-Finanzierung eine multilaterale Förde-
4ng der "Königsteiner Institute" festgeschrieben werden sollte. Mit dem
Prinzip der multilateralen Förderung, bei dem dis nK$nigsteiner" Finanzie-
rungsregelung grundsätzlich beibehalten werden sollte, suchten die Länder
vor allem einen forschungspolitischen "Ausverkauf' an den Bund zu verhin-
dern, der von ihnen ftir den Fall bilateraler Verhandlungen befürchtet wurde.

Die Bundesregierung signalisierte ihrerseits 1970 durchaus ein Interesse
daran, sich über die MPG hinaus auch an der Förderung der übrigen
"Königsteiner Institute" zu beteiligen, lohnte aber ihren Eintritt in konkrete
Verhandlungen über diese Einrichtungen solange ab, wie die Länder auf
einem multilateralen Finanzierungsmodus bestanden. Damit war der Weg
zu einer Überführung der "Königsteiner Einrichtungen" in gemeinsam finan-
zierte Bund-Länder-Institute zunächst einmal versperrt, ohne daB die Ver-
handlungen um diese Überführung richtig in Gang gekommen waren. Wäh-
rend der Bund davon ausgrng, dap die Länder aufgrund ibrer Haushalts-
lago frühor oder später zu bilateralen Verhandlungen geänmgen sein würden,
hielt die Ländergemeinschaft n6 plinzip einer multilateralen Finanzierung
6"t nll6nigsteiner Institute" fest. Mit den sogenannten "Ranft-Thesen", einsm
Vorschlag der nach dem damaligen Vertreter einer Landesfinanzbehörde
und späteren Generalsekretär der MPG benannt wurde, grogeo die Länder
t97Zsogar noch ein Stück weiter und forderten die multilaterale Finanzierung
aller auperuniversitären Forschungseinrichtungen.

32 Diese Information geht ebenfalls auf ein Interview mit einem damaligen Spitzenwrtre-
ter der MPG zurück.
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Obwohl durch den neuen Konflikt von Bund und Ländern um die
"Königsteiner Institute" mittlerweile auch eine vertragslose Situation in der
Förderung der MPG eingetreten war und sich Bund und Länder nur infor-
mell tiber die Fortflihrung der bisherigen Praxis verständigten, kamen sich
die Kontrahenten bis L973 n den grundsätzlichen Fragen nicht entgegen.
Erst nach der Grifurdung des Bundesministeriums füt Forschung und Tech-
nologie (BMFT), das 1fl2ft3 aus dem Bundesministerium fiir Bildung und
Wissenschaft (BMBW) hervorging schien vorübergehend eine Einigung mög-
lich. Anders als das BMBW besap das BMFT ein starkes Interesse daran,
das vertragslose Verhältnis mit den Ländern alsbald zu überwinden, und
zeigte sich dazu bereit, in der Frage der multilateralen pinanzislrrng der
"Königsteiner Einrichtungen" einzulenken. Eine Rah-envereinbarung For-
schungsförderung avischen Bund und Ländern, durch die jetzt auch eine
endgüLltige formelle Regelung der gemeinstt "l 

pfulanzierung der MPG
möglich wurde, war damit in greifbare Nähe gerückt. Allerdings wurde der
EinigungsprozeB zwischen den Kultus- und Finanzministern der Länder
einerseits und dem BMFI andererseits 1973 erneut unterbrochen, als sich
die Staatskanzleien der Länder in die Verhandlungen einschalteten und
diese Verhandlungen schlieBlich ganz an sich zogen.

Das Motiv dor Ministerpräsidenten, in die Verhandlungen zwischon
den Fachadministrationen von Bund und Ländern zu intervenieren, war dabei
weniger forschungs- als bildungspolitisch geprägl Im Konflikt mit dem Bund
um die Einführung der integrierten Gesamtschule als Regelschule zu Beginn
der siebziger Jahre hatto sich 4as Binslimmigkeitsprinzip als ein ausgezeich-
netes Instrument des "Minderheitenschutzes" für die Länder erwiesen. Auf-
gund dieser Erfahrung bestand die Ministerpräsidentenkonferenz darauf,
dap das in der Bildungspolitik von Bund und Ländern praktizierte Prinzip
ysn sinsfimmigen Beschlüssen auch in der gemeinsamen Forschungspolitik
zu gelten habe. Bis zu diesem Zeitpunkt galt im Bereich der gemeinsamen
Forschungsförderung von Bund und Ländern das Prinzip der Zweidrittehnehr-
heit, an dem auch die Kultus- und Finanzminister hatten festhalten wollen,
um die Praktikabilität der känftigen Rahmenvereinbarung Forschungsfördenpg
zu gewährleisten.

Die Intervention der Ministerpräsidenten schien die Verhandlungen um
eine RahmenversinfarrrngForschungsförderung zunächst tatsächlich scheitern
zu lassen. Nicht nur der Bund bezeichnete die Forderung der Staatska"zleien
nach der Einfiihru.g dss f,insfimmigkeitsprinzips als unakzeptabel, selbst
die Kultusministerien der Länder vertraten teilweise die Auffassung dap
es durchaus vorzuziehen sei, auf eine Rahmenvereinbarung zu verzichten,
statt eine Regelung zu institutionalisiereq deren Funktionsuntüchtigfteit bereits
abzusehen war.
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Obwohl die Finanzislrng der MPG kein Gegenstand dieses neuen
Konflikts anischen Bund und Ländern war, geriet der seit 1964 praktizierte
piaaszielrrngsmodus der Gesellschaft nun in der Folge dieser Auseinanderset-
zungen in Gefahr. Mit dem drohenden Scheitern der Rahmenvereinbarung
Forschungsförderung kam es in den Jahren L974/75 erstmals in der Geschich-
te der Bundesrepublik zu einem ernsthaften Konflikt innerhalb der Länderge-
meinschaft um den horizontalen Finanzausgleich in der pslssfurrngspolitik.

Den Anfang machte dabei L974 das Land Rheinland-Pfalz, indem es der
MPG ankündigte, daB die allgemeine Haushaltsentwicklung Kürzungen im
Bereich der Allgemeinen Forschrrngsförderung notwendig mache und die
Gesellschaft sich deshalb auf einen geringeren Beitrag des Landes zur lau-
fenden pinanzislung einstellen müsse, als ursprünglich vorgesehen war.
Kurze Zeit später erklärte sich Nordrhein-Westfalen uad damif das Bundes-
land, das von Beginn an eine Art Vorreiterrolle in der gemeinsamen For-
schungspolitik der Ltinder gespielt und die höchsten Belastungen im Rahmen
des horizontalen Finanzausgleicbs getragen hatte, nicht mehr dazu bereit,
die Regelu"g des "Königsteiner Abkommens" fortzuführen. Das Land bean-
tragte am Beginn des Jahres 1975, dte "l(gnigsteiner Institute" ktinftig nicht
mehr multilateral zu finanzieren und die gemeinsame polssftungsfördertng

der Länder auf DFG und MPG zu beschränken. Dieser Antrag rief einen
scharfen Konflikt zwischen den Läindern hervor, in dem insbesondere Ham-
burg und Schleswig-Holstein betonten, dap eine Beendigung der gemeinsamen
Finanzierung der "Königsteiner Institute" auch das Ende der multilateralen
Finanzierung der beiden groBen potssfuungsorganisationen bedeuten müsse
(Bentele 1979: 185-190).

In den nun folgenden Auseinandersetzungen mobilisierten die beiden
groBen Forschungsorganisationen alle ihnen zur Verfügung stehenden Mittel,

'r- den Konsens innerhalb der Läindergemeinschaft und anischen Bund und
Ländern wieder herzustellen. Nicht zaletzt unter dem Druck der Öffentlich-
keit einigten sich die Kultus- und Finarrzminister t975 darauf, die multilaterale
Fina"zierung sowohl der "Königsteiner Institute" wie auch von DFG und
MPG für ein weiteres Jahr fortzusetzen, teilten dom Bund aber mit, dap
sie die Regelung des "Königsteiner Staatsvertrags" damit letztmalig anwenden
würden.

Das BMFT stand mit diesem Beschlup der Länder vor der Wahl, entwe-
der auch in der Frage des von den Ministerpräsidenten zur Vorbedingung
der Rahmenvereinbarung pslggfurrngsffirderung gemachten Einstimmigkeits-
prinzips einzulenken oder die forschungspolitischen Entwicklungen innerhalb
der Ländergemeinschaft abzuwarten und damit aber auch alle es selbst be-
treffenden unwägbarkeiten eines Konflikts innerhalb der Ländergemeinschaft
in Kauf zu nehrnen. Seine Entscheidung fiel schlieBlich für die Rahmenverein-
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barung Forschungsförderung aus, mit der die gemeinsame Finanzierung der
MPG durch Bund und Länder seit dem Jahr 1975 eine sichere Rechtsgrund-
lage erhielt.

Für den Vorteil dieser sicheren Rechtsgrundlage muBte die MPG aller-
dings den Preis noch engerer Wachstumsgrenzen zahlen, als dies seit dem

Verwaltungsabkommen von 1964 ohnehin der Fall war. Die Entscheidung
der MPG für das Pri"tip der Globalförderung war notwendigerweise zugleich

eine Entscheidung dafür, die Nachteile eines "Geleitzugprinzips" im verfloch-
tenen Finanzierungssystem von Bund und Ländern in Kauf zu nehmen. So,

wie in einem Geleitverband das langsamste Schiff die Geschwindigkeit des

gesamten Z:uges bestimmt, bestimmten im Prinzip schon von 1964 an die
finanzschwächsten Länder den finanziellen Beitrag der anderen Länder und
des Bundes zur Förderung der MPG, wie übrigens auch der DFG. Tabelle
LZ grbt in diesem Zusammenhang oinen Überblick über das Haushaltswachs-
tum der MP-Institute und dessen prozentuale Steigerung im Abstand von

drei Jahren und läBt deutlich erkennen, daB in den Jahren nach 1973 das

finanzielle Wachstum der MPG gegenüber ihrem Wachstum in den fünfziger
und insbesonders in den sechziger Jahren abflachte.33

Das Schlagwort vom "Geleitzugprinzip" fehlt seit den ausgehenden sechzi-
ger Jahren in kaum einer det Präsidentenreden. Bereits 1966 beklagte
Präsident Butenandt die im Verwaltungsabkommen enthaltene Tendonz, "dap
der jeweils finanzschwächste Partner den Gesamtzuschup entscheidet" (Bute-
nandt 1981:102). Bestimmte bis zum Verwaltungsabkommen von 1964 in der
Konkurrenz von Bund und Ländern um die Finanzierung der MPG im
Grundsatz der finanzstärkste Verhandlungspartner, also der Bund, das

33 Durch die Wahl eines dreijährigen Abstands zsrischen den Erhebungsjahren wird in
Tabelle 12 allerdings verdeckt, dap dieser Rückgang in den Zuwachsraten im Prinzip
schon seit 1965 einsetzte. Die Tabelle weist dagegen von 1967 bis 1973 unplausible
Sprünge im Wachstum der MPG aus. Der sprunghafte Anstieg des Haushaltwolumens
der MPG im Jahr 1967 um iübet 80Vo gegenüber L964 und der ebenso sprunghafte
Rückgang des Wachstums im Jahr 1970 auf nur SVo gegenüber 1967 sind auf einen
Sonderinvestitionshaushalt im Jahr 1967 zurückzuführen, durch den der Gesamtetat in
diesem Jahr auf fast 320 Mio. DM anstieg. Dagegen lag der Gesamtetat der MPG in
den Jahren 1965 mit 198, 1966 mit 235, 1968 mit 249 vnd 1969 mit 259 Mio. DM we-
sentlich niedriger als der Wert von L9fl, Setzt man statt dieses Spitzenhaushalts den
Mittelwert der Jahre 1966 und 1968 ein, so ergibt sich 1967 gegenüber 1964 eine Stei-
gerung von 30,lVo; 1970 steigerte sich der Etat der MPG gegenüber dem Mittelwert um
34,3Vo, Dies ist zugegebenermapen ein unschöner Kunstgriff, der aber das allgemein
abflachende Haushaltswachstum der MPG nach 1964 besser indiziert als der Bezug auf
den einmaligen SpitzenhaushaltvonT96T.Auch 1970 und 1973 enthalten die in derTabelle
12 ausgewiesenen Haushalte nochmals Sonderinvestitionsmittel, durch die das Abflachen
der Wachstumskurve gebremst wurde.
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Tabolto 12 Wachstum der Max-Planck-lnstltute ln Mlo. DM und Jähdloho
Zuwachsraten 1949-1985

Jahr Haushalte MPI Jährliche Zuwachsraten ln v.H.

62'6
84'5
76,5
55,2
53,2
82,8

5,0
47'3
10,3
20,5
21,7
15,4

1949
1952
1955
1958
1961
1964
1967
1970
1973
1976
1979
1982
1985

13,9
22,6
41,7
73,6

114,2
174,9
319,8
335,9
494,9
546,0
658,0
801,0
924'o

Quelle: Geprüfte Jahresendabreohnungen der MPG. Elgene Erhebung.

Haushaltsvolumen der Gesellschaft, so hinderte ihn eben der mit diesem
Abkommen institutionalisierte KompromiB daran, eine erneute Führung in
der Förderung der Gesellschaft zu übernehmen. Die angesichts rückläufiger
Zuwächse bereits 1967 von MPG-Präsident Butenandt vorgeschlagene flexible
Anderung des 50prozentigen Finanziertr.'qsanteils von Bund und Ländern
zugunsten Einer höheren Beteiligung des Bundes in solchen Jahren, in denen
die Länder besonderen finanziellen Belastungen ausgesetzt sind (Butenandt
1981: 109), hat sich nicht durchgesetzt. An einer solchen Verschiebung des
Finanzierungsgleichgewichts zugunsten eines stärkeren Einflusses des Bundes
konnten die Länder kein Interesse besitzen. Mit dem Übergang vom Prinzip
der Zweidrittelmehrheit arm Prinzip sinstimmiger Beschlüsse in der gemeinsa-

men Forschungspolitik von Bund und Ländern wurde vielmehr der finanzpo-
litische Geleitzug noch enger an das schwäcbste Mitglied gebunden. In den
siebziger und achtziger Jahren mupte die MPG ftir ihre globale Förderung
durch Bund und Länder ein zum Teil sogar real st"gnierendes Haushalts-
wachstum in Kauf nehmen.

Es sind da-it paradoxerweise die der Globalfördep'ng selbst zugrunde
liegenden Bodingungen, durch die die forschungspolitischc Autonomie der
MPG heute avar nicht grundsätdich, aber partiell wieder gefährdet wird.
Der "Bremseffekt" des "Geleitzugprinzips,'r hat insbesondere nach dem Regie-
rungswechsel von 1982 und der Entscheidung des BMFT, der Förderung
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der Grundlagenforschung höhere Priorität zu verlefüen und deren Anteil
an den gesamten Förderungsmitteln des Ministeriums zu steigern, zu einer
sich öffnenden Schere zwischen dem Finanryolumen der MPG und den beim
Bund zur Verfügung stehenden Mitteln für die Förderung der Grundlagenfor-
schung geführt. Im Vergleich zum Anstieg der Mittel, die das BMFT in
den Jahren 1982 bis 1986 fiir die Grundlagenforschung bereitstellte, ist sein
Haushaltsaufkommen für die institutionelle Finanzierung der MPG seit 1982
nur geringfügig gewachsen (vgl. Tabelle 13).

Tabelle 13: Ausgaben des BMFT lür die Grundlagenlorschung und für die
institutionelle Förderung der MPG 1982-1986 in Mio. DM

Jaht Ausgaben BMFT lndex lnstitutionolle
Förderung MPG

lndex

1982
1983
1984
1985
1986

1466,6
1540,8
1782,6
1988,6
2134,O

100,0
105,0
121,5
135,5
145,5

351,4
366,8
379,7
393,7
4O7,O

100,0
104,3
108,0
112,0
115,8

Ouelle: Eigene Bereohnungen nach Bundesbericht Forsohung (1988: 29, 76).

Das verflochtene Finanzislrrngssystem von Bund und Ländern verhindert
es, daB die MPG auf dem Wege einer globalen Förderung an Mitteln des
Bundes für die Grundlagenforschung partizipieren ftann, die schneller als
im Tempo des "Geleitzuges" von Bund und Ländern wachsen, Unter der
Bedingung daB die Mittel des Bundes für die Grundlagenforschung schneller
wachsen als die Länder mitzutragen bereit oder in dor Lage sind, enthält
das Prinzip der Globalförderung damit zwei alternative Möglichkeiten fiir
die Entwicklung der MPG. Eine Möglichkeit besteht darin, dap sich die
Gesellschaft für ihre forschungspolitische und organisatorische Autonomie
entscheidet und hierfür ein mäBiges Wachstum und eine zunehmende
Konkurrenz durch andere Forschungsorganisationen in Kauf nimmt, an die
die Mittel des Bundes flieBen. Möglich ist aber auch, dap die MPG ange-
sichts einer zunehmenden Konkurrenz die engen Wachstumsgrenzen der
verflochtenen Finanzienrng von Bund und Ländern durch eine erneut
anwachsende Projektforschung des Bundes auszudehnen sucht und hierfür
den Preis eines partiellen Verlusts von Autonomie zahlt.



Kapitel 5
Die Bund-Länder-lnstitute'

I Einleitung

Die Forschungseinrichtungen, die im deutschen Forschungssystem zur Grup-
pe der Bund-Länder-Institute gehören, lassen sich positiv nur unter Verweis
auf eine administrative Formalität umschreiben. Es handelt sich um diejeni-
gen - im Jahr 1987: 46 - Forschrrngseinrichtungen, die in der Anlage zur
"Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen" aufgeftihrt sind, die
wiederum der Rah-envereinbanrng Forschungsförderung ("Rnhmenverein-
banrng avischen Bund und Ländern über die gemeinsame Förderung der
Forschung nach Artikel 91b des Grundgesetzes") zugeordnet ist. Die Gesamt-
heit dieser Einrichtungen wird oft auch als "Blaue Liste" tituliert.z Als solche
gibt es die Bund.Länder-Institute erst seit 1975, als die erwäihnte Rahmen-
vereinbarung in Kraft trat. Vorläufer dieser Rahmenvereinbarung apischen
Bund und Ländern war das bereits in der Analyse der Ma:<-Planck-Gesell-
schaft (MPG) behandelto "Königsteiner Staatsabkommen" apischen den
Bundesltindern, in dem diese eine gemeinsame f'inanzisyrrng bestimmter For-
schungseinrichtungen vereinbarten. Dieses Abkommen bezog sich zum einen
auf die MPG als Trägerorganisation der staatlich finanzierten auperuniversi-
tären Forschung und die Deutsche Forschungsgemeinschaft (DFG) als Pro-
jektförderungseinrichtungvor allem für die Hochschulforschung; zum anderen

1 Neben den jeweils zitierten Quellen beruht die Darstcllung in diesem Kapitel auf Interviews
in einzelaen Bund-Llinder-Instituten, in verchiedenen Bundesministerien und in der Bund-
l,änder-Kommission für Bildungsplanung und Forschungsförderung (BLK). Im Bundesmini-
sterium für Forschung und Technologie gewährte man uns eine selektive Aktcneinsicht
bezüglich der nBlauen Liste{, allerdings kcine wörtlichcn Ztate aus diesen Akten, Übcratl
dort' wo im folgenden Tatsachenbehauptungen ohne Quellenangabe getroffen werden, liegen
die hier aufgeführten Quellen, die mit Rücksicht auf die Informanten nicht näher spezifi-
ziert werdcn können, zugrunde.

2 Das erklärt sich daraus, daB dcr sie auflistendc Anhang bei den ursprünglichen Beratungen
über die Ausführunpvereinbarung auf blauem Papier niedergeschrieben worden war.
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erfapte das "Königsteiner Staatsabkommen" aber auch eine Reihe einzelner
Forschungseinrichtungen, die jeweils von einem bestimmten Bundesland ge-

tragen wurden, deren Forschungsthemen jedoch nicht nur eine auf dieses

beschränkte regionale Bedeutung hatten. Diese sogenannten "Königsteiner
Institute" im engeren Sinne - also ohne MPG und DFG - waren die Vorläu-
fer der heutigen "Blauen Liste". Im oinzelnen umfapte die "Blaue Liste" 1987

die folgenden Forschungseinrichtungen:

ÜOenictrt 4: Einrichtungen der "Blauen Llste"

OrtName zuständiges
BundEsmini-
sterium

Planstellen
1984

Ausgaben
1985
ln Tsd. DM

ARL: Akademie für
Haumforschung und
Landesplanung

BNI: Bernhard-Nocht-
lnstltut für Schitfs- und
Tropenkrankheiten

DBI: Deutsches Blbllo-
theksinstitut

DBM: Deuteches Berg-
bau-Museum

DFA Deutsche For-
schungsanstalt lür Le-
bensmlttelchemle

DFh Diabetes-For-
schungsinstitut an der
Universität Düsseldorl

DIFF: Deutsches lnstitut
für FErnstudien an der
Universität Tübingen

DIPF: Deutsches lnstitut
tür lnternationale Päda-
goglsche Forschung

DIW: Deutsches lnstitut
lür Wrtschaftsfor-
schung

DM: Deutsches Muse-
um

Hannover BMBau

Hamburg BMJFFG

Berlin BMBW

Bochum BMI

Garching BML

Düsseldorf BMJFFG

Tübingen BMBW

Frankfurt BMBW

Berlln BMW

22

231

74

77

97

191

't02

74

123

385

2.772

8.403

7.550

4.764

3.0s8

11.',t47

9.663

6.285

1 1.962

München BMI 5.897
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Name Ort zuständlges
Bundesmini-
sterlum

Planetellen
1984

Ausgaben
1985
ln Tsd. DM

DltZ Deutsohes Ptima-
tenzentrum

DSM: Deutsohes Schiff-
fahrtsmuseum

DÜt Deutsches Über-
seeinstitut

Göttingen

Bremerhaven

Hamburg

Borstel

Frankfurt

Berlln

Karlsruhe

Speyer

Frankfurt

Nürnberg

Berlln

Hamburg BMJFFG

Hamburg BMW

7.245

19.840

11.752

6.032

25.430

2.555

218 22,645

142 6.412

175 17.959

7.O72

194

AA

BMFT

BMI

BMJFFG

BMFT

BMFT

BMFT

BMFT

BMFT

71

50

88

167

124

53

233

7.003

2.189

14.439

FIB: Forsohungsinstitut
Borgtel für experimen-
telle Blologle und Me-
dizin

Fl$ Forsohungslnstltut
Senckenberg

FIZ 3: Fachlnlormatl.
onszentrum I (Chemle)

FIZ 4: Faohlnformatl-
onszentrum 4 (Energle,
Physlk, Mathematlk)

FÖV: Forsohunqsinstitut
filr öffentliche Verwal-
tung bei der Hochschu-
le für Venrvaltungswls-
senschaften Speyer

GID: Gesellsohaft für
lnformation und Doku-
mentatlon

GNM: Germanlsches
Natlonalmuseum

HHI Heinrlch.HsrtzJn-
stitut für Nachrlohten-
teohnlk

HPI Helnrlch-Pette-ln-
etitut lür exoerlmentelle
Vlrologle urid lmmuno-
logie an der Unlversltät
Hamburg

l-lWWA. H\41\4rA.lnslltut
lür Wirtschaftsfor-
schung

ld$: lnstitut für Deut-
sche Sprache

BMI 15

BMI

08

Mannheim BMFT 74 6.838
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Name Ort zuständlges
Bundesmini-

Planstellen
1984

Ausgaben
1985
ln Tsd. DMsterium

llA lnstitut lür Arbelts-
physiologle an det
Universltät Dortmund

ItE lnstitut für Erdölfor-
schung

lflG Forschungsinstitut
lür Klnderernährung

tlM: lnstitut lür Meeres-
kunde an dEr Universi-
tät Klol

lb: Itolnstitut lür Wirt-
schaftslorschung e.V.

m/t: lnstitut für Welt-
wlrtschafl an der Unl-
versltät Kiel

lfZ lnstitut für Zeitgo-
schichte

IPN: lnstltut lür dle Pä-
dagogik der Natunruis-
senschaften an der
Universität Kiel

ISAS: lnstitut lür Spek-
trochemle und ange-
wandte Spektroskopie

MIF: lnstitut lür den
Wissenschaftllchen Fllm

JGHF: Johann-Gott-
f ried-Herder-For-
schungsrat

KIS: Kiepenheuer-lnstl-
tut lür Sonnenphysik

MIUH: Medizinisohes
lnstitut für Umwelt-
hyglene an der Univer-
sität Düsseldorf

NU& Niedersächsi-
sches Landesamt für
Bodenforschung, Abtel-
lung 1: Geowissen-
schaftliche Gemeln-
schaftsaufgaben

Dortmund BMA 12',1

47

43

127

120

107

42

74

97

102

52

34

206

80

9.577

5.445

2.983

22.U2

8.944

7.121

s.622

6.860

8.306

8.730

4.044

3,109

15.783

7.616

Clausthal-
Zellerfeld

Dortmund

Göttingen

Marburg

Frelburg

Düsseldorf

BMFT

BMFT

BMBW

BMFT

BMW

Dortmund BMJFFG

Klel BMFT

München BMW

Kiel BMW

München BMFT

Klel BMBW

BMI

Hannover BMW
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Name Ort zuEtändlges
Bundesmlnl-

Planstgllon
1984

Ausgaben
1985
ln Ted. DMsterium

PAS: Pädagogisohe Ar-
beitsstelle des Deut
schen Volkshochschul-
verbandes

RGZM: Römisch-Ger-
manlsches Zentralmu-
seu m-Forschu ngslnstl-
tute für Vor- und Früh.
geschichte

RV\ll: Rhelnisch-Westfä-
lisches lnstitut für Wirt-
schaftsforschung

TIB: Technische lnfor-
mationsbibliothek an
der Technischen Unl-
versltät Hannover

lllZB: Wssenschaftg-
zentrum BErlin für So-
zlalforachung

ZBMI Zenlr albl bl loth ek
lür Medizin

ZBVV: Zentralblbliothek
der \Mrtschattswlsgen-
schaften

ZFMK Zoologlsches
Forschungslnstltut und
Museum Alexander
Könlg

Franklurt BMBW

Mainz BMI

Essen BMW

Hannover BMFT

Berlln BMFT

KöIn BMJFFG

Klel BMW

Bonn BMI

27

69

62

137

142

al

116

50

2.453

3.420

4.132

10,413

20.809

4.627

10.171

1.706

Abkürzungen der Mlnisterien:

AA: Auswärtlges Amt
BMA: Bundesmlnlsterlum
BMBau: Bundesmlnlsterlum
BMBW Bundesminleterium
BMFT: Bundesminleterlum
BMI: BundEsmlnlsterlum
BMJFFG: Bundesminlsterium
BML: Bund$mlnlsterlum
BMW: Bundesmlnisterium

ftir Arbelt und Sozialordnung
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau
für Bildung und Wsssnsahaft
für Forschung und Teohnologie
des lnneren
lür Jugend, Famllle, Frauen und Gesundhelt
für Ernährung, Landwlrtschaft und Forsten
für Wrtschaft

Quellen: Bundesberlcht Forschung (1988: 309-31 1) sowle unveröffEntllchte Daten, dle
uns dle BLK zur Verlügung gestellt hat.
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Ebenso wie in der MpG und unter den Ressortlolsgfuungseinrichtungen

des Bundes gibt es auch in dieser Gruppe einen nicht unerheblichen Anteil
von Einrichtungen, die bereits vor 1945 gegründet worden sind: insgesamt

t7 der 46 im Jahr 1987 bestehenden Bund-L?inder-Institute.s Am ältesten
ist das 1817 gegründete FIS. Im Jahr 1949, also beim Inkrafttreten dos

"Königsteiner Staatsabkommens", gab es 2J "Königstsiner Institute"; diese
Anzahl erhöhte sich bis 1960 auf 31, um denn Si5 zur Rahmenvereinbarung
Forschungsförderu'g im Jahr 1975 fast zu stagnieren (siehe Kapitel 2: Tabelle
4). Die "Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen" der Rahmenver-

einbarung führte da'.o. 4 Bund-Länder-Institute auf, also nahezu die heutige

7-ahl. Gemessen an der Anzahl der Einrichtungen hatte diese Gruppe also

im wesentlichen zwei Wacbstumsphasen: eine zeitlich ausgedehntere während
der fünfziger Jahre und eine zum Zeitpunkt der Überführung in die "Blaue
Liste".

Die fina"ziellen Ressourcen dieser Gruppe von Forschungseinrichtungen
stiegen avischen 1965 und L985 von zl4 Mio. DM auf ,108 Mio. DM, wobei
die gröBten Steigerungen in den siebziger Jahren zu verzeichnen waren; die
personellen Ressourcen entwickelten sich eher kontinuierlich von 2458

Planstellen in Jahr 1963 auf 5155 im Jahr 1985 (siehe Kapitel 2: Tabellen
6, 7). Während das finanzielle Wachstum im Vergleich zum Gesamtsektor
der staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschung überdurchschnittlich
war, blieb das personelle Wachstum durchschnittlich. Die Bund-Länder-
Institute sind darnit im Vergleich zu den GroBforschungseinrichtungen, den
Bundesforschungseinrichtungen und der MPG eine eher kleine Gruppe von
Forschungiseinrichtungen geblieben; nur die Fraunhofer-Gosellschaft (FhG)
ist noch kleiner.

Wie schon aus der Auflistrng der derzeit existierenden Bund-Länder-
Institute hervorgeht, gehören dieser Gruppe auch eine Reihe von Dienstlei-
stungseinrichtungen der Forschung an, die nur in beschrtinktem MaBe
selbst Forschungbetreiben: u.a. Fachinformationszentren, Spezialbibliotheken
und wissenschaftliche Museen. Solche Dienstleistu.gsfunktionen finden sich,

sieht man von den anders gearteten Dienstleistungsfunktionen der Bundesfor-
schungseinrichtungen ab, in den anderen Gruppen von Einrichtungen der
staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung nur ausnahmsweise.

Von 46 im Jahr 1987 existierenden Bund-Länder-Instituten waren demgegen-
über immerhin 15 solche Dienstleistungseinrichtungen. Ebenso auffäillig ist
der vergleichsweise hohe Anteil - ebenfalls 16 Institute - geistes- und sozial-
wissenschaftlicher Forschungseinrichtungen in der "Blauen Liste". Während

3 Siche die Daten in BLK (19&l: 41).
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MPG, FhG, Gropforschungseinrichtungen und Bundesforschungseiffichtun-
gen jeweils ein gropes Übergewicht naturwissenschaftlich+echnischer For-
schungskapazitäten habeq trifift dies auf die "Blaue Liste" nicht zu. Sie ist
in gewissem Sinne ein I'Sammelbecken", in dem im Laufe der Zeit viele
staatlich finanzierte auBeruniversitäre geistes- und sozialwissenschaftliche
Forschungsoinrichtungen sowie Dienstleistungseinrichtungen der Forschung
aufgenommen worden sind. Die folgende Abbildung macht diese Zusamnen-
setzung der "Blauen Liste" deutlich:

Abbildung 5: De wissenschaftllchen Aufgabenstellungen der Elnrichtungen der
"Blau€n List€"

0ienstleistungs-
üinrichtungen

Geistes- und Soziol-
wissenschqlt6n

Notur-, Technik- und
Medizinwissensc hof ten

Angesichts der Tatsache, dap MPG, FhG und Gropforschungvon natur-,
medizin- und ingenieurwissenschaftlichen Forschergemeinschaften deminiell
wurden und werden, darf man die "Blaue Liste", ebenso wie die frühere
Gruppe der "Königsteiner Institute", wohl auch als eine Art ökologischer
Nische auffassen, in der vorzugsweise solche Einrichtungen, die in den an-
deren Gruppen gegenüber der übermächtigen Konkurrenz der vorherrschenden
natur-, 6sdizin- und ingenieurwissenschaftlichen scientific communities ge-
ringere Chancen hatten, zu finden sind. Dies gilt nach allgemeiner Einschät-
zung selbst ftir eine Reihe der natur-, medizin- und ingenieurwissenschaftli-
chen Forschung*einrichtungen der "Blauen Liste". Deren wissenschaftliche

ARL, DBI, DBM, DM, DSM,

FIZ 3, FIZ 4, GID, GNM, MF,
RGZM, TIB, ZBM, ZBW, ZFMK

DIFF. DIPF, DIIV, DOI,

FCM, HwwA, rds, rFo,
IFW, IFZ, IPN, JGHF,
PAS, RWr, WZ8

BNI, DFA, DFI, DPZ,
FIB, FIS, HHI, HPI,
IFA, IFE, FK, IFM.
ISAS, KIS, MIUH, NFLB
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Leistungsftihigkeit wurde und wird - vor allem im Vergleich zur MPG - als

geringer eingeschätzt.
Diese kurze Beschreibungzeigt bereits, daB es sich bei der hier behandel-

ten Gruppe von Forschungseinrichtungen primtir nicht um die institutionelle
Ausdifferenzierung eines bestimmten Typus von Forschung handelt. Während
alle anderen Gruppen von staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschungs-

einrichtrrngen - wie bei der MPG bereits gezeigt wurde und bei der FhG,
den Bundesforschungseinrichtungen und den Gropforschungseinrichtungen
noch gezeigt werden wird - insgesamt einen jeweils hinsichtlich Art und
Adressaten abgrenzbaren Forschungstlpus repräsentieren, weisendie Einrich-
tungcn der "Blauen Liste" in dieser Hinsicht, wie alle Beobachter einhellig
hervorhoben, eine groBe Heterogonität auf. Grundlagentheoretisch orientierte
stehen neben anwendungsorientierten Instituten; hinzu kommen Institutionen,
die überwiegend Dienstleistungen für die Forschung erbringen. Institute, die
sich primär an der jeweiligen akademischen Fachgemeinschaft orientieren,
sind ebenso vertreten wie Institute, deren Forschungen auf bestimmte
staatliche oder wirtschaftliche Adressaten ausgerichtet sind.

Angesichts dieser Heterogenität verwundert es nicht, dap wedor die
"Königsteiner Institute" noch, bis jetzt, die "Blaue Liste" als gesamte Gruppe
einen verbandsförmigen Zusammenschlup hervorgebracht haben. Viele der
Einrichtungen sind völlig unabhängig voneinander entstanden und auch nie
in engere Arbeitskontakte mit anderen Einrichtungen der Gruppe geraten.
Allerdings gibt es einige Zusammenschlüsse auf Subgruppenebene. So bilden
die sechs Wirtschaftsforschungsinstitute der'Blauen Liste" eine Arbeitsgemein-
schaft. Auch die zur "Blauen Liste" gehörenden Fachbibliotheken und wis-
senschaftlichen Museen gehören entsprechenden Verbänden an, die jedoch
jewefü unabhängig von der "Blauen Liste" entstanden sind und in der
Mehrzahl nicht dazugehörige Bibliotheken bav. Museen als Mitglieder
haben. Diese aufgrund ähnlicher Aufgabenstellungen gebildeten Verbände
dokumentieren im übrigen nur nqsfu sinmal, dap kein allen Bund-Länder-
Instituten gemeinsamer Forschungstypus existiert. Ebensowenig gab es bislang
viele oder alle Einrichtungen gemeinsam betreffende administrative oder
politische Probleme, die so stark gewesen wären, dap von ihnen ein Druck
in Richtung auf eine Verbandsbildrrng ausgegangen wäre.

Im Unterschiod zur MPG - wie auch zur noch zu behandolnden FhG
und den GroBforschungseinrichtungen - weist die "Blaue Liste" also weder
einen spezifischen Forschrrngs$4rus noch einen verbandsförmigen Zusammen-
schluB auf; selbst die Bundesforschungseinrichtungen, die ebenfalls über
keinen verbandsförmigen ZusnmmenschluB verfügen, sind doch durch einen
einheitlichen Forschungstlpus charakterisiert. Die "Blaue Liste" ist demgegen-
über oin roines forschungspolitisches Aggregat; noch genauer: eine Zusam-
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menfassung von hochgradig heterogenen und untereinander weitgehend
unverbundenen Forschungseinrichtungen aufgrund der Gemeinsarnkeit ihrer
institutionellen Finanzierung.

Vor diesem Hintergrund muB man die Entwicklung dieser Gruppe von
Forschungseiü'ichtungen aus den forschungspolitischen Domäinenkonflikten
zwischen Bund und Ländern verstehen, wie sie, auf die Situation der MPG
bezogen, bereits im letzten Kapitel dargestellt worden sind. Gegenüber der
Akteurkonstellation, die die Entwicklrrng der MPG geprägt hat, unterscheidet
sich die Konstellation bezüglich der hier betrachteten Forschungsoinrichnrngen
nllsldings gravierend. Die MPG war selbst aktiv an den sie betreffenden
forschungspolitischen AuseinanderseEungen beteiligt. Die früheren "Königstei-
ner" und jetzrgen Bund-Länder-Institute waren demgegenüber, weil sie eben
keinen ähnlich einfluBstarken Interessenverband bildeten, als Gruppe - nicht
unbedingt auch als einzelne Forschu'gqeinrichtungen - immer nur passive
Opfer dor sie betreffenden Entwicklungen. Begreift man die Gruppe der
heutigen Bund-Länder-Institute in diesem Sinne als forschungspolitisches
Aggregat und daher dessen Entrnicklung als Resultat forschungspolitischer
Domtinenkonflikte, dann lassen sich znvei Entwicklungsphasen unterscheiden:
die 7*it vor verabschiedrr'g der Rahmenvereinbaru"g Forschungsförderung
im Jahr 1975 und dre 7*it danach. Denn die Rahmenvereinbarung durch
die die von der Gemeinschaft aller Bundesltinder getragenen "ftlnigsteiner
Institute" in die von Bund und Ländern geneinsam getragene "Blaue Liste"
überftihrt wurden, brachte ene ganz andere Konstellation der forschungspoliti-
schen Akteure hervor. Im folgenden wird zunächst - die Darstellung der
forschungspolitischen Auseinandersetzungen avischen Bund und Ländern
bis zur Verabschiedung der Rahmenvereinbarung von Kapitel4 zugrundele-
gend - die Entstehung der "Blauen Liste" betrachtet. Sodann wird gezeigt,
dap die "Blaue Liste" für die forschungspolitischen Akteure eine "Politikver-
l1"65hrngsfalle" (Scharpf 1985) ist. Als Gruppe ist die "Blaue Liste" - so das
hier vorweg zusammengefaBte Ergebnis der Analyse - nur äuBerst schwierig
lotsshrrngspolitisch steuerbar.

Die Schaffung der Rahmenvereinbarung Forschungsllirderung und
die Etablierung der oBlauen Lisüen

Das 1949 abgeschlossene "Königsteiner Staatsabkommen" der Länder regelte
ursprünglich die gemeinsame Finanzierung dor MPG, der DFG und der
übrigen "Königsteiner Institute". Nach mehrfachen Verlängerrrngen des
Staatsabkommens trat 196d wie im letzten Kapitel dargostellt, eine folgenrei-

2
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che Vertinderung ein. Für die zukünftige institutionelle Förderung der DFG
und der MPG wurde L964 enVerwaltungsabkommen aryischen den Ländern
und dem Bund geschlossen - rechtstechnisch als Zusatzabkommen zum

"Königsteiner Staatsabkommen". Fär die übrigen "Königsteiner Institute" galten

weiterhin die Regelungen des Staatsabkommens. Selbst als es 1970 nicht
mehr verlängert wurde, wurde es stillschweigend bis 1,975 weiter angewandt.
Allerdings war seit 1969 allen Beteiligten klar, daB eine Neuregelung der
Trägerschaft 6i"se1 'tl()nigsteiner Institute" erfolgen müsse. Denn 1969 war
die Forschungsförderung als "Gemeinschaftsaufgabe" von Bund und Ländern
grundgesetzlich festgelegt worden. Nachdem die MPG und die DFG schon

vorher in diesem Sinne von Bund und Ländern gemeinsam getragen wurden,
wurde dies nun auch auf die übrigen "l($nigsteiner Institute" bezogen. Dies
war verfassungsrechtlich nicht zwingend, weil der einschlägige Artikel 91b

des Grundgesetzes ausdrücklich keine MuB-, sondern eine Ka""-Regelung
trifft: "Bund und Länder können ... bei der Förderung vori Einrichtungen
und Vorhaben der wissenschaftlichen Forschung von überregionaler Bedeutung
zusammenwirken." Auf beiden Seiten gab es jedoch gewichtige Interessen

daran, auch in die Trägerschaft der übrigen "Königsteiner Instituterrzukünftig
den Bund einzubeziehen.

Auf seiten der Länder gab es zunächst den Gesichtspunkt der finanziellen
Entlastung (vgl. Bentele L979: 2291230). Auch bei dieser Gruppe von For-
sslungseinrichtungen war der finan"ielle Ressourcenaufwand während der
sechziger Jahre erheblich gewachsen - von 44 Mio. DM im Jahr 1963 auf
etwa 75 Mio. DM in Jahr 1970 (siehe Kapitel2: Tabelle 6). Das war zwar

nur etwa die Hälfte des damaligen Finanzbedarfs der MPG. Doch von einer
Neuregelung erhofften sich die Finenzminister der Länder noch weitere,

bis dahin vom jeweiligen Sitzland allein finanzierte, Einrichtungen einbringen
zu können - was dann, wie noch gezeigt werden wird, auch tatsächlich in
groBemMape geschah. Wichtig hierfür war die Akzentverschiebu"g im Hand-
lungskalkirl der Länder: Nachdem der Bund durch die Etablierung von For-
schungsförderung als "Gemeinschaftsaufgabe" ohnehin formell in die bisheri-
gen Länderkompetenzen inkludiert war, wurde dessen Einbeziehung in die
institutionelle Finanzierung der "Königsteiner Institute" von den L?indern
nunmehr stärker unter dem finanziellen als unter dem forschungspolitischen
Aspekt gesehen.

Das Bundesministerium für wissenschaftliche Forschung (BMwF) hatte

in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre neben der MPG und der DFG
auch einer Reihe der übrigen "l(gnigsteiner Institute" erhebliche Projekt-
und "Sondermittel" zukommen lassen. Am Beispiel des IfM ftann 66a siefi
verdeutlichen, was dies für den Bund bzw. die betreffenden Llinder und
die Ltindergesamtheit bedeutete:
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- 1968 schuf das BMwF einen Förderschwerpunkt Meeresforschung und
war bostrebt, auf entsprechende Forschungsoinrichtungon verstärkt steu-
ernd einwirken zu können, um die im Förderprog4mm formulierten Ziele
zu verfolgen. Zwar bot die Projektfinanzierung des IfM durchaus bereits
gewisse Steuerungschancen; die Mitträgerschaft der Einrichtung durch
das BMwF erhöhte jedoch diese Steuerungschancen.

' Das IfM war während der sechziger Jahre sehr stark gewachsen: von
17 Mitarbeitern im Jahr 1959 auf. LUl im Jahr 1968 (vgl. IfM 1983: 7/8).
Die erreichte Gröpenordnung der Forschungseinrichtung war jedoch nicht
längerfristig abgesichert, weil viele Stellen über Projektmittel, insbesonders
der DFG, finanziert wurden. Eine Beteiligung des BMwF an der institutio-
nellen Finanzierung des IfM bot sich dem Kultusministerium des Landes
als Möglichkeit an, die besteheude GröBe und sogar weiteres Wachstum
der Einrichtung zu sichern. L968 wurde daher ein Verwaltungsabkommen
arischen dem Bund und Schleswig-Holstein geschlossen, wonach beide
Seiten die institutionelle Finanzislrhg des IfM je zur Hälfte trugen.

- Eine Verbreitung solcher bilateralen Regelungen war jedoch nicht im
Interesse der Länder, bestand doch dabei - wie im letztenKapitel geznigt
wurde - die grope Gefahr, dap die Ltinder je einzeln vom übermächtigen
Bund dominiert und gegeneinander ausgespielt werden würden. Für die
Länder war es also einerseits vorteilhaft, zur eigenen finanziellen Entla-
stung den Bund in die Finanzierung der "Königsteiner Tnstitute" einanbezie-
hen; dies sollte jedoch andererseits nicht in Form fragmentierter bila-
teraler Beziehungen vor sich gehen, sondern auf eine Weise, bei der
die Länder als Kolloktiv ein Gogongewicht zum Bund bilden konnten.

Ftir die Länder bot sich angesichts solchor Erfahrungen, wie sie etwa
an IfM gemacht werden konnten, eine gemeinsame Trägerschaft an, die -
wie bei der bereits seit 1964 bestehenden Trägerschaft der MPG - arischen
dem Bund auf der einen und den einzelnen Länder auf der anderen Seite
die Uindergemeinschaft als intermediäre Akteurkategorie einfügte. Das BMFT
hätte zwar eine Pluralität unverbundener bilateraler Trägerschaften der
I'Känigsteiner Institute" bevorzugt, mupte sich da"" jedoch auf die Position
der Länder als die ftir sich aveitbeste Lösung einlassen. Immerhin wurde
das BMFI damit zum Mitträger von Forschungseinrichtungen, an deren
ExistEnz und steuernder Beeinflussu'rg os zumindest bei einer signifikanten
fsilrnsngE interessiert war.

Mit der grundgesetdichen Festlegung der Forschungsförderung als "Ge-
meinschaftsaufgabe" bestand somit unter allen Beteiligten Übereinstinmung
darüber, daB eine dies spezifizierende Rahmenvereinbarung Forschrrngsför-
derung sich in Ablösung dgs "I(änigsfeiner Staatsabkom-ens" nicht nur auf
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die DFG und die MPG, sondern auch auf die übrigen "Königsteiner Insti-
tute" erstrecken würde. Die Etablierrrng der "Blauen Liste" bereitete den

forschungspolitischen Akteuren dann weit mehr Probleme als die Realisiorung
ihres eigentlichen Ziels. Während die Ausführungsvereinbarungen zur gemein'

samen Finanzierung von DFG und MPG jeweils ohne Probleme formuliert
und verabschiedet werden konnten, war die Etablierung der "Blauen Liste"
hochgradig konfliktgeladen (vgl. Bentele L979: 2271?'?ß). Die Konflikte
entstanden dabei daraus, daB die forschungspolitischen Akteure sich avar
einerseits generell darin einig waren, Forschungseinrichtungen vom Typus

der über das "Königsteiner Staatsabkommen" finanzierten in die Rahmenver-

einbarung Forschungsförderung wieder aufzunehmen. Andererseits war man
jedoch im Hinblick auf die spezifischen Forschungseinrichtungen, die fortan
über die Rah-envereinbarung Forschungsförderung gemeinsam finanziert
werden sollten, nicht von vornherein festgelegt. Man wollte nicht einfach
nlls "Kgnigsteiner Institute" in die Rahmenvereinbarung übernehmen, son-

dern einige exkludieren und dafiir andere, die bis dahin nicht gemeinsam

finanziert worden waren, inkludieren. Dieser Einigungsprozep übor die Zt-
sammensetzung der "Blauen Liste" gestaltete sich so konlliktreich, dap
dadurch die Verabschiedung der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
als Gesamtheit über zwoi Jahre hinausgezögert wurde.

Bei den Beratungen über die Zusammensetzung der "Blauen Liste" waren
ursprünglich über 300 Forschungseinrichtungen von den verschiedensten Seiten

ins Gespräch gebracht worden. Zwei Ausschlupkriterien waren schnell
konsensfähig. Zum einen legte man eine sogenannte "Bagatellgrenze" fest:
Nur Einrichtungen, deren regelmäpiger jährlicher Finanzbedarf höher als

L,5 Mio. DM lag, sollten berücksichtigt werden.a Dem fielen sehr viele der
zunächst vorgeschlagenen Einrichtungen zum Opfer - darunter auch einige
bisherige I'l(gnigsteiner Institute". Zum anderen sollten keine Ressortfor-
schungseinrichtungen in die "Blaue Liste" eingebracht werden. Ursprünglich
waren beispielsweise einige landwirtschaftliche Ressordorschungseinrichtungen

von Ländern wie auch des Bundes ins Gespräch gebracht worden, die so

ebenfalls aus den weiteren Beratungen ausgeschlossen wurden.
Man einigte sich schlieplich auf eine Gruppe vonM Einrichtungen. Davon

waren:

- 22 ehemalige "Königsteiner Institute",
- sechs Institute, die in Anlehnung ü das "Königsteiner Staatsabkommen"

finanziert worden waren, ohne in dieses einbezogen gewesen zu sein,

4 Mittlerweile ist diese Grenze auf 1,8 Mio. DM heraufgesetzt worden,



Kapitel 5 t47

- 15 bis dahin nur von ihrem Sitdand institutionell getragone Institute
sowie

- eine Einrichtung, die bis dahin ausschlieplich vom Bund finanziert
worden war.

Etwa apei Drittel der ehemaligen "Königsteiner Institute" wurden somit
in die "Blaue Liste" überführt. Nur zehn nKönigsteiner Institute" wurden nicht
Bund-Länder-Institute, sondern in die Trägerschaft ihrer Sitzländer zurückge-
geben. Damit war, gemessen an der Anzahl der Instituto, die Hälfte der
"Blauen Liste" eine bloBe Kontinuierung des vorherigen Status quo - bezieht
man die in Anlehnung an das "Königsteiner Staatsabkommen" finanzierten
Einrichtungen ein, gilt dies sogar für fast zwei Drittel. Nur etwa ein Drittel
der in die "Blaue Liste" eingebrachten Forschungseinrichtungen bildeten also
eine echte forschu"gspolitische Manöwiermasse und damit auch den gröpten
Konfliktstoff in den Auseinandersetzungen zwischen dem Bund und den
Ländern.

Auf seiten der Länder war die Interessenlage, wie bereits erwähnt, durch
die Domina"z des Finanzierrr"gsgesichtspunkts geprägt - also das Interesse
der Finanzministerien der Länder, durch die Bundeszuwendungen an diese
Forschungseimichtungen finanziell entlastet zu werden. Dies konvergierte
mit dem Interesse der forschungspolitisch zuständigen Länderressorts, die
Existenz der Forschungseinrichtungen abzusichern, und kollidierte auch nicht
mit dem Interesse, weiterhin Steuerungsbefugnisse über die Forschungseinrich-

tungen zu behalten. Denn die betreffenden Länderressorts erhielten bezüglich
ihrer Bund-Länder-Institute eine rechtlich abgesicherte Vetomacht gegenüber

forschungspolitischen Steuerungsbestrebungen des Bundes. Im $ 5, Absatz 1

der "Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen" ist festgelegt, daB
das Sitzland gegenüber einer Forschungseinrichtung "die übrigen Vertrag-
schliependen" - das heiBt: die anderen Bundesländer und den Bund - vertritt.
Selbst wenn der Bund von seinem Recht Gebrauch macht, seinerseits ebenfalls
in den Aufsichtsgremien der einzelnen Bund-Länder-Institute vertreten zu
sein" was keineswegs immer der Fall ist, so verfügt er doch stets nur über
dieselbe Anzahl Stimmen wie das Sitzland (siehe $ 5, Absatz 2 der Ausftih-
rrrngsvereinbarung).5

Die dargestellte Interessenlage traf auf alle Bundesländer gleichermapen
zu. Insofern befanden sio sich untereinander in einer Konkurrenzsituation,
Denn die Anzahl der in die "Blaue Liste" aufzunehmenden Forschungseinrich-
tungen war, obwohl von vornherein keine feste Obergrenze formuliert worden

5 Ausnahmen hiervon sind einige Einrichtungen wie z.B. das WZB, bei denen dcr Bundesanteil
an der institutionellen Finanzierung auch höher als üblicherweise festgelegt ist.
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war, natü,rlich dennoch begrenzt. Vergleicht man, wie sich die Bund-Länder-
Institute im Jahr 1978 über die einzelnen Bundesländer verteilten, mit der
Verteilung der unter 6ut nl(gnigsteiner Staatsabkommen" fallenden For-
schungseinrichtungen im Jahr 1973, so stellt man mit zwei Ausnahmen ein
relativ ähnliches Muster fest (siehe Tabelle 14).

Tabelle ltl: Verleilung der "Königstelner lnstltute" bzw, Bund-Länder-lnstltute aul dle
Bundesländer

BundeEland lnstitutsanzahl
1973 1978

Baden-Württemberg
Bayern
Berlln
Bromen
Hamburg
Hesesn
Niedergacheen
Nordrheln-Westfalen
Rheinland Pfalz
Sohleswlg-Holsteln

lnsgggamt

5
5
4
1

4
5
6

10
2
4

46

3
7
2
1

4
3
5
3
2
2

92

Quellen: Vademecum (1973t 7O4i 1978: 1006/1007).

Die eine Ausnahme ist das Land Bayern, das einen erheblichen Anteilsver-
lust hinnehmen muBte. 1973 stellte Bayern mehr als ein Fünftel der unter
das "Königsteiner Staatsabkommen" fallenden Forschungseinrichtungen,
während 1.978 nur noch ein Zehntel aller Bund-Länder-Institute in Bayern
angesiedelt waren. Genau umgekehrt stellt sich die Enrwicklung für Nord-
rhein-Westfalen dar, das da-it als Hauptgewinner aus der Etablierung der
"Blauen Listo" hervorgegangon ist. Diese Umverteilung wurde damit begründel
daB Bayern bereits Sitzland der MPG- und FtrG-Zentrale und überdurch-
schnittlich vieler Institute beider Gruppen von Einrichtungen sei, während
Nordrhein-Westfalen als bevölkerungsreichstes Bundesland bisherug vesnige
Forschungseinrichtungen von gesamtstaatlicher Bedeutung gehabt habe. Von
diesen beiden Ausnahmen abgesehen haben die Länder sich offensichtlich
an die naheliegende Kompromipformel gehalten, das historisch gewachsene
Verteilungsmuster in etwa beizubehalten.



Iapitel 5 L49

Betrachtet man nun den Bund, so müssen hier mebrere Akteure mit je
andersartigen Interessen unterschieden werden (vgl. Bentele 1979t 2291?30),
Zunächst wurde durch das Bundesministerium der Finanzen (BMF) der
finanzielle Gesichtspunkt eingebracht. Das BMF war daran interessiert, die
finanzielle Belastrng des Bundes durch die "Blaue Liste" möglichst gering
zu halten. Entsprechend war das oberste Ziel des BMF, dap möglicbst we-
nige Forschungseinrichtungen in die "Blaue Liste" einbezogen werden wür-
den. Ergänzend, zum Teil auch alternativ, 61ängte das BMF auch darauf
hin, dap der Bund Forschungseiffichtrhgen in die "Blaue Liste" einzubrin-
gen versuchte, die bis dahin ausschlieBlich oder überwiegend von ihm fi-
nanziert worden waren. Von den für die "Blaue Liste" in Frage kommenden
Forschungseinrichtungen wurden zu jenem Zeitpunkt zlleldingq nur die Vor-
läufer der GID ausschlieBlich vom Bund finanziert. Eine Reihe von For-
schrngseinrichtungen, die unter das "Königsteiner Staatsabkommen" gefallen
waren, waren jedoch, wie bereits erwähnt, in dem Sinne in starkem MaBe
durch den Bund finanziert worden, daB dieser erhebliche nicht-institutionel-
le Zuschüsse an sie gegeben hatte oder sogar, wie das Beispiel des IfM
zeigt, bereits an der institutionellel pilanziepng beteiligt war.

Das BMFT verband mit der "Blauen Liste", wie bereits angesprochen,
vor allem ein Interesse daran, eigene forschungspolitische schwerpunktsetzun-
gen institutionell besser unsetzen zu können. Dieses Interesse wird insbeson-
dere daran deutlich, wie auf seiten des BMFf operationalisiert wurde, wann
bei einer Forschungseinrichtung von "überregionaler Bedeutung und gesamt-
staatlichem wissonschaftspolitischem Interesse" ($ 1, Absatz 1 der "Aus-
ftiürungsvereinbarung Forschungseinrichtungen") ausgegr"gen werden soll.
Dieses so noch utsnig operationale 2ulassungslaiterium zur "Blauen Liste"
wurde vom BMFT - so das Protokoll einer Sitzung des Ausschusses For-
ssfiungsförderung der BLK - insbesondere dann als erfüllt betrachtet, "...
wenn die Forschung einer institutionell geförderten Einrichtung zu den Zielen
und Aufgaben des Bundes beiträgt." Noch deutlicher: "Dies ist für den
Bereich der Forschungspolitik vor allem dann der Fall, wenn entsprechende
Forschungsschwerpunkte oder Forschungsprogramme des Bundes bestehen"
(zitiert bei Bentele L979: ?ß2). Hier komnt das Interesse des BMFT unzwei-
deutig zum Ausdruck. Ihm ging es darum, solche porssfoungseifi.ichtungen

in die "Blaue Liste" einzubeziehen, die zur Umsetzung der von ih- definierten
Förderschwerpunkte der Forschungspolitik des Bundes beitragen können.

Mit dieser Auslegung des Zulassu"gskriteriums beanspruchte das BMFT
erstmals eine forschungspolitische Vorrangstellung des Bundes. Der Bund -
repräsentiert durch das BMFT - sei derjenige forschungspolitische Akteur,
der in Form der Förderschwerpunkte die inhattlichen prioritäten der gesamten
staatlichen Forschungspolitik festlegt. Dieser Anspruch auf ein thematisches
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Definitionsmonopol des Bundes wurde von den Ländern nicht akzeptiert.

In der erweihnten Ausschupsitanng gaben sie ihre Gegenposition so zu

Protokoll:

Von Länderseite wird dieser Auslegung des Begriffs 'gesamtstaatliches wissenschafts'

politischcs Intertsse' teilweise widertprochen. Dabci wird u.a. darauf hingewicsen' dap

äs nicht allein darauf ankommen könne, ob einer der Beteiligten (det Bund) ein

bestimmtes Ziel mit seincr Forschungspolitik verfolge oder nicht verfolge (zitiert bei

Bentele 1979:233).

Damit zeichnete sich bereits während der Etablierung dor "Blauen Liste"

die zentrale Konfliktlinie avischen dem BMFT auf der einen und den

Ländern auf der anderen Seite ab, die die weitere Entwicklung dieses for-

ssfiungspolitischen Ag$egats bestimmte.
Neben dem BMF und dem BMFT kamen auf seiten des Bundes als

relevante Akteure ftir die "Blaue Liste" noch weitere Fachressorts hinzu,

denen jeweils einzelne Bund-Länder-Institute zugeordnet sind. Das BMFr
versteht sich zwar, wie dargestellt, als forschungSpolitischer Repräsentant
des Bundes in seiner Gesamtheit. Dennoch betreut es auf Bundessoite nur
knapp ein Drittel aller Bund-Litnder-Institute, während an'ei Drittel anderen

MinGterien zugeordnet sind. Sieht manvon denjenigen Ministerien ab, denen

nur jeweils ein einziges Bund-Länder-Institut zugeordnet ist, so sind neben

dern BMFT das BMBW, das BMI, das BMJFFG sowie das BMWi die für
die "Blaue Liste" relevanten Fachressorts des Bundes. Hierbei betreut das

BI\4JFFG vor allem dis msdiz.inischen Forschungseinrichtungen; das BMWi
ist hauptsächlich für die WirtschaftsforschungSinstitute zuständig; beim BMBW
sind die pädagogischen Forschungseiffichfungen angesiodelt; und dem BMI
sind vor allem die Museen zugeordnet.

Die Interessenlage dieser andoren Bundesministerien bezäglich dor "Blauen
Liste" war und ist unterschiedlich. Eine Reihe von Bund-Länder-Instituten
stellen firr die betreffenden Ministerien Quasi-Ressortforschungseinrichtun-
gen dar. Dies gilt beispielsweise für die Wirtschaftsforschungseinrichtungen
in ihrer Beziehung zum BMWi, wohl auch für die medizinischen Institute
in ihrer Beziehung zum BMJFFG sowie die pädagogischen Institute in ihrer
Beziehung zum BMBW. In diesen Fällen haben die betreffenden Ministerien
ein Interesse daran, die inhaltlichen Forschungsprogranme der jeweiligen

Bund-Länder-Institute in gewissem Mape so zu lenken, dap auch Informati-
ons- und Legitimationsleistungen für die politische Entscheidungsproduktion
sowie informationelle Dienstleistungen für die Ressortklientel abfallen. An
anderen Bund-Länder-Instituten haben die jeweiligen Bundesministerien

ein vom Ressortbedarf unabhängiges Forschungsförderungsinteresse. Dies
gilt etwa für das Verhältnis des BMI zu den Museen der "Blauen Liste"'

Wieder andere Einrichtungen sind schlieBlich einem Bundesministerium nur
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deshalb zugeordnet worden, weil, nachdem die Länderseite eine Aufnahme
der betreffenden Einrichtungen in die "Blaue Liste" durchgesetzt hatte, nun
auch auf Bundesseite eine ministerielle Betreuung benötigt wurde. Entspre-
chend den Forschungsthemen eines Bund-Länder-Instituts wurde dann das

sachlich zuständige Bundesministerium als Betreuungsinstanz gewählt. In
solchen Fällen besteht das Interesse des jeweiligen lundssminis,teriums wohl
hauptsächlich darin, dap die Betreuungsaufgabe mit einem möglichst geringen
administrativen Aufivand verbunden ist. Dap jedoch die betreffenden Bun-
desministerien an der Mehrzahl der Bund-Länder-Institute ein durchaus
ausgeprägtes Eigeninteresse haben, hat sich u.a. daran gezeigf, dap gelegent-
liche Vorschläge von seiten der Länder, alle Institute dem BMFI zuzuord-
nen, stets auf den Widerstand der anderen Bundesressorts gestopen sind.

Die Auswahl der bei Etablierung der "Blauen Liste" in diese aufgenomme-
nen Forschungseinrichtungen stellte einen Ko-promiB zwischen den verschie-
denen Interessen auf seiten der Länder und des Bundes dar. Alle Akteure
haben ihre Interessen in gewissem Mape realisieren können und dafiir hinneh-
men müssen, dap auch die jeweils anderen Akteure ihre Interessen realisie-
ren konnten. Dieser InteressenkompromiB war das Ergebnis langwieriger
und schwieriger politischer Tauschprozesse. So gewäbrten" um nur ein Beispiel
anzuführen, die Länder dem Bund die Aufnahme der GID sowie des FIZ
3 und weiterer geplanter Fachinformationszentren in die "Blaue Liste" - in
Gegenzug muBte der Bund die Umwandlung mehrerer Spezialbibliotheken
in Bund-Länder-Institute akzeptieren (vgl. Bentele L979' 2341235).

Die verschiedEnen Interessenlagen gruppierten sich entlang an'eier Konflikt-
linisa, die einander überlagerten. Die eine Konfliktlinie formierte sich ari-
schen dem BMF auf der einen und den Finenzministerien der Länder auf
der anderon Soite. Letztere strebten eine möglichsl [e!E fisanzielle Entlastung
ihres jeweiligen Landes an, während ersteres die finanzielle Mehrbelastu"g
des Bundes möglichst gering halten wollte. Das Verhandlungsergebnis wurde
beiden Seiten gerecht. Auf der einen Seite umfapte die "Blaue Liste" mehr
Institute, als zuletzt unter das "Königsteiner Staatsabkommen" gefallen waren.
Die Länder konntEn entsprechend höhere finanzielle Entlastungen verbuchen.
Auf der anderen Seite wurde die Ausweitung der gemeinsamen Finanzierung
in Grenzen gehalten, so dap auch das BMF sein Ziel, die zusätdiche
Belastung des Bundeshaushalts in Grenzen zu halten, erreichte.

Die andere Konfliktlinie formierte sich avischen dem BMFT und einigen
anderen Bundesministerien auf der einen sowie den füLr die Forschungspolitik
zuständigen Ministerien der Länder auf der anderen Seite. TVtihrend erstere
daran interessiert waren, bestimmte pelgsftungseinrichtungen aufgrund ihrer
jeweiligen inhaltlichen Aufgabenstellungen in die "Blaue Liste" aufzuneh-
men, wollten letztere Fortbestand und Wachstumschancon möglichst vieler
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Landesforschungseinrichtungen - oftmals weitgehend unabhängig von deren
inhaltlichen Forschungsthemen - sieherstellen. Insbesondere für den neuen

Förderschwerpunkt "Information und Dokumentation", aber auch für die
Förderung der Meeresforschung; der Informationstechnologie und der Geistes-

und Sozialwissenschaften konnte das BMFf seine Kandidaten durchsetzen.
Das gleiche galt für die Wirtschaftsforschungsinstitute, an denen das BMWi
interessiert war, oder die pädagogischen Forschungseinrichtungen, die das

BMBW als Bund-Länder-Institute etablieren wollte. In einer Reihe anderer
Fälle setzten die Länder ihre thematisch unspezifischen Interessen gegenüber

dem BMFT und anderen Bundesministerien durch - etwa beim IWF, beim
FIS oder beim IdS. Teilweise konnte ein KompromiB avischen den einander
widerstreitenden Interessen aber auch nur dadurch gefunden werden, daB

vom üblichen Finanzierungsmodus abgewichen wurde. So trägt der Bund
beim FIZ 4 85Vo, bei der GID 65Vo, bei der Gesellschaft sozialwissenschaftli-
chor Infrastruktureinrichtungen (GESIS) 80Vo rnd beim WZB 75Vo der
institutionellen Finanzierung; umgekehrt tragen die Länder bei dor ARL,
dem DBI, der TIB und der ZBM 70Vo dieser Kosten. In diesen Abwei-
chungen drückt sich auch das gesteigerte Interesse jeweils einer der beiden
Seiten an den betreffenden Einrichtungen aus.

Bereits die Schaffung der "Blauen Liste" und die Entscheidung über ihre
ursprüngliche Zusammensetzung haben somit die schwierigen Verhandlungs-
situationen zwischen den forschungspolitischen Akteuren gezeigt. Diese Eini-
gungsprobleme, die die Fähigkeit zur forschungspolitischen Steuerung dieser
Gruppe von Forschungseinrichtungen beeinträchtigten, spitzten sich in der
Folgezeit noch weiter zu.

3 Die "Blaue Liste" als "Politikverflechtungsfalle"

Vor allem das BMFT hatte dezidierte Vorstellungen, die darauf abzielten,
die "Blaue Liste" neben den Gropforschungseinrichtungen entsprechend den
eigenen Förderschwerpunkten als flexibles, forschungspolitisch manövrierbares
Potential einzusetzen. Bei den GroBforschungseinrichtungen wurde man -
siehe dazu das Kapitel 7 - seit Mitte der siebziger Jahre bereits der beträcht-
lichen organisatorischen und personellen Inflexibilitäten gewahr, die themati-
sche Umorientierungen stark verzögerten, wenn nicht gar gänzlich blockierten.
Auch gegenüber der MPG waren - wie im Kapitel 4 dargestellt - die for-
schungspolitischen Steuerungsmöglichkeiten eingeschränkt. Die MPG ist bis
heute im Hinblick auf die Gründung neuer bav. SchlieBung alter Institute
weitgehend autonom. Bei der "Blauen Liste" können die forschungspolitischen



Rapitel 5 153

Akteure demgegenüber sslbsl rrnmillelbar entscheiden, welche Forschungsein-
richtungen ihr angehören, neu in sie aufgenommen bzw aus für ausgeschlos-
sen und welche dazugehörigen Forschungseinrichtungen in höherem oder
geringerem Mape finanziell gefördert werden sollen. Damit schien die "Blaue
Liste" in besonderer Weise jene Möglichkeiten zu bieten, die vom BMFI
1975 hinsichtlich der kurz vor der Verabschiedung stehenden Rahmenver-
einbarnng Forschungsfördentng ellgemein so projektiert wurden:

Die gegenseitigen Planungen sollen abgestimmt, eine gemeinsame Planung ents'ickelt
sorie über Schwerpunktmapnahmen, in$csonderc über Institubgründunggn, cnbchieden
werden. Bei Schwerpunktmapnahmen soll unter fachlichen Gcsichqlunktcn eine stärlcere
Zusammenarbeit der Forscher und Forschungseinrichtungen und eine fachlich sowie
regional ausgewogene Wissenschaftsstruktur angestrebt werden (Bundcsbericht For.
xhung 7975: 22).

Da die forschungspolitischen FörderschwErpunkte des Bundes zeitlich
und sachlich als veränderbar angesehen wurden, hieB das, daB auch die
Zusammensetang der "Blauen Liste" entsprechend variabel gedacht wurde.
Die Inklusion einer Forschu"gseinrichtung in die "Blaue Liste', sollte also
keineswegs einer zeitlich unbegrenzten Zugehörigkeitsgarantie gleichkom-
men, obwohl die Zugehörigkeitsdauer in keinem Fall von vornherein be-
fristet werden sollte. Ebenso wie die Exklusion bisheriger Bund-Ltinder-
Institute sollte auch die Inklusion neuer Forschungseinrichtungen in die "Blaue
Liste" flexibel gehandhabt werden können. In einem Arbeitsgruppenbericht
an den AusschuB potsslungsförderung der BLK wurde 1985 nochmals
bekräiftigt, daB es nicht Intention der Rahmenvereinbarung Forschungsförde-
rung und der "Ausfühpnesvereinbslung Forschungseinrichtungen" gewesen
ist, die Aüahl der ursprtinglich aufgenommenen Einrichtungen oder deren
Finanz- und Personalbedarf abschliepend festzulegen; wiederholt wurde
vieünehr die Absicht, ein "ausbaufähiges Instrument" geschaffen zu haben.

DaB die Flexibilitätserwartungen bezüglich der Zusammensetzung der
"Blauen Liste" zumindest auf seiten des BMFT hoch waren, zeigte sich in
den Folgejahren an der schon sehr bald unverhohlen geäuBerten Enttäuschung
über den tatsächlich eingetretenen Immq6ilimus. Im BMFT wurde die
unbeweglichkeit der "Blauen Liste" beklagt und kritisiert, daB die einzelnen
Institute faktisch nahezu eine Bestandsgarantie hätten. stellt man diesen
Einschätzungen die Fakten gegenüber, so läpt sich feststellen:

- Zwischen L977 wd 1988 sind fünf Bund-Länder-Institute aus der',Blauen
Liste" ausgeschieden: das Zentralarchiv für den Hochschulbau, das Institut
ftir Meeresfolssftrrng in Bremerhaven, die Doutsche Gesellschaft ftir
Friedens- und Konfliktforschung, das Forschungsinstitut fiir Rationali_
sierung und die GID.
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- Im selben iZeitraum sind fünf Bund-Länder-Institute hinzugekommen: das

DSM, das ISAS, das FIZ 3, die GESIS sowie die Zontralstelle für
psychologische Information und Dokumentation (ZPID).

Im Saldo sind somit gleichviele Einrichtungen exkludiert wie inkludiert wor-

den. Zu bedenken ist allerdings, dap es seit Bestehen der "Blauen Liste"

eine Reihe von Anträgen auf Neuaufnahme von Forschungseinrichtungen
gegeben hat. Im Jahr 1988 existierten sieben laufende Aufnahmeanträge,
von denen der älteste bis 1978 zurückreichte. Diese langen Wartezeiten sind

bereits oin Ausdruck der Schwierigkeiten, zu einor gemeinsamon Entscheidung

zu gelangen. Rechnet man die Ex- und Inklusionen in Planstellen um, ergibt
sich: Durch das Ausscheiden von fünf Forschungseinrichtungen aus der

"Blauen Liste" gab es einen Abgang von 359 Stellen; dem stand ein Zugang

von 299 Stellen durch die Aufnahme von fünf Forschungseinrichtungen in
die "Blaue Liste" gegenüber. Inklusions- und Exklusionsentscheidungen erga-

ben somit im Saldo einen Abgang von 60 Stellen. Über Finanzierungsentschei-

dungen wurden weitere Stellenzu- barr. -abgtinge beschlossen. Bei den boroits
L977 zw "Blauen Liste" gehörigen Forschungseinrichtungen ergab sich hier-
über bis 1988 im Saldo ein Zugangvon 513 Stellen. Insgesamt haben Inklusi'
ons-, Exklusions- und Finanzierungsentscheidu"gen somit einen Zuwachs

von 453 Planstellen innerhalb von 11 Jahren erbracht - also durchschnitt-
lich 41 Stellen pro Jahr.6 Das entspricht einer jährlichen Veränderung von
weniger als einer Stelle pro Bund-Länder-Institut. Insgesamt bestätigt sich

damit zweifellos der allenthalben konstatierte "Immobilismus" der "Blauen
Liste", auch wenn dieser in wenigen einzelnen Entscheidungen überwunden
werden konnte vnd innerhalb du einzelnen Einrichtungen oft gröBere

Flexibilitäten gegeben waron und auch genutzt worden sind.
Die formale Struktw des forschungspolitischen Verhandlungssystems, wie

es in der "Ausfilhrungsvereinbarung Forschungseinrichtungen" festgelegt ist,

führte - wie nun gezeigi werden soll - in hohem MaBe dazu, dap die
forschungspolitischen Akteure einander wechselseitig blockierten und so der
einmal festgelegte Status quo der "Blauen Liste" nur äuperst schwer veränder-
bar war. Dio forschungspolitischen Akteure müssen regelnäBig drei Arten
von Entscheidungen bezügüch der "Blauen Liste" treffen:

- jährliche Finanzierungsentscheidungen darüber, welche finanziellen Mittel
jeder Einrichtung als institutionelle Zuwendungen gewährt werden,

- Exklusionsentscheidungen darüber, welche Forschungseinrichtungen aus

der "Blauen Liste" ausgeschlossen werden, und

6 Diese Zahlen entstammen einer internen Statistik der BLK.
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- Inklusionsentscheidungendarüber,welcheForschungseinrichtungenin die
"Blaue Liste" neu aufgenommen werden.

GemäB der "Ausführungsvereinbarung Forschungseinrichtungen" ist bei
diesen Entscheidungen danach zu unterscheiden, ob das betreffende Bund-
Ländor-Institut bilateral - durch den Bund und das Sitzland - oder multilate-
ral - durch den Bund und alle Bundesländer - finanziert wird.

Die multilaterale Finanzierung glt für die - im Jahr 1988: 12 - sogenann-
ten "Sorviceeinrichtungen" der Forschung worunter die Fachinformations-
zentren, die Spezialbibliotheken sowie einige andere Einrichtungen (die ARI
das DBI, das DPZ, die GESIS und das IWF) subsumiert sind. An den diese
Ehrichtrngen betreffEnden Finanzien"'gs-, fnklusions- und Exklusionsent-
scheidungeu sind der Bund und sämtliche Bundesländer direkt beteiligt.
Neben dem Bund hat jedes Bundesland das Recht, eine solche "Service-
einrichtung" zur Neuaufnah-e in die "Blaue Liste" vorzuschlagen (vgl. $ 1,

Absatz 3 der "Ausführuttgsvereinbarung Forschrrngseinrichtungen"). Ebenso
kann neben dem Bund jedes Bundesland die gemeinsame Förderung einer
"Serviceeinrichtung" kündigen (vgt. S '1, Absatz 3). Entscheidungen über
die Höhe der jährlichen institutionellen Zuwendungen an die "Serviceein-
richtungen" werden vom Sitzland vorbereitet, bedürfenjedoch ebenfalls auBer
der Zustimmung des Bundes auch die aller anderen Bundesltinder (Artikel
7, Absatz 2 und Artikel 9, Absatz 2 wd 4 der Rah-envereinbarung For-
schungsförderung sowie g 4, Absatz 4 der "Ausführungsvereinbarung For-
ssfuun gseinrichtungen").

Damit ist bei den "Serviceeinrichtungen", ähnlich wie bei der gemeinsamen
Finanzierung von DFG und MPG, ein Einigungsz'wang festgelegt worden,
der sich auf den Bund und stlrntliche Bundesländer erstreckt. Von den
rechtlichen Regelungen her stellt sich dies zunächst noch abgeschwächter
dar. Die BLK - das fiir die "Blaue Liste, zuständige Entscheidungsgremium -
trifft Entscheidungen gemäp Artikel '1, Absatz 2, des BlK-Abkonmens:
"Die Kommission faBt ihre Beschlüsse mit einer Mehrheit von drei Vierteln
der Stimmen der Mitglieder." Der Bund verfügt dabei über 11 $fimmsn,
jedes Land über eine $[imms. l$ $timmsa - der Bund plus fünf Länder -
genügen also als Mehrheit. Diese Entscheidungen sind Empfehlungen an
die Regierungschefs des Bundes und der Ländor. Artikol 9, Absatz Z,leg[.
sodann fest: "Ein BeschluB setzt die Zustimmung von mindestens neun
Regierungschefs voraus. Er bindet nur diejenigen, die ihm zugestimmt habsn."
Entweder mindestens neun Ltinder oder mindestens acht Länder und der
Bund können also gemeinsa- bindende Entscheidungen treffen. Stimmt
ullsldings der Bund einer Entscheidung nicht zu, bleibt die Entscheidung
der Ländermehrheit faktisch unwirksam, weil alle Exklusions-, Inklusions-
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und Finanzierungsentscheidungen auf die Finanzmittel des Bundes angewiesen
sind. Denkbar wäre also höchstens, dap das Veto von maximal drei Bundes-
ländern noch keine entscheidungsverhindornde Wirkung hätte. Faktisch ist
allerdings auch dies noch nie vorgekommen. Es stellte - um eine Formulie-
1u'rg aus der Sprache der Diplomatie zu verwenden - einen "unfreundlichen
Akt" dar, der die allseits benötigte zukünftige Kooperationsbereitschaft
gofiihrdetg und deshalb, von offenbar noch nie eingotretenen Grenzsituationen
abgesehen, tunlichst vermieden wird.

Faktisch ist also jeder der fslssfuungspolitischen Akteure in der Lage,

als einzelner jegliche Entscheidung zu verhindern. Für diese Gruppe von
Bund-Länder-Instituten gilt daher das schon bei der MPG herausgestellte

"Geleitzugprinzip", demgemäB derjenige Geldgeber, der die wenigsten Finanz-
mittel zu geben bereit ist, die Gesamthöhe der finanziellen Mittel der be-
treffenden Einrichtungen bestimmt. Auch dieses formelle Recht wird aller-
dings zurückhaltend genutzt. Wenn ein einzelner Beteiligter den mühsam
gefundenen Konsens aller anderen blockiert, ist das ebenfalls ein "unfreund-
licher Akt". Man kann somit sowohl eine Kompromipbereitschaft der groBen
Mehrheit gegen eine kleine Minderheit, die nach Möglichkeit nicht über-
stimmt wird, als auch der kleinen Minderheit gegon die groBe Mehrheit,
die nicht blockiert wird, feststellen.

Nur Exklusionsentscheidungen können auch als kumulative Einzelentschei-
dungen erfolgen, wie die Baffisklrrng der DGFK zeigte. Aus deren Träger-
schaft zogen sich immer mehr Bundesländer zurück, bis zum Schlup der
Bund mit wenigen Ländern übrigblieb. Die durch jeden Rückzug steigende
finanzielle lslnstrng der verbleibenden Träger bedeutete für diese immer
höhere Kosten einer weiteren Trägerschaft, also ein Motiv zur Auflösung
der botreffenden Einrichtung, wie es im Falle der DGFK da"n auch geschah.

Die Mehrzahl der Bund-Länder-Institute unterliegt sllsldings einer
bilateralen Finanzier""g durch den Bund und das Sitzland. Damit sindunmit-
telbar auch nur diese beiden Akteure an den Finanzierungs-, Inklusions-
und Exklusionsentscheidungen für diese Bund-Länder-Institute beteiligt. Der
Einigungsaufivand scheint daher hier auf den ersten Blick sehr viel geringer
zu sein. Bei genauerem Hinsehen entdeckt man jedoch, daB dies nicht
zutrifft. Auch im Falle der bilateral geförderten Bund-Länder-Institute sind
auBer dem Sitzland noch alle übrigen Bundesl?inder rnittelbar an den Finan-
zierungs-, Inklusions- und Exklusionsentscheidungen beteiligt, so daB der
Konsensbedarf letztlich immer noch recht hoch ist.

Diese mittelbare Entscheidungsbeteiligung erfolgt über die Refinanzierung
eines Drittels des Sitzlandanteils an den institutionellen Zuwendungen
durch die Gemeinschaft aller Bundesländer. Zwar wird in einer Protokollno-
tiz zu Artikel 7, Absatz 3, der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung
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ausdrücklich festgehalten: "Es wird klargestellt, daB die Beteiligung der
Länder am Finanzierungsantoil des Sitzlandes nicht als Finanzierung aller
VertragsschlieBenden im Sinne von Artikel 10, Absatz 2, dieser Rahmen-
vereinbaru'g gilt." Damit wird zunächst erklärt, dap die Beteiligung an der
Refinanzierung eines Bund-Länder-Instituts den anderen Bundesländern
keinerlei Entscheidungsrechte einrärrmt: "Das jeweilige Sitzland ist bei seinen
Entscheidungen nach dieser Rah-envereinbarung nicht an die Zustimmung
der anderen Länder gebunden." Doch die Höhe der insgesamt für die Re-
finanzierung aller bilateral finanzierten Bund-Länder-Institute aufzubringen-
den finanziellen Mittel unterliegt einem Entscheidungsverfahren, an dem alle
Bundesländer beteiligt sind und in dem wiederum faktisch das Einstimmig-
keitsprinzip herrscht. Entscheidend ist nun, daB sich jedo Finanzienrngs-
und erst recht jede Inklusions- und Exklusionsentscheidung bezüglich eines
bilateral geförderten Bund-Länder-Instituts über die R:efrnanzisluag ynSsT-

schiedlich ftir jedes Bundesland niederschlägt, wie in einem internen Papier
der BLK einmal ausgeführt wurde:

Dic Aufnahmc ciner Einrichtung in die Blaue Liste führt zu einer Minderbelastung
des Sitzlandes; das Ausscheiden einer Einrichtung führt zu einer Mehrbelastung des
Sitzlandes, sofem die Einrichtung nicht aufgeltist wird. Wenn die ausscheidendc und
die aufgenommene Einrichtung nicht im selben Land liegen, fallen Mehrüelastung und
Mindeöelastung in verschiedenen l-ilndem an, Bei gleichbleibendem Frnanzienrngqrtem
sind deshalb in dergegenwärtigen Haushaltssituation Anpaxungen und Verändenrngen
in der institutionellen Förderung nur schwer eneichbar,

Systematisch betrachtet haben die verschiedenen Tlpen von Entscheidun-
gen bezüglich eines bilateral finanzierten Bund-Länder-Instituts die folgenden
finanziellen Konsequenzen für ein bestimmtos Bundesland:

bel eLgener For-
echungseLnrLchtung

beL EorschuagaeLnrLchtung
e:lnes anderan Landee

Zuwendunge s teigerung
Zuwendungs aenkung
LnklusLon
ExklueLon

+

+

+

+

+ r flnanzLalle Mahlbslaetung
- : flnanzLelle EntJ.aatung

Daraus ergibt sich: Unter lsin finanzisllen Gesichtspunkten muB jedes
Bundesland darauf aus sein, dap möglichst viele eigene und möglichst wenige
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Forschungseinrichtungen anderer Bundesländer in der "Blauen Liste' unterge-

bracht sind. Zudem wird jedes Bundesland sowohl bei seinen eigenen als

auch bei den Bund-Uinder-Instituten der anderen Bundesltinder Zuwendungs-

senkungen vor -steigerungen präferieren. Wenn der finanzielle Gesichtspunkt
der einzige wäre, liefe das darauf hinaus, dap die einmal gegebene Verteilung
der Bund-Länder-Institute über die verschiedenen Bundesläinder sich nicht
veränderte, weil jedes Bundesland mit seiner Vetomacht Exklusionsentschei-

dungen bezüglich seiner eigenen Bund-Länder-Institute verhinderte und jedes

Bundesland, das eine eigene Forschungseinrichtung neu in die "Blaue Liste"
einbringen wollte, auf den vereinigten Widerstand der jeweils anderen Länder
trate. Zugleich frinde eine kontinuierliche Senkung der Zuwendungen an die
in der "Blauen Liste" untergebrachten Forschungseinrichtungen statt. Denn
in dieser präferenz wären sich alle Bundesländer stets einig - gleichgültig,
ob es sich um die jeweils eigenen oder die Bund-Länder-Institute der jeweils
anderen Länder handelte. Die Entwicklung der "Blauen Liste" wäre also
durch absolute Stabilität hinsichtlich der inkludierten Forschu"gseinrich-
tungen und kontinuierlichen finanziellen Niedergang gekennzeichnet.

Tatsächlich spielen sillsldings neben furenziellen Gesichtspunkten auch
forschungspolitische Gesichtspunkte oine Rolle. Die Bedeutung letzterer
differiert allerdings in der Perspektive eines bestimmten Landes sehr stark
zwischen den je eigenen und den Bund-Länder-Instituten der anderen Länder.
Bei dEn eigenen Bund-Länder-Instituten verfügt ein Land über Möglich-
keiten der forschungspolitischen Steuerung, so dap lotssfuungspolitische Ge-
sichtspunkte zur Geltung gebracht werden können. Auf die Bund-Länder
Institute der jeweils anderen Länder kann ein Land hingegen kaum steuernd
einwirken. Hinzu kommt, dap eigene Forschungseinrichtungen zum Ansehen
des jeweiligen Bundeslandes als uKultur-u bzw. "High-Tech-Region" beitragen,
während die Einrichtungen anderer Ltinder das entsprechende Prestige von
Konkurrenten steigern. Infolgedessen wird ein Land bezüglich fremder
Bund-Länder-Institute keine forschungspolitischen Gesichtspunkte entwickeln
und diese allein unter dem finanriellen Aspekt betrachten.

Diese Asymmetrie der forschungspolitischen Relevanzen führt hinsichtlich
der Zuwendungsentschoidungen dazu, dap ein Bundesland bozüglich der
eigenen Bund-Länder-Institute durchaus immer wieder auch Zuwenflungsstei-
gerungen präferieren kann, sofern im Einzelfall die forschungspolitischen
Gesichtspunkte gegenüber den finanziellen Gesichtspunkten Priorität erlangen.
Zwar steht mit dieser Präferenz wiederum das betreffende Sitzland eines

Bund-Länder-Instituts gegen alle anderen Länder, die das jeweilige Institut
allein unter finanziellen Gesichtspunkten betrachten werden. Jedoch ist bei
dieser Entscheidung über Zuwendungssteigerungen eher ein Spielraum für
politischen Tausch gegeben. Die Bundesländer können wechselseitig ihre
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jeweiligen Präforonzen für moderate Zuwendungssteigerungen an eigene
Bund-Länder-Institute tolerieren und mittragen, sofern mittelfristig eine
annähernde Gleichverteilung der Zugewinne bav. Mehrbelastungen gegeben
ist. Weiterhin besteht auch zumindest als Ausnahmeregelung die Möglichkeit,
dap ein Teil der Refinanzierungsmittel vom betreffenden Sitdand selbst
aufgebracht wird. Vor allem bei Investitionen, etwa Baumapnehmen, ist
dies seit Mitte der achtziget Jahre rechtlich ermöglicht worden. Für die
Personalkosten gibt ss allEldings keine Ausnahmeregelungen. Hier muB der
entsprechends Anteil über die Rsfilnnzievglg aufgebracht werden, womit
faktisch jedes Land und auch der Bund den Ausbau des Stellenplans jeder
der Einrichtungen begrenzen kett".

Die bei pinanzislnngsentscheidrpgen noch in gewissem Mape gegebenen
Möglichkeiten des politischen Tauschs sind bei Inklusions- bav. Exklusions-
entscheidungen nahezu sliminisll - es sei denn, man fände zum selben Zeit-
punkt eine gleiche Anzahl etwa gleich groper Forschungseinrichtungen in
jedem Bundesland, die simultan inkludiert bav. exkludiert würden. Diese
Situation ist offensichtlich wenig roalistisch. Auch die Situation, daB für eine
inkludierte polssfuun gseinrichtu'g eine annähernd gleich groBe Forschungs-
einrichtung aus demselben Bundesland gleichzeitig exkludiert werden kann,
dürfte sehr selten sein und ist bis jetzt nicht vorgekommen. Die inkrementali-
stische Portionierbarkeit von Finanzierungs- im Untorschied zu Inklusions-
und Exklusionsentscheidungen sichert ersteren also noch einen gröBeren
y"ttrulldlrrngsspielraum als letzteren zu.

Auf seiten des Bundes ist im übrigen neben dem BMFI bav. den
zuständigen Fachministerien das BMF als ein Akteur hinzugotreten, der eine
äuperst folgenreiche weitere Vetoposition einbringen kann. Im Bundeshaus-
halt gibt es seit mehreren Jahren einen Stellenstop, wodurch Inklusions- oder
Ausbauentscheidungen ftir die "Blaue Liste" oftmals nicht realisiert werden
können. Das BMF wird dabei wiedenr- durch den HaushaltsausschuB des
Bundestages restringiert. Dieser hat durchgesetzt, daB die Stellenpläne der
vom Bund getragenen Forschungseiffichtrlngen in den Haushaltsplänen der
jeweils zuständigen Ministerien aufgeführt werden mtissen, was bei keinem
Bundesland der Fall ist. Das hat zur Folge, daB im Gefolge von E:<klusions-,
Inklusions- oder auch Wachstumsentscheidungen nötige Stellenüberleitungen
noch schwieriger werden. Selbst wenn sie zwischen zwei Bund-Länder-
Instituten desselben Sitdandes erfolgen könnten, so daB kein Länderwider-
stand zu gewärtigen wäre, stieBen sie immer noch auf einen kaum überwind-
baren Widerstand, wenn dabei dem einem Bundesressort Stellen gonommen
werden müBten, die ein anderes erhalten sollte. Ein Beispiel wäre die
Überleitu'g von Stellen des DlW, die im Haushalt des BMWi stehen, zum
W7-B., dessen Stellenplan dem Haushalt des BMFT zugehört. So wird die
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finanzpolitische Kontrolle der Forschungseinrichtungen weiter verschärft und
eine ohnehin schon höchst voraussetzungsvolle und unwahrscheinliche for-
schungspolitische Einigung atischen Bund und Uindern noch weiter erschwert.

Als Umgehung dieses finanzpolitischen Hindernisses hat gerade auch das

BMFf gelegentlich die Finanzielung votr zusätdichem Personal über Projekt-
mittel gewählt. Die GESIS, die ja aus der Zusammenführung mehrerer
bestehender Einrichtungen entstanden war, konnte beispielsweise bei ihrer
Aufnahme in die "Blaue Liste" 1987 aufgrund mangelnder Planstellen im
Haushalt des BMFT nur mit 80 Planstellen ausgestattet werden. Da dies

dem allseits anerkannten Personalbedarf nicht gerecht wurde, wurden 28

weitere Mitarbeiter über unbefristete Projektstellen ah Überbrückungsmodus
bis zum Verfligbarwerden weiterer Planstellen finanziert. Diese rechtlich
äuperst fragrvürdige Praxis stieB natürlich wiederum auf Kritik von seiten

des BMF und des Haushaltsausschusses und kann daher auch nur eine

umfangmäpig sehr begrenzte Zwischenlösung darstellen, die das zugrun-

deliegende Problem bestenfalls punktuell abzumildern vermag. Damit bilden
die Finanzierungs-, Inklusions- und Exklusionsentscheidungen bezüglich der

"Blauen Liste" eine "Politikverflechtungsfalle". Das noch über die formalen
Regelungen hinausgehende faktische trfustimmigkeitsprinzip bei diesen Ent-
scheidungen bezüglich der "Blauen Liste" hat zur Folge, daB sachlich subopti-
mal entschieden baxr. nicht entschieden wird, wenn - wie zumeist unterstellt
werden kann - jeder Entscheidungsbeteiligte nur sein kurzfristiges Eigeninter-
esse zu wahren bestrebt ist. Diese Struktur des Verhandlungssystems bedeutet
allerdings nicht, dap es den forschungspolitischen Akteuren prinzipiell in
keinem Falle gelingen kann, jene wechselseitige Zurückdrängung auf ein
kurzfristig angelegtes partikularistisches Bargaining zu überwinden. Unter
bestimmten, allerdings eher unwahrssfueinlisfusa, Bedingungen können die
Akteure der "Politikverflechtüngsfalle" entgehen.

Erstens kann eine gunstlge Konstellation politischen Tauschs vorliegen.
Dies galt beispielsweise für die Entscheidung das Bremerhavener Institut
für Meeresforschung aus der "Blauen Liste" zu exkludieren. Diese E;ftlusions-
entscheidung bedeutete keine finanzielle Mehrbelastung für Bremen als

Sitdand weil die Forschungseinrichtung in das Alfred-Wegener-Institut (AWI),
das als GroBforschungseinrichtung neu gegründet worden war, eingegliedert
wurde. Der Bund als Hauptträger des AWI war stark an der Überführung
des Instituts für Meeresforschung in das AWI interessiert und damit auch
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bereit, die durch diese Überführung für ihn entstehenden zusätdichen
finanziellen Kosten zn $agen.7

Eine aveite Bedingung, unter der ein forschungspolitischer Akteur bereit
sein kann, den Horizont kurzfristiger Eigeninteressen zu transzendieren, liegt
dann vor, wenn dies für ihn nur geringe Kosten bzw. NutzeneinbuBen bedeu-
tet. Ein Beispiel für eine solche "low cost situation", in der rationale Nut-
zenkalküle auflockerbar sind (vgl. Z;ntl L989), war die Exklusion des FIR
aus der "Blauen Liste". Das FIR wurde zu einer reinen Landesforschungsein-
richtung Nordrhein-Westfalens umgewandelt. Die finanzielle Mehrbelastung
für das Land war jedoch vergleichsweise gering, weil das FIR etwa die Hälfte
seiner Ausgaben über Drittmittel und sonstige Einnahmen finanzielfe uad
die Ausgaben insgesamt nur wenig mehr als 2 Mio. DM pro Jahr ausmachten.
Die Höhe der institutionellen Zuwondungen, die nunmehr Nordrhein-Westfa-
len allein zu tragen hatte, lag in diesem Fall offenbar unterhalb der Grenze,
die einem forschungspolitischen Akteur markiert, ab wann eine harte Vetopo-
sition gegen Entscheidungen, die ihn finanziell zusätdich belasten, ange-
bracht ist.

Eine dritte Bedingung die einen forschnngspolitischen Akteur veranlassen
kann, sein kurzfristiges Eigeninteresse zurückzustellen, ist die legitimatori-
sche Unhaltbarkeit einer einzelnen Vetoposition gegen das Votum der an-
deren Entscheidungsbeteiligten. Dieser Fall lag wohl bei der Exklusion der
GID aus der "Blauen Liste" vor. Die GID wurde 1988 aufgelöst, wobei
über die Hälfte der Planstellen in die Gesellschaft für Mathematik und Da-
tenverarbeitung (GMD) umgesetzt wurden. Dies bedeutete eine finanzielle
Mehrbelastung des Bundes, der die GMD als GroBforschungseinrichtung
weitgehend finanziert. Die GID war jedoch als Forschungseinrichtnng nach
sinhelligsl Einschätzung den ihr zugedachten Aufgaben nicht gerecht gewor-
den, so dap sich ein forschungspolitisches Meinungsklima bildete, dem sich
das BMFT, das die GID in seinem Förderschwerpunkt "Information und
Dokumentati6a" angesiedelt hatte, nicht länger entziehen konnte.

Unter diesen drei Bedingungen ka'"" die "Politikverflechtr"'gsfalle" auper
Kraft gesetzt werden - allerdings immer nur sifruafiy. Insbesondere dem BMFT
reichten solche eher seltenen Koinzidenzen bezüglich der "Blauen Liste"
allerdings nicht aus. Statt dessen wurden von Mitarbeitern des Ministeriums
bereits wenige Jahre nach Etablierung der "Blauen Liste" immer wieder
Überlegungen angestellt, wie die "Politikverflechtungsfalle" strukturell entschtirft

7 Zvsätzliche Kosten entstanden deshalb, weil der Bund ein Institut der "Blauen Listen mit
SOVo, eine Gropforschungseinrichtung hingegen mit 90Vo der institutionellen Finanzierung
trägt.
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werden könnte, um so zu einem gröperen Handlungsspielraum ftir Entschei-
dungen zu kommen, die das eingebaute Trägheitsmoment dieses forschutgs-
politischen Aggregats überwinden könnten.

4 Wege aus der "Politikverflechtungsfalle"?

Dap hauptsächlich im BMFT nach Wegen aus der "Politikverflesfuhrngsfalle"
gesucht wurde, ergibt sich aus seiner geschilderten Interessenlage, zumindest
einen gröBeren Teil der Bund-Ltinder-Institute in seine forschungspolitischen
Schwerpunktsetzungen einzubinden. Die einschlägigen Bestrebungon lassen

sich in vier Tlpen von Strategien gruppieren, die immsl' wieder - auch
parallel - diskutiert, allsldings in sehr unterschiedlichem Mape realisiert
worden sind. Diese Strategien sind:

- die Institutionalisierungwissenschaftlicher Evaluationen der Bund-Länder-
Institute als konsensbildende gemeinsame Entscheidungsgrundlage der
forschu. gspolitischen Akteure,

- die Veränderung der formalen Regeln des forschungspolitischenVerhand-
lungssystems zu,ischen Bund und Ländern in Richtung auf eine Reduzie-
prng des erforderlichen Konsensniveaus,

- die Mobilisiorung der Bund-Länder-Institute in Richtung auf eine don
forschungspolitischen Entscheidungsbedarf senkende und das Einflup-
potential der Forschungseinrichtungen stärkende Selbstorganisation sowie

- die Entflechtung der gemeinsnmen Finanziesng der "Blauen Liste'
durch den Bund und alle Bundesländer.

Bereits bei der Konstruktion des forschungspolitischen Verhandlungssystems
der "Blauen Liste" wurde eine regelmäpige Evaluation der einzelnen Bund-
Länder-Institute vorgesehen ($ 1, Absatz 5 der "Ausführungsvereinbarung
Forschu',gseinrichtungen"). Jedes Bund-Länder-Institut sollte alle avei Jahre
daraufhin begutachtet werden, ob es hinsichtlich seiner wissenschaftlichen
Leistungsfähigkeit und unter dem forschungspolitischen Gesichtspunkt "über-
regionaler Bedeutung" weiterhin förderungswürdig i- Rahmen der "Blauen
Liste" ist. Wer diese Begutachtungen durchführen sollte, war nicht geregelt.
Man dachte hierbei an fachkundige und unabhängige Kommissionen, die
man je nach den Gegebenheiten über verschiedene Wege rekrutieren woll-
te. Mittels solcher Evaluationen wollten dis felssfunngspolitischen Akteure
Informationen gewinnen, die sie if,1sn F'inanzierungs-,Inklusions- und Exklu-
sionsentscheidungen als "objektivierte", die unterschiedlichen Interessenposi-
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tionen übergreifende und relativierende gemeinsame Wissensbasis zugrun-
de legen könnten.

Diese ursprüngliche Konzeption war, wie sich sehr schnell herausstellte,
viel zu optirnistisch gedacht. Faktisch sind mittlerweile erst gut die Hälfte
aller Bund-Länder-Institute zumindest einmal evaluiert worden" sehr wenige
bereits ein zweites Mal. Seit 1977 wurden pro Jahr maximal ftinf Bund-
L?inder-Institute bav. Anwärter auf diesen Status evaluiert. Diese Evaluationen
wurden fast ausschlieBlich vom Wissenschaftsrat vorgenommen. Das Zusam-
menwirken avischen der BLK und dem Wissenschaftsrat hat sich hierbei
so eingespielt und bewährt, daB andere mögliche Evaluationsinstanzen gar
nicht mehr bemüht werden.

Die entscheidende Frage, inwieweit die Stellungnahmen des Wissen-
schaftsrates im forschungspolitischen Verhandlungssystem über die "Blaue
Liste" konsensstiftend wirken, mup ambivalent beurteilt werden. Im Wissen-
schaftsrat sitzen einander ja wiederum Vertreter des Bundes und der
Länder gegenüber - allerdings bilden die forschungspolitischen Akteure dort
gemeinsam mit Repräsentanten der Wissenschaft ein Diskussionsfslü-, wobei
die Wissenschaftler eine moderierende, die Bund-Länder-Konflikte entschär-
fende Rolle einnehmen können. Es gab daher auch nur selten Fälle, in denen
die Einschätanngen der Gutachterkommissionen des Wissenschaftsrates be-
züglich einer bestimmten Forschungseinrichtung von irgendeinem forschungs-
politischen Akteur angearreifelt worden wären. Die Evaluationen liefern
insofern tatsächlich, wie beabsichtigt, unkontroverse Informationen und re-
duzieren auf diese Weise das Feld möglicher Entscheidungskonflikte. Ande-
rerseits hat sich in der Entscheidungspraxis gezeigt, daB die Empfehlun-
gon des Wissenschaftsrates auf die forschungspolitischen Akteure zumeist
nur einen begrenzten EinfluB haben. Der Empfehlung ftir eine bereits in
der "Blauen Liste" befindliche Einrichtung zusätzliche Planstellen oder Fi-
nanzmittel zu beschaffen, ist noch in sinigen Fällen gefolgt worden. Be-
trachtet man jedoch beispielsweise die 1988 vorliegenden Aufnahmeanträge
von Forschu"gseinrichtungen in die "Blaue Liste", so stellt man fest, daB
der Wissenschaftsrat in sechs von sieben Fällen dazu positive Stellungnah-
men abgegeben hat - im siebten Fall liegt noch kein Gutachten vor. In vier
Fällen liegen 4i6ss $lsllrrngnah-en bereits mehrere Jahre zurück, was auf
keine sonderliche Entscheidu'gorelevanz hindsulsl. Andere Gesichtspunkte -
überwiegend finanzieller Art - haben die forschu"gspolitischen Akteure davon
abgehalteq dem Votum des Wissenschaftsrates zu folgen.

Allgemein läBt sich konstatieren: Keine Forschungseinrichtung ist in die
"Blaue Liste" neu aufgenommen wordon, bei der kein positives Gutachten
des Wissenschaftsrates vorlag. Dies ist offensichtlich eine notwendige, aber
eben keineswegs hinreichende Bedingung für eine positive Inklusionsent-
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scheidung der forschungspolitischen Akteure. Eine negativs $lsllungnahme
des Wissenschaftsrates zu einem Aufnahmeantrag wäre vermutlich - den
Fall gab es noch nicht - hinlsicfusnd, um diesen scheitern zu lassen. Diese
Feststellungen gelten wohl ebenso flir positive Finanzentscheidungen im Sinne
überdurchschnittlicher Steigerungen der institutionellen Zuwendungen an ein
Bund-Ltinder-Institut. Für Exklusionsentscheidungen bav. negative Finanz-
entscheidungen im Sinne von Kürzungen der institutionellen Zuwendungen
sind offenbar negative 5lsllungnahmen des Wissenschaftsrates bezüglich der
betreffenden Forschungseinrichtung von erheblicher Bedeutung. Diese nega-
tiven Stellungnahmen stellen eine Möglichkeit dar, die Vetoposition eines
Landes gegen die Exklusion eines seiner Bund-Länder-trnstitute aus der
"Blauen Liste" zu delegitimieren. In diesem Sinne können forschungspolitische
Akteuro, insbesondere das BMFI, auch hoffen, den Wissenschaftsrat für
ihre Zwecke instrumentalisieren zu können. So war das BMFT in manchen
Fällen von vornherein darauf aus, ein erwartetes negatives Gutachten des
Wissenschaftsrates als argumentative Munition zu nutzen, um denWiderstand
der Sitzländer der betreffenden Bund-Länder-Institute gegen die vom BMFT
angestrebte Exklusion aus der "Blauen Liste" verringern zu können. In
gewissem MaBe hat somit die Evaluation der Forschungseinrichtungen durch
den Wissenschaftsrat dazu geftihrt, daB die forschungspolitischen Akteure
sich selbst ein stures Beharren auf kurzfristigen institutionellen Eigenin-
teressen erschwert haben - we,nngleisfi diese antizipatorische Selbstverpflich-
tung auf ein Minimurn an übergreifender Rationalität ihrer gemeinsamen
Entscheidungen längst nicht in dem MaBe, wie ursprünglich beabsichtigt,
wirksam geworden ist.

Eine zweite Strategie, mit der die "Politikverflechtungsfalle" zu umgehen
versucht wurde, stellten tatsächliche bzw. zumeist nur propagierte Anderungen
formaler Regeln des Verhandlungssystems dar. In dieser Hinsicht gab es

einige Vorschläge, die auch teilweise realisiert wurden, zur prozeduralen
Vereinfachung und Beschleunigung des Entscheidungsmodus. Diese Vor-
schläge lassen allerdings diejenigen Verfahrensprinzipien, die die "Politik-
verflechtungsfalle" konstituieren, unberührt. Demgegenüber wurden vom BMFT
in mindestens zwei Hinsichten jeweils mehrfach Vorstöpe unternommen, um
die wechselseitige Blockade der Entscheidungsbeteiligten zu entschärfen.

Der eine VorstoB bezieht sich auf die Entscheidungsoption, ein Bund-
Länder-Institut nicht nur aus der "Blauen Liste" auszuschlieBen, sondern
es darüber hinsus aufzulösen. h sinigen Fällen kam diese Entscheidung nur
deshalb nicht zustande, weil das betreffende Sitzland dagegen votierte.
Hintergrund dessen war die Regelung, daB die Liquidationskosten - insbeson-
dere der Sozialplan - bei der Auflösung eines Bund-Länder-Instituts vom
Sitdand allein getragen werden müssen. Angesichts dieser erheblichen fi-
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nanziellen Mehrbelastung ist ein Sitzland oftmals geneigt, auf der weiteren
Inklusion der betreffenden Forschrrngseinrichtung in der "Blauen Liste" zu
beharren. Um diesem eigeninteressierten Widerstandspotential von Sitzlän-
dern entgegenzuwirken, wurde von Mitarbeitern des BMFT angeregt, daB
die Liquidationskosten bei der Auflösung eines Bund-Länder-Instituts auf
alle Länder und den Bund umgelegt werden.

Kann man sich bei diesem Vorschlag noch vorstellen, daB er irgendwann
die Zustimmung aller Bundesländer erhalten könnte, so gilt dies nicht für
einen zweiten, weiterreichenden Vorschlag zur Anderung des Entscheidungs-
verfahrens, den das BMFI wiederholt vorgebracht hat. Im BMFT ist immer
wieder darauf hingewiesen worden, daB die eigentliche Wurzel des sich als

"Politikverflechtungsfalle" manifestierenden Übeh i- Binslimmigkeitsprinzip
der Entscheidungsfindung zur "Blauen Liste" liegt. Das ist aveifellos, wie
dargestellt, richtig beobachtet. Das BMFT kann sich bei dieser Diagnose
sogar durchaus auch auf Klagen von seiten der Länder über umständlicho,
langwierige und oftmals ergebnislose Entscheidungsprozesse berufen. Den-
noch hat die Forderung des BMFI, aus diesen Gründen das Einstimmig-
keits- durch oin Mehrheitsprinzip abzulösen, kEine Chance, von den Ländern
akzeptiert zu werden. In dieser Frage sind die Interessenlagen noch die
gleichen wie bei der Formulierung der Rahmenvereinbarung Forschungsförde-
rung. Wenn dns f,i6fimmigkeitsprinzip nicht mehr gtilte, müpte jedes Land
befürchten, vom Bund in wechselnden Koalitionen mit anderen Ländern
ausgespielt zu werden. Gerade weil die Interessen der Länder an den ein-
zelnen Forschungseinrichtungen durchaus untorschiedlich sind, können sio
ihr übergeordnetes gemeinsames Interesse, weitere forschungspolitische
Kompetenzgewinne des Bundes zu verhindern, nur dadurch dauerhaft reali-
sieren, daB sie sich selbst zu einer "Einheitsfront" gegen den Bund zwingen -
ähnlich wie beim früheren "lftnigsteiner Staatsabkommen". Diese Zusam-
menhänge sind natürlich auch dem BMFI bekannt. So gesehen haben immer
wieder yqn sinzelnen Mitarbeitern des Ministeriums artikulierte Forderun-
gen nach einer Abschaffung des Einstimmigkeitsprinz.ips letztlich wohl nur
den Charakter eines legitimatorischen Rituals. Man will sich in der politi
schen Selbstdarstellung von eigener Schuld am Immobilismus der "Blauen
Liste" freisprechen, indem man den auf dem Biasfimmigkeitsprittzip beharren-
den Ländern den Schwarzen Peter zuschiebt.

Eine dritte Strategie zur Vermeidung der "Politikverflechtungsfalle" geht
davon aus, dap die forschu"gspolitischen Akteure des Bundes und der Länder
nicht selbst in der Lage sind, sich aus der wechselseitigen Blockade heraus-
zubewegen. Das sollen statt dessen die Bund-Länder-Institute, die bislang
ja als gesamte Gruppe weitgehend auf den Status eines bloBen Entschei-
dungsobjekts reduziert waren, für die forschungspolitischen Akteure bewerk-
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stelligen. Ein zu realisierender höherer Grad an interorganisatorischer Selbst-

organisation der "Blauen Liste" soll diese als dritte Kraft in die Akteurkon-
stelllation von Bundes- und Landesministerien einbringen. Ahnlictr wie die

GroBforschungseinrichtungen mit der AGF soll die "Blaue Liste" einen

Dachverband erhalten. Ein solcher Verbund könnte bestimmte Steuerungsauf-

gaben bezüglich der einzelnen Institute übernehmen und hierdurch die
politischen Steuerungsinstanzen entlasten. So prüft neuerdings auch die BLK
die Idee einer stärkeren Selbstorganisation der "Blauon Liste", weil damit

für die forschungspolitischen Akteure ein einheitlicher Ansprechpartner
gegeben wäre. Welche Aufgaben man im einzelnen der Selbststeuerung eines

solchen Institutsverbunds überlassen will, wäre zu Hären. Soweit sind die

Diskussionen bislang niemals gediehen. Vor allem hat man sich im BMFT
von einer solchen Selbstorganisation der "Blauen Liste" stets erhofft, dap

diese als forschungspolitischo pressuro group in eigener Sache politischen

Druck auf die Länder ausübt, was wiederum konsensstiftend wirken könnte.
In dieser Hinsicht wird auf die MPG und die DFG als Vorbild Bezug

genommen. Deren organisatorisches EinfluBpotential habe schon häufig daftr
gesorgt, daB in wichtigen Fragen die Konsensbildung der forschungspoliti-
schen Akteure nicht zu lange gedauert und überhaupt zu einem Ergebnis
geführt habe.

Allerdings gibt es zur Selbstorganisation der "Blauen Liste" bislang lediglish

vage Ideen und Vorschläge. Am weitesten gediehen war noch der Versuch,
bei der DFG vorzufühlen, um deren Interesse an der Übernahme einer Trä-
gerschaft für die Institute der "Blauen Liste" zu erkunden. Deren Reaktion
*s1 allsldings eindeutig: Die DFG lehnte es rundweg ab, mit einer "MPG
zweiter Klasse" bzrv. "Augias GmbH" - so die drastische Reaktion - behelligt
zu werden. Diese Ablehnung dokumentiert im übrigen nochmals die vorherr-
schende Einschätzung der "Blauen Liste" als völlig heterogenes und unter

Qualitätsgesichtspunkten teilweise problematisches Konglomerat von For-
schungseinrichtungen. Inzwischen gibt es von seiten einiger Bund-Ländei-
Institute Bestrebungen, die Selbstorganisation der Gruppe zu einem Interes'
senverband voranzutreiben. Erste Gespräche der Leitungen über gemeinsa-

me Probleme haben stattgefunden; es bleibt abzuwarten, ob hieraus, ähnlich
wie im - noch zu schildernden - Fall der GroBforschung, eine verbandsförmi-
ge Struktur hervorgebracht werden und welches forschungspolitische Gewicht
dieser zukommen kann.

Als vierte Strategie zur Umgehung der "Politikverflechtungsfalle" sind
auf seiten des BMFT unterschiedlich weitreichende Modelle zur Entflechtung
der gemeinsamen Finanzierung der "Blauen Liste" durch Bund und Ltinder
diskutiert worden. Zumeist isf ss allsldingc bislang bei internen Planspielen

verblieben. Ein erster Vorschlag bestand darin, die Refina"zierungsregelung
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für die bilateral geförderten Bund-Litnder-Institute abzuschaffen. Dann wären
die Finanzierungs-, Inklusions- und Exklusionsentscheidungen hinsichtlich
der meisten Forschungseinrichtungen der "Blauen Liste" nur noch durch den
Bund und das jeweilige Sitzland zu treffen, wodurch der Konsensbedarf
erheblich gesenkt wärde. lsdiglisl die sogena""ten "Serviceeinrichtungen"
verblieben in der multilateralen pgldenrng. Dieser Vorschlag des BMFT
[nt sllsldings wenig Aussicht auf psalisielrrng, da die Refinanzierungsrege-
lung ja gerade getroffen wurde, um erhebliche Ungleichheiten der finan-
ziellen Belastung an'ischen den einzelnen Ländern auszugleichen, Da diEser
Finanzausgleich eine wesentliche Voraussetzung ihrer Solidarität untereinan-
der ist, die wiederum erforderlich ist, um den forschungspolitischen Kompe-
tenzaneignungsbestrebungen des Bundes Einhalt zu gebieten, können die
Länder sich auf diesen Vorschlag des BMFI nicht einlassen.

Ein weitergehender Vorschlag der im BMFT diskutiert worden ist, ging
dahin, daB alle bilateral geförderten Forschungseinrichtungen aus der "Blauen
Liste" e:rkludiert und in Landesforschunsseinrichtungen umgewandelt werden.
Dann verblieben nur noch die "Serviceeinrichtungen" als vom Bund und den
Ländern gemeinsam finanzierte Forschungseiffichtungen. Damit erledigte
sich für den Gropteilder jetzigen Bund-Länder-Institute das Konsensproblem
dadurch, daB fortan nur noch das jeweilige Sitzland die forschungspolitischen
Entscheidungen bezüglich einer solchen Forschungseinrichtung trifft. Den
Ländern ginge hierdurch freilich der erhebliche finanzielle Beitrag des Bundes
und der übrigen L?inder zu den institutionellen Zuwendu'gen der betreffen-
den Forschungseinrichtungen verloren. Diese finanzielle Mehrbelastnng der
Länder wollte man auf seiten des BMFT dadurch wieder ausgleichen, dap
die institutionellen Zuwendungen an die GroBforschungseinrichtungen fortan
ausschlieplich vom Bund getragen wiirden, den jeweiligen Sitzländern also
ihr bisheriger Anteil von LIVo erlassen wärde. Dieser Vorschlag liefe auf
ein politisches Tauschgeschäft hinaus, bei dem sowohl die "Blaue Liste"
als auch die GroBforschungseinrichtungen aus der gemeinsamen Finanzierung
durch Bund und Länder herausgenommen würden. Der Bund gäbe seine
forschungspolitischen Kompetenzen bezüglich der Forschungseinrichtungen
der "Blauen Liste" an die Länder ab; dafür übereigneten diese ihre for-
schungspolitischen Kompetenzen bezüglich der GroBforschungseinrichtungen
an den Bund.

Dieser Vorschlag des BMFT traf allerdings sowohl bei den Ländern als
auch bei den anderen Bundesministerien, denen [es,timmfe Bund-Länder-
Institute zugeordnet sind, auf keine Gegenliebe. Die Länder wollen nicht
aus der GroBforschung herausgedrängt werden. Hierbei spielt insbesondere
die höhere Prestigeträchtigkeit der Beteiligung an einer Gropforschungsein-
richtung eine Rolle. Den Ländern ist zudem aus regionalpolitischen Erwägun-
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gen daran gelegen, auch weiterhin als institutioneller Träger auf die Gropfor-
schungseinrichtungen einwirken zu können. Ebenso sind andere Bundesmini-
sterien wie das BMWi daran interessiert, die ihnen zugeordneten Bund-
Länder-Institute auch weiterhin als Quasi-Ressortforschungseinrichtungen
nutzen zu können, was durch institutionalisierte Einwirkungsmöglichkeiten
auf diese erleichtert wird. Dieses Interesse der anderen Bundesministerien
gilt schlieBlich in gleicher Weise auch für das BMFI hinsichtlich der ihm
zugeordneten Bund-Länder-Institute. Eine pauschale Delegation der bilateral
finanzierten Institute der "Blauen Liste" wü,rde dem Interesse des BMFT
zuwiderlaufen, institutionalisierte Steuerungsbefuguisse bezüglich bestimmter
Bund-L?inder-Institute zu behalten - auch wenn diese Sl"uslungsbefugnisse
faktisch durch die "Politikverflechtungfalle" sehr stark eingeschränkt sein
mögen.

Immer wieder ist im BMFT vor allem auch angesichts der Schwierig-
keiten mit der "Blauen Liste" sogat daran gedacht worden, die Rah-enverein-
barung porsgfuungsförderung oder zumindest die "Ausführungsvereinbarung
Forschungsoinrichtungon" aufzukündigen. Die Folgen oines solchen radikalen
Schritts wären allerdings kaum übersehbar. Klar ist, daB die gemeinsame
Forschungsförderung durch Bund und Länder dadurch in eine Krise geriete,

die sich nur schwer auf die "Blaue Liste" begrenzen lieBe. Damit stünden
aber die Institutionalisislungsformen der gesamten staatlich finanzierten
auBeruniversitären Forschung mit Ausnahme der Ressortforschungseinrich-
tungen gleichzeitig zur Disposition. DaB die dann nötigen Neuregelungen,
die sich zweifellos lange hinziehen würden, im Vergleich zu den bisherigen
Regelungen vorteilhafter für den Bund gestaltet sein würden, wäre keineswegs
absehbar.

Betrachtet man diese verschiedenen Möglichkeiten, aus der "Politikver-
flechtungsfalle" herauszukommen oder zumindest deren negative Folgen
abzumildern, so kann man insgesamt konstatieren: Die Chancen dafür, daB
grundlegende Struktuweränderungen herbeigeführt werden könnten, sind nicht
sehr groB. Das ist letztlich darin begründet, daB jede der vom BMFT ins
Auge gefaBten oder versuchten Strategien vitale Interessen der Länder
beeinträchtigen, ohne auf sonderliches Interesse bei anderen Bundesressorts
oder beim BMF zu stoBen. Sofern keine - nicht abzusehenden - weitreichen-
den Anderungen externer Faktoren geschehen, ist auch nicht damit zu
rechnen, daB sich die wechselseitige Blockade der forschungspolitischen
Akteure auflöst.

Angesichts dessen gewinnen die positiven Aspekte der bisherigen Regelung
bezüglich der "Blauen Liste", auch wenn sie sich gegenüber den ambitionierten
ursprünglichen Erwartungen des BMFT eher gering ausnehmen, wieder
an Gewicht. Eine Aufkündigung der gemeinsamen institutionellen Förde-
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rung der Forschungseinrichtungen der "Blauen Liste" durch den Bund gäbe
diesem nur noch die Möglichkeit, über die Zuweisung von projektmiitern
auf die Forschungsaktivitäten der betreffenden Einrichtungen einwirken zu
können. Doch Projektförderung ist, wie man im BMFT sehr wohl weiB, in
viel stärkerem MaBe als institutionelle Förderung abhringg davon, werche
personelle, organisatorische und apparative Forschungskapazität in einem
Institut zum jeweiligen Zeitpunkt gegeben ist. Als institutionellem Träger
einer Forschungseinrichtung kommen dem BMFT dieser gegenüber hingegen
Steuerungsbefugnisse zu, die es ansonsten nicht hätte. Das BMFT kann so
in gewissem MaBe EinfluB nehmen auf:

- die jtihrliche und mittelfristige Finanz- und personalplanung einer Einrich-
tung,

- die generelle Aufgabenstellung und das Forschungsprogramm der Einrich-
tung sowie

- die personelle Besetzung der Leitungspositionen der Einrichtung.

Insbesondere, wenn diese steuerungsgröBen in Kombination gehandhabt
werden, etwa finanzielles oder personelles wacbstum konditional mit bestimm-
ten Anderungen des Forschungsprogramms oder ein bestimmtes Forschungs-
programm mit bestimmten Besetzungen von Loitnngspositionon verknüpft
werden, können sich erhebliche forschungspolitische Steueru"gschancen
ergeben. weiterhin kann das BMFT dort, wo es an der institutionellen
Trägerschaft einer Einrichtung beteiligt ist, auch über kleinliche und zögerli-
che bzw. gropzügigere und beschleunigtere Handhabung seiner administra-
tiven Aufsicht das wohlverhalten der Einrichtung gegenüber seinen for-
schungspolitischen Zielsetnngen vsrstärken. Hinzu kommt, daB nach der
Erfahrung des BMFT die Beteiligung des Bundes an der institutionellen
Finanzierung der Bund-Länder-Institute auch die Bsreitschaft der Länder
erhöht, die Vergabe von Projektmitteln etwa des BMFT an diese Institute
zu akzeptieren. Somit ist die institutionelle Trägerschaft als verbesserte
Grundlage der forschu"gspolitischen Steuerung je einzerner Bund-Länder-
Institute für das BMFT zumindest eine partielie Kompensation der steue-
rungsrestriktionen, die ihm die kollektive Entscheidungsfindung mit den
Llindern ansonsten auferlegt. Da das BMFT ohnehin läingst nicht an allen
Bund-Länder-Instituten gleichermaBen forschungspolitisch interessiert ist,
reichen ihm solche einzelfallbezogonen Slsuslrrngschancen oftmals durchaus
aus.

so besehen ist die gemeinsame institutionelle Finanzien'ng der Bund-
Länder-Institute zwar einerseits eine "Politikvelflegfihrnqsfalle'i mit all den
geschilderten Problemen für das BMFT, die "Blaue Liste" für seine for-
schungspolitischen Förderschwerpunkte einzusetzen - andererseits gewinnt
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aber das BMFT nur hierüber denZugang dazu, die Bund-Länder-Institute

zumindest über Projektmittel im Sinne seiner forschungspolitischen Schwer-

punktsetzungen steuern zu können. Die "Politikverflechtungsfalle" ist der

kostenfaktoi, der für jenen Nutzen in Kauf genommen werden muB. Es

handelte sich bei der Konstruktion der "Blauen Liste" für das BMFT wie

auch ftir die anderen Fachressorts des Bundes um eine aneitbeste Wahl.

Das gleiche glt für das BMF. Der aus den Einigungsav?ingen über die

institutionelle Finanzierung resultierende Immobilismus der "Blauen Liste"

kam dem BMF durchaus willkommen, wird dadurch doch dor Finanzbedarf

für diese Gruppe von Forschungseinrichtungen geringer gehalten als bei

anderen denkbaren Entscheidungsmodi. Dadurch, dap 4is fe15sfiungspoliti-

schen Akteure von Bund und Ländern einander wechselseitig daran hindern,

ihre jeweiligen "Favoriten" unter den Einrichtungen groBzügigmit finanziellen

Mitt;ln und Planstellen auszustatten, braucht das BMF um so weniger die

undankbare Rolle des Verhinderers von forschungspolitisch wünschbarem

zu übernehmen.
Fär die betroffenen Forschunsseinrichtungen selbst stellt sich die "Politik-

verflochtungSfalle" durchaus ambivalent dar. Auf der einen Seite trifft arar
zu, dap die-AnderungSresistenz der "Blauen Liste" den Forschungseinrichtun-

gen Chancen des überdurchschnittlichen Wachstums nimmt. Hierfär sind

äie Forschungseinrichtungen dann auf Drittmittel - auch vom BMFT - und

sonstige Einnih-en verwiesen. Andererseits bietet die "Politikverflechtu'rgsfal-
le" abär den in die "Blaue Liste" inkludierten Forschungseinrichtungen auch

einen weitgehenden Besitzstandsschutz - insbesondere einen Schutz gegen

Exklusionsentscheidungen. Dadurch sind die Bestandsinteressen der For-

schungseinrichtungen zunächst ei"-al gewaht'
Hier ist zu bedenken, daB die "Blaue Liste" genau zu jenem Zeitpunkt

gegründet wurde, als die staatlichen Finanzmittel insgesamt und auch im
bereich der ForschungSpolitik sich zunehmend verknappten. In solchen

Tniten ist ein Bestandsschutz, wie ihn der Entscheidungsmodus zur "Blauen
Liste" in hohem MaBe gewährt, für die Forschungseinrichtungen wichtiger,

als os Wachstumschancen sind. Dementsprechend werden die in die "Blaue
Liste" inkludiertenForschungseinrichtungen die "Politilverflechtungsfalle" erst

dann als beengende Zwangsjacke empfinden, wenn insbesondere auf seiten

des Bundes die finanziellen Mittel der Forschungspolitik wieder in gröBerem

Mape vorhanden sein werden, aber dann eben nicht so leicht über Steigerun-

gen der institutionellen Finanzier"'''g verfügbar gemacht werden können.
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Kapitel 6
Dle Fraunhofer-Gesellschaft

Vom nlumpensammlern zum f,'orschungskonzern: Das RÄtsel der zwei

Fraunhofer-Gesellschaften

Die Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) ist ein als gemeinnützig anerkannter,
eingetragener Verein "zur Förderung der angewandten Forschung". Die FhG
zählt heute zusanmen mit der Deutschen Forschungsgemoinschaft (DFG)
und der Max-Planck-Gesellschaft (MPG) zu den drei groBen selbstverwalte-
ten Forschungsorganisationen in der Bundesrepublik. Während DFG uud
MPG für die Forschungsförderung an den Hocbschulen bar'. für die Förde-
rung der auperuniversitären Grundlagenforschung zusttindig sind, ist die
Tätigkeit der FhG parallel dazu auf die angewandte Forschung ausgerichtet.
Zu diesem Zweck unterhält die Gesellschaft eigene Institute, deren haupt-
sächliche Aufgabe in der Auftrags- oder Vertragsforschung fiir staatliche
Stellen und ftir die private Wirtschaft liegt. Neben der zivilen Vertragsfor-
schung betreibt die FhG auch Verteidigungsforschung. Von den derzeit 37
Einrichtungen der Gesellschaft arbeiten 6 Institute hauptsächlich im Auftrag
des Bundesrninisteriums der Verteidigung (BMVg).

Wenn man die organisatorische Entu,icklung der FhG näher betrachtet,
so fällt allerdings im Vergleich zu DFG und MPG ein erstaunlich untlpi-
sches und diskontinuierliches Verlaufsmuster des Prozesses ihrer Institutio-
nalisierung im bundesdeutschen Forschrrnqssystem ins Auge. Die FhG wurde
arar bEreits 1949 gegribrdet, aber erst 1968 in die institutiouelle Forschungs-
förderung des Bundes aufgenommon. Sie bstrieb beroits seit dor Mitto der
ftinfziger Jahre Auftragsforschung, ihre finanzielle Entnicklung blieb aber
bis zum Ende der sechziger Jahre weit hinter den allgemein rasch ansteigen-
den pslssftnngsausgaben in dieser Zeit zurück. Während da"''' seit dem
Beginn der siebziger Jahre das finanzielle Wachstum im Bereich der staat-
lich geförderten Forschung abflachte, läpt sich dagegen nach 1-975 von
eincm regolrechten "Boom" in der Auftragsforschung der FhG sprechen.
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Das diskontinuierliche Verlaufsmuster ihrer Institutionalisierung wird im
Vergleich der jährlichen Haushalte der FhG mit den Jahresbudgets der
MPG besonders deutlich. Im Vergleich zur MPG verhält sich das finanzielle
Wachstum der FhG geradezu gegenläufig (vgl. Abbildungen 6 und 7).

Abbildung 6: Budgetwachstum der FhG und MPG 1952 - 1986
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In den sechziger Jahren stieg das Haushaltsvolu-en der FhG avar in
gleichen Zuwachsraten wie der Etat der MPG an. Die absoluten Beträge,
die der FhG zur Verfügung standen, lagen aber weit unter den Forschungs-
mitteln der MPG. Während die MPG 1969 über ein Haushaltsvolumen von
ca. 25L Mio. DM verfügte, botrug dor Etat der FhG im selben Jah 60,4
Mio. DM. Von diesen 60,4 Mio. DM aber lieBen sich wiederum nur 11



Kapitel 6 t73

Abbildung 7: lndex des Budgetwachelums dEr FhG und MPG 1952 . 1996
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Mio. DM der Auftragsforschung zurechnen. Dagegen stammten allein fast
40 Mio. DM aus Forschungsmitteln des BMVg.l

1 Soweit im Text nicht ausdrücklich andere Quellen angeführt werden, beziehen sich alle
finanzstatistischen Angaben bis 190 auf eine Aus,wertung der Rechnungsprüfungen der
FhG durch die Süddeutsche Treuhand GmbH. Ab 1970 ziehen wir für finanzstatistische
Angaben die jährlichen Forschunppläne der FhG heran. Wir sind dem Vorstand der FhG
in diesem Zusammenhang sehr zu Dank verpflichtet. Ohne seine ungewöhnlich freundliche
Unte$tützung würe die Erhebung dieses Quellenmaterials nicht möglich gewesen. Aber
auch darüber hinaus konnte sich unser Versuch, die Gencsc der FhG zu rekonshuieren,
übcr wcitc Strcckcn wcdcr auf einschlägigc Litcraturöcständc noch auf bislang öffcntlich
zugängige Quellen und statistische Daten zur Entwicklung der Gesellschaft stützen. Es
war deshalb sowohl notwendig, auf "grauen Literatur zurückzugreifen, als auch eigene
Erhebungen durchzuführen. Diese Erhebungen beziehen sich zum einen aufVerhandlungs-
protokolte, Schriftwechsel, Aktenunterlagen und ähnliche qualitative Datenquellen zur
Entwicklung der FhG in den Jahren 1%9 bis 1962, die uns ebenfalls freundlicherweise
vom Vorstand der Gesellschaft überlassen wurden. Zum anderen basiert die vorliegcnde
Rekonstruktion auf vierzehn ausführtichen Interviews mit Experten und Zeitzeugen der
bundesdeutschen Forschungspolitik. Auch ihnen gilt für ihre Mitarbeit und ihre Geduld
bei der Erläutetung oftmals komplizierter Sachverhalte und historischer Zusammenhänge
unser Dank.

- 
MPG

.--. FHG
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Seit dem Beginn der siebziger Jahre nahm dann die Bedeutung der ver-

teidigungsbezogenen Forschung in der FhG nach und nach ab, während da-

gegen die von der FhG aufgewandten Mittel für die industrielle und staatli-

ihä Vertragsforschung anstiegen. Deren Anteil betrug 1974 noch 50Vo und
wuchs auf fast 70Vo des Gesamtetats der Gesellschaft im Jahr 1984. Von
der Mitte der siebziger Jahre bis zur Mitte der achtziger Jahre vervierfach-
ten sich in diesem Bereich die Umsätze der FhG nahezu mit einem Anstieg

von 64,2 Mio. DM auf 251 Mio. DM.
Betrachtet man also die FhG vor 1970 in Vergleich zu ihrer Enfwicklung

nach L975, so scheint man gewissermapen "arei Fraunhofer-Gesellschaften"
vor sich zu haben; eine fast stagniffslr6e, wenig konkurrenzfähige FhG der

ftinfziger und sechziger Jahre und eine e:rpandierende, in der Auftragsfor-
schung äuperst orfolgreiche FhG der siebziger und achtziger Jahre. Bis zur

Mitte der siebziger Jahre galt die FhG denn auch in den einschlägigen

forschungspolitischen Kreisen als eine Organisation *i1 mangelhaften Lei-

stungen in der Forschung und fehlenden Managementkonzepten in der Ak-
quisilion von pol5gfuungsaufträgen. Auch bei den groBen Forschungsorganisa-

tionen DFG und MPG genoB die Gesellschaft keinerlei Renommee. Die
FhG wurde als ein loser Verband von zusammengewürfelten Instituten mit
zudem fragwürdiger Qualität angesehen. Die Gesellschaft besaB den Ruf
eines "Lumpensammlers", der zufällig und nach Gelegenheit alle möglichen

Institute und Aufträge "sammelte", aber kein systematisches und leistungSfä-

higes Konzept in der Auftragsforschung entwickelt hatte.

Aus dem "armen Mannu in der angewandten Forschung - auch diese

Bezeichnung fiir die FhG hatte sich in den einschlägigen Kreisen in der
Forschungspolitik am Ende der sechziger Jahre eingebürgert - entwickelte
sich seit der ersten Hälfte der siebziger Jahre eine am Markt für die Auf-
tragsforschung stetig wachsende Organisation, die 1986 mit einem Jahresum-

satz von ca. 500 Mio. DM etwa die Hälfte des Forschungsetats der MPG
umsetzte. Das Battelle-Institut, in den funfziger und sechziger Jahren zu-

gleich Vorbild und unerreichter Konkurrent der FhG in der Vertragsfor-
schung, wurde von ihr, gemessen am Jahresetat, bereits mehrfach "überrun-
det". Während Battelle 1980 etwa 70 Mio. DM umsetzen konnte, verftigte
die FtrG im gleichen Jahr mit über 200 Mio. DM fast über ein Dreifaches

dieses Jahresetats.
In der forschungspolitischen Praxis werden die Erfolge der FhG in der

Vertragsforschung nach 1975 heute allgemein der Strukturreform zugeschrie-

ben, die die Gesellschaft in den Jahren LW3n4 durchlief. Diese Reform
gilt als eines der gelungenen Beispiele sozialdemokratischer Technologiepoli'
iik, die mit dem 1973 gegründeten Bundesministerium 1ü1 ps1ssfuung und
Technologie (BMF[) verfolgt wurde. Eines der ersten forschungspolitischen
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Reformprojekte, die das BMFT in Angriffnahm, bestand in der Entwicklung
des "Modells Fraunhofer-Gesellschaft". Dieses Modell wurde als ein geradezu
einzigartiges Experiment zur Schaffrrng einer leistungsftihigen Trägerorgani-
sation in der angewandten Forschung betrachtet.

Dem Modell Frau"hofer-Gesellschaft lag die forschungspolitische Über-
zeugung zugrunde, dap eine effiziente praxisnahe Forschung grundsätdich
andere Organisationsstrukturen aufiveisen mupte als die Grundlagenfor-
schung. Die Forschung der FhG durfte nicht wie Grundlagenforschung als
Selbstaveck betrieben, sondern muBte am wirtschaftlichen und gesellschafts-
politischen Bedarf ausgerichtet werden. Deshalb muBte die Förderung der
angewandten Forschung Förderrrng von Auftragsforschung sein. Im Fall der
Vertragsforschung lag die Definition des Forschungsziels und die Kontrolle
über eine ökonomische Verwendung der Forschungsmittel bei den Auftrag-
gebern selbst. Eine Förderung der angewandten Forschung als Förderung
von Vertragsforschung konnte es also verhindern, dap sich die Forschung
mehr an ihren selbst gewählten Problemen als an den Problemen der wirt-
schaftlichen und politischen Praxis orientierte. Es galt deshalb ein finanz-
technisches Modell zu entr*,ickeln, das den Akteuren im Bereich der ange-
wandten Forschrrng einen Anreiz bot, aktiv Forschungsaufträge einzuwerben.

Das Kernelenent der Strukturreform der FhG bestand denn auch in der
Umstellung ihrer institutionellen Förderung auf die sogenannte "variable,
erfolgsabhängige Grundfinanzislsag.r'Dioses pinanzislungsmodell sieht eine
direkte Abhängigkeit der Höhe der Grundfinanzislung der FhG von der
Höhe der eingeworbenEn Mittel aus der Auftrag;sforschung nach dem Ver-
htiltnis 1:1 vor. Für jeden eingeworbenen Betrag erhtilt die FhG einen Be-
trag in gleicher Höhe aus dem Haushalt des BMFT als Grundförderung.
Mit dieser Form der Finanzierung war sowohl ein Anreiz für die FhG zur
Steiger"ng ihres Auftragsvolumens geschaffen als auch eine Effizienzkontrol-
le und Ergebnisbewertung der Aktivitäten der FhG durch das BMFT mög-
lich geworden (vgl. Bundesbericht Forschung t975:2L7).

Nach allem, was wir heute über die "Grenzen der institutionellen Reform"
(Scharpf 1987) und über das "Steuerungsvorsagen" (Mayrtz 1987) politischer
Institutionen wissen, sollten dem Sozialwissenschaftler aber nun gerade die
als erfolgreich eingestuften politischen Reformen ein Rätsel aufgeben und
die Frage nach den Bedingungen ihrer Möglichkeit aufwerfen, statt sie un-
mittelbar auf die Absichten und Mapnahmen der staatlichen Akteure zurück-
zuführen. Dieses Kapitel hat sich denn auch die Aufgabe gestellt, das Rätsel
der avei Fraunhofer-Gesellschaften zu lösen und die kausalen Verkettungen
des Prozesses ihrer Institutionalisierung im bundesdoutschen Forschungssy-
stem zu rekonstruieren. Wie sich im Verlauf dieser Rekonstruktion zeigen
wird, hat die im Jafu 1975 in Kraft getrotene "variable, erfolgsabhtingige
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Grundfinanzierung" der FhG durch das BMFT sin neues, eigondynamisches

Wachstum der Auftragsforschung eingeleitet. Dennoch ist das Modell Fraun-
hofer-Gesellschaft nicht am forschungspolitischen ReiBbrett entstanden und
sein institutionelles Desigrr keine forschungspolitische creatio at nihilo, als

die es heute gern betrachtet wird. Seine Genese ist viehnehr auf eine Reihe

von kontingenten Ereignissen und Prozessen zurückzuflihren, die auf manch-

mal komplizierten Umwegen schlieBlich in einem stabilen Ennvicklungspfad
mündeten, ohne dap eine kollektive politische Rationalität diesen Weg gewie-

sen hätte. Die folgende tabellarische Übersicht und die chronologische Liste
über die Entwicklungsstadien der Gesellschaft von 1949 bis heute soll dem

Leser zu einer ersten gdsalislrrng auf den nicht immer ganz einfachen
Entwicklungspfaden der FhG dienen.
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ÜOerslcm 5: Entwicklung der Fraunhofer.Gesellschaft I 949-i 989

ftniddungsstadien lnsüürtsgdindungen

1949t953 1.94'91950: Geologisch_e Forschungsein-
richtung des Landes Bayern

lgx>19ö3: ProJektträger des BMW

19s4-1958 1954-1957: Umorientierung auf die Ver-
tragsforschung, Gründung elgenEr ln-
stitute mit Unterstützung clurch Baden-
Württembsrg und Bayern

Ab 15/: Prolektträqer lür das BMVo.
Eingllederunj von-fünl Ressorffoil
sohungslnstltüten des BMVg

PST, IMPK

ISF/lFm, lhbf/laH

lEw, lsh, tTP/lBP

195$198f 195$19tr1: Elngliederung von weiteren
12 lnstltulsn und Elnrlchtungen ln dle
zlvlle Auftragsforoohung

DBVIRB, EMl, lAe, lCT, IPA

DRC, FAe, LBF, PBF/IAU,
TES, IGF/IGB

IRM

196S19@ Vorhandlungen dos WR um dlo För-
derung der FhG durch den Bund

1968: Aufnahme ln dle Forschungs.
förderung des Bundes

rsf

1Sl0blC/5 19/0: Entscheidung zum Ausbau der
FhG alg Trägerorganisatlon des Bun-
dos ln der Vsrtragsforschung

19tI l6blnetbbeschluB zur Umetelluno
der Förderung aer FtiG auf dle varla'-
ble, orfolgsabhänglge Grundflnanzle-
rung

lSt&19/5: Flelorm der Management-
strukturen und personeller Austausch
des Senats und Voretands der Ge.
sellschaft durch das BMFT

APW/IPWIPM, laFP, llTB

DZW, IFKM, lSC, IHEM

lLV, lztP, WKI

rsr

IFAM, IFT, INT

1Clet9@ 1975: lnkrafüreten der Anreizlinanzle-
rung

ITA, IWM, IITB, IPK

lAo, lPT, lsE, TEG

ITW, FHAK

IUCT, IMS, IMT

AIS, ILT

AGD
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Üuersiart 6: Dle Fraunhotsr-lnstltute

Abkürzung Name Gründungsjahr

IMPK

rfs/rsF
lFm

thbA

IEW
laFP

PST

laH

lnstitut lür angewandto Mikroskople, Photographle und 1954
Kinematographle
Schlle9ung: 1980

Patentstelle lür dle Deutsche Forschung der
Fraunhof e r-Ge8ellschaft

lnstitut lür Stelnholzlorschung
ab 1962: lnstltut tür Fupbodönlorschung und -materl'
alpülung
Aüsgliederung: 1968

lnstltut für hyglenlsch-bakterlologlschs Arbeltsverlahren
ab 1974: lnsifiut lür angewandte Hygiene
SchliePung: 1976

lnstltut flir Elsktrowerkstofle
ab 1970: lnstitut für angewandte Festkörpelphyslk
ab 1978: lnstltut lür Angewandte Festkörperphyslk

Prül- und Forschungslnstitut lür die Schuhherstellung
Schlleßung: 1958

lnstitut für Technische Physik
ab 1973: lnstitut für BauPhYsik

Dokumentatlonsstelle lür Badloohemle
Anllösungr 19Bt

FachausschuP tür Aerosollragen
Aullösung: 1964

Ernst-Mach-lnstltut für Kunzeltdynamlk
ab 1976: mit der 1973 gegründeten Abtellung lür
Balllstik (ABF)

lnstltut lür Trelb- und Explosivstotle
ab 1988: Umbenennung'ln lnstitut lüt Chemlsche
Tochnologie

lnslitut für Aerobiologie

lnstitut für ProduKlonstechnik und Automatisierung

Dokumentationszentrale lür Bautechnlk
ab 1979: lnformatlonszentrum RAUM und BAU

lnstltut für Betriebsfestigkelt (ursprüngllch Laboratorl-
um für Betrlebsfestlgkeit)

Teahnische Entwlcklungsslelle Lindau
Schllepung: 1972

1955

1956

1956

1957

1957

1958

1958

1958

1959

't9s9

1959

1959

1960

1962

IAF

lsh

ITP/
IBP

DBC

FAe

EMI

tcr

lAe

IPA

DTB/
IRB

LBF

TES 1962
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Abkürzung Name Gründungsjahr

IGF/
IGB

lnstitut für Physlk und Chemie der Grenzllächen
ab 1974: lnstiiut lür Grenzflächen- und Bloverfahiens-
technlk

Physlkalisoh-Biokllmatische Forschungsstelle
ab 1974: lnstitut lür Atmosphärische Umweltforschung
ab 1986: Umbenennung der Abküaung

lnstltut lür Radlometeorologle und Marltlms Meteoro-
logle
ab 1975: Forschungsgruppe für Radiometeorologle
Schliepung: 1976

Forechungsgruppe für Hydroakusllk
ab 1975; lnstitut tür Hydroakustlk
ab 1985: Forsohungegruppe für Hydroakustik

lnstitut für Schwingungslorschung, Tübingen
ab 1968: ln Karlsruhe
ab 1979: lnstltut lür lnformations- und Dalenverarbel-
tung

Arbeltsgruppe lür Physlkallsche Weltraumforschung
ab 1973: lnstltut lür Physikallsche Weltraumforschung
ab 1979: lnstltut tür Physlkallsche MEptochnlk

Dokumentatlonszentrale Wasser
Schllepung: 1983

lnstltut für Festkörpermechanik
ab 1979: lnstltut lür Werkstottmechanlk

hstltut tür Slllcatlorschung
(Übernahme des MPI lür Silicatforschung)

Elngliederung der Arbeltsgruppe lür Angewandte Ma-
terlalforschung
ab 1974: lnetitut lür Angewandte Materiallorschung

lnstltut lür Höchstspannungs-Eleklronen-Mlkroskople
Auflösung: 1972

lnslltut für Lebensmltteltechnologle und Verpackung
Angliederung
1978: Elnglledorung

lMlhelm-Klaudltz-lnstltut lür Holzforschung
Eingliederung

lnstitut für Syetemtechnik und lnnovatlonslorschung

lngtitut für zerslörungsfreie Prüfverlahren

lnstitut lür FestkörpertEchnologle

lnslltut für Natunvissensohaftlich-Technlsohe Trend-
analyssn

1962

1903

19tr1

1965

1967

1969

1971

1971

1971

1971

1972

1972

1972

1972

1972

1974

1974

IAU/
IFU

FgHIV
IHAI(
FHAK

PBFI

IRM

IITB

APW
IPW
IPM

DZW

IFKM/
lwM

lsf

rsc

IFAM

IHEM

ILV

WKI

tzlP

IFT

INT
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Abkünung NamE Gründungsjahr

IPK

TEG

ITA

IPT

ASg
rsE

ITW

tAo

rMs

Aulbau der Abt. für Fertlgungsanlagen und Konstruk-
tionsleohnik lm lPA, Berlin
ab 1979: lnstltut tür Ptoduklionsanlagen und Kon-
slrukllonstechnlk

Gründung der Technologie-Entwicklungs-Gruppe

lnstitut für Toxikologie und Aerosolforschung
(mlt dem lnstltut lüi Aerobiologie, Gralschaft und dem
neugn lnstitutstell, Hannover)
1985: Trennung ln die lnstltute IUCT, Grafschatt und
lTA, Hannover

lnetitut lür Produktionstechnologie

Arbeitsgruppe lür Solare Energiesystsme
ab 1981: lnstltut lüt Solare Energiesystome

lnstltut lür Transporttechnik und Warendlstribution

lnslitut lür Arbeitswlrtschaft und Organlsatlon
(aug dem lnstitut lür Produktionsteohnik und Automa-
tlslerung IPA)

lnslitut für Mlkroelektronische Schaltungen und Sy-
slemo

Abt. für Mikrostrukturtechnik des lnstituts lür Festkör-
pertechnologie (lFT), Berlin
ab 1986: lnstitut für Mikrosttukturtechnik

lnstltut für Laserlechnik

Arbeitsgruppe für lntegrierte Schaltungen
ab 1990: lnstltut lür lntegrlerte Schaltungen

lnstitut für UmwEllchemie und Ökotoxikologie

Arbeilsgruppe für Graphische Datenverarbeltung

lnstitut lür Schicht- und Oberllächentechnik

lnstitut für Silizlumtechnologle

't976

1978

1979

1980

1980

1981

1981

1982

1982

1984

1985

1985

1987

1990

1990

AMT/
IMT

ILT

Ats/
ils

rucr

AGD

rsT

tstT

Quelle: Zusammenslollung durch die Venaraltungszentrale der FhG.



Kapitel 6 18L

2 Aufstleg und Nledergang der Fraunhofer-Gesellschaft zu Beginn
der lünfzlger Jahre

2,L Von der bayerischen Landeseinrichtung zur dritten "Säule" des
Forschungssystems

Die FhG wurde am 6.3.1949 auf Initiative des Bayerischen Geologischen
Landesamtes und Oberbergamtes in München gegründet. Die Gründung
der FhG erfolgte ursprünglich in der Absicht, eine Forschungseinrichtung
zu schaffen, mit deren Hilfe Probleme bei der Nutzbarmachung bayerischer
Bodenschätze gelöst werden sollten. Dementsprechend befaBte sich die
Gesellschaft auch zunächst mit Forschungen über Tiefensprengungen.

Die Umorientierung der FhG von einer Einrichtung im Dienst des
Bayerischen Geologischen Landesamtes auf eine bundesweit operierende
Trägergesellschaft in der angewandten Forschung setzte bereits zum Jah-
reswochsol L949150 ein. Dio Initiative hierzu grng allerdi"gs wonigor von
der Gesellschaft selbst als vom Bundeswirtschaftsministerium (BMWi) aus.
Dem BMWi war für die kommenden Jahre aus ERP-Mitteln (Mittel aus
dem European Recovery Program) ein Forschungshaushalt in der Höhe von
ca. ?ß Mio. DM in Aussicht gestellt worden. Diese Summe erschien der
Ministerialverwaltung zu hoch, um ri" io sllsiniger Regie zu verteilen. Für
die Vergabe der Mittel suchte das BMWi deshalb nach einem "öffentlichen
oder gemeinnützigen Forschungsinstitut", das "die Mitverantwortung bei der
Durchführung der Arbeiten übernehmen kann."2

Aus der Bitte des Bundeswirtschaftsministers an die FhG um Mithilfe
bei der Vergabe der ERP-Mittel wurde sehr rasch der von beiden Seiten
gemeinsam entwickelte Plan, die Gesellschaft als eine komplementäre Träger-
organisation in der industrienahen, angewandten Forschung zur DFG (zu
diesem Zeitpunkt noch "Notgemeinschaft der Deutschen Forschung") in der
Hochschulforschung und zur MPG in der Grundlagenforschung auperhalb
der Hochschulen auszubauen.

Im Wirtschaftsminisfelium war man über eine "Mitverantwortung" der
FhG bei der Vergabe von ERP-Mitteln hinaus daran interessiert, zur Absi-

2 Rundschreiben des Bundesministen für Wirtschaft an die Hcnen Wirtschaftsminister
(Senatoren) der Länder der Bundesrepublik Deutschland vom 16.8.1951, gez. Ministeriatrat
Hinsch. Da das Ministerium befürchtete, daB igcgen dic Beauftragung eines Hochschulin-
stituts Bedenken geltend gemacht werden könnenn, hatte sein zuständiges Referat "inzni-
schen die Fraunhofer-Gesellschaft zur Förderung der angewandten Fortchung e.V. gebeten,
gegebencnfalls als Zuschupcmpfängerin die Miwerantwortung bei der Durchführung rron
Forschungsaufträgen von privaten Forschem und industriellcn Betricbcn zu übernchmcn".
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cherung der eigenen forschungspolitischen Kompetenzen "eine starke Organi-

sation im Rücken zu haben."e Der Ausbau der FhG zu einer Trägerorga-

nisation der wirtschaftsnahen Forschung sollte dem BMWi organisatorische

Ressourcen an die Hand geben, die es ihn erlaubten, in der Ressortkonkur-

renz mit dem Innenministerium mitzuhalten.a
Der Plan des BMWi, die FhG zu einer gesonderten Einrichtung in der

angewandten Forschung auszubauen, fand bereits wenige Monate später

Unterstützung durch den Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (SV).

Der SV richtete sich am Ende des Jahres 1951 mit der Frage an den Präsi-

denten der FhG, ob die Gesellschaft "grundsätzlich zu folgender Tätigkeits'
Umstellung bereit ist: Übernahme einer geplanten zentralen Informations-,
Beratungs- und Vermittlungsstelle für aus der Wirtschaft anliegende For-
schungswä,nsche."5

Auch aus der Sicht des SV sollte die Tätigkeits-Umstellung der FhG

eine Lücke im Forschungssystem der Bundesrepublik schlieBen. Das Er-
gebnisprotokoll einor gemeinsamen Sitzung von VErtretern des BMWi, der

FhG und des SV am Beginn des Jahres L952 hält dazu fesfi "Als Bild der

kommenden Organisation wird folgendes gesehen: Überbau für die gesamte

Forschung ist die Deutsche Forschungsgomeinschaft. Die Forschung ruht
auf mehreren Säulen, darunter vor allem den Universitäts-und Hochschulin'

stituten, der Ma:r-Planck-Gesellschaft und der Fraunhofer-Gesellschaft."6

Die Komplettiertrng des Forschungssystems in der Bundesrepublik düch
eino anwendungsorientierte Trägerorganisation schien dem SV um so dringli-
cher, als mit der kurz bevorstehenden Gribrdung des Battelle-Instituts, einer
deutschen Tochtergesellschaft des privaten, US-amerikanischen Battelle

Memorial Institute, eine ausltindische Konkurrenzorganisation am bundesdeut-

schen Forschungsmarkt auftauchte. Im Kreis der forschungspolitischen Orga-
nisationen und Verbände in der Bundesrepublik galt das Battelle-Institut
am Beginn der ftinfziger Jahre geradezu als ein nationales Unheil. Hier wurde

3 ,Reisebericht", vertrauticher Bericht übcr Gespräche mit Vertretern der Abteilung II/6
des BMWi, der DFG und des Stifterverbands (SV), FhG, 2.6.1952, gez. Heitz,

4 "In Etatverhandlungcn mit dem Bundestag" liep das BMWi den Vorstand der FhG
wissen, nhabe es sich gezeigt, daB der Forschungsreferent des Innenministeriums viel

erfolgreichcr abgeschnitten habe, als MR Hinsch (der Forschungsrefercnt des BMWi)'
weil jener sich immer auf die wohlausgebaute und mächtige Deutsche Forschungsgemein-

schaft stützen konnte. Eine ähnliche Stütze hofft MR Hinsch bezüglich seines Ressorts

in der Fraunhofer-Gesellschaft zu finden'" V$. "Reiseberichtn in Fupnote 3.

5 Gedächtnisprotokoll über die Besprcchung am Z. Oktober 1951 im Hause Roelen, betr.
Tätigkeits-Umstellung der Fraunhofer-Gesellschaft, ungezeichnct.

6 Aktenvermerk Besprechung betreffend Fraunhofer-Gesellschaft in Augsburg am 20.1.52,

ungezeichnet.
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befürchtet, udap die Amerikaner ar urx; komnen, rlm die Grundlagenforschuqg
zu übernehmen, die sie drüben nicht im gleichen MaBe haben."7 Der Präsi-
dent des SV betrachtete es deshalb als ein "nationales Verdienst", wonn die
FhG es'rve1hinds11könnte, dap die Industrie sich an das höchst unerwü,nsch-
te Battelle-Institut wendet und also dadurch erreichen könnte, daB Battelle
nie ins Geschäft ko-mt."8

Seine Bereitschaft, am Ausbau der FhG zu einer ftsmplementfuen Trä-
gerorganisation mitzuwirken, knüpfte der SV im wesentlichen an drei
Bedingungen. Zunächst muBte die FhG im Rahmen eines Gegenseitig-
keitsabkommens auf die Einwerbung von Spenden aus der Industrie ver-
zichten. Sie muBte des weiteren für eine "bundesweite" Besetzung von
Senat und Vorstand sorgen und schlieBlich "eine grundlegende Aussprache
über die Abgrenzung der Aufgaben avischen Frau"hofer-Gesellschaft und
der Forschungsgemeinschaft" herbeiführen.e Waren diese Bedingungen erfüllt,
so bot der SV an, die Verwaltungskosten der Vermittlungsstelle mit jährlich
50.000 DM zu übernehmen.

Ebenso rasch wie sie das Angebot des BMWi zur Mitverantwortung
angenommen hatte, ergriff die FhG auch die Chance, die der SV ihr bot.
Sie verpflichtete sich, irn Rahmen eines sogenannten Gegenseitigkeitsab-
kommens Spendeneinwerbungen auf ihre Mitglieder zu beschränken. Zum
Jahreswechsel 195U52 wurde die personelle Besetzung des Vorstands und
Senats der Gesellschaft nahezu komplett ausgetauscht. In den Senat wurden
"Persönlichkeiten aller deutschen Bundesländer und einer Reihe namhafter
Industrieunternehmen" (Epp 1984: Teil I, 7) gewählt. Der Sitz des bayeri-
schen Wirtschaftsministeriums im Senat der FhG elog ao einen Vertreter
des Bundesministeriums ftir Wirtschaft über. Dem personellen Wechsel in
den Entscheidungs- und Leitungsgremien der FhG folgte dann der Versuch,
mit den groBen porsslungsorganisationen zu einer Einigung über dio wech-
selseitige Abgrenzung der Aufgabengebiete zu gela"gen.

7 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft. Protokoll über die Sitzung des Venral-
tungsrates am ?4.3.1952 in Frankfurt.

8 Vg. nReiseberichtn in Fupnote 3.
9 Aktenvermerk. Betr.: Besprechung beheffend Fraunhofer-Gesettschaft in Augsburg am

20.1.52, FhG, ungezeichnet.
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2.2 Forschungspolitische Domänsnkonflikte und der vorläufige Ausschlup

der Fraunhofer-Gesellschaft aus der Förderung des Bundes

Die Verhandlungen mit den gropen Forschungsorganisationen DFG und

MPG über eine wechselseitige Abgrenzung der Aufgabengebiete gestalteten

sich allerdings weit schwieriger, als die gemeinsam von FhG, SV und BMWi
identifizierte "organisatorische Lücke" im Bereich der anwendungsorientier-
ten Forschung hatte vermuten lassen. Aus einer funktionalen Perspektive

mochte eine Komplementärorgenisation in der angewandten Forschung zu

DFG und MPG am Beginn der fünfziger Jahre durchaus erforderlich er-

scheinen. Dem standen allerdings forschungspolitische Konflikte mit den

beiden gropen Forschungsorganisationen entgegen, die ihrerseits daran inte-
ressiert sein muBten, die Institutionalisierung einer eigenständigen Trägeror-
ganisation des Bundes in der angewandten Forschung zumindest solange

zu verhindern, bis sich der Bund an ihrer Finanzierung beteiligte.
Das "Königsteiner Abkommen" lieB dem Bund zwei forschungspolitische

Alternativen offsn. Zum einen war er frei, sogenannte "Zweckforschungsein'
richtungen im Dienst einer zentralen Verwaltung" und "mit einem Aufgaben-

bereich für die Gesamtheit der Länder" zu fördern. Eine andere Ausnahme

von dem Grundsatz, daB die "wissenschaftliche Forschung Aufgabe der
Länder" sei, war "der Ersatz von Kosten für Sondorforschungsaufträge, die
zentrale Stellen im Rahmen ihrer Zuständigkeit" den sogenannten "Königstei'
ner Instituten" erteilten (Artikel2). Der sin?ig gangbare Weg für den Bund,

an der Forschungspolitik der Länder einvernehmlich beteiligt zu werden und
hierüber möglicherweise dauerhaft Kompetenzen za erringen, bestand in
Sonderfinanzierungen.

In dieser Situation wurde die FhG zu einor ernsthaften Konkurrenz
der groBen Forschungsorganisationen um die Forschungsförderung des

Bundes. Ihre Absicht, quasi als Ressortforschungs- und Dienstleistungs-

organisation des BMWi in der angewandten Forschung tätig zu werden,

konnte das Interosse des Bundes schwächen, sich mit Sonderhaushalten
an der Finanzierung der gropen Forschungsorganisationen zu beteiligen.
Es bestand also fü,r DFG und MPG die Gefahr, daB der Bund mit Hilfe
eigener Trägerorganisationen, die nicht dem "Köniesteiner Abkommen"
unterlagen, dem Kompetenzkonflikt mit den Ländern auswich und eine

selbständige Forschungspolitik an den groBen Forschungsorganisationen vorbei

entwickeln konnte.
Die groBen Forschungsorganisationen hätten in einem solchen Fall aber

nicht nur in Konkurrenz mit einer bundeseigenen Organisation um die Höhe
von Fördermitteln gestanden. Darüber hinaus wurde durch den Eintritt der
FhG in das "Spiel" um die Forschungsförderung die Strategie von DFG und
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MPG gefährdet, langfristig eine Globalförderung durch den Bund zu errei-
chen. Die globale Förderung durch den Bund setzte voraus, daB er seinerseits
über keine andere Alternative verfügto, als sich an der Förderung von DFG
und MPG zu beteiligen. Anderenfalls hätten DFG und MPG in der Konkur-
renz mit einer solchen Organisation möglicherweise zweckgebundene För'
dermittel des Bundes akzeptieren müssen.

Dies war im übrigen auch der Grund, weshalb der SV an einer "drit-
ten Säule" des bundesdeutschen Forschungssystems interessiert war. Bereits
vor 1933 hatte sich im Rahmen der institutionellen Verklammerung des SV
mit der Notgemeinschaft der deutschen Wissenschaft - der Vorläuferin der
DFG - die Praxis herausgebildet, daB die vom SV in Spendenaktionen aufge-
brachten Gelder aus der Wirtschaft ohne Verwendungsauflagen "zur weite-
ren Veranlassung" an die Notgemeinschaft gingen (Risler 1983: 8). Die Not-
gemeinschaft verteilte diese Mittel an den Hochschulen, ohne dap der SV
"im übrigen in ein direktes Verhältnis zu den begünstigten Wissenschaftlern"
kam (Risler 1983). Der SV besaB allerdings auch keine Machtmittel, um
die von ihm an die DFG weitergeleiteten Gelder mit Verwendungsauflagen
zu versehen. Im Falle von Zweckauflagen durch den SV verfügte die DFG
immer über die Alternative, durch eine eigene Unterorganisation, wie etwa
einen Verein der Freunde und Förderer, das Monopol des SV auf Spenden-
sammlungen in der Wirtschaft zu brechen und private Zuwendungen direkt
zu vereinnahmen. Da diese Bedrohung seines Monopols einer Bedrohung
seiner Existenz gleichkam, blieb dem SV kaum eine andere Wahl als die
globale Förderung der DFG.lo

Zugleich brachte dem SV die globale Überlassung der Spenden an die
DFG allerdings immer Legitimationsprobleme gegenüber seinen industriellen
Geldgebern mit sich, denn auf seiten der Wirtschaft bestand "die Abneigung,
aus freiwilligen Leistungen der Unternehmen stammende Mittel der Vergabe-
entscheidung der Empfänger, d.h. der begünstigten Wissenschaftler selbst
zu überlassen." Vor allem wurde befürchtet, "die der Industrie besonders
wichtige angewandte Forschung könnte in einem dominierend von Wissen-
schaftlern bestimmten Verfahren zu kurz kommen" (Risler 1983: 10). Eine
Beteiligung des SV an der Finanzierung einer als Vermittlungsstelle zwischen
Forschung und industriellen Auftraggebern fungierenden FhG hätte dieses
Legitimationsproblem zumindest mildern können. Die Pläne des BMWi, die
FhG zu einer eigenständigen Forschungsorganisation auszubauen, boten dem
SV eine Chance, sich aus der starken institutionellen Verklammerung mit

10 Dies geht unter anderem aus Interviewrs mit ehemaligcn Spitzenvertrctem der DFG und
des SV hervor.
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der DFG zu lösen und diese vielleicht sogar um die Vergabe der industriel-
len Spenden mit der FhG konkurrieren an lassen. Trotz dioser parallelen
Interessenlage von Bund und SV gelang es jedoch zum damaligen Zeitpunkt
nicht, die FhG als eigenständige Forschungsorganisation auf Bundesebene
zu etablieren.

In den sogcnannten Abgrenzungsverhandlungen avischen BMWi, SV,
und FhG einerseits sowie vor allem der DFG andererseits lautete denn
auch der entscheidende Einwand gegen eine eigenständige Einrichtung in
der angewandten Forschung: "Eine Lücke ist tatsächlich zu schlieBen, aber
sie heipt Geld und nicht Organisation." Der spätere DFG-Präsident Raiser
ergänzte diesen Einwand, indem er betonte: "Es wäre ein Unglück, reine
und angewandte Forschung organisatorisch trennen zu wollen."lr Eine eigen-
ständige Organisation der angewandten Forschung, so die generelle BefüLrch-

tung in der DFG, ftihre zur "Überorganisation", zu unerwünschter Konkur-
renz in der Forschungsförden'ng an den Hochschulen also.rz Die MPG
befürchtete dagegen, dap eine selbständige Trägerorganisation in der ange-

wandten Forschung ihre eigene anziehungskraft für den Bund schwächen
und dessen Interesse an der Förderung der MPG schmälern müBte. "Ich
würde es für eine verhänguisvolle Ennricklung halten", schrieb Werner Hei-
senberg am 28.1.L952 an den späteren MPG-Präsidenten, Adolf Butenandt,
"wenn sich die Vorstellung einnistet, die MPG treibt nur Grundlagenfor-
schung, die Fraunhofer-Gesellschaft treibt die nützliche Forschung."ts Adof
Butenandt teilte die Befürchtung Werner Heisenbergs, "daB sich hier eine
für die Max-Planck-Gesellschaft verhängnisvolle Entwicklung anbahnt, die
man mit allen Kräften unterbinden sollte."la

Die Verhandlung zwischen den Vertretern der DFG einerseits und der
FhG, des SV und des BMWi andererseits ftihrten zunächst zu keinem defini-
tiven Ergebnis. Eine Einigung wurde lediglich in dem Punkt erzielt, daB
die FhG der DFG als Mitglied beitreten solle und sich "mit der Deutschen

11 Aktenvermerk betreffend Besprechung über Eingliederung der Fraunhofer-Gesetlschaft
in die Deutsche Forschungsgemeinschaft in FrankfurtM., L2.2.L952, FhG, Tgb.Nr. 307/52.

L2 'Die Hochschulinstitute wurden bisher ausschlieBlich von der Notgemeinschaft betreut,
jetzt betätigt sich auch die Fraunhofer-Gesellschaft auf dem gleichen Gebiet ... Uegt hier
nicht eine Uberorganisation vor?" Diskussionsbeitrag Prof. Siebel für die DFG, Aktenver-
merk betreffend Besprechung über Eingliederung der Fraunhofer-Gesellschaft in die Deut-
sche Forschungsgemeinschaft.

13 Schreiben von Werner Heisenberg an Adolf Butenandt vom 28.1,1952. NachlaB Heisenberg,
DFG -Korrespondenz L952-L956.

14 Schreiben von Adolf Butenandt an Werner Heisenberg vom '1..2.1952. Nachlap Heisenberg,
DFG -Korrespo ndenz 19 52-L95 6.
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Forschungsgemeinschaft slsfimmel w'rd.ilrs Alerdings zeichnete sich in die-
ser Verhandlung bereits die Strategie ab, die DFG und MPG zukünftig als
gemeinsame Linie gogenüber dor FhG vertraten. Ein Vertreter der DFG
war der Ansicht: "Eine legitime Aufgabe ftir die Fraunhofer-Gesellschaft
ist die Schaffrrng von Verbindungen. Allein diese Aufgabe berechtigt die
Fraunhofer-Gesellschaft zum Dasein.uro Mit der "Schaffung von Verbindun-
gen als alleiniger Aufgabeu sollte der Tätigkeitsbereich der FhG auf die vom
SV angeregte Vermittlungsstelle beschränkt werden. Otto Bayer vertrat in
dieser Sitzung darüber hinaus einen Vorschlag von Werner Heisenberg, die
angewandte Forschung innerhalb'der DFG durch die Grtiurdung eines ent-
sprechenden Gremiums oder Ausschusses zu organisieren. Heisenberg favori-
sierte dabei die EinsEtzung eines zweiten, "technischen Senats" innerhalb
der DFG, in den die FhG als Vermittlungsstelle organisatorisch übergeleitet
werden sollte.

Auf dieses Konzept sollte auch der SV festgelegt werden, wie aus dem
Protokoll einer Verwaltungsratssitzung vom März 1952 hervorgeht, auf der
die Ansprüche und Ziele der FhG erörtert wurden. Die FhG sollte keine
eigene Forschung treiben, sondern sich auf den Betrieb der Vermittlungs-
stelle beschrtinken und dabei in engster Abstimnung mit der DFG arbeiten.

"Falls keine Einigung mit der Fraunhofer-Gesellschaft über Aufgabenbe-
schränkung, Venraltungssitz und Arbeitsgemeinschaft DFG zustande kommt",
so die Position der DFG, solle der SV "auch keine Unterstützung und keine
Mitgliedschaft in den Organen [der FhG, die Autoren] unterhalten."lT Diese
Zielsetzung widersprach nun nicht nur dem Konzept der "dritten Säule",
das für den SV strategisch so attraktiv war, sondern brachte ihn auch inso-
fern in eine schwierige Lage, als er im eigenen Interesse verhindern mupte,
dap die FhG wieder zum Spendensammeln in der Industrie genötigt wurde.
So kam der SV schlieBlich mit den Vertretern der gropen Forschungsorgani-
sationen darin überein, daB die FhG ihre Aktivitäten auf die Vormittlungs-
stelle zu beschränken habe, behielt sich aber vor: "Sollte es zu keiner Zu-
sammenarbeit lmit der DFG, die Autoren] kommen, so sollten trotzdem
vom Stifterverband die 50.000 DM Für die Verwaltungskosten der Vermitt-
lungsstelle, die Autorenl bezahlt werden mit der Abmachung, dap die

15 Niederschrift über das Ergebnis der Besprechung, die am L2,2,L952 in FrankfurtM. zur
Kllirung des Verhältnisses zwischen Deutscher Forschungsgemeinschaft und Fraunhofer-
Gescllschaft stattfand, FhG, Tgb.Nr. 308152, t2,2.1952, ungezeichnet.

16 Aktenvermerk betreffend Besprechung über Eingliedcrung der Fraunhofer-Gesellschaft
in die Deutsche Forschungsgcmeinschaft am 12,2.L952, FhG, Tgb.Nr. 307152,9e2. Sörcnsen.

17 Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft. Pnotokoll über die Sitzung des Verwaltungsra-
tes am 24.3.1952 in Frankfurt. Nachlap Heisenberg, DFG-Korrespondenz 1952-1956.
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Fraunhofer-Gesellschaft keine Unterstützungsbeiträge in der Gesamtwirt'
schaft sammelt."l8 Tatsächlich machte sich der SV denn auch der FhG
gegenüber in der Folgezeit zum Sprachrohr des neuen Konzepts.le

Eine Zeitlang schien es, als führten die Verhandlungen At dem von
den groBen Forschungsorganisationen angestrebten Ziel, die FhG auf den

schmalen Bereich Forschungsvermittlung unter der Führung der DFG fest'
zulegen. Im sogenannten Augsburger Abko"'men vom L5.5.L952 verpflichtete
sich die FhG gegenüber der DFG, der Forderung nach "personeller Verzah-
nung" nachzukommen. Sie nahm eine Vertretung der DFG in den Senat

ihrer Gesellschaft auf und trat selbst als Mitglied der DFG bei, ohne ihrer-
seits den Anspruch zu erheben, im Senat der DFG vertreten zu sein.& Als
weiterer neleg ftir die Kooperationsbereitschaft der FhG diente die Ande-
rung ihres Kärzels. Anfänglich kürzte sich die Fraunhofer-Gesellschaft mit
den InitialEn F.G. ab. Im Zuge der Verhandlungen mit der DFG wurde
diese Abkürztrg"zlur besseren Unterscheidung" in FhG umgewandelt (vgl.

Epp 1984: Teil I, 9).
Das Augsburger Abkommen erwies sich aber nicht als tragfähiger Kom-

promip. Die FhG blieb weiterhin bei ihrer Absicht, über die Aufgabe als

Vermittlungsstelle hinauszugehen und suchte sich durch ihre treuhänderische
Tätigkeit für das BMWi als eine in dessen Haushalt fest institutionalisierte
Trägerorganisation zu etablieren. Das BMWi geriet aber nun seinerseits
zunehmend in Widerspruch zur Forschungspolitik des Bundesministerium
des Innern (BMI). Im BMI war man bereit, der DFG ein Vertretungsmono-
pol für die Forschung in der Bundesrepublik zuzuerkennen. So sah der
Entwurf des BMI für ein ForschungsförderungsgesetzimJafu L952 vor, die
DFG zur naflsinigen Repräsentantin der Forschung in Deutschland" zu er-

18 Stiftewerband für die Deutsche Wissenschaft. Protokoll über die Sitzung des Verwaltungsra-
tes am 24.3.1952 in Frankfurt. NachlaF Heisenberg, DFG-Konespondenz 1952-1956.

19 Gegenüber der FhG forderte der SV nun die Auflösung ihrer Verbindung zum BMWi.

"In Kreisen des Stifterverbandes", ließ Verbandsdirektor Nord die l-eitung der FhG wissen,

"wünsche man, dap alle Forschungsarbeit (sowohl die akademische wie auch die industrielle
Forschung) in der Deutschen Forschungsgemeinschaft bearbeitet wird. Die Fraunhofer-
Gesellschaft habe auf diesem Gebiet nichts verloren.n Den ZuschuB von jährlich 50.000 DM
für den Betrieb der Vermittlungsstelle durch die FhG knüpfte der SV an die Bedingungen:

" a) Die Fraunhofer-Gesellschaft erkennt an, daB die Deutsche Forschungsgemeinschaft
die alleinige Repräsentantin der Forschung in Deutschland ist. b) Die Fraunhofer-Gesell-
schaft betreibt ausschlieplich die Auskunfts- und Vermittlungsstelle und gibt alle sonstigen
Arbeiten an die Deutsche Forschungsgemeinschaft ab" (v$. nReisebericht" in Fupnote 3).

20 Diese Möglichkeit war von der DFG mit dem Hinweis ausgeschlossen worden, die FhG
sei kein "geborenes Mitglied" der Forschungsgemeinschaft, wie etwa die MPG, Raiser für
die DFG, Aktenvermerk. Besprechung über Eingliederung.
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klären.2r Die Position des BMWi, mit der FhG eine von der DFG unabhän-
gige und zu ihr in Konkurrenz stehendo Forschungsorganisation aufzubauen,
wurde unhaltbar. Es akzeptierte schlieplich die Auffassung, daB ein techni-
scher Senat innerhalb dei OpC "letzien Endes eine Rüökendeckung" für
seine Interessen in der wirtschaftsnahen Forschung bilde.z Ende 1952 zog
sich das BMWi aus der Zusa-menarbeit mit der FhG zurück: Das Ministe-
rium verweigerte die Auszahlung von bereits zugesagten Mitteln in Höhe
von 500.000 DM für die Förderrrng von Projekten durch die FhG, und auch
ein zuvor bewilligter ZuschuB über 50.000 DM zur Deckung von Gemeinko-
sten wurde storniert. Zum Ende der zweiten Wahlperiode schied der For-
schungsreferent des BMWi aus dem Senat der FhG aus.

Die FhG geriet nun in oine bedrohliche fina"ziello Situation, und im
Herbst 1953 bat ihr Präsident um die Eingliederung der FhG in die DFG.
Nur den Namen Frarrnhofer-Gesellschaft wollte er gern erhalten wissen (vgl.
Epp 1984: Teil I, 9). Zu einer solchell fi,inglisdelung war die DFG aller-
dings nun nicht mehr bereit. In seinem Antwortschreiben wies DFG-Präsi-
dent Raiser darauf hin, "daB es der FhG - aus welchen Gribrden auch im-
mer - nicht gelungen ist, die Förderung dq angewandten Forschung mit
der von ihr selbst als wtbrschenswert betrachteten Energie voranzutreiben",
und kündigte die Absicht an, daB sich die DFG selbst um die angewandte
Forschung kümmern wolle.23 Der kurze Zeit danach gegründete "AusschuB
für angewandte Forschung" der DFG gründete seinerseits im September 1954
die "Vermitllungsstelle für Vertragsforschung e.Y."24

Der DFG wurde diese kompromiBlose Haltung dadurch erleichtert,
dap sie ihrem Ziel einer Globalförderung durch Bund und Länder inari-
schen insofern näher gekommen war, als der Bund sich seit 1954 in gröBe-
rem Umfang als in den Vorjahren an ihrer Finanzierung beteiligte. Der Bund
hatte nach 1952 seine Versuche eingestellt, sich durch gesetzgeberische
MaBnahmen ein Recht zur Beteiligung an der Forschungspolitik der Länder
zu schaffen, und suchte sich nun statt dessen mit zum Teil massiven Sonder-
haushalten, die er aus den Abbau des "Juliusturms" finanzierte, in deren
Forschungsfördorung gewissermaBen einzukaufen. Die Förderung der a"ge-
wandten Forschung ging damit in den folgenden Jahren mit Ausnahme der
Atomforschung im wesentlichen auf die Forschungsgemeinschaft als Träger-
organisation über.

21, Vgl nReisebericht' in FuBnotc 3.
22 So Otto Bayer gegenüber Walther Hinsch. Schrciben von Otto Bayer an Werner Heisen-

berg vom 12.1.L952, Nachlap Heisenberg, DFG-Korrespondenz l9S2-L956.
23 DFG-Priisident Raiser an FhG-Präsident Roelen, zirierr bei Epp 1984: Teil I, 1.0.

A YgL zur Zusammensetzung und Arbeit dieses Ausschusses: Zerold 1968: 516ff.
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Der SV empfahl der FhG nun, zu liquidieren und bot an, zv diesem

Zweck letztmalig eine Summe von 20.000 DM zur Verfügung zu stellen

(vgl. Epp 1984: Teil I, 100. Zwar kam es nicht zur Auflösung der Gesell-

schaft, die FhG geriet aber in eine forschungspolitisch äuBorst marginale

Position und blieb bis zur Beilegung des Kompetenzstreits anischen Bund

und Ländern von der Forschungsförderung des Bundes ausgeschlossen.

Während sich die Frage der pilanlierung von DFG und MPG dwch den

Bund zum alles beherrschenden Konfliktthema der bundesdeutschen For-
schungspolitik ausweitete, entwickelte die FhG schlieplich ein neues strategi-
sches Konzept, um doch noch als "dritte Säule" des bundesdeutschen For-
schungssystems in die institutionelle Forschurgsfördernng aufgenommen zu

werden. Dem Bund selbst blieben allerdings bis zur Beilegung des Kompe-

tenzkonflikts mit den Ländorn durch das "Verwaltungsabkommen zur Förde'
rung von Wissenschaft und Forschung" aus dem Jahr 1964 in dieser Frage

die Hände gebunden. Erst nach diesem Verwaltungsabkommen und erstn

nachdem er DFG und MPG den Status als autonome und selbstverwaltete

Forschungsorganisationen zuerkannt hatte, konnte der Bund die Institutionali-
sierung einer eigenständigen Trägerorganisation in der angewandten Forschung

ernsthaft in Angriff neh-en. Unterdessen hatte die FhG als reino Uberlebens'
strategie, und ohne daB dies den beteiligten Akteuren zunächst bewupt wurde,
ein aeuartiges institutionelles Modell zur Förderung der angewandten For-
schung entrpickelt.

3 Vertragsforschung als Nischenstrategie und der Beitrag der
Verteidigungsforschung zum Modell Fraunhofer-Gesellschaft

3.L Vertragsforschung im industriepolitischen Konzept Baden-Württembergs

Nach dem Abbruch der Verbindungen zum BIvIWi und der Absage der
DFG geriet die FhG zunächst in schwere interne Konflikte um den Kurs
der Organisation. Auch die Liquidation der Gesellschaft muBte angesichts
ihrer finanziellen Lage ernsthaft in Erwägung gezogen werden. Dennoch blieb
die Leitung der Gesollschug laldl'rngsfähig. Trotz aller interneu Differen-
zen, die die Absage der DFG in Vorstand und Senat ausgelöst hatte, überwog
schlieplich eine 'Tetzt-erst-recht" Reaktion. Nur wenige Monate nach dem

Abbruch der Beziehungen anm BMWi und dem zumindest vorläufigen Aus-
schluB aus der Forschungsförderrtng des Bundes logte der Vorstand ein neues

forschungspolitisches und überlebensstrategisches Konzept ftir die Gesellschaft

vor. "Nach den letzten Endes höchst unfruchtbaren und erfolglosen Verhand-
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lungen auf der Suche nach einer 'legalen' Abgrenzung der Aufgaben- und
Interessengebiete muBte die Fraunhofer-Gesellschaft ihren eigenen Weg ge-
hen" (Epp 1984: 15).

Diesen "eigenen Weg" entwickelte die FhG in enger Kooperation mit
dem Wirtschaftsministerium des Landes Baden-Württemberg. Im Auftrag
des baden-württembergischen Wirtschaftsministeriums erhielt die Gesell-
schaft eine äileite Chanco, gegen das Battelle-Institut anzutreten. Diesmal
allerdings nicht als "Forschungsvermittlungsstelle", sondern als Konkurrent
von Battelle in der industriellen Auftrags- oder Vertragsforschung.

Nachdem die FhG ursprüngligfu als eine geologische Forschungseinrich-
tung des Landes Bayern konzipiert war, denn sehr rasch die Chance ergrif-
fen hatte und damit gescheitert war, als "treuhänderische Vermittlerin" in
der Förderung der angewandten Forschung durch den Bund tätig zu werden,
entwickelte sie seit der Kooperation mit den Ltindern Baden-Württemberg
und Bayern einen dritten Identitätsentwurf als Organisation der Vertragsfor-
schung.

Im baden-württembergischen Wirtschaftsministerium sah man sich auf-
grund der fehlenden Initiativen des Bundes im Bereich der kleinen und
mittleren Industrie dazu gezwungen, in der pelssfoirngsförderung selbst aktiv
zu werden. Baden-Württemberg wuchs, wie der ehemalige Forschungsrefe-
rent im Landeswirtschaftsministerium berichtets, schon bald nach 1949 in
der Förderrr'"g der industriellen Forschung gemeinsam mit den Wirtschaftsmi-
nisterion der Länder Bayern und Nordrhein-Westfalen eine Art "Stellvertre-
terrolle für den Bund" zu. Es fühlte sich dabei insbesondere den überwiegend
mittelständischen Industrieunternehmen, die keine eigene Forschung unterhal-
ten konnten, verpflichtet. Dabei orientierte sich das Wirtschaftsministerium
in Baden-Württemberg am Battelle-Institut und an dessen Konzept der Ver-
tragsforschung. "Wir suchten Forscher, die bereit waren, Aufträge zu über-
nehmon. Wir brauchton eine flexible Finanzierung, die begrenzte Grundzu-
schüsse ermöglichte, aber keine Sicherrngszusagen."

Die Entscheidung für die Kooperation mit der FhG war für Baden-
Württemberg nur eine zweitbeste Wahl. Im Landeswirtschaftsministerium
wru man nach eigenen Angaben von dem forschungspolitischen "Hungerleider"
FhG anfänglich nicht überzeugt und interessierte sich wesentlich mehr für
das Battelle-Institut, dem Baden-Württemberg finanzielle Unterstützung ftir
die Vertragsforschung anbot. Über die kostenlose Bereitstellr".g eines Grund-
stücks in Stuttgart hinaus setzte die Landesregierr"'g, wie der ehemalige

25 Die folgenden Ztate entstammen einem Interviewmit dem damaligen Forschungsreferenten
im baden-württembergischen Wirtschaftsministerium.



L92 Fn u n ho fe r- G es e I Is c h a ft

Forschungsreferent betont, auch sonst alles daran, um Battelle nach Stuttgart
zu ziehen. Battelle zog schlieBlich aber den Standort Frankfrut vor. Seitdem

bestanden in Stuttgalt Pl?ine für ein "eigenes dezentrales Battelle-Institut".
Gemeint war damit eine vom Land grundgeförderte Trägerorganisation, die
industrienah forschende Gruppen oder Institute zusammenfaBte und auf
die Vertragsforschung ftir die Industrie orientierte.

Ebenso rasch, wie die FhG das Angebot des BMWi und des SV ergrif-
fen hatte, als "dritte Säule" des bundesdeutschen Forschungssystems zu fun-
gieron, nahm sie jetzt die Gelegenheit wahr, in der Kooperation mit der
baden-württembergischen Landesregierung an die Stelle des Battelle-Insti
tuts zu treten. Die Leitung der FhG sah die wichtigste forschungspolitische

Lücke des bundesdeutschen Forschungssystems nun nicht mehr in einer feh-

lenden Einrichtung zur treuhänderischen Vermittlung von Forschungsprojek-
ten, sie wollte jetzt vielmehr mit einem "neuen Typ von Forschungsinstitu-

ten" die in "Deutschland noch bestehenden Lücken für Auftragsforschung
schlieBen" (FhG-Jahrbuch 1,957: 4). Durch den Ausfall des Battelle'Instituts
füir das Land Baden-Württemberg ergab sich eine forschungspolitische Nische

ftir die FhG, die zukünftig die Identität der Organisation prägte und auf
die das Modell FhG letztlich zurückgeht.

Als ersten Schritt zur Verwirklichung ihres neuen Konzepts in der Ver-
tragsforschung gründete die FhG 1954 die "Patentstelle für die Deutsche

Forschung" in München. An der Finanzierung der Patentstelle beteiligten
sich neben den Ländern Baden-Württemberg, Bayern und Nordrhein-Westfa-
len auch Hessen und Niedersachsen. In den ersten Jahren übernahm dar-
über hinaus der Deutsche Gewerkschaftsbund mit einem ZuschuB in Höhe
von 10.000 DM einen Teil der Betriebskosten für die Patentstelle. Ab L955

steuerte auch der SV einen jährlichen ZuschuB in Höhe von 50.000 DM
zur Finanzierung der Patentstelle bei.28 Ebenfalls bereits im Jahr 1954 ent'
stand mit fina"zieller Hilfe des \Villsshaft5ministeriums in Baden-Württem-
berg das erste Fh-Institut. 1956 und L957 gründete die FhG apei weitere
Institute für die Vertragsforschung.

Die Kooperation der FhG mit dem Land Badon-Württemberg allein
hätte allerdings schwerlich eine ausreichende finanzjelle Basis für den

"eigenen Weg" der FhG mit und in der Auftragsforschung abgegeben. Das

Konzept, das die FhG gemeinsam nit der Landesregierung in Baden-Würt-
temberg entwickelte, sah vor, dap die Institute für die Vertragsforschung
"sich bis etwaT\Vo selbst finanzieren" (FhG-Jahrbuch L957:4). Dieser Anteil

26 Dieser Betmg war gewissermapen der Preis, den er für den Verzicht der FhG auf eigene

Spendenaktionen in der Wirtschaft zu zahlen hatte.
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an Eigenfinanzierung war jedoch boi weitem zu hoch gegriffen. Vor allem
unterschätzten die Akteure in der FhG und im baden-württembergischen
Wirtschaftsministerium die Länge der "Vorlaufphase" für eine sich selbst
tragende Vertragsfels,chung. Aber auch die in unterschiedlichen Fachgebieten
unterschiedlichen Bedingungen für die industrielle Vertragsforschungblieben
zumindest anfänglich unberücksichtigt.

3.2 Der Teufelskreis fehlender öffentlicher Subventionen und ausbleibender
privater Erträge

Betrachtet man die Entwicklung der ersten Institute, die von der FhG ge-
gründet wurden, genauer, so wird deutlich, dap die Strategie der Gesell-
schaft, ihr Überleben durch industrielle Vertragsforschung zu sichern, den
Vorsuch eines Ertrinkenden gleichkam, sich an den eigenen Ifaaren aus dem
Wasser zu ziehen. Selbst wenn für die einzelnen Institute eine ausreichende
technische Grundausstattung und, wie im Fall der Förderungspolitik in Ba-
den-Württemberg, eine Grundfinanzierung von ?-0-30Vo sichergestellt werden
konnte, fehlten die Mittel, um unabhängig von industriellen Aufträgen eine
eigene Forschung zu unterhalten, die es erst erlaubt hätte, mit attraktiven
Angeboten in der Industrie um Forschungrsaufträge zu werben. Wo eino solche
Eigenforschung oder Vorhalteforschung2T nicht durch zusätzliche öffentliche
Mittel oder durch industrielle Sponden ermöglicht wurde, war der Versuch
der Gesellschaft, sich aus eigener Kraft einen Markt für die Vertragsforschung
zu erschliepen, zum Scheitern verwteilt.

Solange die FhG aber keine Mittel besap, um sich einen Markt für
die Vertragsforschung zu erschlieBen, solange bot sie auch in der Auftrags-
forschung bereits tätigen Instituten und Forschern keinen Alr.eq sich ihrer
Organisation anzuschlieBen. Es ist deshalb auch kein Z;r:fall, daB die drei
Institutsgründungen der FhG vor ihrer Zusa-menarbeit mit dem BMVg
genuine Neugründungen waren, während die Gesellschaft später Institute

27 Mit den Begriffen Eigenforschung und Vorhalteforschung, die hier im übrigen stnonym
vemrandt werden, ist nicht unbedingt ausschlieBlich Forschung in engen Sinne gemeint,
Sie umfassen darüber hinaus auch alle Aktivitäten und Voraussetzungen, die notwendig
sind, um cincn kontinuierlichcn Forrchungsprozep aufrechtzucrhalten und hieraus neue
Foschungsprojckte zu cntwickcln und deren Beginn zu sichern. Dies kann sich bcispiclswei-
se sowohl darauf beziehen, qualifizierte Mitarbeiter im Institut zu halten, als auch darauf,
die für spezielle Untersuchungen not'vendigen Geräte und Anlagen zu bcschaffen und
bis zur Akquisition eines Auftrags vorzufinanzieren.
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übernehmen konnte, die bereits an den Hochschulen oder als freie Einrich-
tungen für die Industrie tätig waren.

Vor allem die frühen Institutsgrihrdungen der FhG waren es denn auch,

die ihr den Vorwurf von "schlechtem Management" und "Lumpensammler'
tum" einbrachten. Tatsächlich aber war die FhG bei der Rekrutierung ihrer
Institute mit demselben Schwellenproblem konfrontiert wie bei dem Versuch,

sich ohne ausreichende Mittel für die Eigenforschung einen Markt für die
Vertragsforschung zu erschliopen. Ein Anreiz, sich der FhG anzugliedern,

bestand nur für Einrichtungen oder einzelne Wissenschaftler, die selbst
forschungspolitische "Hungerleider" waren und keine Alternative besaBen,

als wiederum mit einem "Hungerleider" zu kooperieren. Die Rahmenbedin-
gungen, unter denen die FhG ihre Institute rekrutierto, bestanden in der
Umkshrrrng des "Matthäus-Effekts in der Wissenschaft" (Morton 1985),

wonach dem gegeben wird, der bereits hat. Die FhG besaB dagegen nichts,
was einen Anreiz geboten hätte, ihr etwas zu geben. Sie befand sich viel-
mohr, um im biblischen Bild zu bleibon, in der Situation des Bettlers Laza-
rus, der sich von dem ernähren mupte, was vom Trsch der Reichen fiel.
Das "Lumpensammlertum" der FhG war also keine Frage von gutem oder
schlechtem Managment, sondern Resultat eines eigendpamischen Teufels-
kreises, in dem sich gewissermaBen die "Armut zur Armut gesellte".

Bei den privatwirtschaftlichen Auftraggebern der FhG ka- es zu einem
ähnlichen Effekt. Hier wurde die Gesellschaft zum Adressaten von Industrien
und Branchen, die sich eine kostspielige Forschung nicht leisten konnten,
nach billigen Lösungen suchten und ihr Projekte antrugen, ftir die sie in
halbwegs florieronden Forschungseinrichtungen kein Interesse hätten erwek-
ken können. Die FhG ihrerseits konnte es sich nicht leisten" auf solche
Angebote zu verzichten. In ihrer Situation war es durchaus rational, jede
sich kurzfristig bietende Gelegenheit zur Überlebenssicherung zu nutzen.

Die erste Institutsgrüurdung der FhG war allerdi'gs eine Ausnahmo
von dieser Regel, die durch eine ausgesprochen glückliche Fügung zustande
kam. Boim ulnstitut liir angewandte Milao*opie, Photographie und Knemato-
graphie" QMPK) handelte es sich rrn eine in der personellen und finanziel-
len Ausstattrrng zwär höchst bescheidene Neugründung die sich aber immer-
hin bald nahezu selbst zu tragen vermochte. Dabei kam der Leitung des

Instituts die mehr oder minder zufällige Gelegenheit zur Hilfe, dap sie bei
der Beschaffung der technischen Grundausstattung fiir das IMPK auf umfang-
reiche industrielle Sachspenden zurückgreifen konnte. Das Institut verfügte
'dank der groBzügigen Unterstützung durch die fiihrende deutschg österreichi-
sche und schweizorische optische Industrie über einen äuBerst reichhaltigon -

in seiner Zusammenstellung wohl einmaligen - Bestand an optischen Geräten
und Zubehör" (FhG-Jahrbuch 1957: 59f). Diese Ausstatürng ermöglichte dem



I(apitel 6 195

IMPK den "Einsatz optischer Untersuchungsmethoden auf technische Proble-
me" als branchenübergreifendes, sogenanntes "Breitband-" oder'rQuerschnitts-
institut" (FhG-Jahrbuch L957).

Personell bestand das IMPK zunächst aus seinem Leiter und avei
technischen Hilßkräften. Für seine Finanzierung steüte das baden-württember-
gische Wirtschaftsministerium einen Grundzuschup von 10.000 DM zur
Verfügung. Diqser Grundzuschup stieg später auf 50.000 DM. Baden-Württem-
borg finanzierte darüber hinngs mit - mehr oder mindsl - z:weckgebundenen
Zuschüssen unvermeidliche Lücken im Auftragsbestand des Instituts. Bereits
1956 bestritt das Institut seinen Etat von etwas mehr als 100.000 DM zu
etwa 65Vo selbst. In den folgenden zehn Jahren konnte es dann den vorgese-
honen Anteil von rund 707o Selbstfinanzislung nicht nur durchweg erreichen,
sondern übertraf diesen Wert in sinigen Jahren sogar mit Anteilen von bis
zu 85Vo, während sich der Haushalt des Instituts im selben Zeitraum
vervierfachte.

Seinen hohen Selbstfinanziorungsanteil erreichte das Institut slleldings
nicht durch Forschung im Auftrag der privaten Industrie, sondern vor
allem durch Forschungsaufträge von Bundes- und Landesministsriea sewis
von Industrieverbänden, die hierzu teilweise wiederum öffentliche Mittel
einsetzten. Etwa vom Ende der ftinfziger Jahre bis zur Mitte dor sechziger
Jahre lagen die Erträge des IMPK aus privandrtschaftlichen Forschungsauf-
trägen im jährlichen Durchschnitt lediglich bei ca. ?IVo. Seit der Mitte der
sechziger Jahre wuchs dieser Anteil dann jedoch stetig an und lag 1968 mit
über 250.000 DM bei fast 50Vo.8

Wenn sich das IMPK auch nicht, wie bei seiner Gründt"tg vorgesehen,
hauptsächlich durch privatwirtschaftliche Forschungsaufuäge finanzierte,
sondern zumindest in den ersten zehn Jahren seiner Existenz überwiegend
öffentliche Projektaufträge abwickelte, so deckte das Institut doch einen
offensichtlich vorhandenen Bedarf an technischer Forschung ab und nahm
aus der Sicht der FhG und des Wirtschaftsministoriums in Baden-Württem-
berg eine letztlich befriedigende Entwicklung.

An diese Entwicklu"g des IMPK vermochte das 1956 mit Sitz in Bonn
gegründete "Institut fiir Steinho$onchungl' (IShf) nicht anzuknüpfen. Vor
allem mit diesem Institut handelte sich die FhG später viehnehr den Vor-
wurf des "Lumpensam-lers" ein.

Das IShf wurde auf Initiative des "Fachvereins glsinhslz", des Verbandes
der Magnesit- und Steinholz-Industrie, ins Leben gerufen, der sich an seiner

28 Die hier und im folgenden wiedelgegebenen Finanzdaten der FhG wurden auf der Basis
der Wirtschaftsprüfungsberichte L954-tn0 der Süddeutschen Treuhand GmbH erhoben.
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Grundfinanzienrng mit jährlich ca. 20.000 DM beteiligte. Das Interesse der

Steinholz-Industrie an der Vergabe von Forschungsaufträgen war allerdings
mehr als gering. In den Anfangsjahren lag der Gesamthaushalt des Instituts
mit rund 22.000 DM nicht wesentlich über dem Grundzuschup des "Fachver-
eins Steinholz". Bis L963 wuchsen seine Einkünfte bis auf einen Jahreshaus;

halt von ca. 80.000 DM. Mit einem Anteil von7,SVo oder 6.000 DM konnte
aber praktisch keine Rede davon sein, daB das Institut Auftrags- oder Ver-
tragsforschung betrieb. Die Differenz deckte zum Teil das Land NRW,
zum Teil das BMWi durch Projektaufträge ab. Der "Fachverein Steinholz",

auf dessen Initiative das Institut gegründet wurde, beteiligte sich mit keinen
nennenswerten Summen an der Förderung von Forschungsprojekten des IShf.
Auch mit der Ausdehnung seines Arbeitsbereichs, wie sie t962 durch die
Umbenennung des IShf ' "FhI für Fupbodenforschung und -materialprü-
fung" (IFm) zum Ausdruck kam, konnte das Institut keine wesentliche Stei-
gerung seiner Erlöse herbeiführen. Zwar stieg der Anteil der industriellen
Vertragsforschung 1964 auf etwas mehr als wranng Prozent, L965 sogar auf
nahe vierzig Prozent des Institutsetats an. Mit einem Gesamthaushalt von
nur wenig mehr als 100.000 DM verftigte das IFm mittlerweile aber über
den niedrigsten Umsatz aller Einrichtungen der FhG und wurde L968 ge-

schlossen.
Das 1957 als drittes entstandene "Institut für hygienßch-balaeiologische

Arbeitsverfahrez" (IhbA) in München war ähnlich wie das IShf eine wenig
planvolle und zukunftsweisende Neugründung. Als Grundföldelrrng erhielt
das IhbA oinen ZuschuB des Landes Bayern über etwa 20.000 DM. Das
Institut grng aus einem "Privatlaboratorium" in "Gasträumen der Universität
Mü'nchen" hervor. Vor der Grü:ndung des IhbA finanzierte sein Leiter die
Forschungsarbeiten des Laboratoriums, wie dies im Jahrbuch der FhG von
1957 hieB, durch "einen kleinen Bestand von Forschungs- und Untersu-
chungsaufträgen vereinzelter Industriefirmen und Kliniken und mit Hilfe
staatlicher Zuschüsse" (FhG-Jahrbuch L957:71). Genau gesagt, handelte es

sich aber nur um ein Auftragsvolumen in Höhe von ca. 8.600 DM, also kaum
um einen Bestand, der zu hohen Erwartungen an die Entwicklung des

Instituts in der Vertragsforschung berechtigt hätte. Zwar konnte das IhbA
das Volumen der Vertragsforschung in den folgenden Jahren steigern, mit
dieser Steigerung aber kaum sein Uberleben sichern. Der Anteil der indu-
striellen Auftragsforschung an den Gesamterträgen des Instituts von
80.000 DM bis 100.000 DM in den ersten vier Jahren lag mit 23.000 DM
bis 25.000 DM jtihrlich zwischen ?2-33Vo.

Von den ersten drei Instituten der FhG war also nur eines tatsächlich
dazu in der Lage, sich vorwiegend durch die Auftragsforschung selbst zu
finanzieren, und auch seine Umsätze hielten sich in einem äuperst bescheide-
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nen Rahmen. Damit drohte sich das Konzept der Vertragsforschung in den
Anfangsjahren woniger als eine überlebenssichernde Nischenstrategie, denn
als eine forschungspolitische "Sackgasse" für die FhG zu erweisen.

In dieser Situation lieferte die etwa ab 1956 einsetzende Zusammenarbeit
der Gesellschaft mit dem BMVg letztlich die alles entscheidende finanzielle
"Starthilfe" für den "eigenen Weg" der FhG in der Auftragsforschung. Die
FhG übernahm in der Tait von l-957 bis 1962 füüf verteidigungsbezogene
Forschungsinstitute in ihre Verwaltung und wurde darüber hinaus als Pro-
jektträger des BMVg tätig. Erst mit Hilfe der finanziellen und forschungs-
politischen Möglichkeiten, die sich der Gesellschaft aus der Übernah-e der
Verteidigungsforschung und insbesondere aus ihrer Funktion als Projektträger
des BMVg boten, gelang es der FhG, ihre Identität als Organisation der
industriellen Auftragsforschung abzusichern und auszubauen. Nahezu zeit-
gleich mit der Gründung der verteidigungsbezogenen Forschungseinrichtun-
gen übernahm die FhG in den Jahren bis 1962 sieben weitere zivile Institute
ftir die Vertragsforschung sowie arei wissenschaftliche Dienstleistungsein-
richtungen. In der Folge dieser Entwicklung wurden die Länder Baden-Wür-
ttemberg und Bayern seit dem Ende der fiinfziger Jahre zu Zentron der
Vertragsforschung in der Bundesrepublik. Von dsn insgssamt siebzehn In-
stituten und Einrichtrrngen der FhG befanden sich in den sechziger Jahren
sieben in Baden-Württemberg sechs in Bayern. Vier Einrichtungen der FhG
waren in den Ländern Hessen, Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und
Hamburg beheimatet. Was auch immer die Akteure im BMVg zu fördern
glaubten, faktisch finanzierten sie das Wachstum der Vertragsforschung in
der FtG und ermöglichten ihr den Ausbruch aus einem Teufelskreis, in dom
fehlende Mittel für die pinna2iürrng einer eigenen Forschrrng ausbleibende
Forschungsaufträge aus der Industrie zur Folge hatten.

3.3 Verteidigungsforschr''g als Eigenforsgftrrng: Auswege aus dem Dilemma

In der Literatur wird häufig die Annahme mitgeführt oder suggeriert, die
FhG sei mehr oder minder verdeckt als eine Forschungseinrichtung des
BMVg gegründet wordon (vgl. beispielsweise Rilling 1970: 153ff). Dement-
sprechend wurden auch ihre gesamten Haushaltsmittel der Rüstungsforschung
zugerechnet und als Indikator wachsender Aktivitäten auf diesem Gebiet
ausgewiesen (vgl. etwa Briese 7972: 5L). Tatsächlich aber gingen FhG und
BMVg in der Mitte der fünfziger Jahre ein ausgesprochenes Zweckbündnis
ein, und tatsächlich setzte die FhG die Zuschüsse des BMVg vor allem für
ihre zivilen zwecke ein. während das BMVg 1956 vor dem Problem stand,
überhaupt eine Forschungsorganisation zu finden, die bereit war, mit ihm
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zu kooperieren, eröffnete sich ftir die FhG durch das Angebot, im Auftrag
des BMVg tätig zu werden, eine einzigartige Gelegenheit, mit dessen Gel-

dern das Wachstum der Vertragsforschung voranzutreiben.
Das BMVg besap anfänglich alles andere als hohe Präferenzen für eine

Kooperation mit der FhG. wie bereits für das baden-wärttembergische
Wirtschaftsministerium war die FhG auch für das BMVg eine kaum überzeu-

gende Alternative und nur die aveitbeste Wahl. Am Beginn der Kooperation
zqrischen BMVg und FhG stand durchaus noch nicht fest, ob sie von Dauer

sein würde. Erst fünf Jahre nach Beginn ihrer Kooperation, im Jahr 196L,

konnte "endlich ein Rahmenvertrag auischen dem BMVg und der FhG
goschlossen werden. Die Verzögerung dieser schon lange vorgesehenen Ver-
einbarung war insbesondere dadurch eingetreten, dap im Ministerium Strö-
mungen bestanden, in Anbetracht der teilweise notwendigen Geheimhaltung
bundeseigcne Forschungseinrichtungen zu schaffon" (Epp 1984: Teil I!
4e).

Spätestens seit 1965 hatte sich dnnn 3!s1 aus der Zusammenarbeit mit
der FhG eine Grundsatzstrategie des BMVg entrnickelt. Im ersten Bundes-

forschungsbericht heiBt es dazu:

Das Bundcsministerium der Verteidigung hat im Gegensatz zu den entsprechenden
Ministerien in allen anderen l;lindern keine bundeseigenen Forschungsanstalten errich-
tet ... Dieser forschungspolitisch wichtige Entschlup wurde am Anfang, als der grope

Zusammenhang und das Förderungsprogramm Verteidigungsforschung noch nicht
übersehen werden konnten, aus Gründen der Ftexibilität und zur Einsparungvon Zcit'
Fachleuten und Geldmitteln gefapt ... Inzwischen wurde dieser Weg auch desrvegen

als grundsätzlich richtig erkannt, weil die weitgehende Überlagerung der Forschungs'
arbeiten für militärische und zivile Aele zu einer unrationellen und finanziell unFag-

baren Verdoppetung und gegenseitigen Isolierung zahlreicher Forschungskapazitliten
geführt hätte @undesbericht Forschung 1965: 63).

Ausschlaggebend für diesen Sinneswandel des BMVg war, wie in diesem

Zitat bereits angedeutet, daB es ihm mit Hilfe der FhG bis zur Mitte der
sechziger Jahre gelang, seine 1956 noch drohende forschungspolitische Isola-

tion zu durchbrechen.
Bevor sich das BMVg für eine Zusammenarbeit mit der FhG entschied,

bemühte es sich zunächst um eine Kooperation mit DFG und MPG. Es

gelang ilua allsldings nicht, die gloBen Forschungsorganisationen für die
Verteidigungsforschung zu gewinnen. DFG und MPG beftirchteten, dap mit

"ioe1fu1ahme 
von Geldern aus dem Haushalt des BMVg über kurz oder

lang wissenschaftliche und organisatorische AutonomieeinbuBen verbunden
sein mupten. Um ihren Status als selbstverwaltete Forschungseinrichtungen
zu wahren, lehnten sie Zuschüsse aus dem Verteidigungshaushalt ab. Diese
ablehnende Haltung der groBen Forschungsorganisationen hatte das BMVg
durch seine Politik der Hortung von Finanzmitteln fih die Wiederaufrüstung
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im'Tuliusturm" wiederum selbst entschieden erleichtert. Als der Bund durch
die Verzögelrng der Wiederaufrüstung unter den politischen Druck geriet,
den'Tuliusturm" "sinnvoll abzubauen", kamen DFG und MPG in den GenuB
dieser ursprtingligfi für die Wiederaufrü51rrng Zwecke angesparton Mittel,
auch ohne pil5lungsforschung zu fördern oder zu betreiben.

Das BMVg war also L955156 mit der paradoxen Situation konfrontiert,
daB ihm die ehemals eigenen Haushaltsmittel nun den Zugang zur For-
schung blockierten. Zudem mupte der Verteidigungsminisfsl, je ltinger diese
Blockade nnhisll, befürchten, in eine haushaltspolitische Zwickmühle und
mit ihr schlieplich völlig in die forschungspolitische Isolation zu geraten. Je

weniger das BMVg für Forschuug ausgeben konnte, um so mehr Gelder
drohten aus seinem Etat an das BMI und an die gropen Forschungsorgani-
sationen abzuflieBen. So fehlte es auch nicht an Bestrebungen, den For-
schungshaushalt des BMVg grundsätdich zu verkleinern und die tiberschüs-
sigen Mittel für zivile Forschungavecke einzusetzen. Die DFG bezeichnete
L956 den Forschungsetat des Verteidigungsministeriums als "unverhältnismä-
Plg" und "stellte Umfragen an den Hochschulen an, mit denen sie ermitteln
wollte, wo beispielsweise ein Bedarf ftir elektronische Rechenanlagen und
'Cropgeräte' bestand" (Stamm l98L: 252, 255). Weniger aus unmittelbar ver-
teidigu"gspolitischen als aus Grihden der haushaltspolitischen Konkurrenz
mit anderen Bundesministerien war deshalb ftir das BMVg "inzwischen 'fast
jede Forschung ... militärisch interessant' geworden" (Sta'nm 1981: 253).

1957 entstand als erste verteidigungsbezogene Forschungseinrichtung
unter der Trägerschaft der FtG das Institut flr Elelctrowerlcstoffe (IE!V).
1959 folgten das Emst-Mach-Institut (EI!tr), das Institut {ür Chemie der Tfeib-
und Explosivstoffe (ICT) und das Institut für Aerobiologie (IAe). In allen
vier Fällen handelte es sich um verwaltungstechnische Zusammenfiihrungen
im Rahmen der FhG von vormals selbständigen, "freien" Einrichtungen oder
Instituten an Hochschulen bav. Universitäten. pis sin?ige Neugrüadung in
diesem /ssnmmsnhang bildete das 1963 entstandene Instifrit filr Radiorneteorc-
logie und maitime Meteorologie (IRM) an dor Universität Hamburg.

Der Überblick über die Haushaltsentwicklung dieser Einrichtungen von
1958 bis 1970 in Tabelle 15 zeigt, dap die fünfverteidigungsbezogenen Insti-
tute voll durch das BMVg finanziert wurden. Auch sie sollten, wie zeitweise
vom BMVg ausdrücklich gefordert, in der Auftragsforschung tätig werden.
Zumindest in den ftinfziger und sechziger Jahren spielte die Vertragsfor-
schung u11"1dings keine Rolle in der Arbeit dieser Institute. Anzunehmen
ist vielnehr, dap sie eher zur Grundlagenforschu'g neigten. Das IRM be-
trieb jedenfalls zuneh-end "reine" meteorologische Grundlagenforschung und
wurde im Zuge der Strukturreform 1975 von der FhG ausgegliedert und
in die MPG überfiihrt.
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Tabelle 15: Haushallsmittel derverteldigungsbezogonen lnstituto der
Fraunholer-Gesellechaft 1 957-1 970

Jahr lnst. l. E.-Mach-
Elektro- lnst. L
werkslofle Kurzzell-
(lEW) dynamlk

(EMD

lnst. f.
Asro-
blologle
(l,Ce)

lnst. f.
Treib- u.
Exploslv-
stotfe
(rcr)

lnst. f.
Radiometeo-
rologie u.
Marilimo
Meteorologie
(rRM)

Gesamt

1957
1958
1959
1960
1961
1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969
1970

35.120
60.123

325.959
756.863
842.671
863.691
890.904

1.412.967
2.470.535
1.889.958
2,528.726
2.745.377
2.972.778
2.856.411

441.691
801.702

1.183.396
1.538.066
1.493.860
3.197.64{t
3.258.306
3,Sr2.308
3.430.2rm
4.179.101
5.28'1.093

874.928
1.975.367
2.640.449
2.333.865
2.122.747
2.800.995
2.539.054
2.075.611
1.gtl.gM
2.105.175
2.250,761

824.669
1.542.159
2.616.427
2.766.229
3.099.737
3.570.006
4.482.799
4.404,932
4.884.507
5.201.992
5.690.963

582.505
769.408

1.135,595
1.015.741
1.38{t.171
1.323.7N
1.429.371
1.707.76

35.120
60.123

325.959
2.898.151
5.161.899
7.303.957
8.'t 11.529
8.898.719

19,114.772
13.185.798
1S.934.748
14.255.2fr1
15.882.417
17.786.934

Quellen: FhG.Jahresprüfungsberlchte der Süddeutschen Treuhand-GEsellschaft 1955-1970,
eigene Erhebung.

Gemessen am Forschungsetat des BMVg waren diese Instituto nur von
geringer Bedeutung und fih die Lösung des Problems, zur Sicher"ng seines
ankünftigen Etats möglichst rasch möglichst hohe Summen in der Forschung
zu verteilen, gewissermaBen nur ein Tropfen auf den heipen Stein. Die L960

existierenden vier verteidigungsbezogenen Fh-Institute verfiigten über einen
Gesamtetat von ca. f\ Mio. DM. Von den insgesamt koapp 183 Mio. DM,
die das BMVg 1960 für die Verteidigungsforschung ausgab, machten die
Haushalte der Fh-Institute also nur etwa L,2Vo avs. Dieser Anteil stieg bis
1970 nicht wesentlich, obwohl L963 ein fünftes Institut im Bereich der Ver-
teidigungsforschu'g hinzutrat. Von den 1072 Mio. DM, die die Verteidi-
gungsforschung im Jahr 1970 insgesamt kostete, frelen L7,7 Mio. DM und
damit etwa L,6Vo aluf die Ressortforschungsinstitute des BMVg innerhalb
der FhG.ä

29 Zu den Ausgaben des BMVg für Forschung vgl. Albrecht (1973t L22).
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Eine wichtigere Funktion als die verwaltungstechnische Betreuung von
Forschungseinrichtungen übernahm die FhG für das BMVg mit der "Verwal-
tungshilfe für den Bund". Mit dieser Funktion wurde die Gesellschaft als
Projektträger des BMVg in der Vermittlung und verwaltungstechnischen
Betreuung von Forschungsaufträgen an Hochschulen und "freien" Einrich-
tungen tätig. 1960 setzte sie n)dlt 7,5 Mio. DM in dieser Tätigkeit für das
BMVg mehr als das Dreifache der verteidigungsbezogenen Institutshaushalte
insgesamt 'm. In den Jahren von 1958 bis 1965 vermittelte die FhG als
Projektträger des BMVg Forschungsaufuäge im Volumen von etwa 84 Mio.
DM. An den gesamten Forschungsausgaben des BMVg in Höhe von mehr
als 3,1 Mrd. DM im gleichen Zeitraum machte aber auch dies nur einen
Anteil von durchschnittlichZ,TVo aus. Diesor Anteil sank sogar von ursprüng-
lich knapp 4,LVo im Jahr 1960 aluf 2,5Vo im Jahr 1969 ab.

Ihre wichtigste Funktion erfüllte die FhG für das BMVg denn auch
nicht, indem sie Forschungsmittel "verbrauchte" und "vermittelte", sondern
indem sie Forschungskontakte herstellte, die das BMVg dann weitgehend
selbständig nutzte. Für das Verteidigr'"gsministerium war die Tätigkeit der
FhG als Projektträger gleichbedeutend mit einer umfassenden forschungspo-
litischen Vernetzung. Sah sich das BMVg in der Mitte der fünfziger Jahre
noch der Gefahr einer forschungspolitischen Isolation gegenüber, so war
diese Gefahr spätestens in der Mitte der sechziger Jahre gebannt. Der erste
Bundesforschungsbericht von 1965 hielt zu den mittlerweile entstandenen
p6lsslungskontakten des BMVg fest:

Mit ehila 1fl) Instituten beziehungsweise Forscherpersönlichkeiten ist eine mehr odcr
minder langfristige Form der Zusammenarbeit entstanden ... Der zweite Kreis von
Partnern wird durch etwa 65 gemeinnützige Forschungsinstitute auperhalb der wissen-
schaftlichen Hochschulen beschäftigt ... Den dritten Kreis von Partnem bildet die
Industrie, Etwa 60 Firmen haben Einzelleistungsaufträge erhalten' (Bundesbericht
Forschung 1965: 63-64).

Die gleichbleibend geringen oder sogar sinkenden Anteile der FhG am
Forschungshaushalt des BMVg machen deutlich, dap die Gesellschaft nie
den Versuch unternahm, die Verteidigungsforschung in gröBerem Mapstab
an sich zt ziehen. Amticn wie DFG und MPG nicht danach strebten, ihre
Haushaltsmittel zu maximieren, sondern einen möglichst hohen Grad organi-
satorischer Autonomie gegenüber den staatlichen Zuwendpngsgebern zu
verwirklichen, war auch die FhG nicht daran interessiert, im Dienst einer
Ma:rimierung der Haushaltssinnehmsl ihre Funktion als Trägerorganisation
des BMVg auszubauen. Die FhG verfolgte viehnehr das Ziel, mit Hilfe der
Gelder aus dem Verteidigungshaushalt die Vertragsforschung auszubauen.

Dies galt zunächst einmnl für die Sicherrr"g von Verwaltungsfunktionen.
Nach dem Auslaufen der ERP-Mittel im Jahr 1955 hielt sich die Münchener
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Verwaltung durch Mitgliederbeiträge, Industriespenden und geringe Zuwen-
dungen aus dem bayerischen Landeshaushalt mehr schlecht als recht über
Wasser. Die Grundzuschässe Baden-Württembergs und des "Fachvoreins
Steinholz" gogen nur an die Institute der FhG. Für die Zenttale der FhG
in München kam deshalb die Möglichkeit, ftir das BMVg tätig werden zu

können, einer finanziellen Rettung gleich. Zum einen zahlte ihr das BMVg
für die Verwaltung der verteidigungsbezogenen Institute nun eine pauschale

Vergütnng. Zum anderen erstattete das Verteidigungsministerium der Mih-
chener 7-eritrale für die "Verwaltungshilfe" avei Prozent der Auftragssumme
als Kostenersatz. Die FhG-Zentrale begnügte sich mit dieser finanziellen
Absicherung und nutzte die Zuschüsse des BMVg dazu, Instituten in der
industriellen Vertragsforschung im Gegenzug für ihre organisatorische Ein-
gliederung als "kostenlosen Service" eine Entlastung von Verwaltu"gsaufgaben
anzubieten.

Im gleichen Zeitraum, in dem die FhG ftinf Forschungseinrichtungen
im Auftrag des BMVg in ihre Verwaltung übernahm, gliederte sie zusätdich
sieben weitere zivile Einrichtungen ein. Die Möglichkeit hierzu ergab sich

für die FhG allerdings nicht allein aus dem Anreiz, diesen Instituten einen
kostenlosen Verwaltungsservice anbieten zu können. Als Projektträger des

BMVg hatte die FhG darüber hinaus nun auch etwas anzubieten, das os

attraktiv werden liep, sich ihr organisatorisch anzuschlieBen, nämlich For-
schungsprojekte.

Gewollt oder ungewollt übernahm das BMVg in den Jahren von L957

bis 1967 mit seinen Projektaufträgen an die Institute der FhG die Finanzie-
rung der notwendigen Vorlaufphase ftir die Entwicklung einer sich selbst
tragendon industriellen Auftragsforschung. Exemplarisch läBt sich diese

"Starthilfe" des BMVg an der Haushaltsentwicklung des IhbA ablesen.

Die in Tabelle 16 dokumentierte EntwicHung läpt jedenfalls keine
andere Interpretation zu, als daB die Leitu"g des IhbA die aus dem Verteidi-
gungungshaushalt finanzierten Projekte als Vorhalte- oder Eigenforschung
für die Akquisition von industriellen Aufträgen nutzte. Die Anteile der
Projektmittel des BMVg und der Erträge am Gesamthaushalt des Instituts
entwickelten sich im Verlauf der sechziger Jahre bei einer etwa gleichblei-
benden absoluten Höhe der Mittel aus dem Verteidigungshaushalt exakt
gegenläufig. Während die Projektförderung des BMVg 1961 noch 58,5Vo des
Institutsetats ausmachte, sank dieser Anteil bis 1966 auf. ?ßVo. Die Erträge
aus der Auftragsforschung stiegen dagegen im gleichen Zeitraum von22,3%o

arf 52,6Vo.

Das BMVg scheint einer solchen Praxis der Fh-Institute, die Projektmittel
aus seinem Haushalt für die Vorbereitung der Auftragsforschung zu nutzen,

nicht grundsätzlich ablehnend gegenüber gestanden zu haben. In der Tat
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Tabolle 16: Entwicklung von Verteidigungslorsohung und ziviler Vertragsforschung
des lnstltuts lür hygienisoh-bakteriologische Arbeitsverfahren 1960-1966

Jahr lnstltutE-
haushalt
lnsgesamt

Projekt-
lörderung
BMVg

ln % vom
Gegamt-
haushalt

Vertrags.
lorschung

ln % vom
Gegamt-
haushalt

1960
1961
1962
1969
1964
1965
1966

88.000
188.0@
225.000
n9.7@
301.8@
s22.9W
364.700

29.000
110.000
112.7@
103.000
120.m0
122.000
102.000

33,0
58,5
50,1
44,9
41,7
37,8
29,0

23.000
42.W
70.(x)0
90.000

155.0@
155.000
192.000

26,7
2,3
31,1
99,2
51,4
48,0
52,6

Quellen: FhG-Jahresprülungsberichte der Süddeutschen Treuhand-Gesellsohaft
1955-1970, eigene Erhebung.

bestand das Problem des Verteidigungsministers ja nicht darin, mit knappen
Forschungsmitteln genau definierte Zwecke zu verfolgen, Da das BMVg da-
ran interessiert war, ein weiteres Abfliepen seiner Forschungsmittel an an-
dere Bundesminigtsliga zu verhindern und die Höhe seines Forschungshaus-
halts zu halten, dürften die Zweckbss[immungsa seiner Projektförderung
weit definiert und vage gefapt worden sein. Darüber hinaus scheint auch
für die FhG gegolten zu haben, was für die Rüstungsforschung in den sech-
ziger Jahren allgemein galt, nämlich daB "staatliche Rüstungsforschung in
der Bundesropublik im wesentlichen von den Zuwendungsempfängern selbst
konzipiert wird" (Albrecht tg73z L4tD.

3.4 Organisationsinterne Vorfinanzierung und stabiles Wachstnm der
Auftragsforschung

Die Aussicht, Lücken in der Auftragsforschung durch Projektmittel des
BMVg überbrücken zu könnon, lieB es nun auch für anwendungsorientierte
Einrichtungen an den Hochsehulen und füLr "freie" Institute attraktiv werden,
sich der FhG anzugliedern. Der negative Matthäus-Effekt erhielt jetzt ein
positives Vorzeichen. Seit die FhG als Projektträger des BMVg etwas besaB,
bekam sie auch etwas hinzu. Der Kreis der Forscher und Institute, die gewillt
waren, sich der FhG anzuschliepen, wuchs. Bewegte sich die FhG vor 1957
in einem eigendpanischen Kreislauf sich selbst reproduzieronder "Armut",
so kam es jetzt zu einer eigendpamischen Aufrvärtsentwicklung. So wie das
IhbA die Projektmittel des BMVg dazu nutzen konnte, aus dem Teufels}reis
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von fehlenden Mitteln für eine eigene Forschung und ausbleibenden For-
schungsaufträgen aus der Industrie auszubrechen, so konnte die FhG diese
Mittel dazu nutzen, aus dem Teufelskreis des "Lumpensammelnsrr auszubre-

chen. Bei der Rekrutierung neuer Institute wiederum kam ihr die Vermitt-
lungstätigkeit für das BMVg auch insofern zugute, als die FhG in wachsen-

dem MaBe Kontakte zu den Hochschulen gewann. Der FhG gelang es, die
neu rekrutierten Institute mit den Hochschulen personell eng zu verflechten,

"sei es durch Personalunion, durch eine Dozentur, einen Lehrauftrag oder
durch die Zugehörigkeit des Lshkörpers zum Kuratorium des Institutsrl

(FhG 1969: 17).
Der srste Schritt aber, den die Gesellschaft unter den Rahmenbedingun-

gen ihres neuen Handlungsspielraums unternahm, bestand darin, ein bereits
begonnenes und dem "Institut für Steinholzforschung" ähnliches Projekt nicht
mehr zu realisieren.

Es handelte sich dabei um das 1957 als zunächst selbständige RechtspeNon gegründete

und zur Ein$iederung in die FhG vorgesehene "Prüf- und Fonchungsinstitut fiit die Schuhher

stcllung!', Das Institut wurde vom Hauptverband der Deutschen Schuhindustrie initiiert und

sollte von ihm mit 10.000 DM jährlich bezuschupt wcrden. Mit Forschungsaufträgen des Indu-

strieverbands kam es 1957 auf einen Gesamtetat von ca. 50.000 DM, wobei seine Erlöse aus

der Auftragsforschung bei 5.500 DM lagen, 1958 wurde das Institut geschlossen.

Die FhG konnte es sich jetzt leisten, auf Angebote solcher Art zu ver-

zichten. Denn während es sich beim "Prüf- und Forschungsinstitut für die
Schuhherstellung" wie bei den ersten drei Fh-Instituten um eine genuine
Neugrümdung mit einem kaum nennenswerten Volumen von Forschungsauf-
trägen gehandelt hatte, konnte die Gesellschaft, nachdem sie als'frägerorga-
nisation für das BMVg fungierte, zum Teil seit langem bestehende Einrich-
tungen mit "guten Erfolgen in der Auftragsforschung" (Epp 1984: Teil I,
19) für sich gewinnen.

Das 1958 von der FhG übernommene"Institut fitu technische Päysd' (ITP) war bereits

1926 als Institut der Technischen Hochschule Stuttgart entstanden, 1947 wurde das IIP in
ein freies Institut mit amtlicher Prüferlaubnis umgewandelt. Allein durch seine Eingliederung

wuchs das Haushaltwolumen der ziviten Forschungseinrichtungen in der FhG vm $ber 260Vo

an. Kamen die Neugründungen IMPK, IhbA und IShf im Jahr 1959 auf zusammen 362.000 DM'
so brachte nun das IT? einen Haushalt von knapp 600.000 DM hinzu, Etwa ein Drittel seines

Etats bestritt das fI? zu diesem Zeitpunkt aus der Vertragsforschung. nDamit erfuhr die FhG
eine wertvolle Bereicherung und eine beträchtliche Aufstockung ihres Mitarbeitcrstabs sowie

ihres Haushaltwolumensn (Epp 198a).

Praktisch als Ausgliederung des anwendungsorientierten Teils eines Hochschulinstituts

entstand im Jahr 1959 das 'Institut frir Prduktionstechnik und Automatisie.runf (IPA) in

Stuttgart. Das IPA wurde nin Ergänzung und in Personalunion geführt zum Hochschulinstitut

für Industrielle Fertigung und Fabrikbetrieb" (FhG L969: 30). Das Institut arbeitet noch heute

als Fh-Institut in Stuttgart unter seinem Gründungsnamen. Ein Jahr nach seiner Angliederung
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an die FhG verfügte das IPA über ein Haushaltwotumen von rund 226.000 DM mit einem
Anteil von ca. SLVo aus der Vertragsfo$chung. Bis 1965 steigerte sich dieser Haushalt auf
ca. 720.000 DM' Der Anteil der E*räge aus det Vertragsforschung lag im selben Jahr bei
ntnd 43/o.

Dem IPA folgte 1959 zunächst die Übernahme der nDokumcntationsstelle fib Bautcchnit{
in Stuttgart. L962 $iedette die FhG dann die Technische ltonchungs- und Entwicklungsstelle
Lindau ein, die seit L951 als pri\rates Forschungslabor von Felix Wankel existierte. Wankel
steigerte mit der Ein$iederung seiner Forschungsstelle in die FhG deren Gesamtetat im Jahr
1962 um rund 400.000 DM. Der anfängliche Anteil von ca, 50/o Vertragsforschung sank in
der Mitte der sechziger Jahre auf l7-23Vo ab, Wankel nahm für seine Forschungs- und Ent-
wicklungsarbeiten von 1965 bis 1969 einen Projektauftrag des BMVg in einer Gesamthöhe
von etwa 870.000 DM in Anspruch. Von 1965 bis L967 lagen auch die absotuten Erträgc aus
der industriellen Vertragsforschung unter dem .Ausgangs:wert" von 1962 oder übeftrafen ihn
nur knapp' Nach dem Auslaufen der BMVg-Projektmittel finanzierte die Forschungsstelle dann
ihren bis 1970 mittlerweile auf etwa 830.000 DM angewachsenen Haushalt zu 48Vo aus indu-
striellen Aufträgen selbst.

Ebenfalls 1962 übernahm die FhG das Labontodum für Betricbsfcstigkeit (LBF) in
Darmstadt. Dieses Institut ging aus der 1938 gegründeten Bautz-Bergmannschen Konstrukti-
ons-Beratungs GmbH hervor. ZumT*itpvnkt seiner Eingliederung in die FhG kam das Institut
auf einen Gesamthaushalt von mehr ats 600.ffD DM, den es zu über 87Vo aus der Vertragsfor-
schung bcstritt. Das LBF war die bei weitem erfolgreichste Übcrnahme der FtrG. Sein Etat
wuchs bis 1969 auf knapp 2,5 Mio. DM an. Da auch das LBF ab 1963 projektaufträge für
das BMVg übemahm' sank dcr Anteil seiner Erträge aus der Verhagsforschung zunächst auf
ca. 55-50Vo ab und cneichte dic Marke von fast 60Vo etst wicder 1969. Der Anteil der Projckt-
mittel des BMVg am Gesamthaushalt des Instituts lag in den Jahrcn von 1963 bis 1968 mit
Beträgen zwischen 78.000 DM und &40.000 DM jährtich bei 6%o bis knapp 34Vo.

Weit wenigcr "industrienahi als das LBF arbeitete die auch im Jahr 1962 von der FhG
übernommene und seit 1952 als *freies" lnstitut in Garmisch-Partenkirchen beheimatet e pfurika-
Iisch-Bioklimatische Fonchungsstelle (PBQ. Die PBF finanzierte ihren Forschungshaushalt
von rund 200.000 DM anfänglich mit einem Anteil von 22-32Vo durch Aufträge, führte dann
seit 1963 Projekte im Auftrag des BMVg durch, die zeitweise die Hälfte des Institutshaushattes
ausmachten und den Anteil der zivilen vertragsforschung auf 11.-14/o sinken liepen,

Die zwar immer noch bescheidenen, aber wachsenden Erfolge der FhG
in der Vertragsforschung weckten auch wieder das Interesse des BMWi an
der Gesellschaft. Bei der vorerst letzten Übernah-e eines Instituts durch
die FhG im Jahr 1963, des Instituts für Physik und chemie der Grendtdchen
(IGF), stuttgart, beteiligte sich das lvlffistslirrm erstmals mit umfangreicheren
Mitteln an der pä1ds1'ng der Vertrassforschung. Im BMWi war man vom
Konzept der "Forschungsvermittlung" mittlerweile weitgehend abgerückt und
orientierte sich zunehmend am uVorbildu der Forschu'gsförderung Badea-
wärttembergs. Hinzu trat, daB das BMWi t96z iber pläne für einen weite-
ren Ausbau des Battelle-Instituts informiert wurde. Dies führte noch im selben
Jahr zu einer erneuten Initiative des ehemaligen senatsmitglieds der FhG
und Ministerialdirigenten" walther Hinsch, die Gesellschaft als Trägerorganisa-
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tion seines Ministeriums ausanbauen,Dalg62 aber zugleich das Gründungs-
jahr des Bundosministeriums für wissenschaftliche Forschung (BMwF) war'
scheiterte die Initiative von Walther Hinsch wieder einmal an Ressortvorbehal-

ten. Zwat stand 1962 noch nicht fest, ob die FhG Mittel aus der institutionel-

lsa pe1s,qfurrngsfördenrng des Bundes erhalten würde; wenn sich der Bund

aber zu diesem Schritt entscheiden sollte, war nun das neue ForschungSmini'

sterium hierfür zuständig. Die Verhandlungen über eine Förderung der FhG

durch den Bund gingen denn auch 1963 vom BMWi und Walther Hinsch

auf das BMwF und Forschungsminister Lenz über.

Als Resultat der erneuten Initiative des BMWi von 1962 blieb die Übernahme des IGF
in die FhG. Das IGF ging aus dem privaten Laboütofium für Physik und Chemie der Grenz-

flächen hervor, das seinerseits seit 1952 bestand. Zur Grundfinanzierung des Instituts trug

wiederum als "SiEland" Baden-Württemberg mit einem Betrag von ca. 30,ü)0 DM jährlich

bei. In den beiden Anfangsjahren verfügte da6 Institut über einen Btat von 80.000 DM und

120.000 DM bci einem Anteil von rd, lg%o bz$r, L3Vo Erträgcn aus Vcrtragsforschung. Die

indushielle Vertragsforschung spielte dann allerdings in den Folgejahren eine kaum mehr

nennenswerte Rolle. Der Forschungshaushalt des Instituts, der 1968 bei etwa 450.@0 DM lag
wurde seit 1964 etwa je zur Hälfte durch Projektaufträge des BMWi und durch Forschungs-

mittel der DFG finanziert. Der "Ausfall" des IGF für die Vertragsfoschung in den Jahren

nach 1963 war dafür mitverantwortlich, dap deren Anteil von 1964 auf 1965 am Gesamthaus-

halt der zivilen Fh-Institute von u' 4lVo auf 37Vo absank.

Ihr wichtigstes strategisches Zwischenziel seit ihrem Ausschlup aus der
Forschungsförderung des Bundes hatte die FhG damit in der Mitte der

sechziger Jahre erreicht. Sie war, wie ihr ehemaliger Generalsekretib' August
Epp formuliert, "dem (unterschwelligen) Ziel, durch das'Sammeln' geeigne-

ter Institute Vorhand für den staatlich geförderten Ausbau zu erhalten, einen

Schritt näher gekommen" (Epp 1984: Teil II, 'm). Insgesamt wiesen die zivilen
Institute der FhG seit dem Beginn der sechziger Jahre ein zwar moderates,

aber stetiges Wachstum in der zivilen industriellen Vertragsforschung auf
(vgl. Tabelle 17).

Betrug der Gesamthaushalt der zivilen Fh'Einrichtungen im Jahr L960

noch ca: 1,3 Mio. DM, so wuchs dieser Etat bis 1967, dem letzten Jahr
vor der Aufnnhme der Gesellschaft in die institutionelle Förderung des

Bundes, auf knapp 7,6 Mio. DM. Der Anteil der Vertragsforschung stieg

von 1960 mit weniger els tTVo auf. 44Vo im Jahr 1963 und pendelte sich

danach bei etwa 36Vo elln,.

Wäihrend Baden-Witrttemberg mit der Vertragsforschung gewissermapen

das Konzept für das spätere "Modell Fraunhofer-Gesellschaft" lieferte, stellte
das BMVg die für das Wachstrtm der Vertragsforschung erforderlichen Mittel
zur Unterhaltung einer Eigen- oder Vorhalteforschung der FhG bereit. Die
Möglichkeit der FhG, Forschungsgelder aus dem Haushalt des BMVg für
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Tabolle tZ Gesamlsinnahmen und Elnnahmen aus der Auftragsforschung ln den zlvllen
lnstltuten der Fraunhofer-Gesellschaft 1 9SS-1970

Jahr Elnnahmen
lnsgeeamt

Elnnahmen
Auftragslorschung

Auftragslorschung
ln%

1955
1956
1957
1958
1959
1960
1961
1962
1963
1964
1965
1966
1967
1968
1969

52.90()
90.857

286.368
3s3,865
178,978
217.895
379.094

1.218.267
1.697.360
2.117.822
2.221.992
2,335.302
2.736.128
3.277.765
3.924.409

39,92
40,44
94,41
38,85
17,89
16,61
20,61
33,83
43,43
41,45
37,43
96,18
38,23
36,26
35,09

132,509
224,645
8S2.S05
910.926

1.000.308
1.311.630
1.839.292
3.600.935
3.908.531
s.109.662
s.935.616
6.455.436
7.552.262
9.039.35r

1 1.185.167

Quellen: FhG-Jahresprüfungsberlohte der Süddeutsohen Treuhand-Gesellschaft 19S5-1970,
eigene Erhebung.

die Eigenforschung einzusetzen, kam in diesem Zusemmenhang allerdings
nur einer notwendigen Bedingung gleich. Als hinreichende Bedingung für
das Wachstum der Vertragsfslsgfirhg erwiesen sich erst eine spezifische
Form der organisatorischen Arbeitsteilung und die extreme Forschungs-
Okonomie, die die FhG zur Verwirklichung ihres Ziels entwickelte, um
"Vorhand" für den staatlich geförderten Ausbau als Trägerorganisation ftir
die angewandte Forschung zu gewinnen.

3.5 Knappheit als organisatorisches Sturkturprinzip der
Frarr n h ofer- Gellschaft

Als eines der wichtigsten Erfolgsgeheimnisse des "Modells Fraunhofer-
Gesellschaft" gilt heute die dezentrale Entscheidrrngs- und Organisations-
struktur der FhG. Es sei gendeza die "formula for success" der FhG, so
ein us-amerikanischer Bericht über das Modell Frarrnhofer-Gesellschaft,
"that management is definitely not top-down" (Townsend u.a. 1982: 157).
Die Entscheidung über die Durchführung von Forschungsprojekten liegt in
der Tat bei den einzelnen Instituten der FhG selbst. Im Rahmen ihres Bud-



208 Fta u n ho fer- Ges e I I s c h a f t

gets operieren die Institute weitgehend unabhängig von und eigenverantwort-

[ch g;genüber der Mäncheter T/.jntrale. Die Hauptfunktion der FhG-Zentrale

liegt-in der Budgetverteilung. Sie leistet darüber hinaus Hilfestellungen bei

der Gestaltung von Verträgen.
Aber wie das Konzept der Vertragsforschung selbst ist auch diese Kom-

bination von dezentraler Auftragsakquisition und zentraler Mittelverteilung
nicht das Ergebnis der bewuBten Planung eines Modells. Auch die organisa-

torische Struktur der FhG entstand nicht auf dem forschungspolitischon

ReiBbrett. Sie entwickelte sich gewissermaBen der Not gehorchend als eine

Überlebensstrategie der FhG unter den Rahmenbedingungen chronischer

Finanzknappheit in den fünfziger und sechziger Jahren.

Unter dem Druck, sich weitgehend selbständig finanzieren zu müssen,

setzte sich bereits seit der Mitte der firntziger Jahre in den Instituten der

FhG die Strategie einer dezentralen und persönlichen Akquisition von Auf-
trägen durch. "Bei den Vorarbeiten zur Angliederung oder Gründung von

Instituten hatte sich erwiesen, dap so manche Industrieunternehmen Interes-

se zeigten, wenn ihnen - zu wirtschaftlich günstigen Bedingungen - die Lö-
sung wissenschaftlichtechnischer Probleme und damit die Förderung ihrer
Produktion in Aussicht gestellt werden konnte." Aber "dies war nur in zäher

persönlicher Werbung und mit Hilfe'einschlägiger' Kuratoriumsmitglieder

äes Instituts möglich" (Epp 1984: Teil II, 16). Für alle neu gegründeten oder
übernommenen Institute richtete der Vorstand der FhG deshalb Kuratorien
ein, die sich möglichst aus "Vertretern der Wissenschaft, der Wirtschaft und

der öffentlicheu Hand" zusammensetzten. Zweckdieser Kuratorien war neben

der "Beratung des Institutsleiters in wissenschaftlichen Fragen" vor allem

seine "IJnterstützung durch die oder bei der Vermittlung von Aufträgen an

das Institut und bei Erwirkung von Zuschüssen und Spenden."3o

Obwohl die Aufgabe der Akquisition von Forschungsaufträgen bei den

einzelnen Instituten selbst lag, vereinnahmte und bewirtschaftete die FhG

sowohl die staatlichen Mittel aus der Grund- und Projektförderung als auch

die Einnahmen der Institute aus der industriellen Vertragsforschung zentral.

Die Institute der FhG besapen keine eigene Rechtsfähigkeit. "Alle Zuwen-

dungen", wie $ 15 der Satzung der Gesellschaft bestimmte, "werden an die

Gesellschaft geleistet und von dieser verwaltet." Dies schloB private Spendon

und staatliche Zuschüsse ebenso ein wie "Vergütungen für Vertragsforschung".
Durch die zentrale Bewirtschaftung der dezentral akquirierten Mittel

wurde es der FhG möglich, eine kollektive Finanzierung der Eigenforschung

30 so $ 2 der "Geschäftsordnung für Institute der FhG", gültig von 1954 bis 1971, vgl. Epp

(1984: Anlagen).
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an organisieren, die es wiederum erlaubte, den Anteil der Vertragsforschung
weit über das Map anzuheben, das eine Bewirtschaftung der Ressourcen
durch die einzelnen Institute selbst zugelassen hätte. Durch die kollektive
Bewirtschaftr'ng der Institutsgelder war es vor allem möglich, die Zwectbin-
dungen der staatlichen und privatwirtschaftlichen Fördermittel mit Hilfe eines
Systems interner Verrechnurgskonten "aufzulockern" und arischen den Insti-
tuten zur Finanzierung der Eigonforschung umzuvertoilen.

Insbesondere seit fürer Kooperation mit dem BMVg entrniokelte die
Verwaltungszentrafe der FhG in einer Art interner "Mischkalkulation" die
Praxis, Liquiditätsschwierigkeiten der einzelnen Institute auf dem Wege
kurzfristiger wechselseitiger "Ausfallhilfen" zu überbrücken. Mittel aus Institu-
ten mit bewilligten Projekten wurden auf diesem Weg anderen Instituten
zur Vorbereilrrng und Akquisition noch ausstehender Aufträge kurdristig
"ausgeliehen" und nach dem Eingang neuer Projekte zurückgezahlt.

Diese Praxis der FhG, Projektmittel gewissermaBen zeitweise ihres Zwecks
zu "entbindenfl und zur piaanzisnrng der Eigenforschung in den Instituten
einzusetzen, rief denn auch die Kritik der Rechnungshöfe und Wirtschaftsprü-
fer hervor. So gaben die Wirtschaftsprüfer der FhG 1958 zu bedenken:
"Hinsichtlich der Finanzierung von Forschnngsaufgaben mit Mitteln fremder
Art oder aus Mitteln nicht zuständiger Institute bemerken wir, dap diese
Art von Finanzierung bei der Vielfalt der der FhG angegliederten Institute
avangsläufig zu Komplikationen führen mup.'ot Die von den Wirtschaftsprü-
fern prognostizierten I'l(smplikationen" traten denn auch auf. Obwohl Fehlbe-
träge häufig kurdristig durch zweckfreie Zuwendungen der Länder Baden-
Württemberg und Bayern gedeckt werden konnten und auch der SV seit
der Mitte der sechziger Jahre der FhG etwa 100.000 DM jährlich ohne
Verwendungsauflagen zur Verfügung stellte, schloss die FtrG ihre Jahresabr-
echnungen so gut wie regeünäBig mit einem Defizit ab.32 Schlieplich

3l Bei allcr Kritik zeigten die Wirtschaftsprüfer aber doch auch Verständnis: nWcnn wir
uns auch den Argumenten der Geschäftsführung nicht verschliepen, dap, da die bewilligten
Mittel nicht immer rechtzeitig greifbar sind, auf vorhandene Mittel anderer Institute zuritck-
gcgriffen wcrden mup, um die Forechungsvorhaben in FluB zu hatten, so halten wir es

doch für richtiger, Bevorschussungen von Institutcn untereinander zu untedassen, Els ist
dann zwcckmäpigcr, innerhalb des Jahrcs Bcvorschussungcn notfalls nur aus Bundcsmitteln
vorzunehmen, um die Übcrsicht nicht zu verlieren, Es kann aber dies nur als Notlösung
bezeichnet werden" (Schlupbcmerkungder Süddeutschen Treuhand-Geseltschaft AG Mün-
chen zum JahresrechnungsabschluB der FhG 1958).

32 Die Defizite der Gesellschaft wären bei einer ikorekten" Abrechnung der aveckgebunde-
nen Mittel zudem wesentlich höher ausgefallen, wenn die landesregicrung in Baden-
Württembcrg, soweit dics ihrc Handlungsbedingungen zulicpen, nUnstimmigkeitcn' in den
Jahresabrechnungen der FhG nicht entweder stillschweigend geduldet oder auch "stimmig"
gemacht hättcn. nDie Abrechnungenn, so einer der landewertreter, "stimmten nie und
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sperrten in einem Jahr sogar sämtliche Länder ihre Zuwendungen, "weil eine
besonders eifrige Abrechnungsstelle eines Landes die anderen Länder von
dem nicht gedeckten Haushalt der FhG unterrichtete. So war die finanzielle
Not in Verbindung mit dem wohl unvermeidbaren Bürokratismus besonderes
Merkmal der Aufbaujahre der Gesellschaft" (Epp 1984: Teil II, 4).

Tatsächlich waren die "finanzielle Not" und der "unvermeidbare Bürokra-
tismus" der ax'eckgebundenen Mittelvergabe die prägenden Rahmenbedingun-
gen für die Herausbildung einer organisatorischen Kultur der FhG, in der
eine extreme Forschungs-Ökonomie und aveckrationaler Mitteleinsatz zu
den leitenden Wert- und Normorientierungen wurden. Wenn die FhG ihr
Ziel erreichen wollte, als Trägerorganisation der industriellen Vertragsfor-
ssfurrng gegenüber anderen Organisationen "Vorhand für den staatlich geför-
derten Ausbau zu erhalten", so war sie geavungen, jeden frei verfügbaren
BeEag in eine wiederum unmittelbar auf die industrielle Vertragsforschung
ausgerichtete Eigenforschung zu investieren. Die von der Politik immsl
wieder beklagte "Verselbständigung" der durch sie geförderten problemorien-
tierten Forschung zut Grundlagenforschung konnten sich die Akteure in der
FhG weder in der Eigenforschung noch in der Vertragsforschung leisten.
Für das Ziel, "Vorhand" für den Ausbau als Trägerorganisation der ange-

wandten Forschung zu gewinnen, war jeder Betrag, den die Gesellschaft
aus staatlichen Mitteln für die Eigenforschung nutzen, und jeder Auftrag,
den sie aus der Industrie einwerben konnte, zu wertvoll, um damit den
"Luxus" einer Forschung zu finanzieren, die sich mehr ftir ihre selbst gene-
rierten Probleme als ftir die Probleme der Praxis interessierte.

An dieser organisatorischen "Kultur der Knappheit" brauchte das Modell
Fraunhofer-Gesellschaft der siebziger Jahre nurmehr anzuknüpfen. War die
extreme Forschungs-Ökonomie, die die FhG in den ftfurfziger und sechziger
Jahren als leitenden organisatorischen WertmaBstab herausbildete, einmal
in den Strukturen der Gesellschaft institutionell fest verankert, so wurde
mit der "variablen, erfolgsabhängigen Grundfinanzierung" der Übergang von
der Ausrichtung der Organisation an absoluter Knappheit zu ihrer Orientie-
rung an relativer Knappheit möglich. Die direkte Bindung der Höhe von
öffentlichen Zuschüssen an das Volumen der Auftragsforschu'g hob schliep-
lich die absolute Begrenzung von Mittoln für die Eigenforschung der FhG
auf und setzte an ihre Stelle eine durch das Volumen der Vertragsforschung
selbst definierte Knappheit von Mitteln für die Eigenforschung. Die entschei-

konnten auch nicht stimmen. Wr haben uns abgesprochen, wie abzurechnen war." Mündli-
che Interview-Mitteilung.
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dende Voraussetzung für die Funktionstüchtigkeit dieses Modells relativer
Knappheit bestand allerdings darin, dap das Wachstum der Auftragsfor-
schung in der organisatorischen Kultur der FhG l?ingst zum Wert "an sich"
avanciert war.

Die Gewährung von globalen Zuschüssen in gleicher Höhe des Auftrags-
etats der FhG setzte dann seit 1975 ein eigendpamisches Wachstum der
Vertragsforschung frei, das in diesem Ausmap weder von den Akteuren
innerhalb der Gesellschaft noch in der Forschungspolitik erwartet werden
konnte. Unvorhergesehen kam dieses Wachstrrm der angewandten Forschung
auch für die groBen Organisationen der Grundlagenforschung obwohl DFG
und MPG selbst 1970 den Weg zum Modell Fraunhofer-Gesellschaft ebne-
ten, indem sie sich nunmehr für den staatlich geförderten Ausbau und eine
antoiligo Globalfinanzierrrng dor Gesellschaft aussprachen. Die entsprechende
"Bmpfehlung" von DFG und MPG resultierte dabei aus einem Interessenkom-
promiB zwischen den beiden gropen Forschungsorganisationen. Die Geburts-
hilfe, die sie beim Modell Fraunhofer-Gesellschaft leisteten, war also weni-
ger primäres Handlungsziel als Nebenfolge.

4 Von Kompetenzstreit zur ordnungspotitischen Aufteilung des
Forschungssystems

4.1 Das neue Interesse des Bundes an der nngewandten Forschung nach
dem VerwalfungsaSftsmmen von 1964

Mit der Entscheidung des Bundes, seine Beteiligung an der Forschungsfördo-
rung der Uinder dem Aufbau eigener Trägereinrichtnngen voratziehen,
entwickelte sich seit der Mitte der fiinfziger Jahre bis zum Verwaltungsab-
kom-en von 1964 eine forschungspolitische Konstellation, in der die ange-
wandte Forschung durch Einrichtungen repräsentiert wurde, die primär an
der Grundlagenforschrmg interessiert waren.

Im Fall der MPG traf der Bund denn auch auf wachsende Widerstände
gegen die Projektforschung. Aber auch die DFG förderte die angewandte
Forschung nur halbherzig. Wie schon im Normalverfahren gogeo die Förder-
mittel der DFG auch im Schwerpunkwerfahren ganz überwiogend an die
naturwissenschaftliche Grundlagenforschung. Wie aus Tabelle 18 hervorgeht,
betrug die anteilige Fördenrng der Ingenieurwissenschaften im Normalver-
fahren der DFG im Jahresdurchschnitt bis 1960 koapp 9Vo, während dre
Förderung der naturwissenschaftlichen Forschun g ca. 34vo ausmachte. sogar
der Anteil der Geisteswissenschaften am Normalverfahren lag in diesem Zeit-
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raum mit etwa?$Vo weit über dem der Ingenieurwissonschaften.Im Schwer-

punktverfahren der DFG in den Jahren 1953 bis 1967 erreichte der Anteil
der Naturwissenschaften fast das Zweieinhalbfache des Anteils der Ingenieur-

wissenschafton am gosamten Fördervolumen diesos Sonderhaushalts.

Tabolls 18: DFG-Bewilligungen in ausgewählten Fachgruppen (in %)

Jahr

Normalverfahren
Gelstes- lngenieur- Nalur-
wissen- wlssen- wissen-
schaften schaften schaften

Schwerpunktverfahten
Gelstes- lngenieur- Natur-
wissen- wissen- wlssen-
schaften schaften schaften

I
12
I
7
7

12
4
5
8
7
8
7
7
7
8

44
39
40
38
31

92
34
32
30
29
30
29
31

s2
32
35
37
35
37

5
10
9
8
7
5
6
I
9

10
14
13
14
16
17
18
18
19
19

24
24
19
21

26
29
26
24
25
27
24
26
24
24
23
22
19
21

20

1949
1950
1951
1952
1953
1954
1955
1956
1957
1958
1959
1960
1961
1962
1963
1964
1965
1966
1967

4;
38
58
58
42
45
65
55
52
44
39
42
46
5l
55

1;
25
16
18
22
19
14
24
20
23
27
27
22
18
16

Queller Zerold (1968: 369).

Insbesondere aber führte die "Vermittlrrngsstelle für Vertragsforschung
e'v'" ein Schattendasein in der DFG' Sie blieb von BeFnn an ohne Reso-

nanz bei ihren industriellen Adressaten. Bereits drei Jahre nach fürer Grün-
dung hatte die Vermittlungsstelle keine praktische Funktion mehr und ging

in eine unselbständige Existenz als "Vermittlungsstelle für Vertragsforschung
bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft" über. Die Vermittlungsstelle wurde

"überraschend wenig in Anspruch genommen, so daB es sich nicht lohnte,

sie als selbständiges Unternehmen aufrechtzuerhalten ... Die mittlere und
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die kleine Industrie, die als die wichtigsten Interessenten angesehen worden
waren, blieben gleichgüLltig" (Zierold L968: 521f). Trotz dieses Miperfolgs
entwickelte der AusschuB ftir angewandte Forschung keine organisatori-
schen Alternativen zur Vermittlungsstelle oder neue Konzeptionen zur För-
derung der industrienahen Forschung.

An dieser Situation änderte sich nichts Grundsätzliches, solange der
Kompetenzstreit zwischen Bund und Ländern anhielt. Erst nach der Bei-
legung dieses Konflikts durch das "Verwaltungsabkommen zur Förderung
von Wissenschaft und Forschung" von 1964, mit dem Bund und Länder sich
zur Gewährung von globalen Zuschüssen an DFG und MPG verpflichteten,
begannon sich die Rahmenbedingungen für dio Förderu'g der angewandten
Forschung allmählich zu wandeln. Die beiden groBen Forschungsorganisatio-
nen hatten damit ihr wichtigstes Ziel, die staatliche Anerkennung ihrer
forschu"gspolitischen Autonomie, erreicht. Die Beftirchtungen, die sie mit
einer vom Bund finanzierten Trägerorganisation für die angewandte For-
schung verbunden hatten (vgl. Abschnitt z.2),waren weitgehend gegenstands-
los geworden. Gleichzeitig erwachte im Bund erneut das Interesse an einer
eigenständigen Trägerorganisation zur Förderung der angewandten For-
schung. Im Bundesministerium fi,ir wissenschaftliche Forschung (BMwF), der
1962 gegründeten Nachfolgeorganisation des BMAI, setzten bereits kurze
7*it vor dem Verwaltungsabkommen von L964 Bestrebungen ein, eine For-
schungsorganisation zur Ergänzung von DFG und MPG zu schaffen. "Damals
haben wir gemerkt", berichtet ein ehemaliger Ministerialrat des BMwF, "das
Feld der angewandten Forschung ist schlecht bestellt in Deutschland. Die
Grundlagenforschung war ja blendend besetzt mit der MPG und an den
Hochschulen. Aber es fehlte etwas entsprechendes auf dem Gebiet der an-
gewandten Forschung."s

Bei dem Versuch, die jotzt identifizierte organisatorische Lücke in der
angewandten Forschung zu schliepen, entwickelte die Forschungspolitik des
Bundes kein eigenes Konzept oder institutionelles Design. Das Konzept, die
angewandte Forschung durch eine staatlich grundfinanzierte Auftragsfor-
schung zu fördern, ergab sich vieLnehr durch den Rückgriff des BMwF auf
bereits vorliegende organisatorische Strukturen, und bei diesem Rückgriff
besaBen die Akteure im Bund kaum Alternativen.

Die gröBte existierende Einrichtung in der angewandten Forschung war
iu der Mitte der sechziger Jahre noch immsl das "amerikanische" Battelle-
Institut. Daneben existierte als einzige deutsche Eifficht'rng in der ange-
wandten Forschung mit einem nennenswerten Umsatz nur die FhG. Dap

33 Interview mit einem ehemaligen Beamten im BMwF.
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auch dieser bescheidene Umsatz nur durch ein höchst fslssfurngsiiftonomi-
sches Verhalten und eine extreme Persistenz der FhG bei der Verfolgung
ihres Ziels, durch die Steigeru"g der Auftragsforschung vor allem "Vorhand"
für den staatlich geförderten Ausbau als Trägerorganisation in der ange-

wandten Forschung zu gewinnen, möglich geworden war, war den Akteuren
im BMwF jedoch kaum bewuBt. Die FhG galt ihnen vielmehr als eine Orga-
nisation, auf die man aus Mangel an Alternativen wohl oder übel angewiesen

war, wenn die Förderung der Grundlagenforschung durch DFG und MPG
um eine anwendungsorientierte Einrichtung ergänzt werden sollte. Auch
der Wissenschaftsrat (WR) nahm 1965 eine ähnliche Haltung wie das

BMwF gegenüber der FhG ein. Er laitisierte, dap ihr "Institutsbestand
einen etwas zuftilligen Eindruck" hintsllasss und keinen "geschlossenen
Bereich der angewandten Forschung" abdecke, sprach aber dennoch die
"Empfehlung" an das BMwF aus, die FhG in die institutionelle Förderung
des Bundes aufzunehmen (vgl. Wissenschaftsrat 1965 Bd. L 50ff).

Im Fall der beiden gropen Forschungsorganisationen lag der Sachverhalt
nllsldings wesentlich komplizierter. DFG und MPG vertraten nun in der
Frage der angewandten Forschrtng keine einheitliche Linie mehr. Vor dem
Verwaltungsabkommen konnten DFG und MPG im eigenen Interesse eine

um die Förderung des Bundes konkurrierende Organisation in der ange-

wandten Forschung nicht zulassen. Nach dem Verwaltungsabkommen von
1964 aber begannen ihre Interessen gegenüber einer dritten Forschungsorga-
nisation auseinanderzustreben.

FtiLr die MPG brachte eiue ergänzende Trägerorganisation des Bundes
nun sogar Vorteile mit sich. Ein Ausbau der FhG zu einer komplomentären
Trägerorganisation bot der MPG nach der Gewährrrng globaler Haushalts-
mittel durch Bund und Länder eine weitere Möglichkeit, ihren Status als

Organisation der Grundlagenforschung auch ordnungspolitisch abzusichern.
Wenn sich die auperuniversit?ire Forschung in einen Bereich der Grundla-
genforschung und in einen Bereich der industrienahen Forschung institutio-
nell aufteilen liep, war die MPG in Zukunft sehr viel sicherer vor den im-
mer wieder unternommenen Versuchen des Bundes, durch zweckgebundene
Mittel steuernd auf ihre Institute EinfluB zu nehmen. So stellte der Präsi-
dent der MPG, Adolf Butenandt, in einer Sitzung des WR 1965 fest, dap
er bei der FhG "zu den Instituten der MPG eine klare Abgrenzung sehe

und sich beide Institutsgruppen in keiner Weise gegenseitig beeinträchtigen
würden" (Epp 198a: Teil I, 34).

Die DFG bestand dagegen auch jetzt auf ihrem schon am Beginn der
fünfziger Jahre gegenüber der FhG vertretenen Anspruch, daB eine Einrich-
tung zur Förderung der angewandten Forschung nur unter ihrer Regie und
als Teil ihrer eigenen Organisation operieren sollte. Der vom BMwF vorge-
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sehene Ausbau der FhG zu einer eigenständigen Trägerorganisation der
angewandten Forschung war für die DFG mit avei Gefahren verbunden.
Zum einen muBte oine solche Organisation zur Abwortung ihrer eigenon
wirtschaftsnahen Einrichtungen wie dem Ausschup für angewandte Forschung
führen. Zum anderen sah man in der DFG aber auch die Gefahr, daB "die
Institute der Vertragsforschung bei Auftragsmangel in die Gebiete der DFG
einbrechen könnten zu Lasten der in den Schwerpunktprogrammen tätigen
TH-Institute" (Epp 1984: Teil I, 34).

Obwohl sich die DFG in ihrer weiterhin ablehnenden Position gegenüber
einer eigenständigen Trägerorganisation in der angewandten Forschung nach
dem Verwaltungsabkommen von 1964 praktisch allein wiederfand, g"g iht
EinfluB dennoch so weit, sich in dieser Frage gegen die Interessen des BMwF
durchsetzen zu könen. Sowohl dem BMwF wie der MPG mupte am guten
Willen der DFG zu viel gelegen sein, als daB sie den Ausbau der FhG zur
dritten Trägerorganisation im bundesdeutschen Forschungslatem gegen deren
Willen hätten vorantreiben können.

Als Repräsentantin der Hochschulforschung war die DFG grundsätzlich
in der Lage, im Konfliktfall die Interessen der Länder zu mobilisieren und
gegen das Bundesforschrrngsministerium auszuspielen" dessen Position in der
Hochschulforschung in der Mitte der sechziger Jahre noch koineswegs unum-
stritten war. Prinzipiell lieB sich die Frage nach der Verfassungskonformität
der Forschungspolitik des Bundes bis 1969 jederzeit erneut aufiverfen. Erst
die Grundgesetzänderung in diesem Jahr gab dem forschungspolitischen
Handeln des Bundes eine entsprechende rechtliche Sicherheit. Vor diesem
Datum aber war das Forschungsministerium bei dem Versuch, mit der FhG
eine dritte Trägero-rganisation ins Leben zu rufen, auf die Kooperation der
DFG angewiesen. Ahnlich verhielt es sich im Verhältnis anischen MPG und
DFG. Für den möglichen Vorteil, den die MPG aus 6s1 t'qldnungspoliti-

schen Aufteilung" der auBeruniversitären Forschung durch eine komplementä-
1s xlrysadungsorientierte Einrichtung ziehen konnte, war der Preis eines
Kooperationsverlusts mit der DFG zu hoch, denn dieser kooperativen Bezie-
fiung kam ja gerade die Funktion zu, die Kritik der Hochschulen an einer
öffentlichen pinü2isnrng von Forsch".g auperhalb der UniversitätEn latent
zu halten. Die mögliche ordnungspolitische Funktion der FhG für die Inter-
essen der MPG fiel im Vergleich zur Bedeutung einer kooperativen Bezie-
hung zur DFG deutlich weniger ins Gewicht.

Die auseinanderstrebEnden Interessen von DFG und MPG in der Frage
eines Ausbaus der FhG führten denn auch nicht zu einem offenen Konflikt
zwischen den beiden groBen Forschungsorganisationen. Der sowohl für die
MPG wie für das BMwF einzig gangbare Weg bestand darin, die Beratun-
gen za diesem Problem an den WR zu delegieren. Das BMwF muBto es
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DFG und MPG weitgehend selbst überlassen, in dieser Frage Konsens zu

entwickeln und "Empfehlungen" auszusprechen. Es kam darin der Forderung
der gropenForschungsorganisationen nach, "keine eigeneWissenschaftspolitik
neben der des Wissenschaftsrates [zu] machen, sondern seine Ideen in des-

sen Arbeit ein[zu]bringen und auf diese Weise zum Bestandteil der Arbeit
des Wissenschaftsrates werden [zu] lassen" (Stamm t98l: 252),

Die Verhandlungen zwischen den groBen Forschungsorganisationen über
einen Ausbau der FhG kamen nur mühsam voran und nahmen insgesamt

vier Jahre in Anspruch. Alternativ zu der Forderung, die die DFG zunächst
aufstellte, wonach ein Ausbau der FhG nur innerhalb ihres eigenen organisa-
torischen Rahmens durch eine Eingliederr'"g der FhG in die Forschungsge-
meinschaft stattfinden sollte, sprach sich der "AusschuB fü1 angewandte
Forschung", der zur Frage der Finanzierung der FhG wiederum einen Unter-
ausschuB bildete, daftir aus, dap die Mittel des BMwF "für die angewandte
Forschung über die DFG oder nur untsr ihrer Mitwhkung zur Verteilung
kommen sollten" (Epp 1984: Teil I, 49). Zwei Forderungen, an deren Erfül-
lung die DFG ihre Zustimnung zur Aufnahme der FhG in die institutionelle
Forschungsförderung des BMwF bav. ihres organisatorischen Ausbaus
band, bezogen sich auf die Verteidigungsforschung. Zum einen forderte
die DFG eine Umwandlung der verteidigungsbezogerßn Forschungsinstitute
der FhG in bundeseigene Ressortforschu''g"einrichtungen. Zum aveiten sollte
die FhG ihre Funktion als Projektträger des BMVg aufgeben. Das BMVg
sollte statt dessen "mit der Deutschen Forschungsgemeinschaft Abmachun-
gen" treffen, um deren "bewährte Methoden zur Förderung wissenschaftli-
cher Aufgaben auszunutzen" (Wissenschaftsrat 1965: 84f).

Prinzipiell hielt die DFG diese Forderungen bis 1969 aufrecht, machte
aber gegenüber den Interessen der MPG und des BMwF nach und nach
Konzessionen. Nach den "Empfe6rrngen" des WR aus dem Jahr 1965 nah-
men in den Jahren 1966 bis 1970 nacheinander avei weitere Kommissionen
des WR die Arbeit zu dieser Frage auf. In diesen Kommissionen setzte die
MPG ihre Interessen stufenweise durch, indem es ihr gelang, die Zustim-
mung der DFG zunächst zur Aufnahme der FhG in die institutionelle For-
schungsförderung überhaupt, dann zu fürem Ausbau als Trägerorganisation
für die Vertragsforschung zu erreichen.

DFG und MPG plädierten schlieBlichL9T0 auch für einen vom Volumen
der Vertragsforschung abhängigen, globalen ZuschuB des Bundes zur Finan-
zierung der FhG. Die mögliche Anreizfunktion einer solchen Finanzierungs-
art für die Steigerung der Vertragsforschung wurde von den beiden groBen

Forschungsorganisationen allerdings nicht gesehen.Zwar hatts die FhG schon
L965 in ihrer Stellungnahme zu den Empfehlungen des WR betont, daB "eine
volle Finanzierung von staatlicher Seite abzulehnen und lediglich eine
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Teilfinanzierung von 30-40Vo des Etats anzustreben sei, wenn der Vertrags-
forschung auch in Zukunft erhöhte Bedeufung zukommen solle" (Epp 1984:
Teil II, 41). Und mit dem BMwF bestand 1968 "Überefuslimmung darin,
dap nicht durch eine starre Finanzpolitik der Ansporn zur Vertragsforschung
genommen, sondern neuer Anreiz durch dem Umfang der Vertragsforschung
angepaBte Zuwendungen gegeben werden solle" (Epp 1984). DFG und MPG
griffen diese Möglichkeit in ihren Empfehlungen zum Ausbau der FhG je-
doch zunächst nicht auf.

4,2 Zwischen Globalförderung und {ffsizEnanziürrngl Empfehlungen aus
der Sicht der Grundlagenforschung

Die erste Kommission, die sich unter dem Vorsitz des Generalsekretärs
der MPG aus Vertretern von DFG und Repräsentanten des WR zusammen-
setzto, kam 1967 zu dom Ergebnis, bei dor Förderung der angewandten
Forschung gehe es um "die Unterstützung eines anvar nicht streng abgrenzba-
ren, aber doch in gewisser Weise eigenständigen Bereichs der Forschung
mit eigenen Problemen und Notwendigkeiten."sa "Die Wirtschaft verwertet
die Ergebnisse der angewandten ['q1s,s[rrng und EnnvicHung in aller Regel,
ohne daB sie dazu eigens srimuliert werden müpte." Da es sich aber in
besonderen Fällen "als nützlich und sogar notwendig erweisen [kann], daB
der Staat Mapnahmen ergreift, r'm die Anwendu"g von Ergebnissen anzure-
gen", empfahl dis l(s6mission, der FhG "zur Erfüllung dieser Aufgabe einen
GrundzuschuB aus staatlichen Mitteln" zur Verfügung zu stellen, "dessen
Höhe festzustellen bleibt" (Epp ß8a).

Mit dieser Empfehlung des WR war es dem BMwF nun möglich, die
FhG in die institutionelle Forschungsförderrrng aufzunehmen. 1968 erhielt
die Gesellschaft durch das BMwF erstmals einen Betrag in Höhe von
2 Mio. DM, 1969 stieg die Förderung der FhG durch das BMwF auf 4
Mio. DM. Diese Gelder dienten hauptsächlich dazg die bislang vom BMVg
im Rah-en det y"rw4lgrnsspauschale geleisteten Zuschüsse abzulösen, durch
die sich die Mihrchener 7*ntrale der FhG seit dem Ende der fiiLnfziger Jahre
hauptsächlich finanziert hatte. Die Entscheidung des WR über die Modalitäten
des Ausbaus der FhG und der Förderung der Vertragsforschung stand noch
aus und war der zweiten Kommission vorbehalten.

3 Vermerk zur angewandten Forschung und Entwicklung der Geschäftsstelle dcs Wisscn.
schaftsratcs vom ?ß.4.1967, abgcdruckt beil Epp (1984: Tcil I, 38a).
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Dieser zweiten Kommission des WR kam jetzt die Funktion zu, den
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft (BMBW) als Nachfolger
des BMwF für den Ausbau der FhG gribres Licht zu geben. War vom WR
zunächst nur zögernd und eigentlich nur in Sonderfällen ein Engagement

des Bundes in der Fördelung der angewandten Forschung befürwortet wor-
den, so revidierte die zvvEite Kommission diese Ansicht jetzt grundlegend.

An den Beginn ihres Berichts stellte sie "L8 Thesen zum Ausbau der Fraun-
hofor-Gesellschaftu, in denen sie nun uneingeschränkt die "Förderung der
angewandten Forschung aus öffentlichen Mitteln" bejahte, "um die technolo-
gische Entwicklung in der BRD zu gewährleisten" (Empfehlungon t97tz 9).

Der Weg für eine funktionale Komplettierung des bundesdeutschen
Forschungssystems durch eine Trägerorganisation in der angewandten For-
schung war frei. Differenzisnrngstheoretisch formuliert, setzte jetzt ein ProzeB

der thematischen Reinigung der Forschung im Rahmen der MPG von Anwen'
dungsbezügen und der organisatorischen Entmischung von Grundlagenfor-
schung und industrienaher, angewandter Forschung ein. Die MPG hatte
bereits seit dem Verwdtungsabkommen von 1964 damit begonnen, sich aus

der zweckgebundenen Projektförderung des Bundes zurückzuziehen. In zu-
nehmendem Mape entledigte sich die MPG in den siebziger Jahren der
angewandten Forschung auch durch die SchlieBung und Ausgliedslung ent-
sprechender Institute und Einrichtungen oder durch deren "Konversion" auf
Grundlagonforschung und trat 1971 sogar das Institut für Silikatforschung
an die FhG ab. Auch die DFG zog sich nun aus der Vermittlung angewand-
ter Forschungsprojekte zurück. 1973 wurde die "Vermittlungsstelle für Ver-
tragsforschung" offiziell aufgelöst. Der Prozep der ordnungspolitischen Auf-
teilung des bundesdoutschen Forschungssystems in eine Domäne der Hoch-
schulforschung eine der auperuniversitären Grundlagenforschung und eine
der industrienahen, angewandten Forschung ging damit am Beginn der sieb-
ziger Jahre seinem vorläufigen Ende zu.

Die letzto klärungsbedütfttge Frage betraf dsn pinanzisrtrngsmodus der
Vertragsforssfunng im Rahmen der FhG. Die Kommission des WR hatte
hierzu zwar einen Vorschlag entwickelt und betont, dap die "Besonderheiten
der angewandten Forschung neue Fornen für die Finanzierung der FhG
aus öffentlichen Mitteln" erfordern (Empfehlungen t97L: 32). Die "Empfeh-
lungen" des WR zogen jedoch an keiner Stelle die Anreidunktion einer
snleiligen Grundfinanzierung der Vertragsforschung für die Einworbung von
Forschungsaufträgen in Betracht.

So sprach sich der WR zwar für eine anteilige, globale Grundförderung
der FhG aus, kam aber an keiner Passage seiner Empfehlungen zu der
Überlegung, dap mit diesem Finanzierungsmodus ein Anreiz für die FhG
zur Akquisition von Forschungsaufträgen geschaffen werden konnte, wenn
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nur der Anteil der Grundförderung konstant gesetzt und nicht durch jährli-
che Haushaltsvorhandlungel imrnel wieder zur Disposition gestellt wurde.
Statt dessen sah die Kommission vor, daB die Grundförderung zur Finanzie-
rung einer "anwendungsorientierten Grundlagenforschung" eingesetzt werden
sollte, verstand unter "anwendungsoriEntierter Grundlagenforschungn aber
nicht "Eigenforschung" im Dienst der Auftragsakquisition, sondern eine von
der Vorbereilrrng der 1/slhegsforschung separierte Tätigkeit "Die Erfah-
srng hat auch gezeigt, dap insbesondere bei der Erschliepung neuer
Arbeitsgebiete von den Instituten zunächst gewisse Vorarbeiten fi1anzie1f
werden müssen, ehe Vertragspartner interessiert und für ein finanzielles
Engagement gewonnen werden können.In erster Linie werden Grundauchtlsse
jedoch fiir die anwendungsorientiefte Grundlagenforschung vetwendet werden"
(Empfehlungen L97L:32. Hervorhebung die Autoren). Der Separierung von
anwendurgqorientierter Grundlagenforschung und Vertragsforschung in den
Empfehlungen des WR entsprach da-it die Vorstellung einer Aufteilung
der Forschung in den Instituten der FhG in einen Bereich, der sich primär
auf die selbstgenerierten Probleme der Wissenschaft ausrichtete und in einen
Forschungsbereich, der die fremdgenerierten Probleme der wirtschaftlichen
Praxis bearbeitete.os

Die FhG selbst hatte dagegen bereits 1969 die Empfehlungen der Kom-
mission ftir eine anteilige Grundförderung der Vertragsforschung i6 ginne
einer Anreizfinanzierung kommentiert: "Die Beihilfe flir das einzelne Institut
soll je nach Aufgabengebiet 30-50Vo des Etats nicht überschreiten, um kei-
nesfalls das Interesse und die Bemühungen um die Vertragsforschung erlah-
men zu lassen" (FhG L969: t2).

In ihren Fmpfehlungen gng die Kommission des WR letztlich noch
immer von der Vorstellung einer sich selbst tragenden industriellen AuftragB-
forschung aus und übersah, daB das bescheidene Wachstum der Auftragsfor-
schtpg im Rahmen der FhG nur auf die müüsame überwindung von
Schwellenwerten durch eine "Zweckentfremdung" der vom BMVg gezahlten
Zuschüsse und anderer staatlicher Forschungsgelder zurückzuführen war.
Dieser Vorstellrrng einer Selbstfinanzislung der Vertragsforschung entsprach
auch der nreite Vorschlag der Kom-ission, die globale Grundförderung
der FhG durch eine ebenfalls global gewährte "Ausfallhilfe" za ergänzen.

35 Dieser Sichtweise entsprach auch die Begründung der rNotwendigkeit von Grundlagen-
und Auftragsfolgefortchungn im Tcxt der Kommission: üSo heilsam es gerade im Bereich
der angewandten Forschung auch scin mag, den Leistungsnachwcis im Interesse der Selbst-
erhaltung ständig erüringen zu milssen, so sekt doch die Entfaltung von wissenschaftlicher
Phantasie und Lristungsfähigkeit ein gewisses Map an Sicherheit und Freiheit von den
Sorgen des täglichen Enrcrüs vorausn (Empfehlungen lglL:2l).
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Dabei war eine'Ausfallfinanzierung" ftir den Fall "eines von der Institutslei-

lung nicht zu vertretenden Rückgangs" in der Vertragsforschung vorgesehen,

um die Kontinuität der Arbeit sicherzustellen (Empfehlungen t97tz 32).

Nun machte eine besondere, global zu gewährende Ausfallfinanzierung
neben einer globalen Grundfinanzierung zunächst einmal ohnehin wenig Sinn.

Wenn sowohl die Grund- wie die Ausfallfinnn"ierung global gewährt werden

sollten, bestand kein Unterschied arischen diesen Mitteln. Die Unterschei-

dung dieser Finanzmittel konnte nur unter der Annahme plausibel werden,

dap die FhG die Mittel aus der Grundförderung gewissermaBenzweckgebun-

den für die "angewandte Grundlagenforschung" einsetzen würde und die
Mittel aus der Ausfallhilfe herangezogen hätte, wenn durch nicht zustande-
gekommene Forschungsverträge keine ausreichenden Mittel zur Vorfinanzie-
rung neuer Aufuäge zur Verfirgung standen. Der Grund ftir die Unterschei-
dung dieser beiden Finanzierungsformen scheint allerdi"gs auch weniger in
dem Bemühen der Kommission u- eine effiziente Förderung der Vertragsfor-

schung zu liegen als eben in der Befürchtung, daB "die Institute der Ver-
tragsforschung bei Auftragsmangel in die Gebiete der DFG einbrechen

könnten."s Wenn die DFG der Aufnahme der FhG in die institutionelle
Förderung des Bundes und ihrem Ausbau zur Trägerorganisation der ange-

wandten Forschung zustimmen sollte, dann war es rational, die Fina"zie-
rungsformen so zu wählen, dap eine solche Konkurrenz ausgeschlossen war.

Und da aus der Perspektive einer Einrichtung zur Förderung der Grundla-
genforschung die Vorstellung schwerfallen mupte, daB eine Forschungsorgani'
sation industrielle Aufträge auf Kosten ihres Budgets für die Grundlagenfor-
schung vorfinanzieren würde, lag der Gedanke einer Ausfallhilfe nahe.

Das BMBW übernahm die Empfehlungen und Vorschläge der Kommissi-
on zunächst ohne Anderungen. BMBW und FhG begrüBten in einer gemein-

samen Erklär'rng dio Empfehlungen der Kommission und gingen in einer
gemeinsamen Kommission zu bilateralen Verhandlungen um den Ausbau
der Gesellschaft über. Aber auch in diesen bilateralen Vorhandlungen
blieb die Anreizfunktion einer anteiligen Grundfinanzierung der FhG vorläu-
fig unentdeckt. Im BMBW hatten zunächst andere Themen Vorrang vor
den Fragen nach einer möglichst effizienten Institutionalsierung der Vertrags-
forschung und dem Finanzierungsmodus der FbG. Die politische Aufmerk-
samkeit der Akteure im BMBW waren am Beginn der siebziger Jahre fast

völlig vom Thema einer "Demokratisierung" der organisatorischen Strukturen
von Lehre und Forschung an den Hochschulen absorbiert. Dementsprechend

36 So die Befürchtung der DFG laut Epp (1984: Teil I' 34)'
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hatte aus der sicht des BMBW auch die schaffung partizipatorischer Institu-
lionen innerhalb der FhG Priorität vor anderen ReformmaFnahmen.

Ein aveiter Grund, weshalb die Frage nach dem Finanzierungsmodus
der FhG im BMBW keinen zentralen Stellenwert erhielt, lag aber auch
darin, daB seinen Zuschüssen zur Förderung der FhG zunächst vor allem
die Funktion zukam, die Forschungsmittel aus dem Haushalt des BMVg
abzulösen. Waren bereits die Förderbeträge über 2 Mio. DM bav. 4 Mio.
DM, die die FhG in den Jahren 1968 und 1969 durch das BMwF erhalten
hatte, gewissermapen reine Ablösesummen flir die Verwaltu'gszuschüsse des
BMVg, so dienten auch die Mittel, die das BMBW der FhG als Grundfinan-
zierung in den Jahren 1970 bis L973 zvr verfügung stellte, in erster Linie
dazu, die rückläufige Forschungsförderung des BMVg zu kompensieren. Im
Zeitraum von 1969 bis 19'ß sanken die verteidigungsbezogenen Forschunpmit-
tel der FhG von 42 Mio. DM auf 31 Mio. DM. Der Anteil der institutionel-
len Forschungsförderung des BMVg, der vor 1969 noch bei s\vo des FhG-
Haushalts gelegen hatte, ging damit auf ?ßVo zarück.

Erst der reformpolitische EntschluB der Bundesregieru"g, MaBnahmen
zur Evaluation der Forschungsförderung und Effizienzkontrollen der geför-
derten Organisationen einzuführen, liep LgTZim BMBW die Frage aufkom-
men, wie "dio Höhe der Eigenforschmg in geeigneter Weise und unter
wahrung der langfristigen fina"ziellen Sicherheit der FhG mit ihrem Erfolg
in der Vertragsfs6chrrng verknüpft" werdon könne.o7 Das BMBW setzte zum
damaligen Zeitpunkt einen sogena""ten "AusschuB fiir Forschungs- und Aus-
bauplanung" ein" der damit beauftragt war, Reformvorschläge zur Steige-
rung der F;ffizrenz und Kriterien für die Höhe der Grundfördeirrng der FhG
zu formulieren. Entscheidend für die Arbeit und die vorschläge dieser
Arbeitsgruppe wurde schlieBlich, daB ihr neben Vertretern des BMBW auch
Mitglieder angehörten, die in Zukunft in der pqlsshrrng und dem Manage-
ment der FhG eine leitende Rolle spielen sollten. Diese Gruppe in dem
vom BMBW eingesetzten Ausschup nahm nun eine eigentümliche Zwischen-
position im verhältnis von Ministerium und dem bisherigen Management
der FhG ein. Einerseits war die Wahrnehmung dieser Gruppe durch die
Wahrnehmung des BMBW und all jener Akteure geprägt, die zuvor an der
Evaluation der FhG oder an der Formulierung von Empfehlungen zu deren
Ausbau beteiligt waren. Aber auch schon u'n ihre eigene zuktiLnftige Rolle
im Forschungsmanagement der FhG zu rechtfertigen, muBten die Mitglieder
dieser Gruppe eine höchst laitische Perspektive auf die bisherigen Leistun-

37 "Grundzüge derweiteren Entwicklung der FhG", Empfehlungen der Gemeinsamen Kommis-
sion von BMBW und FtrG vom 3.10.1972.



222 Fnu nhofer- Gcs e I I sc ha ft

gen der Gesellschaft entwickeln. AndErerseits ontwickelten die Mitglieder

äi"r"t Gruppe aber, auch weil sie ihre känftigen Rollen im Forschungsma-

nagement äär FhG antizipierten, sowohl ein tieferes Verständnis für die
pr6bleme, denen sich das bisherige Management der FhG gegenüber sah,

als auch einen schärferen Blick für das Entwicklungs- und Wachstumspoten-

tial, das das Modell einer organisationsinternen Vorfinanzierung der Ver-

tragsforschung enthielt (vgl. hierzu Krupp 1972). Insbesondere wurde dieser

Cruppe klar, daB eine florierende Vertragsforschung nicht ohne ausreichende

Offen[liche Subventionen zu haben war. Die Ministerialverwaltung aber wie-

derum war von der Idee einer öffentlich subventionierten Vorfinanzierung

der Auftragsforscht'ng nut dann zu überzeugen' wenn es zugleich Eel^ng,
sie von derEffizienz und Ökonomie eines solchen Modells zu ilborzeugen.

während die Akteure in dem vom BMBW eingesetzten Ausschup auf-

grund ihres Eigeninteresses an möglichst gtinstigen Ausgangsbedingungen

ind dem kibrftigen Erfolg ihrer Arbeit die organisationsstrukturellen und

finanziellen Voräussetzungen des Modolls Fraunhofer-Gosellschaft allnäh'
lich zu entdecken und zu verstehen begannon, war innslftal! der Ministerial-
bärokratie mit der Frage nach der Möglichkeit einer Effrzienz.kontrolle in

der Förderung der FhG jetzt sozusagen die richtige Frage gestellt, uno die

Anreizfunktion einer anteiligen Grundfördernng der FhG zu entdecken. Erst

hierdurch wurde es möglich, von der bereits vorliegenden, aber "lose gekop-

pelten" Anreidnanzisl"r'g mit der Vereinbarung eines staatlichen Zuschup-

volumens in gleicher Höhe der Auftragsforschung zu einer "engen Koppe-

lung" übergehen zu können. Die Entscheidung, eine solche enge Koppelung

voo Gtuod- und Auftragsfinanzierung einzuführen, erfolgte schlieBlich im

1973 enstandenen BMFT, in dessen Zuständigkeit die FhG überging. Das

"Modell Fraunhofer-Gesellschaft" wurde jetzt nicht etwa möglich, weil das

BMFT einen neuen Plan zur organisatorischen Reform der auBeruniversitären

Forschung besap, sondern, weil es in den organisatorischen Strukturen dieses

politischen Sektors eine neue Ordnung entdeckte, die es ihm ermöglichte,

einen neuen Plan zu entwickeln.
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5 Retrospektive Rationalisierung und die Entdeckung der
Anreizllnanzlerungl

Bis 1973 waren die Empfehlungen zum Ausbau der FhG aus der Perspektive
von Organisationen formuliert worden, für die die Unterscheidung einer
Eigenforschung und einer Auftragsforschung der FhG im wesentlichen der
Unterscheidung von Grundlagenforschung und angewandter Forschung gleich-
kam. DiesE Gleichsetzung mit der Grundlagenforschung liep es nicht zu,
die Eigenforschung der FhG im Sinne einer Vorhalteforschung für die Auf-
tragsakquisition zu begreifen, und dementsprechend in einer anteiligen
Grundfinanzierung dieser Vorhalteforschung einen Anreiz für die Vertrags-
forschung zu sehen. Mit der Grihrdung des BMFT im Jahr 1973 setzte dann
aber auf seiten der staatlichen Akteure ein grundlegender Wandel im Ver-
ständnis dessen ein, was Eigenforschung im organisatorischen Kontext der
FhG bedeutet, und welche Funktion einer variablen Grundfi"attzierung der
Eigenforschung zukommen konnte. Diese Entdeckung vollzog sich im Zu-
sammenhang mit einer ygllig neuen Interpretation des organisatorischen
Gefüges in der auperuniversitäiren Forschung, die das BMFT in den ersten
Jahren nach seiner Gründung entwickelte.

Mit dem BMFT war ein forschungspolitischer Akteur in der Bundesropu-
blik geschaffen, der seine eigene Orientierung im System der auBeruniversitä-
ren Forschung erst noch gewinnen und seine Rolle gegenüber den dort
vorhandenen Organisationen erst noch definieren mupte. Seine Perspektive
war dabei bereits durch seinen Gründungsauftrag, die y61 ihm geförderten
Organisationen zu evaluieren und Effizienzkontrollen einzufüühren, stark von
fslssfurrngsökonomischen Gesichtspunkten vorgeprägt.s Das BMFT stand
also zunächst einmal vor dem kognitiven Problem, die Welt der auBeruniver-

38 Die im folgenden Abschnitt dargestellten Handlungsverläufe und die Interpr€tationen
dieser Handlungwerläufe wurden in ausführlichen Intervicws mit forschungspolitischen
Aktcurcn rekonstruicrt, die an der Strukturrcform der FhG in den Jahrrn t973fl4u,nmit-
telbar beteiligt waren. Um die Anonyrnität unserer Intewiewpartner zu wahren, mup in
der Daretellung avf Zitate raon Intenriewpassagen verzichtct werdcn, mit dcnen sich diese
Rekonstruktion belegen liepc, die abcr zugleich die Anonymität dcr Akteure aufheben
würden.

39 Dieser Gründungsauftrag des BMFT ging auf die bereits 1970 formulierten nkitlinien"
zur Rcform dcr Hochschulen und staatlichcn Forschungscinrichtungcn dcs BMBW zurück,
Darin hiep es: "Zu diesen Reformvorschtägen gehören neue Überlegungen zu Grundsatz-,
Struktur- und Organisationsfragen der rechtlich selbständigen Forschungseinrichtungen,
die der Bund und die [,!inder seit 15 Jahren fördern ... Der Staat ... setzt die Prioritä-
tcn, koordiniert dic Arbeitcn der Forrchungseinrichtungen, sorgt für cine objektive und
wirksame Erfolgskontrolle und achtet auf den wirtschaftlichen und sparsamen Einsatz
öffentlicher Mittcl' (BMBW 1970).



224 Fn v n h o fe r- G esc I I s c h a ft

sitären Forschung aus seiner eigenen, efEzienzorientierten und evaluativen
Perspektive deuten und mit Sinn ausstatten zu müsson. Diese neue Problem-
stellung ermöglichte es nun auch, eine neue Ordnung in den organisatori-
schen Strukturen des Forschungssystems zu entdecken und neue forschungs-
politische Konzepte darüber zu entwickeln, welche Funktionen don einzelnen
Organisationen in dieser Ordnung zukommen könnten.

Nach allem, was die Experteninterviews zu diesem Thema an Schlupfolge-
rungen zulassen, sahen die Akteure im BMFT die institutionellen Strukturen
der auBeruniversitären Forschung in einem völlig anderen Licht als ihre
Vorgänger im BMwF und BMBW. Aus der Perspektive des BMFT fügten
sich die historisch gewachsenen organisatorischen Strukturen dieses politi-
schen Sektors zu einer neuen ordnungspolitischen Gestalt zusammen. Was
sich innerhalb des Kompetenzkonflikts von Bund und Ländern etwa seit der
Mitte der fünfziger Jahre inkrementell und als Resultat interorganisatorischer
Strategien und Gegenstrategien herausgebildet hatte, erschien nun als eine
sinnvolle Ordnung von interdependenten und funktional aufeinander bezoge-
nen Systemstrukturen. Das BMFT interpretierte mit anderen Worten die
als Folge inkrementeller Mikrostrategien entstandene institutionelle Gemen-
gelage in der auBeruniversitären Forschung nun als eine rationale Makro-
struktur. Wie selbstverständlich war die MPG in der Wahrnehmung des

BMFT im Gesamtsystem der Forschung für die Grundlagenforschung zustän-
dig, während den GroBforschungseinrichtungen die Funktion zukam, eine
am Bedarf der Industrie orientierte Grundlagenforschung zu betreiben und
die FhG eine komplementäre Rolle zu diesen Organisationen und zur Ver-
koppelung der angewandten Forschung mit wirtschaftlichen und politischen
Problemstellungen und Zielsetzungen einnahm.oo Aus der von der FhG ent-
wickelten Nischenstrategie in der Vertragsforschung war im BMFI der "Da-
seinsberechtigungsgrund"ot der Gesellschaft geworden.

Mit dieser Interpretation stieg nun auch zugleich das Anspruchsniveau
an die Leistung der FhG in dor Vertragsforschung. Nachdem sich die Por-
spektive einer funktionalen organisatorischen Makrostruktur des Forschungs-
systems einmal als Deutungsmuster durchgesetzt hatte, konnte sich nun auch
ein Bewuptsein darüber entwickeln, welche groBe Bedeulung eine Organisati
on in der Vertraqsforschung für die Leisilngsfähigkeit des gesamten For-
schungssystems besap. Gemessen an dieser neu definierten Rollenzuschrei-
bung fiel ulsldings die Wirklichkeit der FhG weit hinter den Erwartungen

40 Vgl, zu einer solchen Interpretation auch Krupp 1972.

41. Interview mit einem zu Beginn der siebziger Jahre mit der Struktureform der FhG
beauftragten Ministerialbeamten im BMFT.
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zurück. Aus der Sicht des BMFT besaB man also ein sinnvolles und rationa-
les Modell der auBeruniversitären potssftungsorganisation, aber die FhG
entsprach noch nicht den Erwartungen und Anforderungen an die wichtige
Rolle, die sie bei der Verwirklichung dieses Modells übernehmen sollte. Die
Diskrepanz avischen dem Anspruchsniveau des BMFT und der dahintor
zurückfallenden Wirklichkeit der FhG ftigte sich vieLnehr dem negativen
Ruf, in dem die Gesellschaft bereits im BMwF gestanden hatte und im Kreis
der etablierten Forschungsorganisatisnsn immsr noch stand.

Es ist vermutlich auf diese Wahrnehmung und Beftirchtrurg zurückanflibren,
in der FhG immer noch einen "Lumpensammler" vor sich zu haben, der,
um die an ihn gestellten Anforderungen zu erftillen, dringend eines Lei-
stungsanreizes bedurfte, dap das BMFT die Forderung der FhG nach einer
anteilig festgelegten Grundförderung der Vertragsforschung aufgriff. Das
BMFI entdeckte in dieser Finanzierungsform eine Möglichkeit, die Leistung
der FhG in der Vertrngsforschung zu steigern und die Gesellschaft zu dem
zu machen, was sie seinen forschungspolitischen Zielvorstellungen zufolge
sein sollte. Jedenfalls findet sich kein Hinweis darad daB sich das BMFT
fiir die Finanzierungsreform entschied, weil es die Schwellenprobleme einer
sich selbst tragenden Auftragsforschung und eine Notwendigkeit zur öffentli-
chen Vorfinanzierung der Vertragsforschung wahrgenommen hätte. Das BMFT
setzte in der Begründrr'''g der Finanzierungsreform die Akzente denn auch
völlig anders, als dies die FhG selbst getan hatte.a2 War die Anreizfunktion
einer anteiligen Grundfördenrng der Vertragsforschung für die FhG ein
selbstverständlicher und erwünschter Nebeneffekt der öffentlichen Finanzierung
ihrer Eigenforschung, so wurde dieser Nebeneffekt fiir das BMFT zur
Hauptfunktion der Strukturreform. Dies um so mehr, als ihm die neue
Finanzierungsform zugleich auch ein Instru'nent der Effizienzkontrolle an
die Hand gab. Erfüllte die FhG die an sie gestellte Anforderung, das
volumen ihrEr Auftragsforsch'r"g zu steigern, nicht, so blieben automatisch
auch Steigenrngen in der Grundförderung aus. Dieser restriktiven seite der
"variablen, erfolgsabhängigen Grundfi1anzis1s11g" kam die Funktion zu,
eine unerwünschte Ausdehnung der Eigenforschung und ihre verselbständi-
gung zur reinen Grundlagenforschung zu verhindern.

Trotz dieser Absicherung, die das neue Finanzierungsmodell vor einer
verselbständigung der Eigenforschung der FhG zur Grundlagenforschung

42 Die Umstellung auf eine variable Grundfinanzierung soltte die "Eigeninitiative und Selbst-
vefantwortung der FhG und ihrer Institute stärken und die Anwendungsorientierung der
Eigenforschung sicherstellenn, wie aus der lGbinettworlage des BMFI vom Lz,lo.lg]/g
heworgeht (abgedruckt bei: Epp 1984: Teil I, 70f). Die Absicht, die vertragsforschung
quasi zu subventionieren, wird in dem Text nicht geäuBert.
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bot, blieb aus der Sicht des BMFT die Gefahr bestehen, dap sich die FhG
auch weiterhin als nlumpensammler, betätigen würde und die finanziellen
Möglichkeiten der öffentlichen Förderung lediglich dazu nutzte, Einrichtun-
gen in der angewandten Forschung organisatorisch einzugliedern und damit
exogen zu wachsen. Den Experteninterviews zufolge neigte das Management

der FhG in der Wahrnehmung des BMFT jedenfalls zu einer Strategie des

organisatorischenWachstums durch die Eingliederung von Forschungseinrich-
tungen. Diese Neigung schien denn auch durch die Tatsache bestätigt zu
werden, dap die Gesellschaft von 1971 bis 194, also nur kurze Zeit nach

ihrer Aufnahme in die Forschungsförderung des Bundes, imms1ffi zwälf
neue Institute eingliederte oder grilndete. Diese grope Aüzahl von neuen

und in nur vier Jahren entstandenen Fh-Instituten deutete für die Akteure
im BMFf auf ein viel zu rasches und unsystenatisches Wachstum der Ge-

sellschaft hin. Statt marktorientierte Konzepte für den systematischen Aus-
bau der Vertrag;qforschung zu entwickeln, nutzte das Management der FhG
in den Augen des BMFT jede Gelegenheit, neue Institute anzugliodorn, und
verstieB damit fundamental gegen die Funktionsanforderungen, die die Ge-

sellschaft im Gesamtsystem der auperuniversitären Forschung erfüllen sollte.
Diese vorgesehene Funktion der FhG sah ein endogenes Wachstum der
Vertragsforschung vor, d.h. eine Expansion der Auftragsforschung in den

bestehenden Instituten und durch die systematische, marktorientierte Grün-
dung von neuen Einrichtungen. Durch das blope "Sammeln" von Instituten
wäire im Extremfall die Grundförderung der FhG auf eine Finenzierung
forschu'gspolitischer Fusionen und damit auf eine Konzentration von bereits
bestehenden Instituten bei der Gesellschaft, nicht aber auf ein reales Wachs-
tum dor Vertragsforssfurrng hinausgelaufen.

Bevor das neue Finanzierungsmodell in Kraft trat, nahm das BMFT
deshalb zunäcbst "flankierende" personelle Mapnahmen in Angrffi um das

Managoment der FhG auf die Aufgabe, die die Gesellschaft im Funktions-
modell des BMFT übernehmen sollte, umzustellen. In den Jahren t9ßn4
tauschte das BMFT die personelle Besetzung von Vorstand und Senat der
Gesellschaft nahezu komplett aus. Dem Konzept des BMFT zufolge sollte
der Vorstand der Gesellschaft konsequent auf ein professionelles und indu-
strienahes Management umgestellt werden. Um eine ökono-isch orientierte
Leitung der Gesellschaft sicherzustellen, setzte das BMFT durch, dap der
neue Präsident der FhG Erfahrungen aus dem Forschungsmanagement einos
privaten Gropunternehmens mitbringen mupte. Dieser Herkunft entspre-
chend hob das BMFT die Bezüge des Vorstandsvorsitzsnden der FhG auf
ein Niveau an, das den in den Leitungsfunktionen von privatwirtschaftlichen
GroBbetrieben gezahlten Gehältern entspricht. Zu$eich entsandte das BMFT
einen bislang in der Forschungsverwaltung tätigen Beamten in den Vorstand
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der Gesellschaft, um sich die Kontrolle über die bislang wenig transparenten
finanztechnischen Praktiken der Gesellschaft zu sichern.ß Jm Rnhmen einer
Politik der "organisatorischen Strafhrng und Konzentration" wurden die ein-
zelnen Institute unter der neuen lsifrrng der FhG in sogena""te Sektionen
zusammengefapt und erhielten für eine Übergangsphase bis zum Jahr 1975

don Auftrag, eine mittelfristige Planung und eine auf den Ausbau der Ver-
tragsforschung zugeschnittene forschungspolitische Konzeption zu erarbeiten.

Nun gibt es aber auch Anhaltspunkte dafiir, daB die Wachstumspolitik
der FhG vor der Einführrrng der Anreidinanziorung auch diesmal keine Frage
von gutem oder schlechtem Management war, sondern eine Frage rationalen
Handelns unter den bis 1975 geltenden Finanzierungsbedingungen der FhG.
In diesem Zusammenhang ist zunächst festzuhalten, daB die Leitung der
FhG bei weitem nicht die Möglichkeiten,Institute zu "sammeln", ausschöpfte,
die sich ihr seit 6s1 4ffiahme der Gesellschaft in die institutionelle For-
schungsförderung des Bundes boten. Seit der Förderung der FhG durch
den Bund war die Zahl von rnstituten, die bereit waren, sich der FhG
anzugliedern, sprungbaft angestiegen. Nachdem die Gesellschaft mit Hilfe
militärischer Forschungsgelder bis zu der kritischen GröBe gewachsen war,
die ihr die "Vorhandu für die Aufnahme in die Forschungsförderung des
Bundes sicherte, kam es nun zu einer Art Bandwagon-Effekt. Bereits im
AnschluB an die Empfehlung der ersten Kommission des WR an den
Bund, der FhG einen Grundzuschup zu gewähren, bewarben sich zehn
Institute um eine Aufnahme in die FhG (vgl. Epp 1984: Teil I, 52ff.). Der
BeschluB zrrm Ausbau der Gesellschaft als Trägerorganisation des Bundes
löste dann erneut eine "Welle von Instituten aus, die jetzt in die FhG hinein
wollten."aa

Die FhG gliedorte allerditgs keines dieser Institute ein. Mit nur einer
Ausnahme sind die Institutsgründrrngen der FhG in den Jahren 1971 bis
1974 entweder aus bereits bestehenden Instituten oder Arbeitsgruppen der
Gesellschaft selbst hervorgegangen, auf Initiative der für die FhG zuständi-
gen Bundesministerien oder auf Empfehlung des WR gegrüurdet bzw. über-
nornmen worden. Die Ausnahme hiervon bildet das In stitut fiür Festkörpertech-
nologie (IFT), das 1971 nach dem Muster, nach dem die FhG am Beginn
der sechziger Jahre ihre Institute rekrutierte, aus einer Forschungsgruppe
an einer Hochschule, der TU München, hervorging. Drei der t97Lbß L974
gegribrdeten Institute entstanden dagegen aus bereits existierenden Einrich-
tungen der FhG.

43 Interview mit einem damaligen Mitarbeiter im BMFL
44 Interview mit einem damaligen Mitarbeiter im BMFT.
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Das Institut frit Festkötpetmcchanift (IFKM) wurde 1971 als Einrichtung für die Vertrags-

forschung aus dem EMI, einer Ressortforschungseinrichtung des BMVg, ausgegliedert. Eine
seit längercm bestchendc Arbeitsgruppe der FhG crhielt 1974 den Status eines Insfi?ufs fir
angewandte Matcrialfonchung (IFam). Ebenfalls aus einer Arbeitsgruppe, die der FhG seit
1965 angehörte, entstand 1973 das Institut frir Physikalische Wclttaumfoschung (IPW),

Weitere vier Institute, die von der FhG in den Jahren t97t bis L974

eingegliedert oder gegründet wurden, gingen auf Initiativen des Bundes
selbst zurück.

Im Fall des 1974 gegründeten Instituß füt Natunissenschaftlich-Technische Trcndanalysen
(INI) dürfte es sich dabei um 'Entschädigung" des BMVg für die sinkenden Mittel in der
Projcktvermittlung durch die FhG sowie ftir die Umwandlung des IRM in ein ziviles Institut
und seiner späteren Übernahme durch die MPG gehandelt haben. Das INT ging aus einer
bereits seit 1963 unter der Versraltung der FhG stehenden Abeitsgruppe herrror und sollte
dem BMVg als eine Art "think tank" dienen. Eine ähntiche Funktion war für das Insfiluf trjr
Systemtechnik und Innovationsfotschung (ISI), bezogen auf das BMFI, vorgesehen. Wie das

INT im Bereich der naturwissenschaftlich.technischen Forschung sollte das ISI durch einc
laufcnde Beobachtung der sozialwissenschaftlichen Forschung dazu beitragen, staatliche Politik
'intelligenter' zu machen, Im Unterschied zum INI war das ISI eine genuine Neugründung
und cntsprach darin der Auffassung des BMFT, die Gründung rron Instituten im Rahmen der
FhG stärker an Konzepten und systematischer Planung zu orientieren als an Pcrsonen und
bestehenden Organisationsstrukturen. Um eine solche genuine Neugründung handelte es sich
auch im Fall des vom BMFT initiierten Instituts füt Höchstspannungs-Blektrcnen-Mikroskopie
(IHEM). Das IHEM führte allerdings ein ausgesprochen kurzes l-eben. Zu hoher Kapitalbedarf
und ein absehbarce Dcsinteresse der Industrie an seiner Forschung führten dazu, dap das 1971

gegrilndete Institut bereits l9T2 wiedet aufgelöst wurde. Vom BMI schlieplich übernahm die
FhG 1971 die seit 1960 bestehende Dokumentationsentnle Wasser(DZW). Diese Übernahme
dürfte durchaus im gemeinsamen Interesse von BMFT und FhG gelegen haben, sich einen
Teil der in naher Zukunft stärker flieBenden Mittel für die Umweltforschung zu sichern.

Auch im Fall der verbleibenden vier Institute besap die lpilung der
FhG durchaus nachvollziehbare, rationale Motive für deren Eingliederung
bzw. Gründung. GröBer noch als die sprunghaft gestiegene Zahl von Institu-
ten, die nach der Aufnahme der FhG in die Gesellschaft uhinein wollten",
war der Kreis der Einrichtungen, die nach den ordnungspolitischen Vorstel-
lungen des WR in die FhG uhinein sollten". Im Jahr 1968 schlug der WR
23 Institute anderer Trägereinrichtungen 2ur' Übslnahme durch die FhG
vor, darunter drei Institute der MPG.46 Von den 23 Einrichtungen, die der
WR ihr zur Übernahme vorgeschlagen hatte, gliederte die FhG drei Institute

45 Neben dem von det FhG 1971 tatsächlich auch übernommenen MPI für Silicatforschung
auch das MPI für Eisenforschung und das von der MPG selbst 1976 geschlossene MPI
fär l:ndarbeit und Landtechnik (vgl, Epp 1984: Teil l,52ff).
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ein. In einem weiteren Fall kam die Gesellschaft der Empfehlung des WR
zu einer Neugründung nach.

Bei den Übernahmen handelte es sich zunächst um das bereits erwähnte Institut füt
Silicatfotschung (ISC), das bislang in det MPG beheimatet war. Das Institut flilt l*bcnsmittcl.
technologie und Vetpackung (ILV) wurdc getreu der Empfehlung des WR dcr FhG vorcrct
nur ange$iedert und behiett bis 1978 seine rechtlichc Selbständigkeit. Als dritte Einrichtung
übernahm die FhG das Wilhelm-Klauditz-Institut für Holzfonchung das bereits selt 1946 unter
der Trägerschaft des Vereins für technische Holzfragen stand. Das lwtitut filr zcrstlituagsfrcie
Prüfverfahrcn schlieplich ging im laht tIT2 aus der Empfehlung des WR zur Neugrilndung
eines Instituts für angewandte Werkstoff-Forschung henror.

Gemesseu an der Zahl der vom WR zur Eingliedelu"g durch die FhG
vorgeschlagenen Einrichtungen und dem sicherlich am Beginn der siebziger
Jahre auf der Leitung der Gesellschaft lastenden Druck, nun auch zur Ver-
wirklichu"g der ordnungspolitischen Vorstellungen beizutragen, die der WR
mit seiner Empfehlung zum Ausbau der FhG verbunden hatte, nimmt sich
dieZahl von drei tatsächlich übernommenen Instituten eher gering aus. Dies
gilt um so mehr, als für die Leitung der FhG vor der Einführung der erfolgs-
abhängigen Grundfinanzierung ja durchaus gute Gründe zum "Sammeln" von
Instituten bestanden. Das faktisch bis 1975 geltende Finanzierlngsprinzip,
wonach die Höhe der Grundförderung durch den Bund jährlich neu festge-
setzt wurde, bot der Münchener Tnnlaale einen Anre4 den Anteil der
Vertragsforschung am Gesamthaushalt der Gesellschaft eher niedrig zu halten.
Je höher das interne Wachstum der Gesollschaft durch eine steigende
Vertragsforschung ausfiel, desto mehr bestand die Gefahr, daB der Finanäli-
nister den Anteil der Grundförderu.g an der Finanzierung der Gesellschaft
absenken wärde. Solange keine enge Koppelung apischen Grundförderung
und Auftragsvolumen existierte, war es für die Verwaltungszentrale der FhG
rational, Leistungssteigerungen in der Vertragsforschung durch die Eingliede-
rung oder Neugründu"g von zunächst wenig auftragsinleasiven Instituten
zumindest zu kompensieren.

DiEser Regelkreis von endogenem und exogenem Wachstum wurde
dagegen mit der erfolgsabhängigen Grundfinanzieru.g durchbrochen. Für
das neue Management der FhG bestand kein Anreiz mehr, beide Wachstums-
prozesse in der Waage zu halten. Die neue Form der Grundfinanzierung
gab den Akteuren in der FhG nun die Sicherheit, daB sie mit jedem nrsätz-
lich eingeworbenen Forschungsauftrag auch zusätdiche Mttel für die Eigenfor-
schung erhielten und nicht etwa eine Absenkung der Grundfördenrng riskier-
ten. Die Entscheidrrng für die erfolgsabhängige Grundfinanzierung war damit
zugleich eine Entscheidung gegen bürolaatische Kontrolle und für die Regu,
lierung der Vertragsforschung durch Marktbedingungen. Das neue Manage-
ment der FhG konnte das Prinzip der erfolgsablängigen Grundfinanzierung
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denn auch im Sinne einer "Maschine" betrachten. Die staatliche Grundfinan-
zierung liefert in diesem Bild den Treibstoff, während das Map ftir den

Wirkungsgrad der Maschine im Auftragsvolumen der FhG besteht (vgl.

Keller L97a: a2).
Nachdem der neue Finanzierungsmodus in Kraft trat, setzte dann seit

der Mitte der siebziger Jahre ein endogenes Wachstu- der FhG in der
Vertragsforschung oin, das alle Erwartungen bei weitem übertraf. Während
die FhG nach 1975 drei Institute wieder auflöste oder ausgliederte, bis zum
Ende der siebziger Jahre keine weiteren Übern'h-en oder Neugrifurdungen

erfolgten und erst seit 19/9 und in den achtziger Jahren neue Einrichtungen
rekrutiert wurden, stieg von 1975 bis t979 der Umsatz der Gesellschaft von
112 Mio. DM auf 1gg Mio. DM. Von 1g7g bis 1gg5 kamen dann 14 weitere
Institute und Einrichtungon neu zur FhG hinzu. Auch mit dicsen neu rekru'
tierten Instituten blieb die Gesellschaft auf einen stabilen endogenen Wachs-

tumspfad. 1986lag der Umsatz der nunmehr 33 Institute und Einrichtungen
bei 512 Mio. DM. Entfiel 1976 durchschnittlich auf jedes Fh-Institut ein
Umsatzvolumen von 5,1 Mio. DM, so hatte sich dieses Durcbschnittsvolumen
zehn Jahre später mit 15,5 Mio. DM mehr als verdreifacht.

Der Aufschwung in der \Tsltragqforschung der FhG verläuft damit seit
der Mitte der siebziger Jahre parallel zum Wachstum der Unternehmensauf-
wendungen für die externe Forschung und Entwicklung. So wie sich in den
Jahren 1975 bis 1985 die gesamten Forschungsausgaben der Unternehmen
mit einem Anstieg von etwa 14 auf fast 39 Milliarden DM nahezu verdrei-
facht haben, stiegen in diesem Zeihaum auch die Aufivendungen der Wirt-
schaft für die Vertragsforschung etwa um das Dreifache an. Die FhG ver-
mochte es, wie ihre Haushaltsentwicklung zeigt, auf diese expandierende
Nachfrage nach externer Forschung und Entwicklung flexibel zu reagieren
(vgl. Tabelle 19).

Damit ist die FhG die einnge Organisation in der staatlich geförderten
Forschung, die keinen institutionellen Wachsfumsrestriktionen unterliegt.
Während sich die Zuwächse in der Förderung von DFG und MPG entspre-
chend dem "Geleitzugprinzip" des verflochtenen Finanzierungssystems von
Bund und Ländern seit dem Beginn der siebziger Jahre deutlich verringert
haben, wird das Wachstum der Vertragsforschung in der FhG heute nicht
einmal mehr durch sinkende Anteile in der staatlichen Grundförderung der
Gesellschaft aufgehalten,4 und auch filr die absehbare Zukunft deutet nichts
auf eine rückläufige EntwicHung der Vertragsforschung hin.

46 Der Zuschup des BMFT zur Vertragsforschung dcr FhG ist in den achtziger Jahren
kontinuierlich ron urspränglich 50Vo au;f ßVo im Jahr 1987 gesunkcn.
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Tabelle 19: Exlerne Aufwondungen der Unternehmen für Forschung und Entwlcklung
und Mitlelaufwand der FhG für dle Vertragslorschung 1969-1985 in Mio. DM

Jahr Externe F&E
Aufwendungen

Steigerung
in%

Aufwand FhG
Verlragslorschung

Sleigerung
ln%

1969
1973
1975
1977
1979
1981
1983
1985

255
391
497
687

1.120
1.912
3.186
3.520

100,0
153,4
171,4
269,4
439,2
749,9

1.249,4
1.380,4

11

46
74

105
192
170
217
296

100,0
419,2
ü2,7
954,5

1.199,9
1.545,5
1.972,7
2,691,0

Quellen: Zu Aulwendungen der Unternehmen: Häusler (1989: 7a). Zu Aufwendungen der
FhGl Eigene Erhebungen auf der Basis von Daten ln den Jahresborichlen FhG (196$1985).

Die FhG geniept heute weit über die Grenzen der Bundesrepublik
hinaus die Reputation einer vorbildlich geführten Forschungsorganisation
mit hervorragenden wissenschaftlichen und wirtschaftlichen Leistungen. Das
Wachstum der Vertragsforschung bestätigt diese Leistungen in beeindrucken-
der Weise. Doch das florierende f'slgqfoirngsunternehmen FhG von heute
wäre ohne den Lumpensammler der späten fünfziger und frühen sechziger
Jahre nicht zu haben gewesen.





Kapitel 7
Die Gropforschungseinrichtungen'

1 Einlettung

Unter den Einrichtungen der staatlich finanzierten auBeruniversitären For-
schung in Deutschland war die Gruppe der Gropforschungseinrishungen
schon Anfang der sechziger Jahre deutlich die gröpte, obwohl die ersten
dieser Einrichtungen nur wenige Jahre vorher gegribrdet worden waten.
Diese Forschungseinrichtungon haben L987 ca, 45Vo der finanzisllsn un6
37Vo der personellen Ressourcen der staatlich finanzierten auBeruniversitä-
ren Forschung beansprucht.z 1986 machten die Ausgaben für die institutio-
nelle Förderu"g der GroBforschungseinrichtungen etwa 30Vo aller Fördermit-
tel des Bundesministeriums fiir Forschung und Technologie (BMFT) aus;
betrachtet man nur die institutionellen Zuwendungen, die das BMFT verteilt,
läBt also dessen Projektförderung auBer acht, betrug der Anteil der Zuwen-
dungen an die GroBforschungseinrichtrrngen 54Vo.3 Im einzelnen handelt es
sich heute um folgende dreizehn Forschungseinrichtungen:

1 Nebendenjeweilsangeführten Dokumenten undwissenschaftlichen Untesuchungenstanden
für dieses Kapitel als nicht gesondert kenntlich gemachte Informationsquetlen zum einen
eigenc Gespräche mit Mitarbeitern des Bundesministeriums für Forschung und Technotogie,
der Geschäftsstelle des Wissenschaftsrats, des Bundewerbands der Deutschen Industrie
und mehrertr Gropforschungseinrichtungen sowie die Ergebnisse einer im Dezember 1987
im Max-Planck-Institut für Gesellschaftsforschung durchgeführten Konferenz zur "Enhrrick-
lung der deutschen GroBforschung" zur Verfügung. Unser besonderer Dank gilt den Mit-
arbeitern des zur Zeit laufenden nHistorischen Projekts Gropforschungseinrichtungenn
(vgl, Meusel 1985a), von denen wir auf der genannten Konferenz und auch darüber hinaus
zahlreiche wichtige Informationen und Hinweise erhalten habe: Susan Boenke, Siegfried
Buchhaupt, Claus Habfast, Andrea Mauerberger, Monika Renneberg, Christiane Reuter-
Boysen, Bernd Rusinek, Irmtraut Scheele, Margit Szöllösi-Janze, Helmut Trischler, Burg-
hard Weiss und Josef Wiegand. Weiterhin haben uns noch Michael Eckert und Maria
Osietzki nützliche Hinweise gegeben.

2 Eigene Berechnungen nach Angabcn in Bundesbericht Forschung (1988:3791380, 4W409).
3 Eigene Berechnungen nach Angaben in Bundesbericht Forschung (1988: 356ß5?, 3621fi3).
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ÜUerstcttt 7: Dle Groplorschungselnrlchtungen

Name Ort Gründungsjahr Mitarbeiter
1986

Ausgaben
1986
(Mlo. DM)

AW: Alfred-Wegener-
lnstltut lüt Polar- und
Meereslorschung

DESY: Stittung Deut-
sches Eloktronen-Syn-
chrotron

DFVTR Deutsohe For-
schungs- und Ver-
suchsanstalt lür Luft-
und Raumfahrt e.V.

DKFZ Deutsches
Kebslorschungezen-
trum

GBF: Gesellschaft für
Biotechnologlsche For-
schung mbH

GKSS: Forschungszen-
trum GEeslhacht
GmbH

GMD: Gesellschafl lür
Methematlk und Da-
t€nvorarbeltung mbH

GSF: Gesellschaft lür
Slrahlen. und Umwelt-
forschung mbH

GSI Geseilschaft für
Sohwerionenlorschung
mbH

HMI Hahn-Meitner-ln-
etltut Berlln GmbH

IPR Max-Planck-lnstltut
lür Plasmaphysik

KFlt Kernforschungs-
anlage Jülich GmbH

KFIG Kernforschungs-
zentrum Karlsruhe
GmbH

BremErhaven

Hamburg

Köln

Heidelberg

Braunschwelg

Geesthacht

St. Auguslin

Neuherberg

Darmstadt

Berlln

Garchlng

Jülioh

Karlsruhe

1980

t9s6

1969

1976

1976

1956

1969

1964

1969

1957

1969

1956

1956

147

1004

n52

681

242

539

552

I 104

446

489

912

3316

3146

70,7

374,0

427,3

111,1

43'9

95,2

87,4

134,0

105,7

109,3

165,2

463,0

Quelle: Bundesbericht Forsohung (1988: 29e308).

614,3
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Diese Gruppe von Forschungseinrichtungen ist also nicht nur die gröpte
Gruppo innerhalb des Sektors, sondern auch ein sehr groBer Posten im
Budget des BMFT. Worin besteht die besondere, gegenüber anderen For-
schungseinrichtungen abgrenzbare Identität der quantitativ offenkundig äu-
perstbedeutsamen deutschen Gropforschung? Diese Frage ftihrt ins Zentnrm
der folgenden Untersuchung. Mttlerweile würden viele Beobachter anzweifelq
dap es überhaupt mehr als marginale oder triviale Gemeinsamkeiten aller
GroBforschuugseinrichtungen gibt, und stattdessen behaupten, dap mohr oder
weniger jede Einrichtrrng ein Fall für sich ist.a Die Antwort auf diese Frage
muB jedoch, wie die folgende Darstellung zeigen wird, ambivalent ausfallen.
Auf der einen Seite läBt sich zeigen, daB die verschiedenon GroBforschungs-
einrichtungen aus zunächst heterogenen Urspriingen bis Ende der sochziger
Jahre institutionell vereinheitlicht wurden und seitdem als Gruppe von For-
schungseinrichtungen eine unaveideutig abgegrenzte forschungspolitische Ka-
tegorie darstellen. Diese institutionelle Ausdifferenzierung der Gruppe in-
uerhalb der Gesamtheit staatlich finanzierter auperuniversitärer Forschungs-
oinrichtungen bedeutet allerdings zunächst nicht mehr als einen bestimmten
Modus der Trägerschaft: GroBforschungseinrichtungen werden seit 1969 vom
Bund - repräsentiert durch das BMFT bav. dessen Vorgänger - und von den
jeweiligen Sitdtinddrn gemeinsam getragen, wobei die institutionelle Finan-
zierung der Einrichtungen im Verhältnis 90:10 erfolgt.

Eine solche von auBen auferlegte Identität dieser Gruppe von Forschungs-
einrichtungen, wie wir sie auch bei der "Blauen Liste" vorgefunden haben
(siehe Kapitel 5), wurde sehr schnell ergänzt durch eine autonome Selbstor-
ganisation der Gruppe in Form der 1970 gegründeten Arbeitsgemeinschaft
der GroBforschungseinrichtungen (AGF). Etwas vergleichbares fehlt bei der
"Blauen Liste" bis heute. Die AGF diente den GroBforschungseinrichtungen
seitdem als Foru'n, wo sie gemeinsame Interessen entdecken und formulieren
konnten, und als Repräsentationsinstanz dieser Interessen gegenüber den
forschungspolitischen Instanzen.

Die institutionelle ldentität der Gropforschung als einer innerhalb der
staatlich finanzierten auBeruniversitärenForschung ausdiffelsnzislfsn Qlgppg
ist also - wie im einzelnen gezeigt werden wird - zweifellos erreicht worden
und steht auch heute nicht in Frage.s Fraglich ist hingegen inzwischen, ob
man GroBfotssfuung als einen besonderen Tlpus von Forschung identifizieren

4 Eher auf Unterschiede als auf Gemeinsamkeiten weist etwa Meusel (1982: 25-29; 1985b)
hin.

5 Auch Meusel (1982: 2829) konstatiert den Finanzierungsmodus und die Zugehörigkeit
zur AGF als die beiden Gemeinsamkeiten aller GroBforschungseinrichtungen.
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ftnnn - und wenn ja, ob alle deutschen GroBforschungseinrichtungen sich
in ihren Arbeiten diesem Tlpus zuordnon lassen. Für die sechziger Jahre
läBt sich davon sprechen, daB Gropforschung als neuartiger Forschungstypus
projektiort wurde und die Gropforschungsoinrichtungen damit für sich eine
eigene Forschungsdomäne in Anspruch nahmen, die sich von den Domänen
der Hochschulen, der Max-Planck-Gesellschaft (MPG), der Ressortforschung
oder der Frarrnhofer-Gesellschaft (FhG) unterschied. Im Laufe der siebziger
Jahre und dann verstärkt in den achtziger Jahren wurde jedoch sichtbar,
dap die ehemals klar abgasteckten Grenzen dieser Domäne wieder zunehmend
verschwammen. Die erwartete und angestrebte Ausdifferenzierung der GroB-
forschung als eigener Forschungstyplui wuu offenbar weitgehend steckenge-
blieben und gng in eine neuerliche Entdifferenzierung gegenüber den ande-
ren Typen von Forschung über. Dieses hier vorweggenommene Ergebnis
der ompirischen Untersuchungen läuft auf die Schlupfolgerung hinnus, daB
die deutsche Gropforschu"g an'ar sehr bald eine institutionelle Differenzie-
rung gegenüber anderen Forschungseinrichtungen eneicht hatte, die Domdnen-
differenzieru'g hingegen eine nicht stabilisierbare Episode geblieben ist.

2 Koinzidiercnde Enrartungen: Dle fünfziger Jahre

Zwischen 1956 und L960 wurden nicht weniger als sechs GroBforschungsein-
richtungen gegrtiurdet: 1956 das KFI( die KFA und die GKSS, 1957 das
HMI, 1959 DESY und 1960 das IPP. Das ist fast die Hälfte der heutigen
Anzahl. Die Forschungskapazität dieser Gropforschungseinrichtungen macht
hingegen bis heute weit mehr als die Hälfte der Gesamtkapazität der deut-
schen Gropforschung aus. Denn unter ihnen befinden sich mit der KFA
und dem KFK die beiden gröpten Gropforschungseinrichtungen, während
die drei kleinsten spätere 61üadrrngen sind.

2.L Grä:ndungskonstellationen der ersten GroBforschungseiffichtungen

Betrachtet man die thematischen Aufgabenstellungen der sechs in diesem
Zeitraum gegründeten GroBforschungseinrichtungen, so fällt sogleich auf,
daB vier - das KFK die KFA, die GKSS und das HMI - in der Kernphysik,
Kernchemie und Reaktorentwicklung arbeiten; eine weitere - das IPP - ist
in der Plasmaphysik tätig; DESY schlieplich forscht in der Elementarteil-
chenphysik. Gropforschung etablierte sich somit als besondere Gruppe au-
Beruniversitäror Forschungseinrichtungen in Deutschland wie auch anderswo
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im Bereich der Kemforschung - wobei diese Sammelbezeichnung hier ein
breites Spektrum von der atomphysikalischen Grundlagenforschung bis zur
Reaktorentwicklung umfaBt. Entsprechend mup man die Ursachen der ur-
sprünglichen Ausdifferenzierung dieser Gruppe in der Konstellation von Ak-
teuren suchen, die zu jener 7-eit an einer Weiterentwicklung der deutscheu
Kernforschung interessiert waren.

AuBerhalb des Forschungssystems waren in diesen Jahren mehrere auf-
einan6"tlo*nde Institutionenbildungen zu beobachten, in denen sich die
Etablienrng der Kernforschungspolitik als besondere staatliche Teilpolitik
vollzog.o Bereits seit Anfang der fünfzigor Jahre hatte es verschiedene Initia-
tiven und Arbeitskreise gegeben, in denen Repräsentanten der Wirtschaft,
der Wissenschaft und der Politik die künftigen Möglichkeiten der Kernfor-
schung und der Kooperation bei diesen Forschungen sondierten. Ein sehr
wichtiger Anfangsimpuls ging vom Zusammenwirken des Bundeskanzleramts
und des - in Kapitel4 bereits ntiher dargestellten - Deutschen polssfuungsrats

(DFR) aus. Diese beschlossen zum einen, der MPG den Auftrag zu erteilen,
den Bau eines Kernreaktors vorzubereiten, der primär der Grundlagenfor-
schung dienen sollte. Zum anderen hatte sich zwischen dem DFR und dem
Bundeskanzleramt ein Konsens darüber herausgebildet, daB die atompoli-
tische Kontrolle in der Bundesrepublik einer "Diutschen Atomkommisiion"
übertragen werden sollte, in der Repräsentanten aus Wissenschaft, Politik
und Wirtschaft vortreten sein sollten, wobei die führende Rolle den Wissen-
schaftsvertretern zugedacht war; den Vorsitz hatte sich sllsldings der Bundes-
kanzler selbst vorbehalten. Darüber hinaus wurde der DFR 1951. vom Bundes-
kanderanrt mit der Entu,icklung eines "Forschungsplans" fiL ein Förderpro-
g4mm der Bonner Regienrng beauftragt.

Diese weitreichenden Vorstellungen von Bundeskanzleramt und DFR schei.
terten allerdings, als - wie in Kapitel 4 geschildert - das Bundesministe-
rium des Inneren (BMI) tglznKooperation mit der Deutschen Forschungs-
gemeinschaft (DFG) die forschungspolitischo püfu.rrngsrolle auf Bundesbene
an sich ziehen konnte. Der DFR wurde in der Folge dieser Entnicklung
aufgelöst und gng in den Senat der DFG über, der wiederum unter dem
Vorsitz des ehemaligen Präsidenten des DFR eine "Senatskommission für
Atomphysik" gründete. Die Senatskommission richtete nun ein Schwerpunkt-
verfahren "{16mphysik" ein, das seinerseits aus dem ursprünglisfu vom Bun-
deskanzleramt für den "Forsch'ngsplan" des DFR vorgesehenon Etat über
den Haushalt des BMI global finanziert wurde. Die senatskommission der
DFG fungierte von nun an auch anstelle des DFR als das beratende Organ

6 Siehc zum folgenden Stamm (1981: t55-l7l), Radkau (19ffi: 3a48).
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der Bundesregierung in der Frage der Kompetenzen und Zusammensetanng

einer künftigen "Deutschea {lsmkemmission".
Mit der Federflihrung zur Bildung der Atomkommission wurde aber

schlieplich das Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi) beauftragt. Auch
der mit der MPG vereinbarte Bau eines Kernreaktors ging in dessen Kompe-
tenz über; das BMWi sollte in Zukunft generell für den Bereich der Reaktor-
entwicklung zuständig sein. Mit dieser Entscheidung des Bundeskanzlers hatte
ein Akteur die Federführung erhalten, der aufgrund seiner marknpirtschaftli-
chen Überzeugung, dap die öffentliche földsnrng der wirtschaftsnahen For-
schung zu Wettbewerbsvorzorrungen führe, eine eher skeptischo Haltung
gegenüber ds1 ihm übertragenen Aufgabe einnahm (vgl. Deubner L977).Da
man im BMWi darüber hinaus auch der Auffassnng war, dap keineswegs
ein dringlicher Bedarf nach Kernenergie bestand, sah man orst recht keine
Notwendigftei! die Atomforschung und Reaktorentwicklung in gröprem Ma$
stab mit öffentlichen Mitteln zu fördern. Wenn die Industrie ihrerseits hier
einen Bedarf identifizierte, so sollte sie dem BMWi zufolge die Risiken
und Kosten der fth die Ennvicklung von Reaktoren erforderlichen Forschung
im wesentlichen selbst tragen. Auf keinen Fall aber wollte das Ministerirtm
die Aufgabe der Reaktorentwicklung auf Daucr solbst übernohmon, wie dies
vom Bundeskanderamt ursprünglich vorgesehen wurde. Das BMWi suchte
deshalb von Beginn an nach einer geeipeten Trägergesellschaft für den Bau
und Betrieb von Kernreaktoren, an der sich die einschlägig interessierte
Industrie beteiligen sollte.

AuBenpolitis"6" Bleignisse begünstigten da"" 1954 die Grändung einer
eigenständigen Trägerorganisation ftir die Reaktorforschung und Reaktorent-
wicklung. Nach dor Unterzeichnung des Deutschlandvertrags im Jahr 1952
konnte man in Bund zunächst davon ausgehen, dap die Rücknahme der
Besatzungsstatuten kurz bevorsttturde und die Bundesrepublik sehr bald die
volle Souveränität in allen innen- und aupenpolitischen Angelegenheiten
erhielte. Die Ratifizierung des Deutschlandvertrags 3!g1war von der Ratifi-
zierung des Vertrags über die Europäische Verteidigungsgemeinschaft (EVC)
abhängig, die 1953 fraglich und 1954 von Frankreich tatsächlich abgelehnt
wurds. Aus Sorge, daB der EVG-Vertrag durch eine allzu offens Atompoli-
tik der Bundesregierung scheitern könne, wies der Bundeskander das BMWi
an, die Verhandlungen zur Bildung der Atomkommission vorerst auszusetzen.
Das BMWi konnte sich daraufhin innerhalb der Bundesregierung mit dem
Plädoyer ftir eine private Reaktorbau- und -betriebsgesellschaft durchsetzen.
Der Bundesftnnzlsl hatte hierfiir eine Iösung favorisiert, wonach die MPG
als private Rechtsperson diese Aufgabe übernehmen sollte. Diese Möglichkeit
war von der Gesellschaft aber mit dem Hinweis abgelehnt worden, daB
aufgrund des Vorbehals der Allierten, den Bau und Betrieb eines deutschen
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Kernreaktors zu überwachen, eine solche Anlage nur unter "staatlicher Regie"
entstehen könne (vgl. Stamm t98lz fl4). Das BMWi schlug daher vor, für
die Reaktorentwicklung eine GmbH zu grilnden, die zugleich eine finanziel-
le Beteiligung von interessierten Unternehmen der privaten Wirtschaft am
Bau dos Kernreaktors ermöglichen sollte. Mit der Gründ'rng der "Physikali-
schen Studiengesellschaft" im Jahr 1954, an der sich 27 GroBunternehmen
beteiligten, entstand erstmals ein atompolitisches Forum der Wirtschaft, das
sich sehr rasch zu einer Konkurrenzorganisation für die bis dahin in diesem
Bereich allein als Beratungsorgan der Bundesregierung fungierende DFG-
Senatskommission für Atomphysik entwickelte und diese schlieBlich in dieser
Funktion sogar ablöste.

Ein Hauptinteresse dor an der uPhysikalischen Studiengesellschaft" beteilig-
ten Unternehmen bestand darin, die Atompolitik des Bundes aus dem
BMWi herauszulösen. Denn dort hatte sie sich gegen den Widerstand der
gropon und einflupreichen Unternehmen der Energiewirtschaft im Rahmen
eines Ressorts zu behaupten, das der Förderung der Kernenergie ohnehin
skeptisch gegenüberstand. Entsprechend favorisierte die "Physikalische Stu-
diengesellschaft" ein eigenständiges Atomministerium des Bundes, das ein
institutionelles Eigenintoresse an der Förderrrng der Kernenergieforschung
besitzen mupte. tm anschluB an die erste internationale Konferenz über
die friedliche Nutzung der Kernenergie im August 1955 in Genf, an der
die Bundesrepublik als souveräner Staat teilnahm, spitzte sich schlieplich
die Entscheidnng, welche institutionellen Formen die Atompolitik in der
Bundesrepublik annehmen sollte, auf die Alternativen des von der Senatskom-
mission der DFG vertretenen Modells der Atomkommissiell und des von
der "Physikalischen studiengesellschaft" favorisierten Atomministeriums zu.
I-etztere Alternative setzte sich aus mehreren Gründen durch. Gerade die
Auseinandersetzungen apischen den von DFG und MPG repräsentierten
Protagonisten der grundlagenorientierten und den von dor "Physikalischen
Studiengesellschaft" repräsentierten Protagonisten der anwendungsnahen
Kernforschrrng muBten der Bundesregierung Anlaß für die Befürchtung ge-
ben, in einen Dauerkonflikt avischen diesen beiden Lagern hineingezogen
und atompolitisch handlungsunfähig zu werden. Ahnliches galt für die mitt-
lerweile vom Senat der DFG erhobene Forderung, daB der Bund die Län-
der an der Förderung der Atomforschung zu beteiligen habe. Dieso Forde-
rung zu erfülleq hätte für den Bund bedeutet, die gleichen Kompetenzkon-
flikte, die er gerade zur selben zeit im Bereich der allgemeinen Forschungs-
förderung austrug, nun auch in die Kernforschungspolitik hineinzutragen.
weiterhin hätte dies die Beteiligung der Industrie an den atompolitischen
Plänen der Bundesregierung gefährdet, weil die unternehrnen kein Interesse
an einem Kooperationspartner haben konnten, der durch Kompetenzkonflik-
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te in den Entscheidenden politischen Fragen paralysiert war. Nur die Kon-
zeption dor uPhysikalischen Studiengesellschaft" vorsprach eine Vermeidung
der forschungspolitischen Kompetenzkonflikte mit den Ländern. Denn an-

wendungsnahe Kernforschung liepe sich als auch i6rr(finigsteiner Staatsab-

kommen" gebilligte "Zweckforschung'r des Bundes verstehen. 1955 wurde so

das Bundesministerium für Atomfragen (BMAI) als neuartiges Ministerium
etabliert. Damit wurde die Kernforschungspolitik auf Bundesebene aus der
Energie- und aus der Wirtschaftspolitik herausgelöst und so die staatliche
Förderung der KerCorschungvon allen Fragen der zukünftigen Kernenergie-
nuaung, sofern diese über die rein technischen Vorgänge hinausgingen, vor-
erst abgetrennt.

Das BMAt institutionalisierte wiederum kurz nach seiner Gründung die
"Deutsche Atomkomrnission" (DAIK) als Beratungsgremium, in dem sich
die wichtigsten Repräsentanten der wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und
politischenAkteurgruppenvereinigten. Die"PhysikalischeStudiengesellschaft"
qiog io der DAtK auf, die sehr schnell zum zentralen Verhandlungsgremium
der deutschen Atompolitik wurde. Die Arbeit der DAtK zielte keineswegs

nur auf einen unverbindlichen Meinungsaustausch der Beteiligton ab, sondcrn
sollte in wichtigen program-atischen Fragen der Kernforschung eine Einigung
der verschiedenen Interessenten erzielen. Dies wurde insbesondere mit dem
1957 verabschiedeten "Eltviller Progremm" erreicht, in dem erstmalig eine
umfassende Konzeption der zukünftigen Kernforschung in der Bundesrepu-
blik vorgelegt wurde. Dieses Programm wurde vom BMAt und der Bundesre-
gierung unverändert als Erstes Deutsches Atomprogramm übernommen.

Mit diesen forschungspolitischen Institutionenbildungen giogeo die Gribr-
dungen der verschiedenen GroBforschungseinrichtungen einher:

Die Grändung des KHK im Jahr 1956 - ursprünglich: "Kernreaktorbau- und -betriebs-
GmbH" - war ein joint venture des BMAI, des landes Baden-Württemberg, der aus 65 Un-
ternehmen bestehenden "Kernreaktor-Finanzierungs-GmbHn und einer Wissenschaftlergruppe,
die ursprünglich vom Göttinger Max-Planck-Institut für Physik stammte (vgl. Stamm 1981: 171-

t77;Keckl9&4: 92-96; Glcitsmann 1987). Diesc Wissenschaftlergruppc unter der Führung Wer-
ner Heisenbergs wolltc die erste deutschc "Reaktorstation" an ihrcm Max.Planck.Institut
ansiedeln, das zu diesem Zweck nach München umsiedeln sollte, Dieser Plan scheiterte leEtlich
nur daran, dap Hcisenberg eich weigcrte, nach Karlsruhe zu gchcn, wohin dic iRcaktonta-

tion" schlieglich gelcgt wurde - wohl aufgrund militärischer Bcdenken gegen den zu weit ihtlichen
Standort München, So wurde das KFKohne eine Anbindung an die MPC etabliert. Der Finan-
zierungsmodus war so gestaltet, dap die interessierten Unternehmen gemeinsam die Hälfte
des Stammkapitals der GmbH aufzubringen hatten; die andere Hälfte wurde zu drei Fünfteln
vom Bund, zu zryei Fünfteln von Baden-Württemberg aufgebracht. Entsprechcnd verteilten
sich die Stimmrechte in den Aufsichtsgremien paritätisch zwischen wirtschaftlichen und staatli-
chen Akteuren, wobei jedoch der Vorcitz beim Vertreter des Bundes lag, Die laufenden
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Kosten des KFK sollten allerdings von den beteiligten staatlichen Akteuren ohne Einbeziehung
dcr Unternehmen getragen werden.

Die I(F7t entstand ebenfalls 1956 als Forschungseinrichtung des Landes Nordrhein-Westfa-
len in Konkurrenz zurr. gleichzeitig vom Bund geplanten KFK (vgl. Stamm 1981: 178-184;
Brautmeier 1983: L49-777; Eckert/ Osietzki 1989: 56-114). Weil das im Planungszeitraum SPD-
regierte Bundesland sich gegenüber dem kernforschungspolitisch zunächst zögerlichen, CDU-
regierten Bund profilieren wollte, wurden die Hochschulen in Köln, Bonn und Aachen dazu
aufgefordert, eine 'Gemeinsame Kernforschungsanlage für die Hochschulen des l-andes" - so
die ursprüngliche Bezeichnung des Projekts - zu konzipieren, Der Einbezugvon Unternehmen
in diese Planungen geschah über eine vom Land ins lrben gerufene "Gesellschaft zur Förde-
rung der kernphysikalischen Forschungi. Finanziell wurde die KFA anfangs, von geringen
Finanzmitteln aus der Wirtschaft abgesehen, ausschlieBlichvom Land getragen, dcssen Strate-
gie darin bestand, möglichst schnell die errte betriebsbercite deutsche Kernforschungseinrich-
tung zu etablieren, um dann damit den GroBteil der vom BMAI zu verteilenden Fördermittel
abrufen zu können. Dieser Versuch, das unter starker Beteiligung des Bundes geschaffene
KFK auszukonkurrieren, scheiterte allerdings sehr schnell, so dap die KFA bereits kurz nach
ihrer Gründung in eine Finanzkrise geriet und der weitere Aufbau sich stark venögerte.

Das .F/Mf wurde als Gcmeinschaftsforschungseinrichtung der beiden Berliner Hochschulen
gegründet. Dieses nZentralinstitut", in dessen Nutzung auch in Berlin angesiedelte Institute
der MPG und Bundesforschungseinrichtungen einbezogen werden sollten, konkurrierte ur-
sprünglich mit einer Initiative einschlägiger Berliner Unternehmen, die eine stark auf ihre
Forschungsinteressen hin ausgerichtete nReaktorstationh planten. Diese Pläne zeschlugen sich
jedoch, als absehbar wurde, daB die betreffenden Unternehmen sich am KFK unter besseren
Bedingungen beteiligen konnten. So konnte sich die Konzeption des grundlagentheoretisch
orientierten "Zentralinstitutsn der Hochschulen durchsetzen. Finanziert wurde das HMI anfangs
fast ausschlieBlich vom Land Berlin; der Bund trug allerdings einen erheblichen Teil der
Baukosten.

DESYwurde 1956 als dezidiert grundlagentheoretisch orientierte Gemeinschaftsforschungs-
einrichtung der internationaten scientific community der Elementarteilchenphysiker etabliert
(vgl. Taschenbuch für Atomfragen 19ilt 50/51; Drewitz 1982: 1-5). Hier ging es darum, ein
extrem teures, wartungs- und bedienungsintensives wissenschaftliches Gropgerät - einen Teil-
chenbeschleuniger - nationalen und internationalen Forschergruppen als kollektives Gut zur
verfügung zu stellen. Die Initiative dazu ging von deutschen physikergruppen aus, die sich
an das BMAI wandten,.wo die Idee auf Zustimmung stieB. Zwar war von vomherein klar,
daB die Forschungen von DESY keinerlei Anwcndungsbezüge anstreben würdcn, Doch die
erhofften wissenschaftlichen Durchbrüche in der Erforschung der Grundlagen der Materie wa-
ren, durchaus vergleichbar mit sportlichen Rekorden, nicht nur wissenschaftlich, sondern auch
politisch international prestigeträchtig - und nicht zuletzt für das wirtschaftlich bedeutsame
Image einer High-Tech-Nation förderlich. Als Grundlagenforschungseinrichtung wurde DF,SY
vom Bund gemeinsam mit dem Bundesland Hamburg getragen. Die Investitionskosten wurden
gröBtenteils vom Bund aufgebracht, Die laufenden Kosten wurden von allen Bundesländern
und dem Bund getragen.

Dic GKSSwurde 1957 gegründet, um eine spezifische technische Nutzungsmöglichkeit der
Kernenergie zu erforschen: Kernenergie als Schiffsantrieb (vgl. Taschenbuch für Atomfragen
19il: 4245; Radkau 1983: 155-r5f . Ausgangspunkt war die istudiengesellschaft für Kemener-
gieven*'ertung in Schiffahrt und Industrie", in der sich einschlägige Unternehmen zusammen-
gefunden hatten' die ihre Interessen in der "Physikalischen Studiengesellschaftn nicht ausrei-
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chend berüclsichtigt sahen. 1956 sticpen der Bund und die vier norddeutschen Bundesländer

hinzu. Das gab der GI(SS den entscheidenden Vorteil gegenüber mehtcren konkurderenden
Forechungsinitiativen zur Schiffsreaktorentwicklung. Der Finanzietungtmodus det GKSS war
so gcctaltet, dap 607o der Kosten rrom Bund, die verüleibendcn 407o von den vier Bundesländern
aufzubringcn warcn. Dic intcrcssicrtcn Unternehmen warcn nur als Antcitscigter betciligt.

Dic Initiative zur 1960 erfolgten Gründung des IPP ging von einer Forschergruppe am

Münchener Max.Planck-Institut für Phpik und Asttophpik unter Leitung rron lüerner Heisenberg

aus (vgl. Taschenbuch für Atomfragen l9&l 4749i Küppen 1,979: 301-304; Radkau 1983: 6l-
69; Bocnke 1989), Die Fusionsforschungwar einerseits Ende der fünfziger Jahrc nach verfrühten
Hoffnungen, schon sehr bald einen funktionsttichtigen Fusionsreaktor baucn zu können, in
einc Krise geraten, dic nur durch verstärkte Grundlagenforschung zu überwinden war, Anderer-
seits gab es ermutigende Anzeichen, dap theoretische Durchbrüche bevorrtünden. Das äber-
zeugtc auch das BMAt von dcm Plan, cin deutsches Institut für Plasmaphpik zu errichten.
Hinzu kam der Anreiz, cinen Teil der Investitions- und Betriebskosten rron der BURATOM
erstattet zu bekommen und damit einen Teil des deutschen Finanzbeitrags an diese Binrichtung
zurückzuholen. Die Einfügung des IPP in die MPG gestaltete sich schwicrig. Einerseits gab

es in dcr MPG viclc Vorbchalte gegen ein so grop dimcnsioniertes Institut, andercrrcits wotltc
dic MPG den Anschlup an dieses wichtige Fonchungsfeld nicht verlieren. Die Lösung bcstand
dann darin, das IPP aus dem Institut$/€rband der MPG auszusondern und als GmbH mit
dcr MPG und Werncr Heiecnberg als Geseltschafter zu gründen. Dic Finanzierung des IPP
erfolgtc ab 1961 zu cincm Drittel durch EURIITOM; zwei Drittcl dcr Bctriebskostcn wurden
seit L962 durch Bund und Länder getragen,

Eine Erklärung fih dieses "Grä,ndungsfieber" mup darauf abstellen, daB
die Kernforschung in jenen Jahren ein Forschungsgebiot darstellte, das aus
wissenschaftlicher, wirtschaftlicher und politischer Perspektive gleichermapen
vielversprechend erschien:7

- Im Wssenschaftssystem warcn es die deutschen Kernphysiker, die ein
starkes Interesse daran entwickelten, ihre im Zweiten Weltkrieg begonne-
nen Forschungen weiterzuführen, sobald das noch geltende alliierte Ver-
bot dieser Art von Forschungen in dEr Bundesrepublik aufgehoben sein
wfnde. Gerade weil die deutsche Atomforschung vor L945 zur Weltspitze
gehört hatte, wollten diese Forscher ihre Reputation in der internationalen
scientific community zurückerobern. Aus mehreren Grilnden bot es sich
den Forschern an, friedliche Nutzungsmöglichkeiten der Kernforschung
herauszustellen, woan vor allem Forschungen zur Kernenergieerzeugung
gehörten. Zum einsn hätten von Anwendungsbezügen giinzlich absehende,
rein grundlagenorientierte Forschungsvorhaben es schwerer gehabt, die
nötigen finanzietlgl Ressourcen zu mobilisieren. Zum anderen mupte je-
doch auch nur der Anschein militärischer Anwendungsbezüge vermieden

7 Dic folgcndc Dastellung der Interessenlagen bcruht vor allem auf dcr detaillic*en
Untertuchung von Radkau (1983: 3-195); ergänzend siehe Stamm (1981: 155-194).
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werden. Denn noch bestand das Verbot jeglicher Kernforschung in Deut-
schland, das die Allisrten gerade aufgrund militärischer Nutzungsmög-
lichkeiten erlassen hatten. Dessen baldige Aufhebung konnte man nur
erhoffen, wenn auf seiten der Allierten auBer Zweifel stand, dap nur
friedliche Forschungszwecke verfolgt werden würden. Zudem nahm man
auch auf die diffusen Angste in der Bevölkenrng, die nach Hiroshima
und Nagasaki Kernforschung schnell mit Atombomben assozüerte, Rück-
sicht.
Bei den Akteuren desWrtschaftssystems waren, die beiden später wichtig-
sten Akteurgruppen - die Energieversorgungsunternehmen und die Elek-
troindustrie - in der Jnitüerungsphaso zunächst kaum beteiligt. Die
Elektroindustrie war während der gesamten fifurfziger Jahre durch andere
Absatzmtirkte ausgelastet. Bei den Energieversorgungsunternehmen bestan-
den ailar Anfang der fiinfziger Jahre diffrrse Wahrnebmungen dos Pro-
blems einer längerfristigen Erschöpfung der heimischen Kohlevorräte.
Entsprechend sondierte man auf einer sehr generellen Ebene zukünftige
Alternativen und stieB dabei auch auf die Kernenergie. Sehr bald wurden
derartige Überlegungen jedoch durch die aktuelle Absatzkrise der heimi-
schen Kohle in den Hintergrund gedrängt. So blieb es anfangs einer drit-
ten Gruppe wirtschaftlicher Akteure vorbehalten, als pressure group für
die Kernenergieerzeugung und die dafür erforderliche Kernforschung auf-
zutreten. Dies waren verschiedene GroBunternehmen der chemischen Indu-
strie, die sich zu jener 7*it auf der Suche nach neuen Mtirkten befanden.
Ein ihnen damals sehr attraktiv erscheinender zukünftiger Absatzmarkt
war die Schwerwasserproduktion - was sich allsldings bald als Irrtum
herausstellte.
Die Interessenlage 'rm politischen System stellte sich in mebreren Hinsichten
ambivalent dar. Wirtschafts- und energiepolitisch sah man einerseits im
Bundesministerium für Wirtschaft (BMWi), ähnlich wie die Energieversor-
gungsunterneh m eq keinerlei drängende Notwendigkeit, die technischen
Voraussetzungen der Kernenergieerzeugung möglichst schnell zu schaffen.
Die Aufrnerksamkeit wurde viehnehr durch die Kohlekrise beherrscht.
Andererseits erkannte man durchaus, dap man zukünftige Exportchancen
ftir diejenigen deutschen Untornehmen, dis Kernkaftverke bauen könnton,
frühzeitig absichern müpte. AuBenpolitisch wollten das Auswärtige Amt
(AA) und der Bundeskanzlsy im Interesse der angestrebten Westintegra-
tion das so kurz nach dem Kriegsende noch sehr wache Miptrauen der
Allüerten, insbesondere Frankreichs, nicht wecken, das daher rährte, daB
die Kernforschung noch immer stark als militärische Forschung eingestuft
wurde. In der Tat stand zu jener 7ßit mit dem Schwerwasserreaktor ein
Reaktortlp im Vordergrund der Diskussionen, der zur Produktion von
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Plutonium für Atombomben geeignsl war und so - auch in der Wahrneh-
mung der Bundesregierung - ein zuküoftig "militfuisch abrufbares Potentialu
(Radkau 1983: 187) darstellte. Dies war zumindest unter legitimatorischen
Gesichtspunkten kein willkommener Nebeneffekt, sondern ein Problem.
Andererseits erkannte man, daB die gemeinsame Förderung der Kernfor-
schung in aufeinander abgestimmten Programmen der verschiedenen
Staaten auch ein Vehikel sein konnte, über das sich die europäische
Integration und damit die Westintegration der Bundesrepublik vorantreibsn
lieB - was sich auch an der Grihrdung von EURATOM im Jafu t957
zeigte (vgl. Eckert 1989). Forschungspolitisch schlieBlichwar dieverstärkte
Förderung der Kernforschung ein Gegenstand, der die bestehenden
Kompetenzabgrenzungen zwischen Bund und Ländern berührte. Einerseits
war klar, dap die dafür mittel- und langfristig benötigten finanziellen
Ressourcen die Kapazitäton dor meisten Buadesltinder, dio in jenenJahren
ja ein weitgehendes forschungspolitisches Kompetenzmonopol besaBen,
überstieg, so daB ein erhöhtes Engagement in diesem Forschungsbereich
arangsläufig den Bund ins Spiel bringen würde. Nicht zuletzt deshalb
waren bundespolitische Akteure an der Förderung der Kernforschung
interessiert. Andererseits konnten die Länder noch darauf hoffen, dap
sie den Bund apar als Geldgeber instrumentalisieren könnten, ohne ihm
jedoch weitergehende forschungspolitische Steuerungsbefrrgnisse einräumen
zu mtissen.

Wissenschaftliche, wirtschaftliche und politische Akteure verbanden also,
entsprechend den unterschiedlichen Handlungsorientierungen ihrer gesellschaft-
lichen Teilsysteme, ganz verschiedenartige, jedoch untereinander kompatible
Interessen mit der Kernforschung. Die Interessen gingen auf jeweils eigene,
voneinander kausal weitgehend unabhängige Ursachen zurücko reputations-
trächtige Forschungschancen, lukrativ erscheinende Investitionschancen und
politisch opportune Entscheidungschancen. Dap diese zunäcbst unverbundenen
Interessen zum gleichen ZeitpunW in den drei gesellschaftlichen Teilsystemen
ein solches Gewicht gewannen, dap einflupreiche Akteure sich ihrer annah-
men, war dann letztlich in erheblichEm Mapezufallsbedingt.6llsldings sorgte
die für alle drei Akteurgruppen gemeinsame, im Jahr 1955 erfolgende Auf-
hebung des allierten Kernforschungsverbots für eine gewisse zeitliche Synchro-
nisierung.

Sobald diese zufällige Koinzidenz sich slsig:nete, war sie Ausgangspunkt
für eine dann mit sehr viel avingenderer kausaler Kraft ausgestattete sequen-

8 Ein Cournot-Effekt im Sinne von Boudon (L9U: L73-179).
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tielle Dynamik der Selbstorganisation der interessierten Akteurgruppen.
Ausgangspunkt war, daB die Akteure ihrer Interessenkompatibilität gewahr
wurden, woraus mehrere informelle Kommunikationsnetaverke entstanden,
in denen die zukünftigen Aussichten einer gemeinsamen Interessenverfol-
gtrng diskutiert wurden. Ermöglicht wurde eine solche noch nicht an enge
zielvorgaben gebundene E4ploration dadurch, daB auf seiten der wirtschaftli-
chen und politischen Akteure kein unmittelbaror Handlungsbedarf in Richfung
auf eine schnellstmögliche Installierung von funktionstüchtigen Kernreakto-
ren zur Stromerzeugung vorlag. Staatliche Instanzen und unternehmen waren
sich einig, daB die deutsche Kernforschung sich nicht darauf konzentrieren
sollte, einen Reaktortyp zu entwickeln, der in wenigen Jahren in Serie und
ans Netz gehen könnte. Sondern es sollte um Reaktortypen gehen, die in
zehn bis ftinfzehn Jahren als technisch ausgereifte produkte bereitstehen
würden. Derartige Vorstellungon hafen sich mit den Interesson der wichtigsten
wissenschaftlergruppe, der Kernphysiker. Diesen war an der Bearbeitung
von eher grundlagentheoretisch ausgerichteten, längerfristigen Fragen gelegen.

2.2 Lokaler Inkrementalismus als take off der deutschen GroBforschung

Die wissenschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Akteure, die an den
Gründungen dieser sechs GroBforschungseinrichtungen jeweils beteiligt wa-
ren, besaBen nur äuBerst vage positiv formulierbare vorstellung über die
Identität von GroBforschung als neuartige m Forschungstypus. D as wird nicht
nlJ.etzt daran deutlich, daB der Begriff "Gropforschung" sich in Deutschland
erst seit Anfang der sechziger Jahre altnählich verbreitete und bis dahin
gänglge Bezeichnungen der vorhandenen Einrichtungen wie "Kernforsgforrngs-
zentrum" oder "Reaktorstation" ersetzte. Es gab lediglich konzeptionelle
Bezuguahmen auf amerikanische National Laboratories, die erfolgreiche
Vorbilder zu sein schienen. unter Verweis auf diese vorbilder konnten die
interessierten wissenschaftler politische Akteue beeindrucken: wenn man -
so die Argumentation - in Deutschland nicht endgültig den Anschlup an
die internationale Forschung verlieren wolle, müsse man ebenfalls solche
Einrichtungen gründen. weiterhin dienten auch die GroBgeräte wie Reaktoren
oder Beschleuniger, um die heru'n die ersten Gropforschungseinrichtungen
aufgebaut wurden, als ldentitätssymbole.

In spezifischerer weise wurden die Identitäten der in diesen Jahren ge-
gründeten GroBforschungseinrichtungen jedoch bei den verschiedenen Grün-
dungen zunächst nur negativ, in Abgrenzung gegenüber anderen Arten von
Forschungseinrichtungen, formuliert - wobei sich von Fall zu Fall unter-
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schied, welche der jetzt zu schildernden Aspekte mehr oder weniger hand-

lu"gsleitend wurden.
So war allen Beteiligten klar, dap sich der angestrebte Forschungstlryus

deutlich von der Industrieforschung unterscheiden sollte. Niemand wollte,

wie dargestellt, möglichst schnell einen funktionstüchtigen Prototyp eines

zur Energieerzeugung in gropm MaBstab tauglichen Kernreaktors entwickeln.

Vielmehr sollte es darum gehen, im Vorfeld der Reaktorentwicklung, die
dann wieder von den einschlägigen Unternehmen betrieben werden sollte,
ohne enge Terminvorgaben grundlagentheoretische Probleme zu bearbeiten.

Dies galt selbst noch für die Arbeiten der GKSS, bei der die Anwendungsbe-

züge vergleichsweise am stärksten spezifiziert worden waren. Am anwen-

dungsfernsten waren dengegenüber die Forschungsziele des IPP und von
DESY formuliert worden.

Ebenso deutlich markierte man bei den geschilderten Gründungen immer
auch die Untorschiedo zu andcren staatlichen Forschungseinrichtungen: zur
akademischen Forschung an Hochschulen und MPG ebenso wie zur Ressort-
forschung in Bundesforschungseinrichtungen. Die tlpischerweise kleinen,
durch Lehrverpflichtungen eingeschränkten und disziplinär geschlossenen

Forschergruppen an den Hochschulen schienen den in Angriff zu nehmenden
Forschungsaufgaben nicht gewachsen zu sein. Hinzu kam, dap die interessier-
ton Wissonschaftlergruppen don adrninistrativen Zwängon der HochschulEn

durch Gribndung auperuniversitärer Forschungseinrichtungen ausweichen

wollten. DESY, das HMI und auch die KFA wurden unter diesen Gesichts-
punkten als Gemeinschaftsforschungseinrichtungen für Hochschulforscher
konzipiert: als apparative und organisatorische Forschungsinfrastrukturen,
die in dieser Gröpenordnrrng an keiner einzelnen Hochschule angesiedelt

worden konnten.
Dap DESY und das HMI nicht als Institute der MPG institutionalisiert

wurden, erklärt sich entsprechend daraus, dap beide Forschungseinrichtun-
gen dann wieder nur ihren jeweiligen Direktoren und Mitarbeitern, nicht
aber den interessierten Hochschulforschern zur Verfügung gestanden hätten.
Nur im Fall des IPP war die MPG durcbsetzungsfähig genug, um die Hoch-
schulen - an denen durchaus auch Interessenten an einer entsprechenden
Forschungseinrichtung, die dann ähnlich wie DESY hätte fuNtituliqnalisie'rt
werden können, existierten - auszukonkurrieren.

Bei anderen GroBforschungseinrichtungen spielte eine noch wichtigere
Rolle, daB Hochschulforscher ebenso wie Ma,x-Planck-Institute hinsichtlich

ihrer Forschungsthomen nur schwierig von aupen steuorbar sind. Neben der
Autonomie der Professoren kam für das BMAt bei den Hochschulen hinzu,

dap es auf diese wegen der Kulturhoheit der Länder keinen direktiven
Zugttr. besap. Dem BMAI ebenso wie den interessierten Unternehmen war
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aber zumindest beim KFI! bei der KFA und bei der GI(SS daran gelegen,
nicht nur ügs1 finanzielle Anreize auf das Forschungsprogramm der zu
gründenden Institute einwirken zu können. Als unterschied zur über Anwei-
sungen steuerbaren Ressortforschung wurde allerdings bei den genannten
drei GroBfolssfrungseinrichtrrngen hervorgehoben, dap man auf seiten der
wirtschaftlichen und politischen Akteure nicht daran interessiert war, die
Forschu.gsarbeit in Einzelweisungen en detail steuern zu können, sondern
sich mit steuernden Interventionen auf die generellen Aufgabenstellungen
und organisationsstrukturen sowie die Auswahl des Leitu"sspersonals
beschränken wollte.

schlieBlich war bei fast allen Grifurdungen mehr als ein Träger vorgesehen.
Neben den Sitdand kam meist der Bund hinzu, der im Austausch für seine
Mitfinanzierung Mitentscheidun gsrechte erhielt. Gerade den wissenschaft -
lergruppen war die Bundesbeteiligung aufgrund des erwarteten längerfristi-
gen Finanzbedarfs sehr wichtig. In mehreren Ftillen wurden auch unterneh-
men einbezogel, um den erwarteten zukünftigen Adressaten der Forschung
Mitwirkungsrechte bei der Gestalhrng des Forschungsprogramms einzuräumen.
solche Trägerkonstellationen lieBen sich nur über Privatrechtsformen, insbe-
sondere die der GmbH und die des e.V., rechtlich regeln (vgl. Wiedermann
!98L: t?ß-L34).zudem erhofte man sich von den privatrechtlichen organisa-
tionsformen eine höhere haushalts- und personalrechtliche Flexibitität, die
man anr Bewtiltigung der anstehenden Forschungsaufgaben als notwendig
ansah (vgl. Cartellieri 1963).

Es gab also keinen übergreifenden, zentral - etwa in der DAtK, ontschie-
denen "masterplann, demgemäp die Ausdifferenzierung der Gropforschung
als neuer Forschungstlpus vollzogen worden wäre. Dieser Ausdifferenzierungs-
vorgang geschah vielnehr in Form etnes lolwlen Inloernentatisrnrar.e Die joweils
spezifischen Interessenkonstellationen vor ort fesfimmfsa, in welchei Form
sins lssfimmte GroBforschungseinrichtung gegründet wurde, wobei die Tat-
sache, daB in der Bundesrepublik nicht nur eine einzige GroBforschungs-
einrichtung 2u1 Qdindrrng anstand, den Interessenausgleich erleichterte. Wer
seine Interessen bei der einen Einrichtung nicht realisieren konnte, engagier-
te sich bei einer anderen. so ist z.B. die Gründung des Ipp auch als eine
Befriedigung der wissenschaftlergruppe zu betrachten, die ihre Interessen
bei der Gründung des KFK nicht hatte durchsetzen können; und die Intores-
sendurchsetzung der Hochschulforscher beim HMI beruhte auch darauf, daB
die interessierten unternehmen mit dem KFK befriedigt worden waren.
Typisch inkrementalistisch war weiterhin, daB die beteiligten Akteure sich

9 Zvm Konzept inkrementalistisehen Entscheidens siehe Lindblom (1959).
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durchweg nicht an positiven Leitbildern über die Gestalt der aufzubauen-

den Forschungseinrichtungorientierten, sondern eher anVermeidungsimpera-
tiven. Man wuBte, welcho Strukturelemente anderer Arten von Forschungs-

einrichtungen man nicht wollte, ohne sich zunächst darum zu kiunmern, ob
diese jeweils punktuellen Negationen bereits eine positiv Gestalt annehmende
Identität des angestrebten Forschungstypus ergaben. Die ldentitätsfindung
der deutschen Gropforschung geschah erst in der nächsten Phase ihror
Entwicklung.

3 Grope Enrartungen: Dle sechzlger Jahre

Während der sechziger Jabre vollzog sich die institutionelle Ausdifferenzierung
der deutschen Gropforschungals eigenständiger Sektor der staatlich finanzier-
ten auperuniversitihen Forschung. Dies ging, wie nun dargestellt werden soll,
mit der Ausdifferenzierung von Gropforschu"g als neuartigem Forschungstypus

einher. Am Ende dieses Jahrzehnts war die Gropforschung eine Gruppe von
Forschungseinrichrungen geworden, deren Existenz.berechtigung niemand mehr
in Zweifel zog. Sie besap einen eigenständigen, allerdings projektiv angeleg-
ten, orst noch zu rsalisislsnden Forschungstypus, der auch nicht länger nur
auf die Kernforschung fixiert war. Zufleich hatte die Gropforschung ein
enormes Wachstum erlebt, das sie zur gröBtenGruppe innerhalb der staatlich
finanzierten auBeruniversitären Forschung machte.

3.1 Die Identitätsfindung der deutschen Gropforschung

Zwischen Anfang und Mitte der sechziger Jahre wurde die Identität der
deutschen Gropforschung als einer besonderen institutionellen Gruppe und
eines besonderen Forschungsqpuspositiv formuliert. Diese ld,entitdtsfindung
gtng auf der einen Seite von den GroBforschungseinrichtungen selbst aus.
1958 war ein "Arbeitsausschup ftir Verwaltungs- und Betriebsfragen der
deutschen Reaktorstationen" gegründet worden, dessen GrtindungsausschuB
neben zwei Hochschulinstituten die GKSS, das HMI, die KFA und das

KFK angehörten; DESY und das IPP wurden ebenfalls sehr bald Mitglieder
dieses Arbeitsausschusses (vgl. Meusel 1973; Szöllösi-Janze 1989). Dieser
Ausschup war als Gremi'tm des Informationsaustausches und dff lslsfrrng
gemeinsamer Probleme derjenigen Forschungseinrichtungen, die Reaktoren
betrieben, gedacht. Über diesen Ausschup ka-en VertretEr der Gropfor-
schungseinrichtungen in institutionalisierter Fcirm miteinander ins Gespräch.
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Die genannten Gropforschungseinrichtungen bildeten in den Anfangsjahren
zahlenmäpig die Hälfte der Ausschupmitglieder - neben Hochschulinstituten,
der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) und apei ausländischen
Forschungseinricht'rngen. Gerade der Vergleich mit diesen anderen For-
schungseinrichtungen dürfte den Gropforschungs ihre Gemeinsam-
keiten untereinander um so deutlicher vor Augen geführt haben.

Wie bereits angesprochen war mit der Wahl privatrechtlicher Organisati-
onsformen für die GroBforschungseinrichtungen ursprünglich auch die for-
schungspolitische Absicht verbunden gewesen, diesen Forschungseinrich-
tungen die aufgrund der Beschaffenheit iluer Forschun€sarbeiten erforderliche
gröpere organisatorische Flexibilität zu verschaffen. Eben dies hatte sich aber,
was Anfang der sechziger Jahre immer klarer absehbar wurde, nicht in die
Tat umsetzen lassen, weil sowohl das BMI als auch das Bundesministerium
für Finanzen (BMF) die Einheitlichkeit des öffentlichen Dienst- und Haus-
haltsrechts zu wahren entschlossen waren, und trotz des privatrechtlichen
status keine Sonderregelungen für die GroBforschrrnsseinrichtungen zuliepen.
Für die Identitätsfindrrng der Gropforschung war es bedeutsarn, daB in
ArbeitsausschuB nicht der Tlpus der Forschung, sondern diese probleme
haushalts-und personalrechtlicher Art im Vordergrund standen: "... die
Herausbildung einer groBforschungsspezifischen Identität erfolgte über ihre
Administratoren und nicht über die wissenschaftler ..." (szöllösi-Janze r9B9:
2). Erst gegen Ende der sechziger Jahre konnten die wissenschaftlichen Leiter
der Gropforschungseinricht'rngen in den Arbeitsausschup integriert werden,
in dem sich bis dahin i--e1 nur die administrativen Leiter getroffen hatten.

Daneben gab es allerdings auch Versuche, Gropforschung als neuartigen
Forschungstypus positiv zu formulieren. Der wichtigste verfechter dessen
wurde wolf Häfele, der vor allem amerikanische Konzepte und vorbilder
aufgreifen und übertragen konnte.1o Im Jahr 1963 hielt Häfele, damals Leiter
des gerade angelaufenen Projekts "schneller Brüter" im KFK, einen vielbo-
achteten Vortrag über "Neuartige wege naturwissenschaftlich-technischer
Entrvicklung", der einen ersten Eindruck von diesen Erwartungen gibt (vgl.
H?ifele 1963). Häfele berichtete in diesem vortrag über die amerikanischän
National-Laboratorien, die er in den Jahren vorher besucht hatte, und kam
dann auf die 1956 gegriturdeten Kernforschungseinrichtungen in Jütich und
Karlsruhe zu sprechen. Er hob hervor, daB die weltweit angestrebto friedliche
Nutzung der Kernenergie einen Forschungsaufivand erfordere, der sowohl

10 Alvin Weinberg, langiährigcr Direktor eines amerikanischen National-laboratoriums,
formulicrte damals Grundzüge eines Selbstverständnisscs der GroBforschung, das auch
in vielen anderen Uindern einflupreich wurde (vgl. weinberg lgss; lg6li 1g6i).
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quaütitativ als auch hinsichtlich des Tlpus der Forschung Anforderungen
stelle, wie sie von den bislang existierenden Forschungseinrichtungen -

Hochschulen, Industrielaboratorien, Ressortforschungseinrichtungen, Insti-
tute der MPG - aus verschiedenen Gründen nicht erfüllt werden könnten.
Die Kernforschung ssi allgldings nur ein Forschungsbereich neben anderen,

für die das gleiche gelte: etwa dio Weltraumforschung die Meerwasserent-
salzung, die Wettervorhersage und Klimabeeinflussung die Datenverarbeitung
und auch die "Verhaltenswissenschaften". Fortschritte in diesen und weiteren
Forschuagsbereichen seien flir die gesellschaftliche Entwicklung in allen
Lebensbereichen von ausschlaggebender Bedeutung. Häfele eing so weit,
wissenschaftliche Forschung und die daran anschlieBenden technischen Inno-
vationen zur zontralon Determinante der woiteren gesellschaftlichen Enhpick-
lung zu erheben. Nur folgerichtig gelangte er zu der aus heutiger Sicht
kilhnen Einschätzung, "... dap es nicht unwahrscheinlich ist, dap in naher
Zukunft der Etat fih Forschung und Entwicklung mit dem MilitärEtat ver-
glichen werden kann" (Häfele 1963: 32133). Die von Häfele damals als "Pro-
jektrnissenschaften" bezeichnete GroBforschung sollte, der gesellschaftlichen
Relevanz ihrer Forschungsfelder entsprechend, von diesem sich immsns stei'
gernden staatlichen Forschungshaushalt einen zuneh-enden Anteil erhalten.

Zu dieser Identitätsfindung nvon unten" gesellte sich eine "von oben', vom
BMAI bzw. dessen Nachfolger, dem BMwF, ausgehende. Zum Teil agierten
das BMAt bzu,. das BMwF hierbei als forschungspolitische Verstärker der
Forderungen der Gropforschungseinrislfungen nach haushalts- und personal-

rechtlichen Ausnahmeregelungen. Insbesondere Wolfgang Cartellie{ langiähd-
ger Staatssekretär im BMAt bar. BMwF, nahm diese Rolle wahr, wie etwa
sein Aufsatz "Dio GroBforschung und dor Staat", der 1963 in einer Broschüro
des BMwF gemeinsam mit dem erwähnten Vortrag Häfeles herausgegeben

wurde, dokumentiert (vgl. Cartellieri 1963). 1964 ersuchte der Haushaltsaus-
schuB des Deutschen Bundestages, gedrängt durch die Gropforschungseinrich-
tungen und das BMwF, die Bundesregierung, in dieser Frage Sachversttindi-
gengutachten einzuholen. Ein entsprechender Auftrag ergng an Cartellieri,
der L967 und 1969 ein aveibändigos Gutachten zur Gropforschungveröffent-
lichte (vgl. Cartellieri L967,t969;Ziegler 1983), das insbesondere im ersten
Band wichtige Elemente einer positiven ldentitätsbestimmung zusammen-
trug.

Im BMAt bzzw. BMwF gab es noch ein weiteres Interesse an einem positiv
umschriebenen Selbstverständnis der deutschen Gropforschung. In dem
Mape, wie es gelang, die unabhtingig voneinander gegrifundeten Gropfor-
schungseinrichtungen zu vereinheitlichen, ob über haushalts- und personal-
rechtliche Sonderbehandlung oder über die Konzoption und Propagierung
eines neuen Forschungstlpus, wurdo dic Position des Bundes als Träger
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gegenüber den Bundesltindern gestärkt. Denn das BMAt bav. das BMwF
war der einzige Akteur, der an allen GroBforschungseinrichtungen beteiligt
war, während die Bundesltlnder jeweils nur die auf ihrem Torritorium ange-
siedelten Einrichtungen mittrugen. wurden die zunächst je für sich betrachte-
ten Gropforschungseinrichtungen nun als Einheit erhielt das BMAI
bzw. BMwF damit eine zentrale Position. Fortan würden dann alle Fäden
in diesem wichtigen Forschungsbereich auf tsundesebene zusammenlaufen,
während die einzelnon Bundesländer in die marginale Position derer, die
nur aus dor partikularen Perspoktive ihror jeweiligen GroBforschungseinrich-
tung mitentscheiden konnten, verdrängt würden.

Das erste repräsentative Dokument, das offiziell übergreifend die "Anlagen
der Gropforschung" in ihrer Identität positiv zu bestimmen versuchte, waren
die für die deutsche Forschungspolitik sehr wichtigen "Empfehlungen des
Wissenschaftsrates zum Ausbau der wissenschaftlichen Einrichtungen" in
ihrem Teil zur auperuniversitären staatlich finanzisrten Forschung vorgelegt
im Jahr 1965 (vgl. Wissenschaftsrat 1965, Bd. 1: 4t-M). Auffällig und
zukunftsweisend war vor allem, dap der wissenschaftsrat - wie Häfele - die
GroBforschung nicht auf Kernforschung beschränkt wissen wollte, sondern
auch die Luft- und Weltraumforschung als Themenbereich der Gropfor-
schung erwähnte - ein erster Hinweis auf die noch näher zu schildernde
1969 erfolgende Gründrrng der DFVLR als ZusammenschluB von bis dahin
eigenständigen kleineren Forschungseinrichtungen verschiedener Länder. Auch
der erste "Bundesbericht Forschung" aus dem gleichen Jahr sprach sowohl
hinsichtlich der Kernforschung als auch hinsichtlich der weltraumforschung
von "Gropforschung" (vgl. Bundesbericht Forschung 1965: 52, Sg), jedoch
nur beiläufig und ohne nähere Bestimmung der spezifika dieses Forschungs-
t1pus. Im Abschnitt über die Kernforschrrngspolitik des Bundes wurden dann
allerdings die bis dahin bestehenden sieben Gropforschungseinrichtungen -
7964 war, worauf noch eingegangen werden wird, die GSF hinzugekommon -
als einzige Kernforschungseinrichtungen hervorgehoben und eingehender dar-
gestellt (vgl. Bundesbericht Forschung 1965: 52-59). Auch dies ist ein krares
Indiz fiir die bereits erfolgte Vereinheitlichung im ginns sinü positiven
Identitätsbestimmung dieser Gruppe.

Die so im kollektiven Diskurs hervorgebrachte positive Identität der
deutschen GroBforschung als Forschungst)?us setzte sich aus drei zentralen
Komponenten zusarnmon, die allerdings nicht alle drei auf alle Einrichtungen
zutrafen:

- GroBforschung bearbeitet Forschungqthemeq deren Umfang und Komplexi-
tät einen auBerordentlichen finanziellen, apparativen und personellen Res-
sourcenaufwand über einen längeren Zeitraum erforderlich machen. Diese
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Komponente griff die über das Gropgerät slmbolisierte frühe Identitätsbe-
stimmung auf und traf auf alle damaligen GroBforschungseinrichtungen
zu; einige spätere Gründungen, wie z.B. die GBF oder das AWI, entspra-
chen mit ihrer eher geringen GröBe diesem Bild allerdings nicht. Hinzu
kam, daB es auch Mitte der sechziger Jahre schon andere Forschungsein-
richtungen gab, deren Ressourcenaufwand dem einiger GroBforschrr"gssin-
richtungen gleichkam - z.B. die PTB.

- Gropforschungsprojektc sind durch eine angestrebte rntegrale Verlottlpfung
grundlagenoientiefter und anwendungsorienfierter Forschungsaktivitöten
gekennzeichnet. Die GroBforschung will in integrierten Projektzusammen-
hängen das gesamte Spektrum von der Erforschung hochgradig ideali-
sierter Modellzusam-enhänge bis hin zur technischen Entwicklung über-
spannen. Diese Kennzeichnung des Forschungstypus traf zumindest als

Zelorientierung auf alle 66aaligen Gropforschungseinrichtungen mit
Ausnahme von DESY, das ausschlieplich grundlagenorientiert war, zu.

Später wurden mit der GSI und dem AWI noch weitere Gropforschungs-
einrichtungen gegründet, die Grundlagenforschung ohne Anwendungsbe-
züge betrieben.

- Insofern die GroBforschung Themen bearbeitet, die an auBerwissenschaftli-

che Anwendungsbezüge anknüpfen, sind die Themenpioitöten Gegenstand
politischer Enßcheidungen Angesichts des enormen Ressourcenverbrauchs
und der Ifu appheit vorfügbarer Rossourcen müssen wissenschaft simmanent
aufkommende Forschungsalternativen gemäB auBerwissenschaftlichen Kri-
terien, die anar nicht ausschlieplich, so doch vorrangig bestimmte An-
wendungsbezüge betonen, bewertet werden. Diese Identitätskompononte
schlieBt an die wteite an, wodurch wiederum Einrichtungen wie DESY,
die GSI oder das AWI nicht darunter ss$srrmielf werden können.

Alle drei Merkmale lassen deutlich erkennen, wie die anfänglichen
negativen Abgrenzungen der Gropforschung gegenüber anderen Forschungs-
tlpen in posifiy$sstimmungeü gewendet worden sind. Ob man wollte oder
nichu Die aus einer solchen impliziten Gegenüberstellung von bisherigen
Forschungstlpon und der nouartigon GroBforschung erwachsene Identität
erkannte letüercr - insbesondere über die aveite und dritte Identitätskom-
ponente - unausgesprochen eine höhere Dignität im Sinne gesellschaftlicher
Nütdichkeit zu. Alles das, wozu die MPG, Hochschulen, Unternehmen und
Ressortforschungseinrichtungen nicht in der Lage schienen, was jedoch
offenbar immer wichtiger für den technologischen Fortschritt wurde, sollten
die Gropforschungseinrichtungen erledigen. Damit wurden sowohl diese als
auch die forschungspolitischen Akteure unter einen hohen Erwartungsdruck
gesetzt. Der auperordentliche Ressourcenaufivand für die GroBforschung
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war rechtfertigungsbedürftig. Diese Rechtfertigung sollte bei den meisten
Einrichtungen durch die auBerwissenschaftliche Relevanz der Forschungser-
gebnisse gaschehen. Das setzte jedoch voraus, dap den Gropforsc,hungseinrich-
tuugen forschungspolitische Signale gesetzt wtirden, die den gesellschaftli-
chen Bedarf an wissenschaftlichen Erkenntnissen und Technologien adäquat
wiedergeben mupten. Die drei Identitätskomponenten der Gropforschüng
waren also keineswegs nur oine additive Auflistung sondern standen für
alle damaligen Einrichtungen mit Ausnahme von DESY in einem engen Be-
dingungszus a- menhang.

3.2 Wachstum und Diversifizierung der GroBforschungseinrichtungen

Zunächst einmal waren solch hohe Erwartungen äuperst günstig für die
Ressourcenmobilffierung der deutschen GroBforsch"ng. Alle GroBforschungsein-
richtungen erlebten während der sechziger Jahre enorme wachstumsraten
ihrer Finanz- und Personalausstattung (vgl. Wissenschaftsrat 1965, Bd. 2:
207-2L5, 35L; Bundesbericht pelssfu'ng 1972, MateÄalienband: L3lll3}).
Die Gesamtausgaben von Bund und uindern für die secbs GroBforschungsein-
richtrhgen im Kernforschungsbereich steigerten sich von 232,9 Mio. DM
im Jahr L962 auf.489,7 Mio. DM im Jahr 1970. Dies ist mehr als eine
Verdopplung innerhalb von acht Jahren. Bezogen a.uf. L962 wuchsen die
Ausgaben jährlich im Durchschnitt um etwa 14vo. Das Personal dieser
GroBforschungseinrichtungen nahm zwischen 1963 und l-970 von 5537 auf
9250 Mitarbeiter zu. Bezogen auf 1963 entspricht das einer Steigerung um
67Vo iwrcrhalb von sieben Jahren, also durchschnittlich um knapp L\Vo pro
Jahr.

Dieses wachstum gng mit einer thematischen Konsolidierung der betref-
fenden GroBforschungseinrichtr r n gen einher. Längerfristig angelegte For-
schungsprograrnme wurden formuliert bzw. konkretisiert. Damit war der
Zeitpunkt, an dem die forschungspolitischen Akteure insbesondere des
Bundes die Arbeitsergebnisse der GroBforschungseinrichtungen an den hohen
Erwartungen würden messen können, hinausgeschoben. Eine "Erfolgs-
kontrolle" der GroBforschr''g, so wie sie in den siebziger Jahren insta[iärt
wurde, war deshalb wäbrend der sechziger Jahre kein Thema.

Die starken Steigerungen der von den Gropforschungseinrichtungen
benötigten Finanz.mittel überstiegen in immsJ stärkerem MaBe die finanziefen
Möglichkeiten der Bundesländer. was diese nicht bereitstellen konnten, muBte
der Bund kompensieren. So stieg der Anteil des Bundes an der staatlichen
Finanzierung der im Kernforschungsbereich tätigen GroBforschungseinrichtun-
gen im zeitraum apischen 1963 und 1968 von 58,Lvo auf 87,3vo 1vgl. wissen-
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schaftsrat L9flll.397). Die in den sechziger Jahren allgemein zu beobachtende
Tendenz des Bundes, sich mittels der ihm verfügbaren gröperen finanziellen
Ressourcen de facto forschungspolitische Kompetenzen anzueignen, war bei
der GroBforschung aufgrund des hohen Ressourcenaufwands am stärksten.

Dies geschah zumeist durch zusätzliche, über die vertraglich festgelegten

Anteile an den institutionellen Zuwendungen hinausgehende, Zuwendungen
an die GroBforschungseinrichnrngen. Den GroBforschungseinrichtu4gen waren

diese "überplan-äFigen" Finenz.mittel als Unterstützung ihrer Expansionsten-

denzen willkommen. Z:uSeich wurde so bei ihnen aber auch das Interesse
geweckt, längerfristig abgesichert und damit erwartbar über diese Mittel
verfligen zu können. Dementsprechend konnte der Bund die Unterstützung
der Gropforschungseinrichtungen für sein Vorhaben gewinne4 den Bundesan-

teil an ihrer Finanziorung nicht nur de facto, sondern auch de iure auszuwei-
ten - wovon das BMwF sich entsprechend erweiterte Steuerungsmöglich-
keiten versprach.

Im Rahmen der Mitte der sechziger Jahre einsetzenden allgemeinen
Beratungen über eine groBe Finanzreform bei Bund und Ländern wurden,
wie in Kapitel 4 und 5 dargestellt, auch die forschungspolitischen Zuständig-
keiten überprüft. Der Bericht 6e1 singesetzten Kommission empfahl, die
GroBforschungseinrichtungen vollstlindig durch den Bund finanzieren zu lassen

(vgl. Troeger-Kommission L966:2). Auch der Wissenschaftsrat hatte nahege-
legt, dem Bund die alleinige Trägerschaft für diese Einrichtungen zuzuspre-
chen (vgl. Boenke 1989: 5-8). Auf so weitgehende Zugeständnisse liepen
sich die Llinder arar nicht ein. Doch 1969 wurde rechtlich kodifiziert, daB
bei allen GroBforschungseinrichtungen der Anteil des Bundes an deren
institutionellen Zuwendungeu erhöht uud, nach den bis dahin stark unter-
schiedlichen Regelungen, weitgehend vereinheitlicht wurde. Seitdem trägt
der Bund, von Ausnahmen abgesehen, bei allen Gropforschungseinrichtungen
90Vo der institutionellen Zuwendungen, das Sitdand die übrigen tAVo @gl.
Weber t97L: 4a5) - ein Finanzierungsmodus, der in der 1975 anischen Bund
und Ländern abgeschlossenen "Rahmenvereinbaru"g Forschungsförderung"
(Art. 6) dann nicht nur in jeweils bilateralen Verträgen anrischen Bund und
Sitdand einer GroBforschungseinrichtung, sondern übergreifend festgescbrieben

wurde.
Das enorme Wachstum der Gropforschung im Kernforschungsbereich

wurde noch dadurch erhöht, dap nicht nur, wie dargestellt, die bereits
bestehenden Gropforschungseinrichtungen hohe Zuwachsraten ihrer Finanzen
und ihres Personals verbuchen konnten, sondern darüber hinxus avei weitere
GroBforschungseinrichtungenin diesem Forschungsgebiet gegribrdet wurden:
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1964 wurde die GsFetablicrt. Sie ging aus einer "Versuchs- und Ausbildungsstättc für
Strahlenschutzn helvor, die seit 1960 organisatorisch als Teil der KFK bestanden hatte.
Mapgeblicher Initiator dicses Vorläuferinstituts war das BMAt, das frilhzcitig dcn Bedarf nach
Strahlenschutzforschung und -ausbildung crkanntc, der gcrade auch durch den bevorstehenden
technischen Einsatz der Kernenergie hervorgerufen wcrden würde, Insbesondere die damit
orforderlich werdende politische Regulierung in Form ron Strahlenschutzverordnungen u.ä.
würde in zunehmendem Mape auf entstrtrechendeswissenschaftlich fundiertes Wissen angewiesen
sein. Das Ensemble detim Kernforschungsbereich tätigen Gropforschungseinrichtungenerglinzte
dic GSF somit als eine Forschungseinrichtung, die Folgeprobleme der dort erforechten
'fechnologien bearbeitete, Auf seiten des BMAI war von vornherein beabsichtigt, die zunächst
bei der KFK angesiedelte Forschungseinrichtung auszubauen. Das geschah dann mit deren
Verselbständigung zur GSF, deren allciniger Träger bis 1978 der Bund wurdc.

Die 1969 gegründete G$fwurde ähnlich konzipiert wie DESY.i 1 Physiker aus drei hessischen
Hochschulen prcpagierten die Errichtung eines $hwerionenbeschleunigprs, der ihnen und anderen
als kollektiv nutzbare Forschungsinfrastruktur zur Verfügung stehen sollte. Hintergrund dessen
war die chance, "Erstleistungen auf cinem Neuland der Forschung zu erbringenn . so das
Bundesministcrium für Bildung und wissenschaft (BMBW), Nachfolger des BMwF, anläBlich
der Gründung (zitiert bei Prüp 194: ?Al). Die hochschulnahe Konzeption des 6sI konnte
sich auf Empfehlungen des Wissenschaftsrats berufen, der zur Schwerpunktbildung und
Kooperation in der Hochschulforschung aufgerufen hatte, Allerdings bemühte sich auch das
KFIi eben den Beschleunigerzu erhalten, den die hessischen Hochschulforscherwollten. Welche
Gesichtspunkte in dieser Konkurrenz letztlich den Ausschlag gaben, ist historisch noch nicht
restlos geklärt. So wurde bchauptet, dap zufälligc wissenschaftsfrcmdc Gcsichtqrunkte cntschci.
dend waren, um den Koalitionspartner, die sPD, zu befriedigen, der zuvor im lGbinett in
Kampfabstimmungen eine Reihe wirtschaftspolitischer Entscheidungen zugemutet wolden waren,
duldeten die Kabincttsmitglieder dcr CDU die Entscheidung, den Schwerionenbeschleuniger
im sozialdemokratisch regiertcn Hessen anstatt im christdemokratisch regierten Baden-Württem.
berg zu errichten und damit nicht der KFK anzugliedern, sondern als GSI organisatorisch zu
verselbständigen, Andere Deutungen heben darauf ab, dap Hessen eincn gröperen Sitztandanteil
an der institutionellen Finanzierung anbot als Baden.Württemberg. Die Investitionskosten der
GSI wurden im Verhältnis von g):10, die Betriebskosten zunächst im Verhältnis von 80:20
vom Bund und vom Land Hessen getragen.

Die sich so über eine schrittweise Domänenspezialisierung und ein raschos
wachstum vollziehende Ausdifferenzierung der deutschen Gropforschung
während der sechziger Jahre hatte weitreichende Auswirkungen innerhalb
des deutschen Forschunqssystems. Das wachstum der GroBforschungseindch-
tungen im Kernforschungsbereich war avar kein frfullsrrmmenspiel gegen
Hochschuleq DFG und MPG, weil die zur verfügung stehenden staatlichen
Finanzmittel insgesamt stark anstiegen. wohl aber kann konstatiert werden,
daB die GroBforschnngseinrichtungen sich dieses in den sechziger Jahren
wichtigste Expansionsfeld staatlicher Forschungspolitik in einer ,'situation

7'1. Zur Gründung der GSI siehe Prüp (L974: l4S-274) und Buchhaupt (1969).
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der Rivalität" (Radkau 1983: 206) weitgehend aneigneten.r2 Hielten sich

im Ersten Atomprogramm (L956-I962) die Finanzmittel von Bund und
Ländern fär die Gropforschungseinrichtungen auf der einen und für die
Grundlagenforschung auBerhalb der GroBforsglrrngseinrichtungen auf der
anderen Seite mit 534 Mio. DM bav. 4?3 Mio DM noch annähernd die
Waage, so dominierten im Dritten Atomprogramm (1968-1972) eindeutig
die Gropforschungseinrichtungeq die 2490 Mio. DM erhielten, gegenüber

Hochschulen, DFG und MPG, die sich mit 830 Mio. DM zufriedengeben

mupten (vgl. Schuster t97lz a1), Die GroBforschung hatte sich somit im
Bereich der Kernforschung eine anar immsl wieder angefochtene, jedoch

nie gefährdete expansionsträchtige Domäne verschaffen können.

Bemerkenswerterweise kam es schon Anfang der sechziger Jahre mit der
Verabschiedung des Zweiten Atomprogranms für die Jahre 1963-1967 zn

etner sozialen Schliepng dieser Domäne gegen weitere mögliche Interessenten.

So wurde hinsichtlich des Mittelbedarfs dor grundlagenorisntierten Kernfor-
schung festgestollt, daB "eine jtihrliche Zuwachsrate von etwa ?ßVo vorgese'
hen" sei - allerdings: "Diese Aufivendungen sind schwerpunktmäpig nicht
gedacht ftir die Schaffung groper neuer Forschungseinrichtungen, sondern
überwiegend für die Förderung und den Ausbau bestehender Institutionen"
(Taschenbuch ftir Atomfr agen L964: 199). Dieser Wortlaut entsprach durchaus

noch der Absicht der Hochschulforscher, die insbesondere durch Heinz
Maier-Leibnitz in der DAtK repräsentiert wurden, auch den in der Kernfor-
schung engagierten Hochschulinstituten Fördermittel zukommen zu lassen.lo

Faktisch wurde eine solche "gope" Koalition aller bestehenden Kernfor-
schungseinrichtungen gegen Neugründungeo ulffdingq eben durch die "Heine"
Ifualition der bestehenden Gropforschungseinrichtunge4 die die Hocbschulfor-
scher und die MPG zur Interessendurchsetzung nicht benötigten und erfolg-
reich verdrängen konnten, unterlaufen.

Eine unerläpliche Voraussetzung dieses Domänenausbaus der Gropfor-
schung bestand in der besonderen forschungspolitischen Situation des BMAt
bzw. des BMwF. Um forschungspolitische Steuerungsmöglichkeiten zu
gewinnen, war das BMAt seit seiner Gründung darauf verwiesen, sich im

12 Allerdings mup hieöei berüclsichtig werden, dap verschiedene Gropforschungseinrichtungen
wie DESY, die KFA und das HMI auch kollektive Güter waren, von denen Hochschulfor-

scher profitierten.
13 Von den im Vademecum Qgez 129-138) aufgeführten Hochschulinstituten für theoretische,

cxperimcntelte odcr angewandte Physik gab die Mehrzahl auch Kernforschungsattivitlitcn
als eines ihrcr Arbeitsgebicte an. Darunter warcn immerhin 15 Institute, die dieses

Arbeitsgebiet auch im Namen kenntlich machten, also schwerpunktmäpig oder sogar

ausschtieplich Kernfortchung bctrieben'
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Bereich der Kernenergieforschung in die pinanzislrrng und Trägerschaft
der GroBfolssf,ungsehrichtungen "einzukaufen". Bei der Förderung der
Hochschulforschung über die DFG und ds1 pfi1ds1rrng der MPG verwehrten
die Länder dem Bund, wie in Kapitel 4 geschildert, lange einen geregelten
Zutritt, um ihre forschungspolitische vormachtstellung aufrechtzuerhalten.
Bei den GroBforschungseinrichtungen war das allein deshalb nicht möglich,
weil deren Finanzbedarf innnerhalb weniger Jahre so groB wurde, daB der
Bund einbezogen werden muBte. So ging der Domänenausbau der GroBfor-
schung im Forschungssptem mit einem forschungspolitischen Domänenausbau
des Bundes gegenüber den Ländern einher. Als institutionell an der Träger-
schaft der GroBforschungseinrichtungen Beteiligter besaB der Bund diesen
gegenüber zudem weitreichendere Steuerungsmöglichkeiten als gegenüber
den Hochschulen oder der MPG. Auch deshalb bevorzugte das BMAI bzw.
das BMwF die Gropforschungseinrichtungen bei seinen FördermaBnahmen.
Hinzu kam, daB die Konzentration seiner Fördermittel auf die GroBfor-
schungseinrichtungen auch zu einer Routinisierung dieses forschungspoliti-
schen steuelrrngsinstrrrments beitrug - ein nicht unwichtiger Aspekt ftir ein
noch "junges" Ministerium.

Der forschungspolitische Domänenausbau des BMwF bav. des BMBW
lag jedoch nicht nur dem Wachstum der GroBforschung im Kernforschungsbe-
reich zugrunde, sondern ftihrte darüber hinaus ein wachstum durch Diversifi-
zierung herbei. Gegen Ende der sechziger Jahre wurde die deutsche Gropfor-
schung aufandere Forschungsbereiche ausgedehnt. Im Bereich der Informati-
onstechnologien wurde 1968 die GMD und in der Luft- und Weltraumfor-
schung 1969 die DFVLR gegründet. DaB es sich bei beiden Forschungs-
gebieten um Förderschwerpunkte des BMwFbzw. des BMBW - Weltraumfor-
schung seit L962, Informationstechnologien seit 1967 - handelte, macht
deutlich, wonrm es dem Ministerium bei diesen Gründungen ging. Es suchte
organisatorische Träger ftir die Umsetzung seiner forschungspolitischen
Mapnahmen - wobei die Etablierlng beider Förderschwerpunkte der for-
schungspolitischen Domänenaneignung des BMwF und Zurückdrängung dor
l,änder diente.

Beide Grü:nd'ngskonstellationen zeigen das BMwF bzw. das BMBW als
treibende Kraft:

Die GMD $ng aus dem vom land Nordrhein-Westfalen geförderten, grundlagentheoretisch
orientierten "Institut für instrumentelle Mathematikn, einem Institut an der Universität Bonn,
hervor, das während der sechziger Jahre auf über 80 Mitarbeiter angewachsen war,14 Das
Bundesland sah sich dann nicht mehr in der Lage, das konzipierte weitere wachstum des

14 Zut Gründung der GMD siehe Wiegand (1989).
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Instituts zu finanzieren. Zur gleichen Zeit suchte das BMwF Träger für sein 1967 geschaf.

fenes "Förderprogramm Datenverarbcitung". Zunächst geriet das landesinstitut dabei noch

nicht in den Blick, Als der Bund im Rahmen dieses Förderprogramms dann allerdings u.a,

auch die Einführung von EDV in der öffentlichen Verwaltung forcieren wollte, schien sich

eine Übemahme und entsprcchende anwendungsbezogene Eüs'eiterung dieses Institutt anzubieten'

Angesftcbt wurdc auf seißen deE BMwF cine Ver*nüpfung ron gnrndlagpn- und anwendung$ezo-

gener Forschung (vgl. Bundesbericht Forschung 1969: 82), wie man sie auch im Kernforschungs-

bereich institutionalisiert hatte, Ursprünglich wurde rrereinbart, dap der Bund7i%o, das Land

25Vo det Fiüanzmittel für die GMD aufbringen sollten. Bereits 1970 kam man jedoch überein,

'dap Bund und Land dcn Zuschupbcdarf im Verhältnis 10:1 aufbringen" (OMD 190: 13).

Die Grtindung der DNLR vollzog sich als organisatorischer Zusammenschlup bereits

bestehender Forschungsinstitute, die formal als l-andesinstitute etabliert, jedoch bereits seit

Bnde der fünfziger Jahre in immer sttitkerem MaBe von Finanzmitteln des Bundes abhängig

geworden waren (vgl, Trischler 1989a). In den sechziger Jahren übertrugen vor allem das Bundes-

ministcrium ftirVcrkchrund dasBundesministerium derVertcidigungRessortforschungsaufträge

an diese Institute. Als der Bund Anfang der sechziger Jahre aufgrund europäischer AnstöFe
raumfahrtpolitisch aktiv wurde und das BMwF 1962 ein entsprechendes Fördeqprogramm zur
Raumfahrtfonchung schuf, drlingc es immcr stlirker in Richtung auf eine organisatorischc

Zusammenfassung derverschiedenen Institute zu einer Gropforschungseinrichtung (vgl. Roepler
1973), Dafürwaren neben Gesichtspunkten der Forschungskoordination auch haushaltsrechtliche

Gründe maBgeblich. Von seiten der Llindcr wurde dagegcn starker Wideretand mobilisiert,
der allerdings nach einigen Jahren nachliep, weil die finanzielle Abhängigkeit der landesinsti-
tutc vom Bund so erdrtickend geworden war, dap man nachgeben muptc' Als Finanzierungsmo'

dus für die neugegründete Gropforschungeinrichtung wurde festgelegt, dap der Bnnd 9OVo,

die SinHnder Nordrhein-Westfalen, Bayern, Niedersachsen und Baden-Wärttemberg insge-

saml llVo der institutionellen Zuwendungen aufzubringen hatten.

Die Diversifizierung des Forschungstlpus ist somit, ähnlich wie das

Wac;hstum im Kernforschungsbereicb, entscheidend durch forschungspolitische

Kompetenzaneignungsinteressen des BMwF bzur. des BMBW verursacht
worden. Insgesamt läBt sich sagen, dap in den sechziger Jahren ein harmoni-
sches Zweckbändnis anischen dem BMwF bzur. dem BMBW auf der einen
und den Gropforschungseinrichtungen auf der anderen Soite bestand. Domä-
nenwachstum der Gropforschung und Domänenwachstum dos Ministeriums
korrelierten. Bezieht man die in den sechziger Jahren gegründeten vier GroB-
forschungseinrichtungcn - die GSF, die GMD, die GSI und die DFVLR -

in die Betrachtung mit ein, wird das Domänenwachstum der GroBforschung
im Vergleich zu den anderen Institutionen des deutschen Forschungssystems
noch eindrucksvoller. Die Forschungsaugaben aller GroBforschungseimichtun-
gen stiegen arischen 1962 und 1970 von 233 Mio. DM auf 856 Mio. DM;
bei den Hochschulen lagen die entsprechenden Werte bei 910 Mio. DM
bzw./7N Mio. DM; die gesamten Forschungsausgaben in der Bundesrepublik
wuchsen im selben 7-eiftavm von 4300 Mio. DM auf 14.090 Mio. DM (vgl.
Wissenschaftsrat 1965, Bd. 2: 2n7-2L5,351; Bundesbericht Forschung 1979:

4L4; Faktenbericht 1986: ?5U?53). Der Wachstu-sindex der Ausgaben (L962
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= 100) lag ftir die GroBforschung bei 365, für die Hochschulfolsgfuung bei
297 rlnLd für das gesamte deutsche Forschungssystem boi 328. Hinsichtlich
der Verteilung finanzieller Ressourcen gehörten die Gropforschungsein-
richtungen somit w?ihrend der sechziger Jahre zu den Gewinnern.

Identitätsfindung und Anerkennung dieser Identität durch die inner- und
auBerwissenschaftliche Umwelt, überdurchschnittliches Ressourcenwachstum
und Diversifizierung in andere Forsc.hungsgebiete: Diese drei Entwicklungsten-
denzen trugen die Ausdifferenzisru'g dor deutschen GroBforschung als
institutioneller Gruppe von Forschungseinrichtungen und als Forschungstlpus
während der sechziger Jahre. Zunächst stützten und steigerten ldentitätsfin-
dung und Ressourcenwachstum einander wechselseitig. DaB sie dann auch
noch eine Diversifizierung hervorbrachten, war gerade für die längerfristige
Stabilisierung der GroBforschung wichtig. Denn demit hing deren Fortbe-
stand nicht länger von einem bestimmten Forschungsgebiet ab. Insgesamt
war die so verlaufene Ausdifferenzielrrng Ausdruck der groBen Erwartungen,
die wissEnschaftliche, wirtschaftliche und politische Akteure an diesen
neuartigen Forschungstlpus richteten.

4 Enttäuschte Errvartungen: Die siebziger Jahre

Die siebziger Jahre wurden durch zwei generelle gesellschaftliche Strukturver-
änderungen, die eine Vielzahl von Auswirkungen auf die weitere Entwicklung
der deutschen Gropforschunghatten, bestimmt zum einen den 1969 erfolgten
Regierungswechsol auf Bundesebene von der CDU/SPD- zur SPDIFDP-
Koalition, zum anderen die 1973 einsetzende wirtschaftliche Krise. Der
zeitliche Vorsprung der politischen vor der wirtschaftlichen Entrvicklung
ftihrte in einer Reihe von Politikbereichen dazu, daB unter wirtschaftlichen
Prosperitätsbedingungen im Rahmen des sozialdemokratischen Programms
der "inneren Reformen" Politikveränderungen vorgenommen wurden, die
dann kurze Zeit später unter Bedingungen der wirtschaftlichen Krise ganz
andere als die erwünschten Wirkungen zeitigten. Solche koinzidentiellen
"perversen Effekte" (Boudon L978) gab es in der Forschungspolitik im allge-
meinen und in der Entrvicklung der GroBforschung im besonderen.
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4.1 Kontextsteuerung der GroBforschung als Zielsetzung der
Forschungspolitik

L97L erliep das BMBW die I'Leitlinien zu Grundsatz-, Struktur- und Organisa-
tionsfragen von rechtlich selbständigen Forschungseinrichtungen" (vgl. Bundes-

bericht Forschung t9:12: 65166; BMFT 1974; Wissenschaftsrat t975: L?.0-

130; Wiedermann L98L: L22-L28). Diese Leitlinien regelten sowohl die
Steuerungsbefugnisse der staatlichen Instanzen des Bundes und der Länder
gegenüber den Gropforschungseinrichtlngen als auch die Mitwirkung des
wissenschaftlich-technischen Personals der Einricht'ngen an Forschungsent-
scheidungen. Die generelle TEndenz der Leitlinien war: Stärkung derAutono-
mie der Gropforschu"gseinrichtungen gegenüber dem Staat und Steigerung
der Partizipationschancen der Mitarbeiter an Forschungsentscheidungen. DaB
beides in demselben Regelwerk kodifiziert wurde, deutet darauf hin, daB
auf seiten des BMBW mehr als nur eine wechselseitige Verträglichkeit beider
Mapnahmen erwartet wurde. Externe Autonomie und interne pn4izipation

waren keine nur zuftillig znitlch koinzidierenden issuos. Viobnohr untersttiEten
die an Partizipation interessierten wissenschaftlichen Mitarbeiter der GroBfor-
schungseinrichtungen auch deren Autonomisierung gegenüber den staatlichen
Trägern - umgekehrt slleldings standen die an Autonomie interessierten
Leitungen der Einrichtungen einer verstärkten Mitarbeiterpartizipation eher
kritisch gegenüber.

Eine gröpere Boteiligung der wissonschaftlich-technischen Mitarbeiter der
GroBforschungseinrichtungen an Forschungsentscheidungen kam als Forderung
vor dem Hintergrund der generellen Demokratisierungsvorstellungen auf,
wie sie gerade im Bildungs- und Wissenschaftssystem verbreitet waren. Insbe-
sondere jibrgere Mitarbeiter, die soeben aus den Hochschulen rekrutiert
worden waren und dort die Studentenbewegung erlebt und teilweise mitgetra-
gen hatteq trugen Demolcratisierungsforderungen dann in die Gropforschungs-
einrichtungen - beispielsweise 1969 Mitarbeiter des KFK (vgl. Moldenhauer
IW* L98-2N). Eine eigens von Mitarbeitern der GroBforschungseinrichtungen
neugegründete Interessenorganisation, der Verband der Wissenschaftler an
Forschungsinstituten (VWF), war ein Hauptträger der Forderungen. Nach
ErlaB der Leitlinien partizipierten die wissenschaftlich-technischen Mitarbeiter
der Gropforschungseinrichtungen auf verschiedenen Organisationsebenen über
gewählte Vertreter an den auf der jeweiligen Ebene getroffonen Entscheidun-
gen. Auch wenn diese Vertreter in allen Gremien zumeist nur eine Minder-
heit bildeten, waren die da-it erworbenen Informations- und EinfluBrechte
keine vernachlässigbaren GröBen.16

werden in Grillo (1973), Battelle-
geschildert,

15 Erstc Erfahrungen mit dicsen

Institut (1973), Gothow u.a'
Partizipationsmechanismen
(1973) und BMFI (1974)
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Die Stärkung der Autonomie der Gropforschungseinrichtungen gegenüber
demZugtrff. staatlicher Instanzen war demgegenüber Anliegen der Leitungen
der Einrichtungen. Diesbezügliche Zugeständnisse des BMBW waren in
gewissem MaBe auch ein Preis, den die Forschungspolitik zahlen mupte,
um bei den l,eitungen Akzeptanzbereitschaft für die verstärkte Mitarbeiterpar-
tizipation at erzeugen Der eigentliche Ursprung der Autonomi5ielungsforde-
rungen bestand allerdings darin, dap sich die Hoffnungen darauf, daB die
privatrechtliche Form der GroBforschungseinrichtungen ihnsn sinsn ftir
sachlich erforderlich gehaltenen Freiraum gewähren würde, in dem sie von
administrativen Einzelweisungen ausgenommen bleiben würden, in den
sechziger Jahren nicht erfüllt hatte. Die vollständige Anwendung der haus-
halts- und porsonalrechtlichon Vorschriften des öffentlichen Dienstes bot
den staatlichen Zuwendungsgebern die Möglichkeit und verpflichtete diese
sogar darauf, dap "auch in Einzelfragen in die Gropfolsgfiungseinrichtungen
'hineinregiert"' wurde (Meusel 1973: L50). Dieser "zunehmende büLrokrati-
sche Druck" (Meusel 1973: L50) bewog die GroBforschungseinrichtungen
dazu, sich L970 nr AGF zusammenzuschliepen, wobei dieser Zusammen-
schlup aus der bereits geschilderten langjährigen Zusammenarbeit im Rahmen
des "Arbeitsausschusses für Verwaltungs- und Betriebsfragen der deutschen
Reaktorstationen",ro dem mittlerweile auch die nicht im Kernforschungsbereich
arbeitenden GroBforschnngseinrichtungenangehörten, hervorgrng (vgl. Meusel
1973; Szöllösi-Jatru;e 1989). In der konstituierenden Sitzung der AGF wurden
die sogenannten "Dobeler Thesen" formutiert, die aus der Sicht der GroBfor-
schungseinrichtungen "Leitlinien für das Verhältnis zwischen Staat und
GroBforschung" formulierten (vgl. AGF-Dokumentation LlL983: nm).
Diese Thesen haben das kurz darauf vom BMBW für die Gropforschung
entworfene Konzept der "Globalsteuerung" wesentlich geprägt, das die Rolle
des Staates auf eine fors chungsp o litis che Kont exts t eu e rungl 7 festlegt:

Indem er einerseits die genercllen Forschungsziele und die finanziellen Gesamtzu-
wendungen formuliert, die Arbeiten koordiniert, Prioritäten setzt und für einen
wirtschaftlichen und sparsamen Einsatz deröffentlichen Mittel sorgt, andererseitsjedoch
den Forschungseinrichtungen auch im administrativen Bereich einen gropen Raum
gewährt, handelt er nach dem Prinzip der Globalsteuerung (Bundesbericht Forschung
LVIZ: 65),

16 Seit 1965:'Arbeitsauschup der Kcrnforschungseinrichtungenn
17 Im Sinne von Teubner/ Willke (19&4).
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Wie der Ursprung dieses Steuerungskonzepts deutlich macht, handelte

es sich aus der Sicht der GroBforschungseinrichtungen weniger darum, sich

überzogener forschungspolitischer Steuerungsansprüche zu erwehren, als

vielmehr darum, immsl mehr kumuliefte administrative Kontrollansprüche
zurückzuschrauben. Hinsichtlich der progrr--atischen Entscheidungen über
die Forschungsthemen der Einrichtungen bekräftigte das Konzept der uGlobal-

steuerung" eine von Anfang an gegebene bilaterale Verhandlungsstruktur mit
Einigungszwang:

Das Kompctenzverhältnis ist so austariert, dap der Staat den Gropforschungseinrichtun-
gen zwar'keine Aufgaben oktroferen kann; er kann aber umgekehrt der Aufnahme
oder Durchfühnrng von Aufgaben, die ihm nicht sinnvoll erscheinen, durch seine

Stimmenmehrheit in den Organen widerstehen und deren Finanzierung ablehnen: Staat

und Wissenschaft müssen hier einander von der Sinnfälligkeit der Forschungsaufgaben
übcrzcugen (Mcuscl L984: 79).

Im BMBW erhofte man, dap aus der Kombination von verstärkter Mitarbei-
terpartizipation an Forschungsentscheidungen, die aufgrund des politischen
Drucks der Wissenschaftler eingeräumt wurde, und der von den Leitungen
geforderten Ausweitung ihrer Entscheidungsbefugnisse eine gesteigerte

wissaxhaftliche Sehsßßuerungsföhifuit der Einrichtungen hervorgehen würde.

4.2 Wachstumsbegrenzung und Transferanforderungen als
forschungspolitische Zukunftsparameter für die GroBforschung

Diese Anfang der siebziger Jahre vollzogenen forschungspolitischen "Refor-
men" gerieten schnell unter sich ändernde finanzielle Bedingungen staatlicher
Forschungspolitik, die gerade in der Gropforschung durchschlugon. Eine
Vllachstumsverlangsarnung der finanziellen und personellen Ressourcen ist
unmittelbar augenfällig. Eine Betrachtung der Ressourcenentwicklung von
Anfang der sechziger bis Mitte der achtziger Jahre zeigt, dap Anfang der
siebziger Jahre ein Wendepunkt erreicht war (Tabelle 20).

Man stellt hohe Wachstumsraten bis Anfang der siebziger Jahre fest,
die sich seitdem sehr stark reduziert haben und unter dem Durchschnitt
des gesamten Sektors der staatlich finanzierten auperuniversitärenForschung
lagen, während sie in don sechziger Jahren überdurchschnittlich waren (siehe
Kapitel 2: Tabellen 6, 7).

Am deutlichsten wird die Wachstumsverlangsanung bei don personellen
Ressourcen. Zwischen 1971 und 1979 stieg die Mitarbeiterzahl aller Gropfor-
schungseinrichtungen rm etwa 22Vo - vlas,legt man die Stellenzahl von 1971

zugrunde, einer durchschnittlichen jährlichen Steiger""g um weniger aß 3Vo

entspricht. In den sechziger Jahren stiegen die Planstellen demgegenüber
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Tabelle äI Finanz. und Personalentwlcklung der Gropforschung

Jahr Mltarbeiter 1963

= 1(X)
Arsgaben
(Mlo. DM)

1963

= 1ü)
ln Preisen
von 1963

1961t

= lfi)

1963
1965
1967
1969
1971
1973
1975
1977
1979
1981
1983
1985

7.767
k.A.

11.319
11.902
14.&37
16,317
16.823
17.511
18.239
18.487
18.954
19.417

100
k,A.
146
153
191

197
217
226
235
238
244
250

357
495
698
752

1.082
1.366
1.593
1.772
2,138
2.236
2.624
2.836

100
125
176
161

186
200
r95
199
223
209
221
240

357
446
623
574
664
715
696
712
798
745
789
857

1@
139
196
211
303
ss3
446
496
599
626
707
794

Quellen: Wsgenschattsrat (1975; 385, 407); Bundesberloht Forschung (1994: gZ4; lggg:
381, 410); Faktenbericht (1981: 414; 1986: 306).

Anmerkung: Dellator lst der Preisindex des Staatsverbtauchs.

jährlich, wie dargestellt, durchschnittlich um l\vo. Betrachtet man nur die
GroBforschungseinrichtungen im Kernforschungsbereich, so lag bei diesen
die Steigerungsrate lediglich beisVo,womit sich die durchschnittliche jährliche
steigerung gemessen an der Stellenzahl von 1971, auf etwa lvo reduziefie.
Damit bewegte sich die GroBforschung unter den entsprechenden steigerungs-
raten der gesamten auperuniversitäiren Forschung und der Hochschulfor-
schung, die sich auf ZLVo bzw.26Vo beliefen.ls

Diese wachstumsverlangsamungen in finanzieller und personeller Hinsicht
waren keine unbeabsichtigten oder aufgezwungenen Effekte, sondern Konse-
quenzen darauf abzielender politischer MaBnahmen. Bereits 1973 hatte die
Bundesregierrrng in der Antwort auf eine parlamentarische Anfrage zur
"Zukunft der Forschungszentren" entsprechende Absichten deutlich gemacht
(vgl. Bundestags-Drucksache 71862 vom ?ß.6.L973). Insbesondere dle KFA
und das KFK mupten innorhalb von aroi Jahren - Lg73 und 1974 - jeweils
6vo ihre.r Plnnstellen abbauen; ähnlich starke stellenkürzungen gab es bei
der DFVLR, für die dies bereits bei ihrer umwandlung zur Gropforschungs-
einrichtung vorgesehen worden war (vgl. BT-Druclsache 9/768 vom n.B,l9ffit,

ta !_iqen1_nerclhnungen auf der Basis von Angabcn in Bundesbericht Forschung (1979:
430, 437,  40laa\i Faktenbericht (t9t!t: 439); (1986: 298, 304).
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In einer von Bundesforschungsminister Hans Matthöfer und Staatssekretär

Hans-Hilger Haunschild herausgegebenen offiziellen Darstellung des deutschen

Forschungssystems hiep es 1976 zur GroBforschung:

Von Ausnahmen abgesehen, haben die GroBfortchungseinrichtungeneine angemessene

Gröpe erreicht; eine Konsolidierungsphase hat eingesetzt. Wegen der geringeren

finanziellen Steigerungsraten für die Forschung können ihre Budgets nicht oder nur
in bescheidencm Umfang real erhöht werden' Mit einem weiteren Anwachsen dcs

Personalbestandes ist auf absehbare Zßit nicht zu rechnen (Matthöfer/ Haunschild

lV76:76).

Zwei Erklärungen für die Wachstumsbegrenzung wurden auf seiten des

BMFT immer wieder angeführt. Auf der Hand liegend war der Hinweis,
die Gropforschung sei während der sechziger Jahre im Aufbau gewesen,

während in den siebziger Jahren ein den zugedachten Aufgaben angemessenes

Kapazitätsniveauweitgehend erreichtworden sei. Neben dieser Erklänrngsver-
sion eines freiwilligen, sachlich gebotenen Verzichts auf weiteres Wachstum
schob sich allerdings im Zeitverlauf eine andere Version immer mehr in
den Vordergrund, die die Unfreiwilligkeit des Wachstumsverzichts betonte.
Die 1973 einsetzende wirtschaftliche Krise habe wegen des damit verbundenen
geringeren Steueraufkommens staatliche SparmaBnahmen eräilungen, untsr
denen da"'' auch die Gropforschung habe leiden müssen. Beide Erklihungen
müssen einander im übrigen keineswegs widersprechen.

Eutscheidend für die weitere Entwicklung der deutschen Gropforschung
wurde nun, daB die Wachstumsbegrenzung mit anders ausgedchteten und
gesteigerten Erwaftungen des BMFT an die Gropforschungseinrichtungen
einherging. Zunächst mupten sich die mit Kernforschungbefapten Einrichtun-
gen - mit Ausnahme der rein grundlagentheoretisch arbeitenden Einrichtungen

wie DESY und der GSI - allnählich neue Betätigungsfelder suchen, weil
insbesondere in der Reaktorentwicklung die Projekte in absehbarer Teit
auslaufen würden. An eine fiuflgs,rrng der entsprechenden Einrichtungon -

eine zunächst naheliegend erscheinende Reaktion - dachte aus noch zu

erläuternden Grihrden bereits damals niemand. Schon Ende der sechziger
Jahre kamen viebnehr aus dem BMwF Erste Hinweise an die Gropforschungs-
einrichtungen, dap eine - wie man es nannte - "Diversifikation" anzustreben
sei, wobei die sogenannten "neuen Technologien" - ein zunächst wenig
spezifiziertes Konglomerat aus Material- undWerkstofforschung, Biotechnolo-
gie, Lasertechnologie, Umwelttechnologie u.a. - und die Datenverarbeitung
als neue Arbeitsfelder besonders empfohlen wurden (vgl. Reuter-Boysen
1e8e).

Diese inhaltlichen Verschiebuugen der forschungspolitischen Erwartungen
wurden dann jedoch überlagert durch bestimmte Erwartungssteigerungen.

Um diese zu verstehen, mup man sich den llandel des forschungspolitischen
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Selbstverstöndnisses im BMFT wälvend der siebziger Jahre vergegenwärtigen.
Dieser Wandel hatte mehrere Ursachen, die zeitlich s1arft ftsinzidierten.Im
BMFI yn1. allmählich jene Generation von Forschungsndrninis,f1n1s1sn
abgetreten, die Forschungspolitik im Kern als "Förderung" interpretierten,
deren politischen Steuerungsansprüchon es also genügte, sehr generelle
thematische Richtungsvorgaben zu formulieren und im übrigen in program-a-
tischer Hinsicht auf die Selbststeuerungsfähigkeit der scientific communities
zu vertrauen. Diese Tradition einer eher "mäzenatischen" Forschungspolitik
ging auch wegen der zunehmenden'Professionalisierung" der Forschungsadmi-
nistratoren, zu Ende.te Zwar waten die neuen "Techuokraten" im BMFT -
wie sie in der Folgezeit gelegentlich apostrophiert wurden - nicht darauf
aus, die GroBforschungseinrichtungen fortan nach Art von Ressortforschungs-
einrichtungen zu ftihren, also ins einzelne gehende programmatisshs Wsisrrngs-
befugnisse auszuüben. Doch die eben erst bekrtiftigte "Globalsteuerung" sollte,
was die Festlegung von Forschungsthemen anbetraf, deutlich weniger global
als bisher gehandhabt werden.

Dies wurde dadurch bestärkt, dap ein seit Anfang der siebziger Jahre
verstärktes Interesse der politischen Parteien und des Parlaments an der
Forschungspolitik das BMFT unter erhöhten Legitimationsdruck setzte (vgl.
Marquard L975: 266-29L). Für die Gropforschungseinrichtungen wirkte sich
das sehr schnell so aus, daB sie ihrerseits unter gröBeren Legitimations-
druck von seiten des BMBW bzw. BMFT gerieten. "Erfolgskontrolle" war
das Stichwofi. 1972 erlieB das BMBW "Grundsätze für die Erfolgskontrolle"
der GroBforschung, L974 folgten Durchführungsrichtlinien nach. Das sollte
demonstrieren, daB das Forschungsministerium seinen in der Identitätsbestim-
mung der GroBforschung angelegten Steuerungsanspruch nunmehr verstärkt
wahrnehmen wollte.

Dies ging schlieBlich einher mit der reformpolitischen Redefinition der
Rolle von pottsfoirngspolitik durch die nun regierende sozialliberale Koalition.
Nach der eher imitativen Phase der fünfziger und sechziger Jahre, als man
auf die "amsliftanisgfue Herausforderung" und "technologische Lücke" mit
einer sachlich und zgitlich wenig spezifisch angelegten, weil nicht auf selbst-
entwickelte Zielsetanngen zurückgehenden Förderung etwa der Kernenergie,
aber auch generell der natur- und ingenieurwissenschaftlichen Ausbildung
reagierte, verstand sich die sozialdemokratisch geprägte Forschu"gspolitik

19 Ein deutlicher Hinweis darauf ist etwa die in den siebziger Jahren wachsende Anzahl
von BMFT-Referenten, die von ihrer Ausbildung her keine juristischen nGeneralistenn,

sondern Naturwissenschaftler oder Ingenieure waren. Dieser Hinweis beruht auf Daten,
die Andreas Stucke in seiner derzeit am Max-Planck-Institut für Gesetlschaftsforschung
laufenden Untersuchung zur Entwicklung der Forschungsministerien des Bundes verarbeitet.



?ß6 G top fotsc h u ngse i n fi c ht u n ge n

in den siebziger Jahren zunehmend "als aktives Element wirtschaftlicher
Strukturpolitik" - so im Jahr 1973 programmatisch Bundesforschungsminislel
Ehmke (zitiert bei Ronge L977: 63).N In dem MaBe, in dem man die
wirtschaftliche Krise nicht länger als bloBe Konjunkturschwankung auffapte,
die durch die Selbstheilungskrtifte des Marktes bald ausgeglichen werden
würde, sondern davon ausging, dap es sich um eine "Strukturkrise" des

Wirtschaftssystems handelte, zu deren Behebung eine polifüch gesteuerte

"Modernisierrrng der Volkswirtschaft" - so der Titel der 1975 veröffentlichton
Programm schrift von Volker Hauff, damaliger Parlamentarischer Staatsse-

kretär im BMFT, und Fritz Scharpf (vgl. Hauff/ Scharpf 7975) - erforderlich
sein würde, rückte man staatliche Forschungspolitik in einen wirtschaftspoliti-
schen Leistungskontext (vgl. Ronge 1977).ln einer solchen Perspektive wurde
natürlich annächst einmal die Entwicklung von nun genauer umschriebenen
wirtschaftlich erforderlichen uZukunfts-u und "Schlüsseltechnologienn themati-
siert. Die staatlich finanzierten pqlssfuungsefurichtungen sollten verstärkt in
diese Entwicklungsarbeit einbezogen werden. Hinzu kanen aber auch solche
po1ssfuungsarbeiten, die zur Verbesserung des staatlich bereitzustellenden
infrastrukturellen Rahnens wirtschaftlicher Produktion beitragen könnten -

also u.a. Umwelt- und Gesundheitsforschung. Das zentrale Konzept für die
von den staatlichen Forschungseinrichtungen erwarteten Leistungon war das
des "Technologietransfers", das etwa im "Bundesbericht Forschung" des Jahres
1975 einen hervorgehobenen Stellenwert gewann. Diesbezüglich wurde flir
die auperuniversitäre Forschung im allgemeinen mit Bezug auf die Wirtschaft
gefordert:2r "Die Zusammenarbeit mit der Industde mup einen wirksamen
Technologietransfer gewtibrleisten, um eine isolierte und praxisferne Forschung
der auperuniversitären Forschungseinrichtungen zu verhindern" (Bundes-
bericht Forschung L975: L9). Eine gleichartige Forderu"g wurde bezäglich
des Technologietransfers zu staatlichen Instanzen - etwa in der Umwelt-
oder Gesundheitspolitik - aufgestellt. [llgldings konzentrierte sich die
öffentliche Aufmerksamkeit und die des BMF|T in der Folgezeit sehr viel
stärker auf den Technologietransfer zum Wirtschaftssystem. Denn in dem

20 Ein Grund dafür war wohl auch, dap die SPD meinte, über das BMFT ihre wirtschaftspoliti-
schen Zelsetzungen besser rcalisiercn zu können, da das BMWi seit 1972 von einem FDP-
Minister geleitet wude und auch unabhängig davon unter den Mitartcitem ein eher
liberalistisches wirtschaftspolitisches Selbstverständnic vorheüschte.

2l Ein Grund, wanrm dic Hochschulcn in diescm Zusammenhang nicht angesplochen
wurden, war, dap in jenen Jahten nach der Studcntenbewegung das Klima zs'ischcn
Hochschulen und Wirtschaft zunächst durch gopes wechselseitigcs Miptrauen geprligt
waf,
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MaBe, wie die wirtschaftliche Krise anhielt, gewann dieses Thema immer
höhere Priorität.

Im besonderen wurden beim Technologietransfer immsl wieder die
Gropforschungseinrichtungen angesprochen. "Modernisierung der Volkswirr
schaft " durch Technologietransfer äus den GroBforschungseinrichtungen zu
den Unternehmen: Auf diese pointierte Formel kann die Erwartungshaltung
des BMFT in den siebziger Jahren gebracht werden. In der bereits angeführ-
ten offiziellen Darstellung des deutschen Forschungssystems hiep es 1976

entsprechend: "Der instrumentale Charakter der GroBforschungseinrichtrngen
für die staatliche Forschungs- und Entwicklungspolitik wird wieder stärker
hervortreten" (Matthöfer/ Haunschild 7976: 77). Den Steuerungsanspruch
der staatlichen Akteure formulierte Hans Matthöfer L977 rrnmiBverständlich:
"Als Geldgeber und Wahrer der öffentlichen Interessen treten Bund und
Länder den Zentren nicht als Bittsteller gegenüber, wenn es um forschungs-
politische Ziele geht" (zitiert nach DIE ZEIT vom 4.3.L977). 1981 wurde
dies von Bundesforschungsminister von Bü,low nochmals bekr?iftigt: Die
Gropforschu"gseinrichtungon seien r'... im abgestuften System der Wissen-
schaftsorganisationen in der Bundesrepublik diejenigen Einrichtungen, die
am unmittelbarsten auf den vom politischen System definierten Bedarf
reagieren sollen und können."z

Zur Vorgeschichte dieser gesteigerten Erwartungen des BMFT an die
GroBforschung gehören auch noch die bereits angesprochenen Auseinanderset-
zungen des Bundes nit den Ländern in der aveiten Hälfte der sechziger
Jahre. Gerade weil das damalige BMwF so hart darum hatte kämpfen müs-
sen, bei der institutionellen Finanzierung und Trägerschaft der Einrichtun-
gen die Dominanz 2s sldngen, kam mar, nachdem man die damit verbunde-
nen Steuerungsbefugnßse endlich errungen hatte, auf die Idee, diese nun
aber auch maximal zu nutzen - also höhere Steuerungsanspri)che zu stellen.zs
Bereits L969 - also im selben Jahr, als die 90:10-Finarrzislungsregelung
festgelegt worden war - formulierte man'dementsprechend im BMwF die
künftige Marschroute in einem internen Bericht so: "Dem BMwF kommt
gegenüber den GFE eine Führungsrolle ('Leitfunktion') zu" (zitiert bei
Reuter-Bopen 1989: 7). Seit diesem Jabr waren die GroBforschungseinrichtun-
gen die forschungspolitische "Hausmacht" des Bundes. Sie sollten unter den
staatlichen Forschungseinrichtungen die primäiren Partner sein, mit denen

22 Rede anläplich des 25.jährigen Jubiläums der GI(SS am 205.1981.
23 Als generelle sozialpsychologische Cesetzmäpigkeit fomuliert: Je schwieriger es ist, sich

die Mittel für die Erreichung eines bestimmten Ziels zu verschaffen, desto höher wird
dieses Ziel dann bewertet, wenn man es geschafft hat, die Mittel tatsächlich zu bekommen.
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das BMwF bnv. BMBW bav. BMFT seine forschungspolitischen Förderpro-
granme durchführen wollte. Entsprechend konstatierte der Wissenschaftsrat
Lns n... eine Tendenz des Bundesministeriums für Forschung und Technologie
... für jedes Programm über min66stens eine GroBforschungSeinrichtung zu
verfügen" (Wissenschaftsrat 1975: 60).

Im Kontext dieser verstärkten Steuerrrngsansprüche war es nur folgerichtig,
wenn auf seiten des BMFT Mitte der siebziger Jahre auch Überlegungen
dazu angestellt wurden" diejenigen Gropforschungseinrichtungen, bei denen
eine solche instrumentelle Rolle für die Realisierung der Förderprogtamme
des Ministeriums unangemessen war, in andere Trägerschaften zu überftihren.
Dies betraf damals DESY und die GSI, die als ausschlieBlich grundlagentheo-
retisch orientierte Einrichtungon an die MPG abgegeben worden sollten.
Diese Pläne kamen nicht sehr weit, weil sowohl die AGF als auch die MPG
dagegen Einspruch erhoben. I--erhin zeigt sich an solchen Überlegungen,
dap das Ministerium entschlossen war, GroBforschung als besonderen For-
schungstlpus einer transferorientierten integralen Verbindung von grundlagen-
theoretischer Forschung und technischer Entwicklung stärker als bisher
voranzutreiben.

Dieser Anspruch einer verstärkten forschungspolitischen Instrrlmentalisie-
ryng der GroBforschung wurde vom BMFT nicht im Widerspruch zur
Zielsetzung der Leitlinien, die wissenschaftliche Selbststeuerungsfähigkeit der
Gropforschungseinrichtungen zu stärken, gesehen. Im Gegenteih Letztere
sollte für ersteres instrumentalisiert werden. Das BMFT wollte sich im Sinne
der "Globalsteuerung" daraufbeschränken, den GroBforschungseinrichtungen
z\,ear genaue, jedoch noch nicht in Form von detaillierten Forschungsfragen
und Projektdesig"s operationalisierte Problemstellungen vorzugeben. Deren
Operationalisierung sollten die Einrichtungen unter Beteiligung ihrer wissen-
schaftlichen Mitarbeiter, die letztlich allein den jeweiligen Forschungsstand
beurteilen konnten, und unter Einbeziehrrng der wirtschaftlichen Adressaten,
die ihren technologischen Bedarf am besten selbst spezifizieren konnten,
selbständig vornehmen.

Zwei denkbare Alternativen, u'n die jeweiligen neuen po.r"fuungsthemen,

die sich aus dem vom BMFT perzipierten technologischen Bedarf des
Wirtschaftss'rstems ergaben, in der GroBforschung zu institutionalisieren, wären
entweder weiteres Wachstum - also die Angliederung zusätzlicher Institute
an bestehende oder die Gribrdung ganz neuer GroBforschungseinrichtungen -
oder die Schliepung bisheriger Einrichtungen, deren Aufgabengebiete sich
erschöpft hatten, und die Neugründung von Einrichtungen in den jetzt
aktuellen Aufgabengebieten gewesen. Unter den Bedingungon der offenkundig
werdenden Wachstumsgrenzen war die erste Möglichkeit sllsldings ftnum
noch gegeben, wie vom BMFT betont wurde:
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Das Aufgabenspektrum der Z,entten wandelt sich. ... Die vemtärkte Orienticrung von
Foxchung und Entwicklung am gesellschaftlichen Bedarf stellt neue Aufgaben ... Bis
in die letzten Jahre hinein konnte derartigen Entwicklungen mit dem Ausbau bestehen.
der oder der Gründung neuer Einrichtungen entspflcchen werden. Angesichts der
knapper werdenden finanziellen Mittel der öffentlichen Hand ist dies auf absehbare
7*it und bis auf Ausnahmefälle nicht mehr möglich. Die neuen Aufgaben müssen
den vorhandenen Einrichtungen der GrrcBforschung übertragcn wcrdcn (Matthöfer/
Haunschild 1976: 76lTl).

Zwei neue GroBforschungseinrichtungen wurden dennoch während der
siebziger Jahre etabliert, wobei es sich in beiden Fällen um die Überführung
bereits bestehender Forschungseinrichtungen in den Status von GroBfor-
schungseinrichtungen handelte:

Im Jahr 1976 wutde das DKMvon einem ursprünglich über das Königsteiner Abkommen
durch.die L,ändergemeinschaft getragenen Institut in eine Gropfonchungseinrichtungumgewan-
delt.2a Im lahr L964 unter Inkorporierung zweier Institute der medizinischen Fakultät der
Universität Heidelberg als öffentlich-rechtliche Stiftung gegründet, Etrebte das DKIZ bereits
nach wenigen Jahren den Status einer Gropforschungseinrichtung an. Ausschlaggebend hierfür
waren vorrangig auf die Sicherung und Steigerung der institutionelten Zuwendungen gerichtete
Brwägungen - siehe auch die Überschrift eines Zeitungsberichts von 1976: 'Krebsforschungs-
zentrum Heidelberg jetzt GroBforschungseinrichtung des Bundes: Die Zukunft finanziell
abgesichert" (Stuttgarter Nachrichten vom 30.9,L976), Das Interesse des Bundes an oiner
Überführung des DKFZ in den Status einer Gropforschungseinrichtung rührte daheq dap das
BMFI institutionelle Tr{iger für seinen im nBundesbericht Forschungn von 1975 erstmals
veneichneten Förderschwerpunkt "Forschung im Dienste dei Gesundheit und Ernährungn
suchte, in dem Forschungen zur Krebsentstehung und -behandlung einen wichtigen Teilbereich
bildeten (Bundesbericht Forschung 1975: 30-33). Noch wichtigcr war aus der sicht des BMFT
allerdings, dap es das DKFZ schon allein zur Sicherung seines auf Bundesebene erhobenen
forschungspolitischen Monopolanspruchs übemehmen muBte. Es war nämlich auch eine
Zuordnung des DKFZzum Bundesministerium fürJugend, Familie und Gesundheit im Gespräch
gewesen, der das BMFI zuvorkommen mupte.

Die G8Fwurde ebenfalls im Jahr 1976 in eine Gnopforschungseinrichtung umgewandelt.
Sie war 1.965 auf Initiative rron Forschergruppen derTIJ Braunschweig, der Universität Göttingen
und des Göttinger Mat-Planck-Institub für e4perimentelle Medizin gegründet worden. Zelsetzung
war cin grundlagentheoretisch orientiertes Forschungsinstitut in der Molekularbiologie - daher
auch der ursprüngliche Name nGesellschaft für molekularbiologische Forschung'. Die Finanzie-
rung übernahm seit 1968 für sechs Jahre die Stiftung Volkswagenwerk, wobei von vornherein
festgelegt wurde, daB danach ein anderer Geldgeber, wobei man Hoffnungen auf den Bund
setzte, gefunden sein muBte (vgl. Amann u.a. 1.985: 55-58). Die Anfang dcr siebziger Jahre
stattfindenden Übernahmeverhandlungen gestalteten sich allerdings zunächst schwierig, weil
das BMBW nicht an einer Einrichtung der Grundlagenforschung interessiert war (vgl, Buchholz
1979:72,98). Allerdings war die Biotechnologie seit 1968 in die Förderrchwerpunkte des BMBW
- anfangs noch im Fachprogramm "Neue Technologien" - aufgenommen worden, seit 1972

M zvt Entwicklung des DKFZ siehe Mauerberger (1989), wagner/ Mauerberger (19g9).
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gab es verstärktc Bemühungen des BMBW, ein eigencs biotechnologisches Förderprogramm

ausuarteiten (vgl. Buchholz L979: 72-Bl), In diesem Rahmen wurde der GBF das Angebot

gemacht, sich fortan auf biotechnologische Forschungen zu konzentrieren. Zentrale Aufgabe

sollte die Emichtung und dcr Bctricb eines "Biotcchnikums" scin, das dann auch cxtcrncn

Forschergruppen ats Forschungsinfrastruktur zur Verfägung stehen sollte - ähntich wie beim

DRSY oder bei der GSI. Die Umstellung von grundlagentheoretisch orientierter Molekularbiolo-

gie auf anwendungsnäherc Biotcchnologie war somit dcr Preis, den die GBF für die institutio-

nelle Absicherung als Gropforschungseinrichtung zahlen muBte.

Dies blieben, neben sinigen neuen Instituten an bestehenden Gropfor'
schungseinrichtungen, die einzigen institutionellen Erweiterungen der deut-
schen Gropforschung während der siebziger Jahre. Wie die Betrachtung

der personellen Entwicklung gezeigt hat, sind diese Erweiterungen nahezu

als Nullsummenspiel vonstatten gegangen. Die dafür benötigten Planstellen

mupten oftmals durch Stellenumverteilungen, auch im Zuge der Auflösung
von Instituten an verschiedenen GroBforssfuungseinrichtungen, beschafft

werden - was insbesondere dann schwierige Verteilungskonflikte hervorrief,
wenn die Planstellen bei anderen Gropforschungseinrichtungen als denen,

die sie benötigten, abgezogen werden muBten.
Einzelne Institute bestehender Gropforschungseinrichtungen wurden also

durchaus gelegentlich aufgelöst - gan,z.e Einrichtungen jedoch nicht. Ernsthaft
wurde eine Schliepung allein bei der GKSS gegen Ende der siebziger Jahre

erwogen, als diese ihre urspriingliche Aufgabe, einen Schiffsreaktor zu

entwickeln, erfüllt hatte. Auch dort entschlop sich das BMFT da"n aber

für eine langwierige und schwierige thematische Umorientierung anstelle einer
Sctrlieprrng. Eine Reihe von Gründen sprachen aus der Sicht des BMFT
stets gegen SchlieBungsentscheidungen.

Jede Schliepung hätte zunächst einmal erhebliche Vollzugskosten mit sich

gebracht, die mit der GröBe der Einrichtungen gewachsen wären. FüLr die
unbefristet beschäftigten Mitarbeiter einer zu schlieBendenEinrichtunghätten
umfangreiche Sozialpläne aufgestelltwerden müssen. Nichtwenige Mitarbeiter
vorschiedener Eiffichtrhgen wruen sogar bereits über 15 Jahre dort beschäf-

tigt und damit utrkündbar, was neine kaum überwindbare praktische Htirde
gegen Schliepungen" bedeutete (Meusel 1985b). Diese Mitarbeiter hätten
bei anderen staatlichen Einrichtungen in entsprechenden Tätigkeitsfeldern
untergebracht werden mässen. Gan" abgesehen von den finanziellen und
organisatorischen Kosten wären dabei mit Sicherheit erhebliche Konflikt-
kosten auf das BMFT zugekommen.

Auch Legitimationskosten gegenüber dem Parlament und der politischen
Öffentlichkeit nuBten in Betracht gez.oget werden. Insbesondere die parla-
mentarische Opposition hätte versucht, die Gelegenheit zu nutzen, um die
Schliepung einer Gropforschungseinrichtung als forschungspolitisches
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Versagen der Regierung hinzustellen. Gerade vor dem Hintergrund der
damals aufflammenden heftigen Debatten um die Kernenergienutzung wäre
die Auflösung von Kernforschungseinrichtungen von Teilen der politischen
Öffentlichkeit als weiteres Indiz für eine verfehlte und sich dies nun auch
selbst eingestehende Energiepolitik gesehen worden.

Ein weiterer Kostenfaktor von SchlieBungen wäre der Widerstand der
Sitzländer der jeweiligen Einrichtungen gewesen. Die Gropforschungseinrich-
tungen hatten hinsichtlich ihres Bestandsinteresses ihre jeweiligen Sitdänder
als verläBliche Bihdnispartner. Auper als forschunppolitischo Prestigeobjekte,

die das landespolitisch inrmer wichtiger gewordene Image einer High-Tech-
Region vermittelten, waren den Bundesländern insbesondere die gropen
Gropforschlngseinrichtu"gen als Objekte regionaler Wirtschaftspolitik wich-
tig.e Obwohl die Länder nur noch mit L0% an der institutionellen Finanzie-
rung der Einrichtungen beteiligt waren, übten sie faktisch - nicht formell -

ein Vetorecht gegenüber allon Intorventionon des BMFI aus, dio auf eins
Schliepung oder auch nur auf deutliche Verkleinerung ihrer Einrichtungen -

etwa als SchlieBlng von einzelnen rnstituten ohne gleichzeitige Neugrihrdung
anderer - abzielten. DaB das BMFT, obwohl nicht formell dazu geavungen,

sich dennoch diesen Vetos der Länder fügte, begründet sich daraus, dap
es in vielfältige Abhängigkeitsbeziehungen mit diesen verwickelt ist und deren
generelle Kooperationsbereitschaft nicht durch eine eigene "harte Linie" in
einzelnon Fällen gefährden wollte.s

Zwar wdre es vorstellbar, daB ein Land für eine aufgelöste Einrichtung
eine neue erhalten hätte. Doch ein solches 'rl(6mpensationsgeschäft", das
faktisch nie zur Diskussion stand, hätte grope Unwägbarkeiten mit sich
gebracht. Man konnte - wie gleich noch erläutert werden wird - keineswegs
sicher sein, daB die Neugründung überhaupt erfolgen würde; und selbst wenn,
müBte das Land - was Arbeitsplätze, Steuereinnehmen, forschungspolitisches
Renommee und eventuelle regionale Transfereffekte betrifft - einen längeren
Überbrückungszeitraum n'rischen der Schliepung der alten und dem Vollaus-
bau der neuen Einrichtung hinnehmen. Hinzu kommt die Unsicherheit
darüber, ob eine neugogründete GroBforschun gseiüichtung auch tatsächlich
in dem betreffenden Bundesland und nicht in einem anderen errichtet worden
wäre. Wenn wissenschaftliche Gesichtspunkte - etwa Nähe zu bestimmten
anderen Forschungseinrichtungen - einen anderen Standort nahegelegt hätten,
wäre das zumindest ein nicht völlig ignorierbares Argument gewesen. Mögh-
cherweise wäre dann auch eine Länderkonkurrenz entfacht worden. Gerade

25 Siehe z,B. die hierauf zugeschnittene Selbstdarstellung der KFK (1985).
?.6 Als generelle spieltheoretische Formulierung hierfür siehe Mc6innis (1986).
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letzteres konnten die Länder aber auf gar keinen Fall wollen, weil sie da-it,
wie schon an der MPG und der "Blauen Liste" gezeigt worden ist, ihre
unbedingt erforderliche Solidargemeinschaft gegen den Bund geftibrdet hätten.
All diese Gesichtspunkte motivierten somit die Länder dazu, am Status quo
festzuhalten - sprichwörtlich gesagt: den Spatz in der Hand der Taube auf
dem Dach vorzuziehen.

Für das BMFT selbst sprach vor allem die Unwägbarkeit von Neugrtin-
dungen gegen Auflösungen bestehender Gropforschungseinrichtungen. Mit
einer Auflösrrngsentscheidung hätte man riskiert, daB die bislang für die
betreffende Einrichrung verfügbaren Finanzmittel und vor allem Planstellen
disponibel geworden und vom BMF zur Befriedigung der Anforderungen
anderer Ressorts benutzt worden wären. Dieses Risiko hätte insbesondere
dann bestanden, wenn, was wahrscheinlich gewesen wäre, arischen Auflösung
der alten und Gründung der neuen Einrichtung enige Tnit vergangen wäre.
Ein Junktim derart, dap die alte Einrichtung nur und erst da"", wenn die
neue gegrüurdet sein wiirde, aufgelöst werden würde, so dap diese Disponibili-
tät nicht auftreten könnte, konnte das BMFT nicht aufstellen.zT Die mit der
anhaltenden Wirtschaftskrise schwieriger werdende Haushaltslage des Bundes
erhöhte die Gefahr, durch Auflösu"g"entscheidungen Fin""zmittel und Stellen
abgeben zu müssen" dic man dann eventuEll nicht mohr zurückbekommon
würde. Genau das konnte das BMFT aber gerade bei seiner "Hausmacht"
nicht riskieren.

Ein weiterer Gesichtspunkt, der gegen Neugründungen sprach, waren
die zu erwartenden erheblichen Aufbaukosten. In diesem Sinne hat auch
die AGF irnmer wieder zu bedenken gegeben, "welches enorme Potential
ein Forschungszentrum mit seiner bestehenden Infrastruktur darstellt" (AGF
1985: 35). Hierbei ist an den themenunspezifischen institutionellen Rahmen -
organisatorische Aufbaupltine und Routinen, Managementstrukturen u.ä. -
zu denken.

Insgesamt ftihrte dieses Faktorenbihdel dazu, daB das BMFT sich seit
Anfang der siebziger Jahre, als dies zum ersten Mal zur Debatte stand, stets
gegen die Schliepung von Einrichtrtngen entschieden hat. Im jeweiligen
Einzelfall hat die 6swishrrng der aufgeführten Gesichtspunkte durchaus
varüert, wobei allerdi'gs die Unwägbarkeit von Neugründungen und der
Widerstand der Länder wohl stets die entscheidenden Faktoren gewesen
sein dürften.

27 Alleirr schon deshalb, weil mit der Auflösung einer alten Einrichtung auf einen Schlag
viel mehr Stellen frei werden würden, als eine neugcgründete Einrichtung zum gteichen
Zeitpunkt hätte absorbieren können.
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4.3 Strukturelle Inflexibilitäten der GroBforschungseiffichtungen

Wenn somit weder Wachstum noch EinrichtungsschlieBungen als Vorausset-
zung für Neugründungen realisierbare Optionen des BMFf darstellten, um
seine inhaltlich anderen und gesteigerten Erwartungen an die GroBforschung
in die Tat umzusetzen, muBte man hauptsächlich auf die thematische Flexibili-
töt der existierenden Einrichtungen setzen. Diese hatte drei wesentliche
funktionale Erfordernisse. Erstens mupten die GroBforschungseinrichtungen
eine hinreichende organisaturtsche Flexibilitöf aufiveisen; ärcitens mupten sie
als organisationenfladbilitötsbereit sein; und drittens mupten dieser Flexibili-
tätsbereitschaft instruktive forschungspolitische Richtungnorgaben gesetzt
werden.

Die Fähigkeit der Gropforschungseinrichtungen, sich in stärkerem MaBe
flexibel zu verhalten, wurde vor allem durch apei Sachverhalte beeintdchtigt:
durch personelle Immobilität und durch organisatorische Entscheidungsblocka-
den. Die personelle Immobilitöt war das Resultat mehrerer Faktoren (vgl.
Meusel L977a):

- Die Wissenschaftler an GroBforschungseinrichtungen waren damals
gröBtenteils auf unbefristeten Planstellen angestellt. Anfang der siebziger
Jahre besaBen bei einer Stichprobe von fünf GroBforschungseinrichtungen
zwischen 70Vo und 90Vo des wissenschaftlich-technischen Personals einen
Dauerarbeitsvertrag (vgl. Gothow u.a. t973:178); Ende der siebziger Jahre
hatte sich dies nur geringfiigig geändert (vgl. VWF 1980: Q. Wer länger
als fünfzehn Jahre auf Planstellen beschäftigt worden war, war überdies
unkündbar. Da sehr viele Mitarbeiter gerade an den bis 1960 gegründeten
Einrichtungen in den ersten Jahren rekrutiert worden waren, war der
Anteil dieser Mitte der siebziger Jahre unkündbar gewordenen Mitarbeiter
beträchtlich.

- Das Angebot attraktiver externer stellen wurde seit Mitte der siebziger
Jahre geringer. ohnehin sind Besoldungsregeln und Sozialleistungen des
öffentlichen Dienstes, die ja für die GroBforschu"gseinrichtungen gelten,
so gestaltet, dap "'Betriebstreue'... honoriert wird" (Meusel L977a: Z4).

- Wie bereits dargestellt kamen in den siebziger Jahren in der GroBfor-
schung kaum noch neue Planstellen hinzu. Der Anteil der auBerplanmäBig
beschäftigten Mitarbeiter stieg zwar während der siebziger Jahre in der
GroBforschung insgesamt von etwa 8Vo im Jafu 1g7t auf etwa I4Vo im
Jahr 1979. Dies reichte jedoch nicht aus, um den geforderten thematischen
Umorientierungen Rechnung tragen zu können.

- Da die Mehrzahl der Gropforschungseinrichtungen ihre Aufbauphase
Anfang der sechziger Jahre erlebt hatten, waren in diesem kwzen zeit-
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raum, wie bereits erwähnt, sehr viele Wissenschaftler eingestellt worden,
so dap es I'eine Altersverdichtung in einigen wenigen Jahrgtingen gab"

(Meusel t977bz t?.0).

Die Kombination dieser vier Faktoren fiihrte dazu, dap in den Gropfor-
schungseinrichtungen während der siebziger Jahre ein hochgradig altershomo-
genes Wissenschaftlerpersonal ma'gels verfügbarer und attraktiver Alternati-
ven an seinen Stollen uklebte". Das wissenschaftliche Personal dor GroBfor-
schungseinrichtungen erhielt eine immer ungüurstiger werdende Altersstruktur.
Lag das Durchschnittsalter der Wissenschaftler in Jahr 1964 noch bei 34

Jahren, so hatte es L977 40 Jahre erreicht (vgl, Meusel L977a: 26; BT-
Drucksache t0ll327 vom 16.4.1.9842 37). Entsprechend konnte man noch auf
längere Sicht nicht darauf hoffen, eine gröpere Anzahl von Planstcllen über
Verrentung wieder freizubekommen. "Neueinstellungen gröBeren Umfangs
werden erst Mitte der 80er Jahre zu erwarten sein", konstatierte - noch
zu optimistisch - ein Institutsleiter der DFVLR bereits Anfang der siebziger
Jahre (Knoornschild L973: t39), und dor kaufsrännische Geschäftsführer des

IP? befiirchtete L9772 "Die schlimmste Entwicklung wäre ein fast zeitpropor-
tionaler Anstieg des Durchschnittsalters" (Meusel t977a: ?ß).

Infolge dieser EntnicHungen konnten die GroBforschungseinrichtungen
in immer geringerem Mape Stellenneubesetzungen vornehmen und verloren
damit zum einen in starkem Mape die Möglichkeit, Nachwuchswissenschaft'
ler von den Hochschulen zu rekrutieren und darüber Kontakt zu den
neuesten Forschungsthemen zu halten. Die personelle l--obilität machte

zum anderen Personalarpassungen, wie sie die neugn, an die Gropforschungs-
einrichtungen herangetrageneq transferrelevanten Forschungsthemen erforder-
ten, schwierig. Überspitzt formuliert liof das darauf hinaus, "... dap die
Kernphysiker in den Gropforschungseinrichtungen alt und grau werden
und junge Biologen nicht eingestellt werden können ..."28 Die von der
Forschungsarbeit verlangte hochgradige Spezialisieru"g beschränkte darüber
hinaus eine thematische Umorientierung des vorhandensn wissenschaftlichen
Personals. So wurde z,B. gercdezt als glückliche Fügung zur Kenntnis
genommen, dap ein Teil der Atomphysiker der GKSS nach Beendigung der
Entwicklungsarbeiten für den Schiffsreaktorantrieb relativ problemlos in die
Umweltforschung umsteigen konnten und dort arrar inhaltlich gänzlich
andere, jedoch kognitiv analoge Themen bearbeiten konnten.

Zlsätzhch zu personellen I-mobilitäten stellten sich in vielen GroBfor-
schungseinrichtungen otganisolorische Entscheiütngsblmluden als Restriltionen

28 So eine provokativ zugespitzte Frage in einem Intewiew mit dem 1988 amtierenden
Vorsitzenden der AGF (vgl. Bild der Wissenschaft 1988: 86).
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thematischer Flexibilität ein. Diese Blockaden gtttgeo aus der Kombination
einer, trotz der 797L verfügten Leitlinien des BMBW, weiterhin bestehenden
hochgradigen adnrinistrativen Bürokratisierung auf der einen, mit der über
die Iritlinien eingeführten formellen Institutionalisierung der Mitarbeiterparti-
zipation an Forschungsentscheidungen auf der anderen Seite hervor:

- Die Klagen der Gropforschungseinrichtungen über eine zunehmende

"Zerwaltung der Forschung" (Meusel 1977b) wurdenwährend der siebziger
Jahre wieder stihker. Die Selbstbeschränkung die sich das BMBW bar.
das BMFT mit den Leitlinien hatte auferlegen wollen, blieb weitgehend
Vorsatz - nicht nletzt deshalb, weil das Ministerium bezüglich seiner
Steuerung der Gropforschung einen verstärkten parlamentarischen Druck
verspthte. Aus den GroBforschungseinrichtungen wurde hinsichtlich der
"Globalsteuerung" schon bald "die Nichtanwend'r"g dieses Prinzips in
der Pra:ris" gerügt (vgl. Gothow u.a. 7973: 16-ZL). Noch wichtiger war
allerdings, dap mit dem Prinzip der "Globalsteuerung" die Unterwerfung
der GroBforschungseinrichtungen unter die personal- und haushaltsrecht-
lichen Regelungen des öffentlichen Dienstes, auf deren Durchsetzung
durch das BMFI das BMI bzw. das BMF drangen, nicht abgeschafft
worden war.Im einzelnen konnte an zahlreichen dieser Regeln aufgewie-
sen werden, daB deren Befolgung einer langfristig angelegten und nicht
immer voraussehbaren, daher auf Flexibilitätsspielräume angewiesenen
Forschung abtragüch war (vgl. Meusel L977b;1982: 58-95).s

- Die Leitung einer GroBforschungieinrichtung war also zum einen einem
administrativen "Hineinregieren", oftmals gemäp forschungsfremden
Gesichtspunkten, ausgesetzt. Zvmanderen konnten die angesichts schwin-
dender externer Karrierechancen vonangig an interner Besitzstandswahrung
interessierten Wissenschaftler über ihre erweiterten Möglichkeiten der
Partizipation an Forschrrngsentscheidungen zur zusätzlichen Steuerungsre-
striktion für die Leihrng bzrv. für Interventionen von seiten des BMFT
werden, wenn diese Akteure thematische Umorientierungen realisieren
wollten. Für die DFVLR, die wtihrend der siebziger Jahre weitreichende
Aufgaben- und Organisationsveränderungen implementieren mupte,wurde
etwa in einem Gutachten festgestellt, dap dies "... eher eine Straffirng
ihres Managements als eine Pluralisierung von Kompetenzen auf den ver-
schiedenen Entscheidungsebenen ..." erfordere (zitiert bei RoeBler 1973:
$S). Ahnliches wurde im Zusammenhang der Organisationsveränderuqgen
bei der GMD, dem DKFZ und der GBF Anfang der achtziger lahre

29 Für eine sich hicrauf konzentrierende Deutung der Schwierigkeiten bei der Intensivierung
des Technologietransfers zur Wirtschaft siehe Schimank (1989a).
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gefordert. Im Unterschied zu Unternehmen in der Wirtschaft, wo der
Betriebsrat letztlich an einer "Produktivitätskoalition" mit der Unterneh-
mensleitung interessiert sein muB, weil die Sicherheit der Arbeitsplätze
an den wirtschaftlichen Erfolg des Unternehmens gekoppelt ist, korreliert
die Besitzstandswahrung der Mitarbeiter von GroBforschungseinrichtuugen
jedenfalls dann, wenn organisatorische Flexibilität erforderlich ist, negativ
mit wissenschaftlicher und transferbezogener Leistungsfähigkeit.

Bereits für sich genommen stellte die mangelnde organisatorische Flexibili-
tät eine erhebliche Einschränkung der thematischen Flexibilität der deutschen
Gropforschung während der siebziger Jahre dar. Darüber hinalrs konnte sich
hinter personeller Immobilität und Entscheidungsblockaden aber auch eine
mangelnde organisatorische Flexibilitätsbereitschaft verschanze^ Binige
GroBforschungseinrichtungen standen dem Ansinnen dEs BMFT, sich
verstärkt im Technologietransfer zu engagieren und sich entsprechend
transferrelevanten Forschungsthemen stäirker zu widmen, eher abwehrend
gegenüber. Diese Transferindifferera war zumeist bereits in den sechziger
Jahren latent gewesen, wurde aber nun sichtbar. Betrachtet man etwa
Einrichtungen wie die GMD oder die GBF, so waren diese von ihren
Gründungskonstellationen her ursprüngligfu stark grundlagentheoretisch
ausgerichtet gewesen.m Mit ihrer tiberfühnpg in don Status von GroBfor-
schungseinrichtungen war ihnen avar diese Dominanz der Grundlagenfor-
sch'rrg vom BMBW bav. BMFT gewissermapen programynatisch untersagt
worden. Eine von auBen übergesttilpte anwendungsbezogene Aufgabenstellung
allein eliminiert jedoch noch keine andersartigen individuellen oder kollektiven
Forschungsmotive. Beide genannten GroBforschungseinrichtungen erlebten
während der siebziger Jahre interne Konflikte, die wesentlich auch darauf
zurückgingen, daB eine starke Gruppe eher grundlagenorientierter Forscher
Widerstand gegen die vom BMBW bav. BMFT auferlegte Anwendungs-
orientierung leistete. Im Fall der GMD versuchte das BMFT schlieplichsogar,
die fehlende Tra"sferberoitschaft der Forscher zwangsweise durch ein
sogenanntes "IJnternehmensmodell'i zu etablierea. pemgemäp wurde eine
Zeitlang, ähnlisfu wie bei der FhG, die Höhe der institutionellen Zuwendun-
gen des BMFT an die GMD daran gekoppelt, wieviel Finanzmittel diese
über Forschungsaufträge selbst akquiriert hatte (vgl. GMD L975: 7, L09).
Das führte nllesdings dazu, dap dis pslssfurrngsarbeit der GMD sich dem
Typus yqn pelssftrrng annäherte, wie ihn die FhG betriob - was u.a. in
diesem Bereich dazu führte, dap die GMD mit Softwarehäusern zu konkurrie-

30 Zvr GMD siehe Wiegand (1989).
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ren begann. Das Ministerium erkannte denn sehr bald, dap dies nicht das
war, was man mit der GMD hatte erreichen wollen, und leitete Korrektur-
maBnahmen ein.

Dem Streben nach anwendungsferner Forschurg kann dulsh die potentiel_
len Transferadressaten entscheidend Vorschub geleistet werden, Die
Fixierung des DKFZ auf grundlagenorientierte Forschung wurde etwa dadurch
unterstützt, dap die anwendu'gsorientierten klinischen Krebsforscher, die
die Hochschull{iniken dominieren, sich in sinff infsldisziplinären Konkurrenz-
situation gegenüber den naturwissenschaftlich geprägten grundlagenorientierten
Krebsforschern des DKFZ befanden, letztere jedoch bei einer Hinwendung
zu Anwendungsbezügen auf die Kooperation ersterer angewiesen sind (vgl.
Hohlfeld L979: 22L-?.213). Diese Kooperation wurde dem DKFZ von den
Heidelberger universitätskliniken bis Ende der siebziger Jahre verweigert
(vgl. Wagner 1986: Vl4; Mauerberger 1989), wodurch sich die Forschungen
des DKFZ mangels eines geregelten Zugangs zu Krebspatienten zwangsläufig
in anwendungsferne Forschungsfelder verlagern mupten.

Beim KFK und bei der KFA zeigte sich 6i" mangelnde Transferbereit-
schaft in nochmals anderer Gestalt..r Diese beiden gröpten Gropforschungs-
einrichtungen hatten Anfang bar. Mitte der sechziger Jahre begonnen, sich
jeweils auf ein Gropprojekt zu konzentrieren: das KFK auf die Entwicklung
des "schnellen Brüters'r, die I(FA auf die Entwicklung des Thorium-Hochtem-
peraturreaktsls. Qanz abgesehen von den auch beim KFK und bei der KFA
anzubeffenden personellen Immobilitäten und organisatorischen Entscheidungs-
blockaden bedeuteten diese Projekte thematische selbstfestlegungen, die als
"sunk costs" wirkten und in den siebziger Jahren eine Transferindifferenz
in dem sinne herboiführten, daB beide Einrichtungon nicht in hinreichendem
MaBe und nur veruögert auf die dann transferrelevant werdenden Forschungs-
felder umschwenken konnten.

Das KFK befand sich Anfang der sechziger Jahre in der Situation, dap die am Reaktorbau
interessierten Unternehmen der Elektroindustrie die Entwicklung des sich durchsctzenden
Lrichtwasserreaktors eigenständig betreiben konnten. 1963 vcrkauften die am KFK beteiligten
Unternehmen ihre Anteile an den Bund, weil sie eine erforderlich werdende Aufstockung
des Grundkapitals der für sie eher unwichtiger gewordenen Forschungseinrichtung nichi
mittragen wollten. L96L war das Projekt "schneller Brütern begonnen worden. Dieser wurde
als "Zukunftsreaktor', dessen Enrwicklung noch mindestens ein Jahrzehnt in Anspruch
nehmen würde, angesehen, war damit für die Unternehmen also nur noch von tangfristiger
Relevanz' Für das KFK bot das Projekt hingegen, betrachtet man die dafür bcnötigtcn For.
schungpkapazitätcn, groge Wachstumschancen. Diese Perspektivc, bercits jetzt antizipatorisch

31 Dic folgende Darstellung stützt sich weitgchend auf Radkau (l9l[3 2lg44g). Zum KFK
siehe weiterhin Keck Q984).
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dic Technologie zu entwickeln, die einmal diejenigen Reaktoren abläsen würde, die die Un.

ternehmen gefade zu bauen begannen, übetzeugte damals auch das BMwF'nicht zuletzt un'

ter der Rahmenbcdingung vergleichsweise reichlich vefügbarer finanzieller Ressourcen. Hinzu

kam der bereits bei det Gründung des IPP emähnte Umstand, dap man mit dem Brüterprojekt

Finanzmittel der EURATOM akquirieren konnte. Zudem wurde damals befürchtet, dap die

natürlichen Uranvorräte der Wclt bald erschöpft sein würden, und man non daher die Brüter-

technologie benötigte. So entfernte sich das KFKvon denjenigen Unternehmen' die den Anfang

seiner Entwicklung mitgeragen hatten - sieht man davon ab, dap im laufe det 7*it zahlrciche

Bau- und Entwicklungmuftrtige ftir Teilelemente der Brütertechnologie an Untemehmen vetgeben

wurdcn. Bindeutig ist jedenfalls, daB das Brüterprojekt nur für eine sehr eng umschriebene

Gruppc rcn wenigpn R.aktorüauuntcmchmen transferr€lernnt war und keinerlei Ausstrahlungsef-

fekte in anderc Branchen hatte, Damit entsprachen die Transferangebote der KFK aber nicht

der Nachftagc, die in den siebziger Jahren aufkam und auf die die Gropforschungseinrichtungen

nach dem Willcn des BMFT rcagieren sollten' r
Eine in den Grundzügen ähnliche Entwicklung fand in der KFA statt. Auch dort suchte

man, naehdem dic Forschungsclnrichtung sich bis Mitte der sechzigcr Jahrc noch auf kelnen

Arbcitsschwerpunkt festgelcgthatte, ein langfristiges und denweitercn Ausbau tragendcs Projekt'

Zu jenem Zcitpunkt bot sich dcr Thorium-Hochtemperatureaktor.an, dcssen Entwicklung

bis dahin von einem Unternehmens-Konsortium, das auf eine raechc kommerzielle Verwertung

dicses Reaktortyps gcsctzt hatte, bctrieben worden war. Die Durchsetzung dcs Lcichtwasserrcak-

tors machte dlesem Projekt als einem kurzfristig lohnenden Investitionsobjekt ein Ende. Der

KFA, an die dle Unternehmen das Projekt abgebenwollten, bot sich demgegenübet die Chance'

denThorium-Hochtempcratuffeaktor nebcn dem trSchncllen Briltcr" alsweiteren nZukunftsrtak-

tor" zu stilisieren - mit demsetben Erfotg beim BMwF wie das KFK Damit hane die KFA'
wie das KFI! ein dominantes Arbeitegebiet, das das Wachstum der Folgejahre trug, aber die

Forschungskapazitliten an Themcn band, die die Einrichtung von wirtschaftlichen Adrcssaten

entfernten und für die Transfererfordemisse der siebziger Jahrc nur wenig Rele'ranz hatten,

Zusätzlich zur eingeschränkten organisatorischen Flexibilität der GroBfor-
schung bestand also bei einer Reihe von Gropforschungseinrichtungen auch

eine auf unterschiedliche Ursachen zurückgehende mangelnde Flexibilitätsbe-
reitschaft linsichtlicn eines Umschwenkens auf hansfsrrelevante neue For-
schungsthemen. Beide Restriktionen dokumentieren sich in der hochgra-
digen Konstanz der Verteilung von finanziellen Ressourcsn auf die verschiede-
nei Forschungsgebiete der dlutschen Gropforschung. Auf der a- höchsten

aggregierten Ebene der acht "Förderbereiche", die das AGF-Programmbudget
untorscheidet, sind ftir den Zeitraum arischen 1974 und 1980 hinsichtlich
der finrnziellen Anteile kaum Verlinderungen festzustellen.s2 Die Bereiche
der "Energieforschung und -technik" sowie der "nuklearen Grundlagenfor-
schung", also die Kernforschung dominierten mit eFtta 30Vo bzut. V|%
weiterhin das Themenspektrum. Nur eine geringfügige Zunahme von LZVo

32 Bigene Bercchnungcn anhand der AGF-Programmbudgets von 1976 bis 1980.
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auf. LSVo war demgegenüber im Bereich "Gesundheit, Ernährung und Umwelt"
zu verzeichnen.s

Neben eingeschränkte Flexibilität und mangelnde Flexibilitätsbereitschaft
trat allordings noch eine weitere Restriktion thematischer Flexibilität, die
insbesondere in solchen Situationen zum Tragen ftam, weffi die beiden
anderen Restriktionen einmal nicht gegeben waren, Es gab durchaus Situ-
ationen, in denen GroBforschungseinrichtungen sowohl flexibilitatsfähig als
auch -bereit waren und sich dementsprechend bemühten, durch Aufgreifen
neuer Forschungsthemen O"o 1'la"sfererwartungen des BMFI gerecht zu
werden. Die Grifurdrtng der AGF Anfang der siebziger Jahre sollte z.B. auch
dazu dienen" angesichts absehbar mittelfrisfu auslaufender Forschungsprqgram-
me in dor Kernforschung gemeinsa- neue Forschungsthemen zu entdecken
und zu besetzen. Hierbei orientierte sich die Suche stark an den Förderpro-
grammen des BMBW bav. des BMFT. 1971 beispielsweise wurde ein
Förderprogr4rnm zur Umweltforschung etabliert, auf das die AGF sehr
schnell reagierte (vgl. AGF-Dokumentation 41L985: L4ll5). Bereits laufende
Forschungen an verschiedenen GroBforschu"gseinrishrngen wurden der
Umweltforschung subsumiert, um die Verankerung der GroBforschung in
diesem Themenfeld zu dokumentieren und mit dieser Legitimation zusätzliche
Ressourcenforderungen stellen zu können, die sowohl die Fortführung dieser
Projekte als auch die Aufürhme neuer Projekte sichern sollten. Dies gelang
auch in gewissem Mape. Insbesondere die GSR die 1971 von "Gesellschaft
ftir Strahlenforschung" in "Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung"
umbenannt wurde, aber auch die KFA wandten sich in don siebziger Jahren
in gröBerem Umfang umweltbezogenen Forschungsthemen zu.

AuBer kollektiv über die AGF begaben sich die einzelnen Gropforschungs-
einrichtungen auch je für sich auf die Suche nach neuen Forschungsthemen,
da in den meisten Einrichtungen gröpere Forschungsprojekte ausliefen. Ein
gravierendes Problem, auf das die Gropforschungseinrichtungen bei dieser
Suche jedoch immsp wieder stiepen, war das der unrureichenden Spezifikation
der sachlichen Eruartungen des BMFT. Unterhalb der Ebene relativ global
gehaltener Formuliorungen von Förderprogrammen blieben die programmati-
schen Vorgaben der Forschungspolitik für die Gropforschung oftmals zu
vage, um instruktive Kriterien für Projektentscheidrngen abzugeben. Das

33 Dieses Bild ändert sich kaum, geht man von den acht Förderbercichen zu den 35 Aufgaben-
bereichen, die das AGF-Programmbudget unterscheidet, hinunter. Auch eine Betraahtung
der einzelnen Gropforschungseinrichtungen zeig auf der Ebene dcr globalcn Förder-
bereichc ardschen 1976 und 1980 nur wenige, geringfügige Verschiebungen. Allein bei der
GKSS fanden gröpere thematische Umorientierungen statt.
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war auch darin begründet, dap das dargestellte "strukturpolitische" Konzept
der Forschungspolitik des BMIT darauf angowiesen war, daB die Transfer-
adressaten in der Wirtschaft oder auch im Staat ihren technologischen
Bedarf hinreichend inßtruktiv artikulierten. Faktisch herrschte demgegenüber

auf seiten der Unternehmen - sieht man von einer kleinen Gruppe vor allem

im Reaktorbau engagierter Unternehmen ab - eine gröptenteils indifferente
llxlfrrng gegenüber den Gropforschungseinrichtungen vor.

Das BMFI war selbst fast immer nur unzulänglich in der Lage, den

technologischen Innovationsbedarf der einzelnen Wirtschaftsbranchen oder
staatlicher Adressaten zu operationalisieren.il In avei Fälleu bleibt diese

Unfähigkeit der staatlichen Akteure relativ unproblematisch:

- Wenn die Adressaten der Forschungspolitik selbst forschende Unterneh-
men sind, wissen diese aufgrund eigener Marktbeobachtung und daran

anschliepender Formulierung oiner Unternehmensstrategie, wie ihr ei-
gener technologischer Bedarf zumindssl kurz- bis mittelfristig aussieht.

Die durch die unvermeidliche Zieldiffusität der staatlichen Vorgaben
gegebene Entscheidungsunsicherheit wird also durch unmittelbar zugängli-
che Marktinformationen bewältigt.

- Wenn die Adressaten der Forschungspolitik demgegenüber staatliche
Forschunpseinrichtungen sind, die primär grundlagentheoretisch oriontiert
sind, bieten die Beobachtung der relevanten Theorieentwicklungen und
die immanente Gerichtetheit von Forschungsprograrnmen hinreichend
spezifische Informationen, auf deren Basis die Zieldiffusität der staatlichen
Vorgaben bewältigt werden kann. Dies gilt etwa für die Forschungen
an Hochschulen und Instituten der MPG, sofern diese sich in forschungs-
politischen Förderprograrnmen plazieren,

Die Gropforschung war als Forschungstlpus so ko'zipiert worden, daB
sie weder einer unmittelbaren Anbindung an kurdristige Marktsignale
unterliegen - sich also, anders als z.B. die FhG, nur am Rande der Auftrags-
forschung fiir Unternehmen widmen - noch sich, im Rahmen einer Globalver-
orhmg in bestimmten Förderprogrammeq ausschlieBlich an wissenschaftsimma-
nenten Kriterien orientieren sollte.s Sofern Gropforschungsehrichtrngen

34 Die Erfahrungen anderer Llinder waren ähnlich . siehe etrna die detaillierten Analysen
der tcilwcisc vcrglcichbar ambitioniertcn Forschungt- und Technologicpolitik in dcn USA
während der siebziger Jahre bei Nelson (1982).

35 Die MPG beispiclsweisc konnte die "strukturpotitischen' Ansprüche des BMFT rclativ
leicht dadurch befriedigen, dap sie einen Teil ihrer Grundlagenforschung in Gebieten
ansiedelte, die den Fördelpncgrammen des Ministeriums entsprachen. Die dort erarbei-
teten Erkenntnisse würden, so die allseits konsentierte Untestellung über mannigfaltige
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danach strebten, den Transfererwartungen des BMFT gerecht zu werden,
befanden sie sich somit in einem Dilemma. Ihnen war einerseits, aufgrund
der ihnen entgegengebrachten weitgehenden Indifferenz der Unternehmen,
der Zugarg zu Marktkriterien als Quelle der Unsicherheitsabsorption ver-
sperrt. Andererseits konnte es dem BMFT nicht genügen, wenn die GroBfor-
schungseinrichtungen sich in dieser Lage auf wissenschaftsi-manente Krite-
rien zurückzogen. So hatten die GroBforschungseinrichtungen nur die Wahl
daavischen, entweder auf gut Glück im Dunkel des für sie intransparenten
Marktes herurnzutappen oder sich in MiBachtung der von seiten des BMFT
an sie ergangenen Order in die Obhut einer Fixierung auf theoretische
Relevanzen zu begeben.

Was von beidem die Gropforschrtngseinrichtungen auch taten: Sie mupten
das BMFT nahezu avangsläufig enttäuschen. Gegen Anfang der achtziger
Jahre wurden auf seiten der staatlichen Akteure entsprechende Klagen lauter.
Den GroBforschungseinrichtungen wurde vorgehalten, sie hätten sich zu
"Gemischtwaren-Forschungsläden" entwickelt (vgl. z.B. Wissenschaft - Wirt-
schaft - Politik vom 3.5.1982; Reuter-Boysen 1"989). Diese abfällige Einschät-
zung der Flexibilitätsbestrebungen der Einrichtungen griff die von Cartellieri
bereits L967 geäuBerte Befürchtung "bloBer Scheinaktivität der ihrer Anfangs-
aufgabe beraubten Forschungseindchtrngen" (zitiert bei Radkau 1983: 248)
auf.

Die Entwicklung der deutschen GroBforschung nahm also während der
siebziger Jahre eine ftir sie ungünstige Wende. Eine Wachstumsbegrenzung
gog fün die meisten GroBforschungseinrichtungen mit gesteigerten Erwartun-
gen des BMFT einher, denen die Einrichtungen aus einer Reihe von Gründen
nicht gerecht werden konnten. Die Enttäuschung der staatlichen Akteure
über die mangelnde thematische Flexibilität der GroBforschung bestimmte
dann, bei einer andauernden Wachstumsbegrenzung, die weitere Entwicklung
in den achtziger Jahren.

Formen der Diffusion dann auch längerfristig wirtschaftlichen Anwendungsbezügen zugute
kommen, Ein Transfer rron Innovationen nim vorfeld industrieller Forschungs- und
Entwicklungstätigkeit" - so Bundesforschungsminister von Bülow 1981 als Anforderung
an die Gropforschung - wurde von der MPG nicht erwartet.
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5 Reduzlerte Enrurtungen: Dte achtzlger Jahre

In den achtziger Jahren hat eine weitgehende Entdifferenzigltrng der Gropfor-
schung als eigenständiger Forschungstlpus stattgefunden. Gegenübor den
Bestrebungen des BMFI, steuernd darauf hinzuwirken, dap die mit dem
in den sechziger Jahren konzipierten und in den siebziger Jabren politisch
eingeklagten Forschungstypus verbundenen ursprünglichen Erwartungen
eingelöst werden, haben sich die GroBforschungseinrichtungenals hochgradig
interventionsresistent erwiesen. Die bereits in den siebziger Jahren mTage
tretonden strukturellen Inflexibilitäten, deren Ursachen wohlgemerkt nur zum
geringeren Teil den Einrichtungen zugerechnet werden können, waren so

grop, daB dem BMFI nichts anderes übrigblieb, als schlieplich seine.zukänfti-
gen Erwartungen an die Gropforschung radikal zu revidieren.

5.1 Anhaltende Wachstumsbegrenzung und forschungspolitische
Flexibilisierungsversuche

Die wirtschaftliche Krise, die in den siebziger Jahren eingosetzt hatte, setzte
sich in den achtziger Jahren fort - mit gleichbleibenden Folgen für das

staatliche Steueraufkommen. Die Notwendigkeit, Staatsausgaben einzuschrän-
ken, wirkte sich auf die GroBforschung weniger bei denfinawiellen, um so

mehr jedoch bei den personellen Ressourcen anß.ß Zwischen 1982 und 1986

stiegen die Ausgaben von ?3?2 Mio. DM auf 3182 Mio. DM. Der Wachs-

tumsindex (1982 = 100) betrug 137 und war damit etwas geringer als der
vergleichbare Wachstumsindex (LW2 = 100) für den Zeitraum von t972
bis 1976, der den Wert 140 angenommen hatte. Inflationsbereinigt überstieg
das Wachstl'm der Finanzmittel in den achtziger sogar das der siebziger
Jahre. Anders bei den personellen Ressourcen: Das Personal der Gropfor-
schungseinrichtungen stieg anischen 1981 und 1987 von 18.487 Mitarbeitern
auf. ?ßA6L Mitarbeiter, also um etvra lLVo,legt man die Anzahl von 1981

zugrunde. Diese Steigerung entsprach in etwa der bei der MPG und den
Hochschulen. Das geringe Wachstum des Porsonals ging jedoch mit eiuem
Rückgang der Planstellsn sinhsr; von 16.225 im Jahr 1980 auf 15.685 im
Jahr 1986 (vgl. AGF-Programmbudget 1980: 63; 1986: 78). 1981 verfügte
das BMFI die sogenannte"T,SVo-Aktion", gemäp derer die Gropforschungs-
einrichtungen in den ko-menden fünf Jahren ihre Planstellen um diesen

36 Eigene Bercchnungen auf der Basis von Daten in Bundesbericht Fonchung (19&4:254-
280; 1988: 296-3/Jl8,3791380,3521353,405,4074@)i Faktenbericht (1986: 195-204' ?ßOng2),
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Anteil reduzieren mupten. Das Personalwachstum wurde entsprechend über
auBerplanmäBige Stellen vollzogon, deren Anteil von 73Vo in Jahr 1981 auf
LSVo 'tm Jahr 1986 anstieg.sT Das BMFT blieb also dabei, das Wachstum
der GroBforschung m begrenznn, obwohl die Einrichtungen und die AGF
immer wieder snd immgl heftiger darauf drängten, neue Planstellen zu er-
halten bzw. keine weiteren zu verlieren. Nur die GBF erlebte in den acht-
ziger Jahren - auf Kosten der anderen Einrichtungen - einen Planstellen-
zuwachs, was sich daraus erklärt, dap sie sich noch im Aufbau befand.

In institutioneller Hinsicht gab es mit der Gründung des AWI als mittler-
weile dreizehnter GroBforschungseinrichtung zumindest einen Fall weiteren
Wachstums:

Die Grändung des seit 1980 im Aufbau betindlichen AW erfolgle 1983, allerdings nicht
primär aus forschungspolitischen Erwägungen, Vorrangig auf seiten der staatlichen Akteure
war vielmehr ein aupenpolitisches bzw. aupenwirtschaftspolitisches Motiv.s Die Bundesregie-
rung konnte den von ihr angestrebten Konsultativstatus für den internationalen Antarktisvertrag
nur erlangen, wenn sie eine entsprechende Forschungskapazität in der Polarforschung aufbaute
(vgl. AWI t985: 7ß; VDI Nachrichten 1987 115-117). 1986 wurdc dem AWI das bis dahin
als Forschungseinrichtung der "Blauen Liste" institutionalisierte Brcmerhavener Institut für
Meeresforschung angegliedert, mit dem das AWI bereits eng kooperiert hatte.

Bezüglich der Ressourcenlage standen die achtziger somit in Kontinuität
mit den siebziger Jahren. Dies galt zunächst ebenso hinsichtlich der Steue-
rungsbestrebungen des BMFT, das unverändert an seinem Ziel festhiolt,
dre thematische Flettibilitöt der GroBforschungseinichtungen zu erhöhen.
Verschiedene MaBnahmen setzten bei unterschiedlichen FlexibilitäSeinscbrtin-
kungen an.

In personeller Hinsicht strebte man an, solange die Immobilität des
wissenschaftlichen Personals zumindest zu verringern, bis Mitte der neunziger
Jahre durch altersbedingte Fluktuation wieder zahlreiche Stellen frei werden
würden:

- Die plexibilität der Gropforschungseinrichtungen wurde vor allem durch
die Möglichkeit erhöht, in stärkerem MaBe als zuvor zeitlich befristete
Verträge mit Wissenschaftlern abzuschliepen. 4llsydings monierte das
BMFT 1984: "Die GFE machen vom Zeitvertresinstrument noc,h zu wenig;
teilweise nur zögernd Gebrauch" (BT-Drucksache t0lL327 vom 16.4.1984:
37). Insbesondere über die Betriebsräte versuchten die Mitarbeiter der

37 Eigene Berechnungen auf der Basis von Angaben in Bundesbericht Forschung (1979:
440laa\i Faktenbericht (1986: 3f 0/311),

38 Siehe auch allgemein Elzinga (1989) zum Primat geopolitischer Gesichtspunkte bei der
Förderung der Antarktisforschung.
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Gropforschungseinrichtungen, einen verstärkten Ausbau von zeitlich
befristeteu Stellen zu verhindern. Faktisch hat sich in den Einrichtungen
durch die Zunahme zeitlich befristeter Stellen eine status- und alters-
mäBig klar segmentierte Struktur des Wissenschaftlerpersonals entwickelt:
"Das Durchschnittsalter beträgt ... im grundfinan"iorten Bereich mit
tiberwiegend unbefristeten Verträgen 43,4 Jahre, jedoch nur 34J Jahre
im projektmiftslfinanzislfen Bereich, in dem überwiegend Zeiwefträge
geschlossen werden" (AGFIBDI 1988: 16).

- 1980 legte die AGF einen gemeinsamen Vorschlag aller Gropforschungs-
einrichtungen vor, in den nächsten vier Jahren 700 befristete Personalstel-
len flr den wissenschaftlichen Nachwuchs zu schaffen (vgl. AcF-Dokumen-
tation 4/1985: 19). Dieses "AGF-Nachwuchsprogramm" wurde von Bund
und Ländern grundsätzlich gebilligt, jedoch zunächst nur unlenügend
mit Finenzrnitteln ausgestattet, so daB bis 1983 nur 170 der Stellen besetzt
werden konnten (vgl. BT-Drucksacho Lüft3n vom 16.4.1984: 36). 1985

konnten dann immerhin 300 Nachwuchswissenschaftler über diese Stellen
beschtiftigt werden (vgl. BT-Drucksache 1016225 vom 22.L0.L986: 1a). D86
kam ein "kw-stellen-Programm'r hinzu, über das für die aveite Hälfte
der achtziger Jahre 300 ab 1991 wieder wegfallende Stellen füLr Nach-
wuchswissenschaftler geschaffen wurden.

- Die Bemti,hungen rrm oine Verstärkung der Mobilität vonWissenschaftlern
aus der Gropforschung zu Unternehmen erschienen wonig erfolgreich
(vgl. BDVAGF 1988). So wechselten 1980 70, 1983 30, 1984 50 und 1985

120 Wissenschaftler aus Gropforschungseinrichtungen in Unternehmen
(BT-Drucks ache L016225 vom ?2.L0.1986: 13).3e Als Hauptgründe ftir diese
vom BMFT als zu gering eingestufte Mobilitätsbereitschaft wurden ausge-
macht: *Mit Blick auf die vorzüglichen Forschungsmöglichkeiten, den
gesicherten Arbeitsplatz und auch die Altersversorgung sind oft bereits
jäurgere Wissenschaftler nicht mehr zu einem Arbeitgeberwechsel -
insbesondere einem Wechsel in die Industrie - bereit" (BT-Drucksache
t016225 vom 22.10.1986: 13).

Insgesamt ist arar die personelle Struktu der GroBforschungseinrichtungen
in gewissem Mape flexibler geworden. Dieser Flexibilitätszugewinn ist
jedoch fast ausschlieBlich über drittmittelfinanzierte befristete Projektstellen
für Nachwuchswissenschaftler erzielt worden. Auf dieser "Randbelegschaftu,
die auch noch ftir geraume Zeit kaum Aussichten darauf hat, in die "Stamm-
belegschaft" der grundfinanzierten Inhaber einer unbefristeten Planstelle

39 Das entspricht für 1985 bei einer Gesamtzahl von 7310 Wissenschaftlern (Bundesbericht
Forschung 1988: 407) einer Mobilitätsrate von l,6Vo.
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überzuwechseln, ruhen, wie ein Institutsdirektor der KFA konstatierte,o die
Flexibilisierungshoffnungen der Einrichtungen - eine sozialpsychologisch
spannungsgeladene Konstellation der Statusinkonsistenz. Die statusniedrigeren
Wissenschaftler sollen Defizite ausgleichen, die den statushöheren Mitarbeitern
kausal zugerechnet werden. Hieraus können leicht Unzufriedenheitspotentiale
resultieren - insbesondere angesichts der Tatsache, dap eine Statuserhöhung
als Belohnung kaum erwartet werden kann.

Schon gegen Ende der siebziger Jahre hatte das BMFI damit begonnen,
die Transferbereitschaft der Gropforschungseinrichtungen nicht nur durch
entsprechende Appelle, sondern auch durch finanzielle Anreize zu steigern.
1978 wurde beschlossen, den Einrichtungen fortan zwei Drittel ihrer durch
Transfermapnahmen erzielten Einnahmen als zusätdiche Finanzmittel zu
belassen, während zuvor die institutionellen Zuwendungen entsprechend
gekürzt worden waren (vgl. Wirtschaftswoche vom27.4.L978). Gerade ange-
sichts geringerer Steigerungsraten staatlicher Zuwendungen sollte diese
Regelung dazu motivieren, in stärkerem MaBe als zuvor Auftragsforschung
für Unternehmen zu betreiben sowie eigene Patente und Lizenzen zu kom-
merzialisieren. Auf diese Weise hätte das BMFf seine beiden Hauptziele
gleichermaBen erreicht: eine Entlastung des Staatshaushalts und eine instrukti-
ve Orientierung der GroBforschung am technologischen Bedarf der Wirtschaft.

Faktisch stellten sich diese Bemühungen als wenig erfolgreich heraus.
Zwar vertügten Mitte der achtziger Jahre fast alle GroBforschungseinrichtun-
gen über Technologietransferbeauftragte bzw. Transferbüros - so beim KFK
mittlerweile mit 15 und bei der KFA mit 14 Planstellen (vgl. Wirtschaftswo-
che vom 14.10.1988). Die GroBforssftqngseinrichtungen haben anischen 1983
und 1986 die Anzahl verschiedener Arten von Transferbeziehungen - Auf-
tragsforschrrng für Unternehmen, Lizenz- und Know-how-Verträge, personal-

austausch mit Unternehmen - auch durchaus sigtifikant erhöht.4l Die darüber
erzielten Einnahmen lagen allerdings 1986 bei maximal 80 Mio. DM,az was
weniger als 3Vo der gesamten Ausgaben der GroBforschungseinrichtungen
in diesem Jahr entspricht. Eine Betrachtung der Erlöse aller Gropforschungs-
einrichtungen aus Patenten und Lizenzpn apischen 1982 und 1985 zeigt eine

40 Otto Schult in einem Vortrag während des Kolloquiums "Kooperationsmodelte nrischen
Wissenschaft und Wirtschaftn der Univesität Köln am 2,11.1988.

41 Dies ist das Ergebnis eines Vergleichs nischen den entsprechenden Angaben in der
AGF-Dokumentation 2/1983 und einer 1987 durchgeführten eigenen schriftlichen Befragung
der Gropforschungseinrichtungen.

42 Auch diese Schätzung beruht auf Angaben der Gropforschungseinrichtungen in der
erwähnten Befragung.
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Steiger""g von 16,7 auf 18,5 Mio. DM - daza der vielsageude Kommentar
des BMFT:

,,. eine Entrricklung in die richtige Richtung nehmen im grcBen und ganzen die Erlöse
aus Patenten und Lizcnzen. Die absolutc Höhe der Einnahmen ,.. kann jedoch noch
nicht befriedigen. Hierwird es darauf ankommen, in den kommenden Jahren signifikan-
te Stcigerungen der Einnahmen zu erreichen (BT-DruckacheL0l622S vom 22.10.1986:

r8tL9).

Das Ziel, die Wirtschaft über die Unternehmen als "Kundenn verstärkt in
die Finanzielung der GroBforschung einzubeziehen, liep sich so jedenfalls
nicht erreichen. In Reaktion darauf gab es im BMFT immer wieder Überle-
gungen dazu, Unternehmen sowohl als Steuerungspartner als auch als
Projektpartner zu gewinnen, wobei sich das Hauptinteresse des Ministeri-
ums in beiden Fällen nicht mehr primär auf den fina"ziellen Beitrag der
Wirtschaft, sondern vielmehr auf die Vermittlung eines hinreichend spezifizier-
ten technologischen Bedarfs richtete. Auch dieser rEduzierte Anspruch liep
sich jedoch nur ansatzqreise realisieren.

Als Projektpartner sollten interessierte LJnternehmen in Form von Ver-
bundforschungsprojekten mit Gropforschungseinrichtungen einbezogen wer-
den. Die Anzahl solcher gemeinsamer Forschungsprojekte stieg in der Tat
avischen 1983 und 1986 auf etwa das Dreifache an, so dap 1986 mehr als
3ü) solcher Kooperationen existierten.€ In der Mehrzahl handelte es sich
allerdings um eher anwendungsferne Projekte, wie ihre Bezeichnrrng als

"gemeinsame Forschungsvorhaben" in Abgrenzung zu "gemeinsamen Entwick-
lungsvorhaben", die 1983 nur etwa ein Drittol der Kooporationsprojokto
ausmachten, andeutet. Seit 1977 bestand die Möglichkeit, über eine "Entwick-
lungsgemeinschaftu - eine "gemeinsame Tochtergesellschaft von GroBfor-
schungseinrichtung und Industrieunternehmen" (AGF-Dokumentation 2/1983:
8) - noch enger als in üblichen Projektkooperationen zusammenzuarbeiten.
Bis 1-983 gab es allsldings nur sieben "Entwicklungsgemeinschaften". Seit
1984 wurden die Gropforschungseinrichtungen auch verstärkt in das neue
Instrument der "Verbundforschung", das das BMFT vor allem im Bereich
der nSchlüsseltochnologien" oinsotzte, einzubeziehen versucht. 1986 waron
neun Gropforschungseinrichtungen an insgesamt 20 Verbundprojekten mit
Unternehmen beteiligt (vgl. BT-Drucksache L016225 vom 22.10.1986: 17118).

Als Steuerungspartner sollten interessierte Unternehmen zum einen über
eine Verstärkung ihrer Repräsentation in Aufsichtsgremien, zum anderen

43 Auch dics zeig der Vergleich zclischen den entsprechenden Angaben in der AGF-Dokumen-
tation 2/1983 und der erwähnten eigenen Befragung der Gropforschungseinrichtungen.
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über eine institutionelle Beteiligung an Gropforschu"gseinrichtungen bar.
Teilinstituten gewonnen werden. l9M unterbreitete das BMFT ein "... Angebot
an die Wirtschaft, sich an GroBforschu"gseinrichtungen insgesamt oder an
einzElnen Teilen ... durch Übernahme von Anteilen am Stammkapital ein-
schlieplich der laufenden pilnnzieprng oder durch feste jährliche Projektbud-
gets zu beteiligen" (BT-Drucksache LOll3Tl vom 16.4.1984: 13). Diese Offerte,
die Ideen wieder aufgriff, die - wie dargestellt - bei der Gründung des KFK
umzusetzen versucht worden waren, stieB jedoch auf keine Resona"z bei
den Angesprochenen (vgl. BT-Drucksache 70162?ß vom 22.10.1986: 20). Die
Kosten einer solchen partiellen "Privatisierung" der GroBfors,sfoungerschienen
den Vertretern der Wirtschaft als zu hoch im Vergleich zum erwarteten
Nutzen, auf die Forschungsprogr4mne stärkeren Einflup nehmen zu können.
So blieb es dabei, daB versucht wurde, Wirtschaftsvertreter verstärkt in Auf-
sichtsgremien von Gropforschungseinrichtungen zu rekrutieren, um wenig-
stens auf diese Weise eine frühzeitige Beteiligung der potentiellen Adressa-
ten an der Forschungsplanung der Einrichtungen zu erreichen. Bei zwei
GroBforschungseinrichtungen - der GMD und der GBF - sind mittlerweile
Repräsentanton aus der Wirtschaft Vorsitzende der Aufsichtsgremien - eine
Position, die sich bis dahin stets der Bund vorbehalten hatte.

Die Erfolge des BMFT im Hinblick auf eine stärkere Inklusion von
unternehrnen in Fina"zierrrng und steuerung der deutschen Gropforschung
waren also insgesamt gering. Darin dokumentierte sich unübersehbar das
Desinteresse der wirtschaft an der Gropforschung der kaum noch zugetraut
wurde, transferrelevante Forschungen zu betreiben. In einer 1985 erhobenen
Umfrage fand dies dramatisch Ausdruck: Von denjenigen deutschen Unter-
nehmen, von denen "externe FuE-Einrichtungen in Anspruch genommen
werden", kooperierten 54Vo mit Hochschulforschern, 34Vo mit kommerziel-
len Forschungseinrichtungen wie z.B. Battele, 30vo mit Fachhochschulen,
TlVo mit der FhG, $Vo nlJrt ausländischen Forschungseinrichturgen und
ebenfalls nur 9Vo mit GroBforschungseinrichtungen (vgl. Schmalholz/ Scholz
L987: ?ß).

Seit L977 gab es von der AGF gewünschte Gesprächskreise mit dem
Bundesverband der Deutschen Industrie (BDI), in denen die Gründe für
die wahrgenommenen Schwierigkeiten im verhältnis arischen GroBforsc.hungs-
einrichtungen und Unternehmen diskutiert wurden. Die Unzufriedenheit war
dabei durchaus wechselseitig: Die GroBforschungseinrichtungen beklagten
sich darüber, dap ihr Transferpotential von den unternehmen nicht abgäru-
fen würde - ein deutlicher Hinweis darauf, daB vorhandene Transferbereit-
schaft keine instruktiven Zielvorgaben erhielt; umgekehrt führten die unter-
nehmen eine vielzahl von Sachverhalten und Einschätzungen an, die aus
ihrer sicht die Zusammenarbeit mit Gro Bforschungseinrichtungen erheblich
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behinderten. 1-978 wurde rvar ein gemeinsames Papier von AGF und BDI
verabschiedet, das eine zukünftige engere Kooperation apischen Gropfor-
schungseinrichtungen und Unternehmen anregte. Die angeshebte Verbesserung

der Kooperationsbeziehungen stellte sich jedoch nicht ein (vgl. Wissenschaft -

Wirtschaft - Politik vom 3.5.1982). Seitdem existierten bereits zwei gemeinsa-

me Arbeitslaeise von ,{GF und BDI, ohno daB sich an der grundsätdichen
Situation - von einzelnen Erfolgsmeldungen abgesehen - Wesentliche.s geändert

hätte.
1984 veröffentlichte der BDI eine ausftihrliche Stellungnahme zum Verhält-

nis von "Industrie und Gropforschung" (vgl. BDI 1984). Diese $lsllungnahme
enthielt eine detaillierte Auflistung von "Schwachstellen" der GroBforschungs-
einrichütngen aus der Sicht von Unternehmen - wobei eine Umfrage bei
etwa 70 Unternehmen die empirische Basis abgab. In der Stellungnahme
wurde nochmals an die urspränglisfus Konzeption der Gropforschung als

Typus von Forschung, der auf die Bearbeitung mittel- bis längerfristiger
technologischer Innovationsprobleme der Wirtschaft hin ausgerichtet sei,

erinnert. Im einzelnen warf der BDI den GroBforschungseinrichtungen eine
gravierende Inflexibilität beim Aufgreifen neuartiger Forschungsthemen vor.
Zukunftsträchtige Bereiche wie Biotechnologiq Mkroelektronik oder Material-
forschung seien noch immer stark unterrepräsentiert, wiihrend die Kernener-
gieforschung trotz gedeckten Bedarfs weiterhin der weitaus gröpte Aufga-
benbereich bliebe. Als Hauptursachen dieser Inflexibilität machte der BDI
die "Bürokratisierung" der GroBforschungseinrichtungen gerade auch im
Hinblick auf Kooperationsvereinbarungen mit Unternehmen, die personelle
I*-obilität sowie die den Erfordernisseu der Unternehmen nicht angemgsse-
nen Arbeitsplinzipien einer zu "akademischen" GroBforschung aus.aa So wurde
in letztorer Hinsicht den Gropforschungseinrichtungen vorgeworfen, dap sie

theoretischen Weiterentwicklungen den Vorzug vor der praktischeu Ausarbei-
tnng von Tecbnologien gäben, daB terminliche Vereinbarungen fiir die
Fertigstellung bestimrnter Projekte oftmals nicht eingehalten würden, und
dap die Publikationsinteressen der Forscher über die Geheimhaltungsinteres-
sen der Unternehmen an den erarbeiteten Technologien häufig die Oberhand
gewönnen.

44 Diese Vonrürfe enthaltcn eine gewisse historische Pikanterie, wenn man weip, dag gcrade

die Industrievertreter in den Anfangjahren der Gropforschung darauf gedrängt hatten,
die Einrichtungen dem öffentlichen Haushalts- und Dienstrecht zu untcrw€rfen. Damals
waren die Unternehmen, diemitden Gropforrchungseinrichtungenum knappeswissenschaft-
liches Personal konkurrierten, vorrangig daran interessiert, diese durch Auferlegung des

öffentlichen Besoldungssystems in dieser Konkurrcnz zu benachteiligen,
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Derartige Vorwürfe wurden von den Repräsentanten der Gropforschung
zum Teil als berechtigt eingeräumt. Insbesondere hinsichtlich des Aufgaben-
spektrums und der Arbeitsprinzipien der Gropforschung wurde diese jedoch
von füren Repräsentanten und zum Teil auch von den forschungspolitischen
Akteuren verteidigt. So wies der damalige AGF-Vorsitzende Hans Wolfgang
Levi 1984 in Reaktion auf die roferierte BDl-stellungnahme ddauf hin, dap
die Entwicklung wirtschaftlich etforderlicher Technologien nur eine neben
weiteren" ebenso wichtigen Aufgabenstellungen der GroBforschung sei. Ztdem
solle die Gropforschung auch dort, wo sie zur Deckung des wirtschaftlichen
Technologiebedarfs beitrage, gerade anders vorgehen als die Forschung in
IJnternehmen. Levi verwahrte sich damit gegen die Erwartung, daB die
GroBforschung "Denk-, Arbeits- und Organisationsstrukturen der Industrie
übernimmt" (vgl. Wissenschaft - Wirtschaft - Politik vom 28.11.1984). Der
sich so manifestierende Dissens wurde auch in der Folgezeit nicht überbrückt.
1988 stellte ein verantwortlicher Referent des BMFT unmipverständlich fest,
"... dap nur einige wenige Bereiche der Wirtschaft durch die Zentren ange-
sprochen werden. Branchen wie die Elektrotechnik, die Chemie, der Automo-
bilbau, die Textilverarbeitung oder weitgehend sogar der Maschinenbau haben
mit den GroBforschungseinrichtungen kaum oder nur sebr wenige Berührungs-
punkte" (Wagler 1988: 3). Damit wurde oine Irrelovanz der GroBforschung
füLr die wichtigsten forschungsintensiven Branchen der deutschen Wirtschaft
konstatiert - eine Einschätzung die sich mit der von BDl-Vertretern deckte.

All diese forschungspolitisch wenig verheiBungsvollen Entwicklungon und
Zustände firhrten ein Meinungsklima herbei, das im noch wenige Jahre vorher
undenkbaren Titel einer 1985 veranstalteten Tagung zum Ausdruck kam:
"GroBforschung - Geht ein Modell zu Endo?"as Zwar wurde dies nicht als
defintiver Abgesang, im-erhin jedoch als nicht bloB rhetorische Frage
formuliert. Die Zeitschrift dps Verbands Deutscher Ingenieure hat die
deutschen GroBforschungseinrichtungen 1987 in einer Artikelsorie porträtiert,ao
in der die mittlerweile stark kritische Einschätzung der Gropforschungimmer
wieder untergrtbrdig anklang. Die Artikelserie war betitelt: "Forschen ftir
Deutschland". Diese jedenfalls nicht gerade bescheiden klingende überschrift
lieB noch sinmal die gropen Erwartungen anklingen, die lange Zeit mit der
Gropforschungverbunden waren. Die kritischen untertöne in den Darstellun-
gen einzelner Gropforschungseinrichtungen addierten sich dann jedoch zu
der eher fatalistisch gestimmten resümierenden Einschätzung, daB die GroB-
forschungseinrichtungen "sich doch durch das schiere Faktum ihrer Existenz

45 Tagung des Gottlieb.Dutrveiler-Instituts in RüschlikonlZütich am 19.120.6.1995.
46 Inzwischen als Buch veröffentticht (vgl, VDI Nachrichten 1987).
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sicher noch eine Weile am Leben halten" werden - als "Teil uffierer Kultur
ebenso wie hochsubventionierte Bauern" (VDI Nachrichten 1987: 13' 14).

GroBforschungseinrichtungen als unvorzichtbarer und zentralor Bestandteil
einer Gesellschaft, deren Fortennricklung in immer stärkerem Mape auf einer

Verwissenschaftlichung gesellschaftlicher Problembearbeitung beruht - und
GroBforschungseinrichtungen als "Forschungs'Fossilien",a7 deren Existenzbe-

rechtigung, wenn sie denn jemals gegeben war, so doch jedenfalls heute

verneint werden muB: Drastischer kann sich die Einschätzung einer gesell-

schaftlichon Institution binnen dreier Jahrzohnto kaum ändern.a8

5.2 Die forschungspolitische Umdefinition der GroBforschung

Die tiefgreifende "Entfremdung" arischen der deutschen GroBforschung auf
der einen und denjenigen, die urspriingligfi als ihre primären Adressaten
angesehen wurden, auf der anderen Seite stellte das BMFI, das seit Mitte
der siebziger Jahre groBe Anstrengungen unternommen hatte, um die Grop-
forschung in Forlfüürung der ursprtinglichen Konzeptionen dieses Forschungs-

typs zu einer zentralen Instanz des Technologietransfers ins Wirtschaftssystem

und in andere Gesellschaftsbersiche zu machen, vor ein gravierendes Problem.
Die diesbezüglichen eigenen Steuerungsbestrebungen waren erkennbar
weitgehend gescheitert. "Sein" und "Sollen" der GroBforschung differierte
in der Perspektive des BMFT hochgradig, ohne dap ersteres letzterem
entscheidend angenähert werden konnte. Eine Auflösung der entsprechenden
GroBforschungseinrichtuqgen kam aber aus den bereits dargestellten Gründen,

die weiterhin güütig waren, nicht in Betracht. Für das BMFT dürfte sogar
noch ein weiterer Grund hinzugekommen sein: die Unwahrscheinlichkeit
grundlegender Verbesserungen durch Neugründungen. Das öffentliche
Haushalts- und Personalrecht, das, wie dargestellt, in so'starkem Mape die
Flexibilität der Gropforschungseinrichtungen restringierte, hätte ja füLr jede

Neugrüurdung in gleichem Mape gegolten. Bestenfalls hätte man für den

47 So der in der erwähnten Artikelserie referierte häufig zu hörende Vorwurf (VDI Nachrich-
tcn L9E7: L2).

48 Solche sich wandelnden Einschätzungcn werden hier wohlgemerkt nicht als Wertungcn
rcferiert, die sich dic vorliegcnde Analysc zu eigcn machen würde, sondcm als soziale

Tatsachen, die die An und Wcise, wie die Forrchungspolitik mit den Großforschungseinrich-
tungen umgegangen ist, mitbestimmt haben, und mit denen sich die Einrichtungcn entspre-
chend auseinandersetzen mupten. Ob die Gropforschungseinrichtungen wirklich versag
haben und nutzlos geworden sind odet ob dies Fehlwahrnehmungen - eventucll aufgrund
irrcater Anspräche - sind, kann und soll hicr nicht beurteilt wcrdcn.
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begrenzten Zeitraum der Aufbauphase eine gröBere porsonelle Mobilität
erreichen können.

Angesichts dieser geringen Chancon, die Wirklichkoit der Gropforschungs-
einrichtungen dem eigenen Anspruch anzunähern, fand statt dessen aufanei
Weisen eine Angleichung von Anspruch und Wirklichkeit statt. Zum einen
wurde die Wirklichkeit so uminterpretiert, daB sie dem Anspruch eher
entsprach. Dies wurde vor allem über eine Extension des Transferkonzepts
vollzogen. Bereits Ende der siebzigerJahre hatten die Gropforschungseinrich-
tungen in Reaktion auf Transferforderungen von seiten des BMFT herausge-
stellt, dap sie insbesondere tiber den Bau von Forschungsgeräten ein innovati-
onsfördernder Auftraggeber für Unternehmen seien (vgl. Schopper/ Zajonc
L9792 20).as Ein unbeabsichtigter positiver Nebeneffekt wurde so legitimato-
risch genutzt. Diese Argumentation machte sich das BMFT alsbald vor allem
im Hinblick auf die grundlagentheorefüch orientierten Gropforschungseinrich-
tungen wie DESY oder die GSI zu eigen. So bezeichnete man es als "... eine
nicht zu unterschätzende Transferleistung wenn die Grundlagenforschung
industrielle Hersteller zu vermehrten Anstrengungen und technologischen
Ennvicklungen nötigt."s Das BMFT hob explizit "Innovationsanstöpe und
Technologie-Transfer durch Beschaffungswesen" heryor (BT-Druclsache
L0/ßn vom 16.4.198a: ?Jl). Die Finanzierung neuer GroBgeräte für die
Gropforschungwurde so implizit als staatliche Subventionierung industrieller
Technologieentrvicklung gedeutet. Die Etikettislu"g dieses Sachverhalts als

"Technologiotransfer" bleibt freilich eine wenig überzeugungskräftige ideologi-
sche Darstellung. Denn es werden ja gerade keine technologischen Erkennt-
nisss, s,s1ds1n Probleme und darüber gewissermapen "Kreativitätsanreize"
an Unternehmen vsrmittelt.

Neben dieser eher punktuell ansetzenden Uminterpretation fand zum
anderen eine umfassende Anpassung von "Sollen" an "Sein" in der Weise

49 Die Technikgeschichte weist viele Beispiele dafür auf, dap der Apparatebedarf der
Forschung Schrittmacherfunktion für die Weiterentwicklung von Technologien gehabt
hat (vgl. Price 1982; Stichweh 1988a), Zum einen setzen die Pr?izisionsanforderungen der
Forschung Mapstäbe für Verüesscrungen von auch im nichtwisscnschaftlichen Bercich
benutztcn tcchnischen Gcrätcn. Zum andercn gibt es immer wiedcr spin-off'Effektc aus
dcr Forschungstechnologie in anderc Technologien,

50 So dic Aussage eines BMFT-Vcrtrctcrs auf eincr Podiumsdlskussion in der GSI (vgl.
Deutscher Forschungsdicnst vorfii 27.4.19u). In diesem zusammenhang wurde dann häufig
auf eine Studic tiber das europäische Gropforschungszentrum CERN rcrwiesen, die gezeigt
haben will: "... ein Schweizer Franken, den CERN für Spitzentechnologie ausgab, eneugte
im Durchschnitt drei Schweizer Franken an wirtschaftlichcm Nutzeni (dargcstetlt in
Eckert/ Schubert 1986: 221-223).
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statt, daB das BMFT seit 1986 "eine tiefgreifende Wandlung der bisherigen
Struktur der Gropforschung" ausmachte:

Sie betrifft insbesondere den anwendungsorientierten Bereich, der in der Vergangenheit
vor allem durch die Entwicklung gro$r technischer $nteme (2.8. IGmtechnik, Luftfahrt,
Raumfahrt, Meerestechnik) und damit durch relativ klare Zielsetzungen charakterisiert
war. Die neue Art von.Gropforschung, nämlich die Untersuchung groper, komplexer
Systeme mit einem breiten Spektrum wissenschaftlicher Disziplinen, wie sie z.B, zu;r
adäguaten Bearbeitung von Themen in dcr Umweltforschung der Klimaforschung,
der Gcsundheitsforschung odcr beim Frühwarnnetz unerläplich ist, kann nur in wenigen
Fällcn von Beginn an klare Zeldefinitionen sowie Kosten- und Zcitpläne vorgcben,
wie das bei den technischen Projekten der Fall ist, Sie ähnelt darin mehr der Grundla-
genforschung obwohl sic im Untcrschied dazu auf praktische Anwendung der For-
schungsergebnisse ausgerichtet ist und zur Beantwortung gesellschaftlich bedeutsamer
Fragestellungen beitragen soll ... (BT-Drucksache L0166?5 vom 22.L0.1986t 4).

Die "wirtschaftsbezogene Technologieförderung" sollte im l"eislungsprofil
der deutschen Gropforschung zugunsten von "I-ebensbedingungen|/orsorgefor-
schungl und "staatlichen r.^ng"eitprogrammen" umfangnäBig reduziert werden
- so die mittelfristige Planungsperspektive des BMFI (vgl. BT-Drucksache
L016625 Yom 22.L0.1986: 6).

Diese vom BMFT formulierte Zukunftsperspektive wurde von den GroB-
forschungseinrichtungen, wie nicht andors zu erwarten war, sehr positiv
aufgenommen. Denn damit wurden die Erwartungen an die Gropforschung
drastisch reduziert. In sachlicher Hinsicht lief die Betonrrng von Zieldiffusität
und Ähnlichkeit mit grundlagentheoretischer Forschung darauf hinaus, den
Bias vieler Forschergruppen in den GroBforschungseinrichtungen in Richtung
auf akademische Grundlagenforschung stillschweigend anzuerkennen. Dies
wurde in zeitlicher Hinsicht mit der Einordnung der neuen Forschungsthemen
in eher längerfristig angelegte forschungspolitische Zielsetzungen und dem
Verzicht auf klare Tsrminislung der Forschungsarbeiten noch gestützt. In
sozialer Hinsicht schlieplich substituierte man die Unternehmen als primfue
Adressaten der Gropforschung durch diffus gehaltene staatliche Adressaten.
Insgesamt ergab sich so ein legitimatorischer modus vivendi znvischen Grop-
forschungseinrichtungen und BMFT. Das BMFT konnte fortan darauf ver-
zichten, die Gropforschrtngseinrichtungenso energisch wie zuvor mit Transfer-
erwartungen - insbesondere bezüglich wirtschaftlicher Adressaten - unter
Druck setzen zu müssen; und die GroBforschungseinricht'trigen konnten ihre
Forschungen in den Förderbereichen des BMFT lokalisieren, ohne dap damit
Anforderungen an thematische Flexibilität verbunden waren, die die Einrich-
tungen nicht erfüllen konnten oder wollten. So konnte das BMFI den
S,"uslungserwartungen, die bezäglich der GroBforschung an es gerichtet
waren, entsprechen und war diesbezüglich vor dem Parlament, den Parteien
und den Wirtschaftsverbänden - sowie nicht zuletzt auch vor sich selbst -



Ihpitcl 7 2y3

legitimatorisch entlastet, während die GroBforschungseinrishtnngen unter
dem legitimatorischen Deckmantel diffuser und damit relativ unverbindlich
bleibender forschungspolitischer Programme weiterhin ihrer überwiegend
grundlagentheoretisch ausgerichteten, Anwendungsbezüge ausblendenden
Strategie der Unsicherheitsabsorption nachgehen konnten.

Damit hatte sich in den achtziger Jahren Gropforschung als eigener
polgsfurrngstypusweitgehend aufgelöst. EinAbdriften der Gropforschungsein-
richtungen aus diesem Typus - sofern sie nicht, wie DESY, die GSI oder
das AWI, von vornherein nicht diesem Tlpus entsprachen - fand in mehreren
Richtungen statt.

Am stärksten war die Anziehungskraft der akademischen Grundlagenfor-
schung ohne ausgeprägte Anwondungsbezüge, wie sie an den Hochschulensl
und unter den auperuniversitäiren Forschungseinrichtungen in der Bundesrepu-
blik vor allem in der MPG betrieben wird. Insbesondere die Forschungsakti-
vitäten des IPP, aber auch erhebliche Teile des Forschungsprogramms der
KFA und des HMI sind mittlerweile so zu charakterisieren. Eine solche
Entrvicklung stellt sich aus der Sicht der Hochschulforschung und der MPG
als problematisch dar. Beide fürchten schon seit den siebziger Jahren die
Konkurrenz der GroBforgsfiungseinrichtungen um knappe FinanzmittEl des
BMFT.s2 Denn das BMFT dürfte, sofern ein Forschungsthema die Wahl
nvischen Hochschulforschung bzw. MPG auf der einen Seite und einer
Gropforschungssinrishbrng auf der anderen Seite läBt, tendenziell letztere
bevorzugen, weil die GroBforschungseinrichtungen eben die "Hausmacht"
des Ministeriums darstellen und immsl noch eher forschungspolitisch steuer-
bar erscheinen als Hochschulprofessoren oder Direktoren von Max-Planck-
Instituten.

Dio Hochschulen können aufgrund dieser Entnicklung engere Forschungs-
kooperationen mit GroBforschungseinrichtungen eingehen und so zumindest
teilweise von diesen profitieren, wobei vier Kooperationsarten vorherrschen
(vgl. AGFAMRK 1980): erstens institutionalisierte personelle Vernetzungen
in Form von Honorarprofessuren, Lehraufträgen und Doppelberufungen, bei
denen Institutsdirektoren von GroBforschungseinrichtungen zugleich Professu-

51 Vorläufige Ergebnisse einer laufenden Untersuchung des Wissenschaftsrats zum Verhältnis
zwischen Hochschulen und GroBforschungseinrichtungen deuten darauf hin, daB an den
Gropforschungseinrichtungen inzwischen oftmals Forschung betrieben wird, die, was etwa
die Gröpe der Projektgruppen und Institute anbetrifft, sich nicht signifikant von der
Hochschulforschung unterscheidet.

52 Die den Hochschulen auper über direkte Projektförderung durch das BMFI, vor allem
über dessen Bcteiligung an der Finanzierung der Deutschen Forschungsgemeinschaft
zukommen.
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ren an einer benachbarten Hochschule erhalten; aveitens die Bereitstellung
von Arbeitsplätzen für Doktoranden an GroBforschungseinrichtungen; drittens
die Nutzung der Forschungsgeräte von Gropforschungseinrichtungen durch
Hochschulforscher; und viertens die gemeinsame Forschung in bestimmten
Projekten. All diese Kooperationen sind in der Tat in den letzten Jahren
versttirkt worden. Nach einer Zusammenstellung der AGF hat sich die Anzahl
der "intensiven Kontakte" zwischen einzelnen Gropforschungseinrichtungen
und Hochschulforschern anrischen 1980 und 1986 von ?.0 auf 4tl erhöht; bei
den "Mehrfachkontaktenn war eine Erhöhung im selben Zeitraum von 29
auf 66 und bei den "Einzelkontakten" von 123 aü. 1il3 zu verzeichnen.s
Solche engor werdenden Verflechtungen von Hochschul- und Gropforschung
verstfuken natürlich wiederum die Tendenz der GroBforschungseinrichtungen
zur akademischen Grundlagenforschung was wiederum für die Hochschulen
insbesondere dann problematischwird, wenn sie selbst - wie in jüngsler 7-eit -
aufgrund gestiegener I*hrbelastungen und verminderter Mittel für die
dringend erforderliche Erneuerung von Forschungsgeräten aus der Forschung
herausgedrängt werdon.

Manche Bereiche der Gropforschung haben sich dem Typus der Ressort-
forschung angenähert - etwa ein Teil der Forschungsaktivitäten der GSF.
Als administrative Dienstleistungen für das BMFT sind die bei fast allen
Gropforschungseinrichtungen angesiedelten "Projektträgerschaften" einzu-
stufen (vgl. Borst 1976; Koch 1977; Weiss L989: L68/L69). Hierbei delegiert
das BMFT Managementaufgaben bei der Betreuung und Abwicklung seiner
Förderprogramme an einzrlne GroBforschungseinrichtungen, behält sich
allerdi'gs alle Förderentscheidungen vor, weil diese nur von Behörden
getroffen werden dürfen.

Einige Gropforschungseinrichtungen haben sich schlieplich in Richtung
auf verstärkte Kooperationen nit Unternehmen bewegt - etwa das IGI!
die DFVLR, die GMD sdsl asusldingn auch die GBF. Dort könnte es

ulsldings sein, dap die Grenzen zu dem Typus von Forschung, wie er von
der FhG und anderen Einrichtungen der Auftragsforschung betrieben wird,
bald unscharf werden. Auch dies wäre ein Abdriften der Gropforschungsein-
richtungen aus dem ehemals projektierten Typus der Gropforschung, der
gerade nicht auf eher kurdristige Tecbnikentwicklung sondern auf längerfri
stig wirtschaftlich benötigte Basistechnologien hin ausgerichtet werden sollte.

Insgosamt stellt die GroBforschu"gsomit mittlerweile einen wrar institutio-
nell nach wie vor klar ausdifferenzierten Sektor des deutschen Forschungssy-

53 Bigene Berechnungen auf der Basis von Daten in den AGF-Programmbudgets ron 1980
und 1986.
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stems dar, der sich jedoch nicht länger durch den Anspruch eines eigenen
Forschungstypus auszeichnet. Die Idee von Gropforschung als besonderem
Forschungstypus ist offenbar eine Episode gebliebon.il Trotz eines nur
transitorischon Charakters war diese angestrebte Domänendifferenzierung
der GroBforschungseinrichtungen fih deren institutionelle Differenzierung
während der sechziger Jahre ulleldings von groBer, möglicherweise entschei-
dender Bedeutung. Ohne die Illusion, daB die Gropforschungseinrichtrhgen
der geeignete Ort zur Institutionalisierung der Gropforschung seien, wären
diese Forschu"gseinrichtungen wahrscheinlich niemals eine eigenständige
institutionelle Gruppe geworden.

Um cine Untcrschcidung von March (l%7: 18119) aufzugrcifcn: ein zwar intendicrter,
dann aber doch transitorisch bleibender Effckt.

54





Kapltel 8
Dle Bundesforschungselnrlchtungen

1 Einleitung

Ümrsictrt 8: Die Bundesforsohungselnrlchtungen

Die Bundesforschungseinrichtungen sind die Ressortforschrrngseinrichtungon
des Bundes.l Gegenwtirtig existieren 4[g p6lsslrrngseinrichtungen dieser Art,
die in folgender Übersicht xrlfgeführt sind:

Name Orl R6ssort Mltarbeiter
1986

Ausgaben
1986
(Mlo. DM)

BAH: Blologische An-
stalt Helgoland

BAM: Bundesanstalt
lür Materialforschung-
und prülung

BA,St Bundesanstalt
für StraBenwesen

BAW: Bundesanstall
lür Wasserbau

BBLF: Blologlsche
Bundesanslalt für
Land- und Forst-
wirtschafl ln Berlln
und Braunschwelg

Hamburg

Berlln

Bergisch-Glad-
bach

Karlsruhe

Beilln
Braunschwelg

BMFT

BMWi

BMV

BMV

BML

14'6

58,8

140

1025

359

309

536

100,1

46,0

33,3

Ressortforschungseinrichtungen gibt es auch auf lJinderebene - für den stand Anfang der
achtziger Jahre siehe die Auflistung bei Geimer/ Geimer (1931: 58-61).

1
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Name Ort Ressort Mitarboiter
1986

Ausgaben
1986
(Mlo. DM)

BfAl.ll-: Bundesfor-
schunosanstalt lür Na-
turschütz und Land-
schaltsökologle

trAs: Bundesanstall
lür tubEltsschutz

BfE Bundesfor-
echungsanstalt liir
Ernährung

BlFa: Bundesanetalt
lür Fettforschung

EIFH: Bundeslor-
schungeanstalt lür
Foret- und Holzwlrt-
schaft

BlFi: Bundesfor-
eohungsanstalt lür
Flsoherei

BIF: Bundesanstalt tür
Flelschforschung

BIG: Bundesanstalt für
Gewäeserkunde

BlGlt Bundesfor-
schungsanstalt für Ge-
trelde- und Kartotfel-
verarbeitung

BioP: Bundesfor-
sc6ungsanstalt tür gar-
tenbauliche Pflanzen-
züohtung

BILft Bundesfor-
schunganstalt für Lan-
deskunde und Raum-
ordnung

Blifi: Bundesanstalt
lür Mllchlorschung

Bl&: Bundesfor-
sohunqsanstalt lür Re-
benzüöhtung Gellwel-
lerhof

Bonn BMU

Dortmund BMA

Karlsruhe BML

Müngter BML

Hamburg BML

Hamburg BML

Kulmbach BML

Koblenz BMV

Detmold BML

Ahrensburg BML

Elonn BMBau

BMLKl0l

BML

63

232

192

34

180

174

106

2n

156

52

120

2N

1M

7'2

28,5

18,2

2,6

16,2

15,4

10,7

19,1

12,4

3,7

9,4

24,2

7r5Slebeldlngen/
Plalz
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Name Ort Ressort Mltarbelter
1986

Ausgaben
1986

DM)(Mio.

BIVT: Bundesfor-
schungsanstalt lür Vl-
ruskrankheiten der
Tlere

BGA Bundesgesund-
h€itsamt

BGR Bundesanstalt
lür Geowlssenschaften
und Rohstoffe

BIB: Bundesinstitul für
Bevölkeru ngslorschun g

BIBB: Bundesinstitut
lür Berulsbildung

BlOsü Bundeslnstitut
lür ostwissenschaft-
liche und lntornationa-
le Studlen

BlSp: Bundeslnstitut
für Sportwlssenschaft

BSift Paul-Ehrllch-lnsti-
tut Bundeeamt für Se-
ra und lmpfstotfe

DAh DEutsches Archä-
ologisches lnslitut

DHk Deutsches Hydro.
graphlsches lnstitut

DHI London: Deut-
sahes Historlsches
lnstitut London

DHI Paris: Deutsches
Historlsches lnstitul
Paris

DHI Fom: Deutsches
Hlstorisches lnstitut
Rom

Tübingen

Berlln

Hannover

Wesbaden

Berlln

Köln

Köln

Frankfurt

Berlln

Hamburg

London

Parls

Rom

Washlngton

Berlin

BML 140

BMJFFG 1820

BMW

BMI

BMBW

BMI

BMI

BMJFFG

BMV

BMFT

BMFT

BMFT

BMFT

605

20

399

79

61

205

239

703

15

19

29

42

AA

15,0

106,0

66,1

1,9

ff|,2

6,3

9,1

62,0

30,7

90,4

3,3

2,7

317

9,5

DHI Washington: Dsut-
sches Historlscheg ln-
stilut Washlngton D.C.

DIE Deutsches lnEtltut
für Entwicklungspolltik
GmbH

BMZ
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Name Ort Ressort Mitarbeiter
1986

Ausgaben
1986
(Mlo. DM)

DU Tokio: Deutsches
lnstltut lfir Japanstu-
dlen Tokio

DIMDt Doutsches lnstl-
lut lür medlzlnlsche
Dokumentallon und
lnformation

UBA Umwellbundes-
amt

DryVD: Deutschsr Wst-
terdlenst

FAL: Bundesfor-
schungsanstalt tür
landwirtschaft Braun-
schwelg-Völkenrode

FGAl.t Forschungsge-
eellschaft lür Ange-
wandte Natunrissen-
schaftan e.V.

FTZ Forschungslnstltut
der Deutsohen Bun-
despost beim Fernmel-
detechnisohen Zentral-
emt

FYIIG: Forschungsan-
Etalt der BundEewehr
llir Waeserechall- und
Geophyslk

IAB: lnstitut für Arbelts-
markt und Belufsfor-
eohung der Bundeean-
stalt für Arbsit

lfAG: lngtltut lür Ange-
wandle Geodäsle

Klll Florenz: Kunsthl-
storlsches lnstltut Flo-
r0nz

Ol Belrut Orient-lnstl-
tut

PTB: Physikalisch'
Teohnlsche Bundesan-
stalt

Bonn BMFT

Köln BMJFFG

Oflenbach/M. BMV

Braunschweig BML

Wachlberg- BMVg
Werlhoven

Darmstadt BMP

BMVg

Nürnberg BMA

Frankfurt BMI

Ftorenz BMFT

Bonn BMFT

Braunschweig BMW

92

Kiel

1979

862

340

319

142

91

298

31

13

1464

470

24,O

214,1

93,2

36,0

57,9

4,4

k.A"

27,9

3,7

1'4

272,9

52,5Berlln BMU
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Name Ort Ressort Mitarb€lt€r
1986

Ausgaben
1986

DM)(Mlo.

WIC Wissenschattli-
ch6s lnstltut lür Kom-
munikationsdienste der
Deutschsn Bundespost

ZAdl: Zentralstelle lür
Agrardokumentation
und -lnformatlon

Bad Honnel

Bonn

BMP

BML

11 1,5

8'431

Flessortabküaungen:

AA
BMA:
BMBau:
BMBW:
BMFT:
BMI:
BMJFFG:
BML:
BMP:
BMU:
BMVI

Auswärtiges Amt
Bundesmlnisterium
Bundesmlnlsterlum
Bundeemlnlsterlum
Bundesmlnisterlum
Bundesmlnisterium
Bundesministerlum
Bundesmlnlsterium
Bundesminlsterium
Bundesminleterium
Bundesmlnlsterium
Bundegministerlum
Bundesmlnlsterium
Bundesmlnlsterium

Bundesberlcht Forschung (1988: 312-331).

für Arbeit und Sozialordnung
für Raumordnung, Bauwssen und Städtebau
für Bildung und Wssenschaft
für Forschung und Technologle
des lnneron
lür Jugend, Familie, Frauen und GEsundheit
lür Ernährung, Landwirlschaft und Forsten
lür das Post- und Fernmeldewesen
für Umwelt, Naturschutz und Beaktorslohsrheit
für Verkehr
der Verteldlgung
für Wrtschaft
für wirtschaft llohe Zusammenarbelt

BMVg:
BM\M:
BMZ:

Ouelle:

2

Alle Bundesforschungseinrichtungen gind rtnmillelbar dem jeweiligen
Ministerium zugeordnet.zIn finanzieller Hinsicht beanspruchten die Bundesfor-

Es gibt allerdings mehr solche, einem Bundesministerium unmittelbar zugeordneten
Durchführungscinrichtungen, die auch Forschungsaufgaben erledigen, als diese 48 Bundes.
forschungseinrichtungen, Auch Einrichtungcn wie z.B. das Luftfahrt-Bundesamt betreiben
Forschung - nach Einschätzung dcs zuständigen Ministcriums jcdoch nicht in dcm umfang,
dap sie dcn Bundesforschungseinrichtungen zugeordnet werden müpten, Diese Zuordnung
kann im Einzelfall schwierig zu treffen sein und im Zeitverlauf variieren, So galten etwa
das Luftfahrt-Bundesamt, die Bundesbahnversuchsanstalt oder das Bundessortenamt in
den fünfziger Jahren als Bundesforschungseinrichtungen. In manchen Fällen mutet die
Einstufung auch fragvürdig an, bedenkt man etwar dap das statistische Bundesamt seit
langem nicht mehr zu den Bundesforschungseinrichtungen gezähtt wird. Trotz dieser
Unschärfen soll hier die Eingruppierung die die jeweiligen Bundesministerien setbst
vornehmen und die im "Bundesbericht Forschungi seit 1965 offiziell dokumentiert worden
i.s.t, zugru_ndegelegt_werden, Dies hat nicht nur den pragmatischen Grund, dap eine eigene
Ubeqprüfung und Korrektur der offiziellen Eingruppierung einen hier nicht teistbaren Er.
hebungsaufwand bedeutet hätte. Wichtiger ist, dap die offizielte Kategorisierung als solche
sozial bedeutsam ist und deshalb nicht durch eine rein analytische Kategorisieiung substi-
tuiert werden sollte.
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schungseinrichtungen 1985 etwa !4Vo,rn personeller Hinsicht etuta2SVo aller
Ressourcen der staatlich finanzierten auperuniversititen Forschung (siehe

Kapitel2). Danit sind sie personell nach den GroBforschungseinrichtungen
dio aveitgrOpte, fina"zisll nach den GroBforschungseinrichtungen und der
Max-Planck-Gesellschaft (MPG) die drittgröBte Gruppe von Forschungsein-

richtungen des Sektors.
Das kennzeichnende institutionelle Merkmal von Bundesforschungseinrich'

tungen besteht darin, dap sie als Bestandteil der Bundesverwaltung in den

Geschäiftsbereich eines bestimmten Bundesministeriums eingeordnet sind,
zu dessen Aufgabenerfüllung sie beitragen sollen. Y"6es futinisterium ist ja
gehalten, solche Aufgaben organisatorisch auszulagern, die 

^Nar 
7o seinem

Aufgabenbereich gehören, jedoch keinen minislslisllsa \ang besitzen (vgl.

Weü t988: 105-L08). Hierzu gehören nach allgemeiner Übereinkunft auch

Forschungsaufgaben. Sofern also ein lundesministerirrm im Rahmen seiner
Aufgabenerfülluog einen Bedarf nach darauf Forschungsleistun-

gen hat, wird es diese Forschungen nicht selbst betreiben, sondern externali-
sieren. Dafür gibt es prinzipiell zrei Möglichkeiten. Zum einen kann das

betreffende Ministerium Projektaufträge an alle Arten von Forschungseinrich-
tungen - u.a. Hochschulinstitute, Institute der MPG oder der Frauhofer-
Gesollschaft (FhG), Unternehmen odor ko-merziello Forschungsinstitute -

vergeben. Zum anderen kann das Ministerium aber auch eigene Forschungs-

einrichtungen schaffen und institutionell tragen. Dies sind die Bundosfor-
schu"gseinrichtungen. Ihro Forschungsaktivitäten sind, wie in den offiziellen
Darstellungen immer wieder betont wird, auf "die Ziele barr. Aufgaben der
sie tragenden Bundesressorts" ausgerichtet; entsprechend sind die Bundesfor-
schungseinrichtlngen "insoweit, was das äel und den Gegenstand ihrer
Arbeiten angeht, weisungsgebunden" (Bundesbericht Forschung t984:, 37 ß8),

Die institutionelle Ausdifferenzieru'g der Bundesforschungseinrichtungen
als besondere Gruppe innerhalb der staatlich finanzierten auperuniversitären
Forschung hängt somit offensichtlich stark mit Loistungserwartungen zusam-
men, die von staatlicher Seite an wissenschaftliche Forschu'g adressiert
werden. Ein Hauptthema der folgenden Darstellung der Bundesforschungsein-
richtungen ist daher auch die Herausarbeitung jener auBerwissenschaftlichen
Leistungsbezüge, die die Ausdifferenzierung das Wachstum uud die Innendif-
ferenzierung dieser Gruppe von Forschungseinrichtungen getragen haben.
Allerdings darf man nicht einfach funktionalistisch von Leistungsbezügen
auf diese bedienende Institutionenbildungen schliepen. Man nuB vielmehr
darüber hinaus untersuchon, ob der jeweils relevante strukturelle Kontext
diese Institutionenbildungen auch zuläpt. Entsprechend wird neben den
Leistungsbezügen die politischE und administrative Opportunitätsstruktur ftir
die Schaftrng von Bundesforschungseinrichtungen betrachtet.



Ikpitel I 303

wie die untersuchung der institutionellen Differenzierung der Bundesfor-
schungseinrichtungen zeigen wird, sind diese in besonderem MaBe einem
spannungsverhältnis anvischen der Handlungslogik wisssnschaftlicher Forschung
auf der einen und den verschiedenen aupenvissenschaftlichen Iristungsbezügen
auf der anderen Seite ausgesetzt. Dieses Spannungsverhliltnis ftilrn immsl
wieder einseitig in der einen oder der anderen Richtung aufgelöst werden.
Eine Bundesforschungseinrichtung kann innerhalb'des jeweiligen Ressorts
so stark durch auBerwissenschaftliche Leistungsbezüge okkupiert werden,
daB die Möglichkeiten anr wissenschaftlichen Forschung immsJ mehr schwin-
den. Solchen Tendenzen einer institutionellen vereinnahnung der Einrichtun-
gen durchihre Ressortbezüge stehenVerselbsttindigungstendenzen gegenüber.
Eine Bundesforschu"sseinrichtung kann sich nämlich auch so stark auf
wissenschaftliche Forschung fixieren, daB die auperwissenschaftlichen Lei-
stungsbezüge imner mohr vernachlässigt werden. unter welchen Bedingun-
gen Bundesforschrrngseinrichtungen in eine dieser beiden Richtungen ten-
dieren können, wird im abschliependen Abschnitt dieses Kapitels behandelt.

2 Dielnstitutlonelle Dllferenzterung der Bundesforschungselnrichtungen

wie im Kapitel 3 am Beispiel der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt
gezeigt worden ist, war der im einzelnen noch näher zu charaktorisierende
Tlpus der Ressortforschrrng bereits vor 1945 als besonderer Forschungstlpus
innerhalb der staatlich finnnzierten auBeruniversitären Forschung ausdifferln-
ziert. Das Alter der heuto existierenden 48 Bundesforschungseinrichtungen
varüert entsprechend stark.s Secbs der Einrichtungen wurden als zentralsta;tli-
che Ressortgelssfurrngseiffichtungen bereits im Kaiserreich gegründet, eine
in der weimarer Republik, acht während des Dritten neiihes und 33 in
der Bundesrepublik.Immerhin knapp ein Drittel der Einrichtungen existierten
somit als Ressortforschungseinrichtungen auf zentralstaatlicher Ebene bereits
vor Bestehen der Bundesrepublik. Zu berücksichtigen ist ferner, dap eine
Reile dieser Forschungseinrichtungen keine genuinon Neugrihrdungen gewesen
sind, sondern zuvor bereits in einem anderen status bestanden laben -
insbesondere als Ressorlgolssfi'ngseinrichtungen auf Landesebene. Dies galt

3 Die folgenden Angaben beruhen auf eigenen Berechnungen. Als Datenbasis wurden benutzt:
Vademecum (19541 36; t917l. 36 L964: 219; t96B: 327; thl: lW;1978: 101), Bundesbcricht
Forschung (.19&4t 3N-332;1988: 312-331), Lundgrcen u.a. (1986) sowie Sclbstdarstellungen
einzelner Bundesforschungseinrichtungen.
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fik verschiedene Gründungen des Kaiserreichs, der Weimarer Republik und

des Dritten Reiches. Von den 33 Gribrdungen seit 1945 sind mindssleag

10 derartige Umwandlungen. Alles in allem sind damit nur höchstens 23,

also knapp die Hälfte der derzoit existierenden Bundesforschungseinrich'

tungen echte Neugribrdungen der bundesrepublikanischen Ara. Auf der Basis

dieier bereits vor 1945 konsolidierten Ausdifferenzierung fanden dann nach

1945 ein starkes institutionelles, personelles und finanzielles Wachstum sowie

eine InnEndifferenzierung der Gruppe der Bundesforschungseiüichtungen
nach sachlichen Arbeitsgebieten und Ressortzugehörigkeiten statt.

Das Wachstum dw Gruppe zeigt sich zunächst daran, dap die Anzahl
der jeweils bestehenden Bundesforschungseinrichhrngen vor allem in der Mitte
der fiinfziger Jahre und Ende der sechziger Jahre erheblich zugenonrmen

hat (siehe Kapitel 2: Tabelle 4). Seit Anfang der siebziger Jahre stagrrierte

die Anzahl existenter Einrichtungen hingegen, bis seit Mitte der achtziger

Jahre wieder sechs neue Einrichtungen hinzugekommen sind. Das Personal

aller Bundesforschu"gseinrichtrlngen hat sich seit 1960 etwa verdoppelt. 1960

waren 5409 Mitarbeiter beschäftigt, tg84 waren es 11.302 (vgl. Bundesboricht

Forschung L969t ?.24; Faktenbericht 19s6: 309). Bereits L972war allerdi"gs
eine Beschäftigtenzahl von 11.128 erreicht, so dap seit Anfang der siebziger

Jahre oine Stagnation zu verzeichnon ist (vgl. Faktenbcricht 1981: 415;

Bundesbericht Forschung L98F;:3Vl). Wie auch bei anderen aupenrniversitären

Forschungseinrichtungen lagen somit die gröpten Wachstumsschübe in den

sechziger Jahren. In finanzieller Hinsicht sind die gesamten Ausgaben der

Bundesforschungseinrichtungen znischen 1962 und 1986 von 109,8 Mio. DM
auf 1454 Mio. DM gestiegen (vgl. Bundesbericht Forschung 1965: 156'159;

L98i8l 3621363). Dieses Wachstum beschränkte sich nicht nur auf die sechziger

Jahre, sondern war durchgängig.
Bei der Zuordnung von Bundesforschungseinrichtungen zu den verschiede-

nen Bundesministerien ist eine Resso@Iuralisierung festnr.stellen. Im Jahr
1954 verfägten nur sieben von 15 Ministerien über - insgesamt 22 - eigene

Bundesforschungseinrichtungen: das AA, das BML, das BMV, das BMI,
das BMWi, das BMJFFG und das BMA (vgl. Vademecum 1954: 36). 1988

verteilten sich demgegenäber 48 Bundesforschungseinrichtungen auf 14

Bundesressorts (vgl. Bundesbericht Fotschung 798f;t 3L2-331). Von den 1988

existierenden Ministerien besapen nur drei keine ihnen zugeordnete Bundes-

forschungSeinrichtung: das Bundesministerium der Finafizetr,das Bundesmini'

sterium der Justiz und das Bundesministerium für innerdeutsche Beziehun-

gen - wobei letzteres während der siebziger Jahre eine eigene Bundesfor-

schungseinrichtung hatte.
Immer mehr Bundesministerion haben also im Laufe der Zeit einen

wachsenden Bedarf nach der Art von Leistungen entwickelt, die von Bundes-
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forschungseinrichtungen produziert werden können. Damit ist auch eine
Diversiftzierungvon thematischenAufgabenfeldem, in denenBundesforschungs-
einrichtungen tätig sind, einhergegangen (siehe Tabelle 21):a

Tabelle 21: Personelle Entwloklung der Bundesforschungseinrichtungen nach
Aulgabenloldern

Aulgabenleld Anzahl der
MltarbeltEr

1963 1984

Wachetumsraten
1963

= 100

absolutes
Wachstum

LandwirtschatVErnährun g
Techn. Normung u. Prüfung
Wetter
Gesundhelt
Verkehr
Berut/ArbEit
ErderschliePung
Verteldigung
Umwelt
Telekommunikatlon
Kultur
Raumplanung
AuBenpolitik
Sport
Entwloklungspolltik
Bevölkerungspolltlk

570

1.671
1.601

k.A"
587
447

3.O27
2.313
2.017
1.594
1.589

7@
699
519
448
335
296
121
76
56
42
20

1.356
712
k.A"

1.007
1.142

700
129
519
440

-3
119

12
34
56
42
20

181

1M
k.A.
272
3s5

123

338
177
109
42

100
167
111

181

Quellen: Elgene Berechnung eut der Basls von Datsn ln Wssenschaftsrat (1965, Bd. gl
14-17) und Faktenbericht (19861 219-242).

Die insgesamt 16 Aufgabenfelder varüeren stark hinsichtlich des - in
personellen GröBen gemessenen - Einsatzes von Bundesforschungseinrichtun-
gen und haben sich auch seit Anfang der sechziger Jahre sehr unterschiedlich
ennrickelt. Betrachtet man die jeweilige Kombination aus absolutem Wachstum
und Wachstumsraten als Bedarfsindikatoren für die Iristungen von Bundesfor-

4 Die Ausgabenentwicklungwird nicht gesondert dargestellt, weil sie nach einer Inflationsberei-
nigung weitgehend identisch mit der Personalentwicklung verläuft, Die einzige Ausnahme
ist der Bereich der technischen Normung und Prüfung, dessen finanzielle Wachstumsraten
deutlich über den personellen liegen, was sich aus der übcrdurchschnittlichen Ausstattung
der betreffenden Bundesfortchungseinrichtungen mit teuren Forschungsgeräten erklärt.
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schungseinrichtungen im jeweiligen Aufgabenfeld, kann man grob vier Typen
unterscheiden:ö

- hohes absolutes Wacbstum und geringo Wachstumsraten: Landwirtschaft/
B1aflfu'rrng sowie technische Normung und Prüfirng. Hier ist etn auf sehr
hohem Niveau l<onsolidierter Bedarf zu vermuten. Beide Aufgabenfelder
zentralstaatlicher Ressortforschung wurden am früüesten - jeweils schon
im letzten Jahrhundert beginnend - aufgebaut und haben seit Anfang
der sechziger Jahre ihre hohe Bedeutung beibehalten. Es handelt sich

um die beiden gröpten Aufgabenfelder. 13 zumeist kleine Einrichtungen
arbeiten im erstgenannten, avei grope Einrichtrurgen im aveiten Aufgaben-
feld.

- hohes absolutes Wachstum und hohe Wachstumsraten: Gesundheit,
Verkehr, Verteidigung Umwelt, BeruflArbeit. Hier ist oin auf hohem
Niveau e.xpansiver Bedarf zu vermuten. Während die ersten nvei Aufga-
benfelder groB sind und über eine länger zurückreichende Tradition
verfligen, sind die letzten droi mittelgroB und eher neue Felder von
zentralstaatlichen Ressortforschungseinrichtungen. 1984 arbeitete eine
Bundesforschungseinrichtung im Umweltbereich, zwei arbeiteten im Ver-
teidigrrngsbereich, je drei im Gesundheitsbereich und im Bereich Beruf/
Arbeit sowie vier im Verkehrsbereich.

- geringes absolutes Wachstum und hohe Wachstumsraten: Sport, Entwick-
lungs- sowie Bevölkerungspolitik. Hier ist en auf geingem Niveau neu
aufgebauter und zunöchst konsolidierter Bedaf zu vermuten. Entwicklungs-
politik war Anfang dor sechziger Jahre ein ganz neuer, Sportpolitik Ende
der sechziger Jahre zumindest auf Bundesebene ein neuer Politikbereich.
Auch Bevölkerungsforschung gewann im Zusammenhang von sich andeu-
tenden demographischen Verschis[ungen fih die Sozial- und Familienpoli-
tik neue Bedeutung. In jedem der drei Felder wurde nur eino, jeweils
kleine Bunderfelssf,rrngsoinrichtr''g gegrüurdet.

- geringes absolutes Wachstun, geringeWachstumsraten: ErderschlieBung
Telekommunikation, Kulturd Raumplanung, Aupenpolitik. Hier ist für
den betrachteten Zeitraum eine Beda.rfssltnigng auf dem jeweiligen

Niveau zu vermuten. Während die ersten drei Felder eher mittelgrop

5 Zu diesem Zweck wird eine ordinale Rangordnung der fünfzehn Aufgabenfelder - die
staatliche Wcttcrforschung mup mangcls verfügbarcr Daten auper Bctracht blciben -
hinsichtlich beidcr Variablen vorgenommen. Sodann werden beide Variablen in geringe
bzw. hohe Ausprägungen dichotomisiert.

6 Seit 1984 wurden allerdings im Kulturbereich mehrerc Bundesforschungseinrichtungen
gegriindet, so dap dieses Aufgabenfeld inndschen eher dem dtitten Tlpus entspricht.
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sind, sind die letzten beiden klein. In der AuBenpolitik, der Raumplanung
und der Telekommunikation war 1984 jeweils eine Bundesforsehungsein-
richtrrng tätig in der Erderschliepung waren es zwei und im Kulturbereich
fünf Einrichtungen

Das Gröpenwachstum der Gruppe der Bundesforschungseinrichtungen
und die damit einhergehende, sich in Ressortpluralisierr''B und thematischer
Diversifizierung manifestierende Innendifferenzierrng der Gruppe sollen im
folgenden aus zwei Arten von Faktoren erklärt worden. Zum einen haben
immer mehr Bundesministerien einen wachsenden und thematisch vielfältiger
werdenden Bedarf nach der Art von Leistungen entwickelt, wie sie Bundes-
forschungseinrichtungen erbringen können. Zum anderen gab und gibt es

eine administrative und politische Opportunitätsstruktur, die die Etablierung
und Steuerung von Bundesforschungseinrichtungen vergleichsweise einfach
machte.

2.L Die auBerwissenschaftlichen Leistungsbezüge der
B undesforschungseinrichtungen

Geht man zunächst auf die Bedarfsfaktoren ein, so sind drei Aften von
Leistungsbezügen der Bundesforschungseinrichtungen unterscheidbar: Informa-
tionsleistungen für die staatliche Entscheidungsproduktion, Dienstleistungen
für die Klientel des jeweiligen Ressorts und Kontrolleistungen im Vollzug
regulativer Politiken.T

Wissenschaftli che Infotmationsleistungen für die staatliche Enßcheidungs-
produktion können von Ministerien und anderen Ressortbehörden angefor-
dert werden, um ein detaillierteres, umfassenderes und in seinen Kausalitäts-
aussagen zuverlässigeres Wissen über den Ist-Zustand der politisch zu bear-
beitenden Probleme und deren zukünftige Entwicklung sowie Empfeblungen
zur Problembearbeitung zu erhalten. Solche Informationsleistungen erbrin-
gen nicht nur die Bundesforschungseinrichtungen, sondern auch andere For-
schungseinrichtungen oder Kommissionen, die entsprechende Aufträge von
einem Ministerium erhalten. Dap der Bedarf staatlicher Instanzen nach einer
Verwissenschaftlichung ihrer Informationsgrundlagen im*er gröBer geworden
ist, wird generell auf zwei Sachverhalte zurückgeführt (vgl. Friedrich 1970;

Bühl 1974: 255-271; Krüger L975; Uhtzka t979):

7 Diese TWol€" auftrwissenschaftlicher Lcistungsbezüge enbpricht weitgehend einer beiläufig
eingeführten, nicht systematisch genutzten generetlenTlpologie nzentralernicht-ministerieller

Organisationseinheiten' bei Becker (LT18: 170),
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- Zvm einen ist immer wieder festgestellt worden, dap die Komplexität
staatlicher Aufgabenerfüllung durch die Zunahme von staatlich zu bear-
beitenden Problemen und durch erhöhte Anforderungen an die Qualität
der Problembearbeitu"g - etwa im Hinblick auf Folgenberücksichtigung
und Problem6ffizipation - gestiegen ist und wissenschaftliche Informati-
onen eine Hilfe bei der Reduktion dieser Komplexität darstellen. Dies
ist beispielsweise dann der Fall, wenn das DIE im Auftrag des BMZ,
das seine entwicklungspolitische Tätigkeit in einer lesrimmtea Region
der Dritten Welt intensivieren wilt eine Studie über Sozialstrukturen,
politische Stabilität und wirtschaftliche Lage der Region anfertigt (vgl.
Glagow u.a. 1985).

- Wissenschaftliche E:rpertise ist staatlichon Akteuren zum anderen auch
ein wichtiges Unterstützungspotential bei der Durchsetzung eigener
Politikpräferetzel gegenüber anderen Ministerien, dem Parlament, In-
teressenverbänden oder der politischen Öffentlichkeit. So heipt es z.B.
in der Aufgabenbeschreibung des WIII das bezeichnenderweise Anfang
der achtziger Jahre, als die Deutsche Bundespost mit ihrer Politik
bezüglich der neuen KommunikationsmediEn öffentlich immer stärker in
die Kritik geriet, gegribrdet wurde: "Es soll durch eine sachbezogene
Argumentation helfen, die öffentliche Debatte über die Konmunikations-
dienste und die Rolle dor DBP auf eine rationale Basis zu führen" (WIK
1987: 1).

Weder die rein informationelle noch die oft untrennbar damit vermischte
legitimatorische F\rnktion wissenschaftlicher Politikberatung erfordern, wie
boreits gesagt, die Etablierung von eigens darauf ausgerichteten Ressortfor-
schungseinrichtungen. Der betreffende Forschungsbedarf wird sogar überwie-
gend fallweise als Projektaufuag über verschiedene Arten anderer Forschungs-
einrichtungen abgewickelt. Allerdi"gs hat sich der Anteil der Ausgaben für
die Bundesforschungseinrichtungen an den gesamten Finanzmitteln, die den
Sundesministerien zur Forschungsförderung zur Verftigung stohen, in den
letzten beiden Jahrzehnten mehr als verdoppelt. Im Jahr 1963 wurden 812
Mio. DM füLr die gesamte Ressortforschung und davon 136 Mio. DM - koupp
LTVo - flir die Bundesforschungseinrichtungen ausgegeben. 1984 betrugen
die Ausgaben ftir die gesamte polssfoungsfinanzierung der Ressorts 21094

Mio. DM, die Ausgaben für die Bundesforschungseinrichtungen 1528 Mio.
DM.8 Das entspricht einem Anteil von!7Vo. Dio staatliche Entscheidungspro-

8 7-v den Ausgaben des Bundes für die gesamte Forschungsförderung der Ressorts siehe
Bundesbericht Forrchung (1967: 160; 19841 360). Die Ausgaben für die Bundesforschungsein.
richtungen sind der Tabelle 6 (lkpitel 2) entnommen.
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duktion greift also in verstärktem MaBe auf bestimmte Arten von Forschung
zurück, die von anderen Forschungseinrichtungen kaum erbracht werden
können. Mindestens drei Arten solcher Forschung können unterschieden
werden: die observierende Forschung die Forschung zur Festlegung techni-
scher Normen und kurdristige Forschungs- uud Rechercheaufträge.

Die obsentierende Forschung, die für einen Politikbereich "flächendek-
kend Daten sam-elt und auswertet", ist vor allem als "Planungsberatung"
wichtig (vgl. Lundgreen u.a. 19861 185/186,2L6), Raumplanungsdaten, wie
sie die BfLR mit ihrem "System der laufenden Raumbeobachtung" für das
BMBaU sammelt, sind ein Beispiel duäLr (vgl. Strubelt 1983: 194). Das
"Informations- und Dokrr'rentatioussystem lJmweltr', mit dem das UBA
umweltbezogene Daton sammelt und u.a. staatlichen Instanzen für die
F\rndierung umwelpolitischer Entscheidungen verfiigbar macht, ist ein anderes
Beispiel (vgl. UBA 1985: 11-15). Diese Datensammlung beruht sogar zum
gröBton Teil auf der Sekundärngs1rye1frrng anderswo erhobener Daten - etwa
als Kompilierung von Luftverunreinigungsdaten, die die zuständigen Lan-
desstellen ursprünglisfu erhoben haben. Auch das eng mit dem Statistischen
Bundesamt zusa-mEnarbeitende BIB stellt solche Daten - in soinem Fallo
vor allem demographischer Art - verschiedenen staatlichen Instanzen zur
Verfügung. Ftir derartige auf Dauer angelegte und flächendeckende wissen-
schaftliche observierungen bestimmter gosellschaftlicher Probleme bieten
weder die Hochschulforschung noch andere auBeruniversittire Forschungs-
einrichtungen geeignete organisationsstrukturen. Zudem handelt es sich um
wissenschaftlich wenig reputationsträchtige Routineforschung (vgl. Lund-
green u.a. L986: ?A5), die jedoch immer mehr nachgefragt wird, je stärker
die staatliche Entscheidungsproduktion in immer mehr politikbereichen auch
planerischen Charakter gewinnt.

Eine besondere Form der "Planungsberatung" liegt dan" vor, wenn sich
die Ressortforschung auf die planung der Technikentwicklung für staatlich
getragene Infrastrukturbereiche konzentriert. Ein traditionsroiches Beispiel
hierfür ist das Forschungsinstitut beim Ffz dq Deutschen Bundespost, das
aus dem 1888 gegrüurdeten Telegraphen-Ingenieur-Büro des Reichspostam-
tes hervorgegangen ist (vgl. Elias/ Tietz L974; Lundgreen u.a. 1986: lZ2-
L24;wz 1987). Das staatliche Monopol der Bereitstellung einer technischen
Infrastruktur zur Fernkommunikation - zunäcbst Telegraphen-, dann Telephon-
netaverke und mittlerweile noch weitere Netaverke der Telekommunikation -
implizierte, daB die betreffenden staatlichen Instanzen die Enrwicklu"g dieses
tochnischen systcms selbst planen müssen. Zwar kann oin erhoblicher Teil
der dazu nötigen Forschungsaktivitäten den Unternehmen der Zulieferindustrie
überlassen werden. Doch das Erfordernis der Einpassung der von den un-
ternehmen erarbeiteten technologischen Innovationen in das vom staat
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getragene und planerisch weiterentwickelte technische System bedingt zum
einen, dap den Unternehmen ex ante technische Standards vermittelt werden,

an denen sie ihre Forschung ausrichten können. Zum anderen müssen die
Innovationen der Unternehmen dan" ex post daraufhin überprüft werden,

ob sie sich tatsächlich reibungslos in das technische System einfiigen. Beides

setrt bei einem technisch hochkomplexen Sptem wie der Nachrichtenübermitt-
llrng eigene Forschuugen des staatlichen Betreibers voraus. Weitere Beispiele
einer notwendigen wissenschaftlichen Fundierung der Planung staatlicher
Infrastrukturproduktion sind die Forschungen der BASI zum FernstraBenbau

und zur Verkehrssicherheit.
Forschungen wie die des FIZ oder der BASI schliepen zumeist bereits

die Festlegung technischer Norrnen ein. Eine Reiho von Bundesforschungsein-
richtungen widmen sich diesem Tlpus von Forschungsaktivitäten jedoch auch

unabhängig von staatlicher Infrastrukturproduktion. Dies trifft vor allem auf
die FTB zu, deren Hauptaufgabe darin besteht, viele tochnilaegulierende
staatliche Politiken wissenschaftlich zu fundieren. Solche Forschungen zur
technischen Normung haben im übrigen stets einen doppelten auBerwissen-
schaftlichen kistungsbezug: Auf der einen Seite werden dadurch die ent-
sprechenden staatlichen Instanzen bei ihrer Aufgabe unterstützt, über tech-
nische Sicherheitsstandards diejenigen zu schützen, die mit den betreffenden
technischen Artefakten in Bcrührung kommen; auf der andsron Seite sind
technische Normen immsl auch eine - noch zu behandelnde - Dionstleistung
für die gesellschaftliche Klientel, insbesondere die Unternehmen, die zur
Integration verschiedener Technologien auf eine technische Standardisierung
angewiesen sind (vgl. Bolenz 1987). Auf tecbnische Normierungon ausgerichte-

te Forschungen haben zumeist, ebenso wie observierende Forschungen, einen
stark routinisierten Charakter, stellen sozusagen "Fleiparbeiten" dar, mit de-
nen sich wenig wissenschaftliche Reputation erwerben läBt, weshalb nur we-
nige andore Forschungseinrichtungon Interesse daran haben.

Ein weiterer Forschungstypus, filr den sich ressorteigene Forschungskapa-
ntäten anbieten, sind lamfristige Forschungs- und Rechercheuftrlige, wie sie

sich in der staatlichen Entscheidungsproduktion immsl wieder ergeben kön-
nen - bis hin zu Entwürfen für öffentliche Stellungnahmen, Richtlinien oder
Gesetze. Viele Bundesforschungseinrichtungen führen dies in ihrer Aufga-
benbeschreibung auf. So bezeichnot z.B. das WIK einen seiner Tätigkeitsberei-
che: "Erledigung von Sonderaufträgen des BPMU. Dies wird spezifiziert: "Im
einzelnen handelt es sich dabei um Stellungnahmen zu Gutachten Dritter
und um Gutachten zu aktuellen unternehmenspolitischen Fragen" (WIK 1987:

8/9). Hier kommt auch die defensive Funktion wissenschaftlicher Politikbera-
lung deutlich zum Ausdruck. Ein anderes Beispiel bieten die wissenschaftli-
chen Beratungsaufträge, die das BGA fü verschiedeno staatliche Instanzen
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erfüllt. Im Jahr 1985 fielen darunter boispielsweise L994 Sslalungsleistungen
an das BMJFFG oder ?2L7 für verschiedene Landesregierungen (vgl. BGA
1985: 14). Diese Mengenangaben machen deutlich, dap es sich zumeist um
wenig umfangreiche Auftrage handelt. Nur auf weisungsgebundene Ressorfor-
schungseinrichtungen haben die jeweiligen staatlichen Instanzen einen hin-
reichend schnellen Zugrlff, um solche zeitlich d1ängenden Expertisen anfor-
dern zu könnEn.

Eine znveite Art von auBerwissenschaftlichem Leistungsbezug staatlicher
Ressortforschu"g sind bestimmto auf Forschung aufbauonde Dl'enstleistungen

fiir die gesellschafiliche Klientel des jeweiligen Ressorts. Zu diesen Dienstlei-
stungen gehört erstens die generelle Verfügbarmathung und Verbreitung von
wissenschafilichen Informationen, die einem mehr oder weniger breit definier-
ten Kreis gesellschaftlicher Akteure nützlich sein können (vgl. Lundgreen
u.a. 1986: L88/189). So können beispielsweise zahlreiche medizinische Verlaut-
barungen des BGA prin"ipiell für jedes Gesellschaftsmitglied von Interesse
sein. Ahnliches gilt für die Wottervorhersagen dos DWD. Dor Kreis der
prinzipiellen Interessenten an den von einer Bundesforschungseinrichtung
verfügbar gemachten wissenschaftlichen Informationen is1 allsldings oftmals
enger umschrieben als in diesen beiden Beispielen. Dios gilt etwa ftir die
Arbeit der dem BML zugeordneten Bundesforschungseinrichtungen. Den
landwirtschaftlichen Bundesforschungseinrichtungen obliegt es, ihre Frage-
stellungen in hohem MaBe an den Produktionsproblemen der entsprechen-
den Landwirtschaftsaveige und der angelagerten 5rt1iifu'ungsindustrie ausan-
richten und die gewonnenen Erkenntnisse an die Praxis zurückzugeben. So
soll sich z.B. die BfRe mit der Züchtung von Weinreben befassen, die ge-
gen Schädlingsbefall und Krankheiten resistenter sind und sich zu Weinen
von höherer Quaütat verarbeiten lassen. Diese Züchtungen sollen dann den
Weinbauern zur Verbesserung ihrer Produktion verftigbar gemacht werden
(vgl. BfRe 1.985). Ein gutes Beispiel ftir eine flexibel auf die Interessen der
gesellschaftlichen Klientel eingehende Ressortforschung stellten die soge-
nannten "fliegenden Stationen" der Biologischen Reichsanstalt für Land- und
Forstwirtschaft - so die damalige Bezeichnrrng der heutigen BBLF - avischen
L920 und 1940 dar (vgl. Lundgreen u.a. 1986: L08/109). Hierbei handelte
es sich um temporäre Forschergruppen, die aus AnlaB des gehäuften Auftre-
tens eines bestimmten Pflanzenschädlings im jeweiligen Befallsgebiet einge-
richtet wurden. So konnten vor Ort die Ursacheo 6.. 5"6ärllingsbefalls stu,
diert und Gegenmittel e4perimentell erprobt werden. Darauf aufbauend konn-
ten Aufklänrngskamp"gnen zur Ursachenvermeidrrng und zur Bekämpfung
einmal aufgetretonen Schädlingsbefalls durchgeführt werden.

Die auffällige Häufung von Bundesforschungseinrichtungen im Ressort
des BML - immslhin 1d allerdings zumeist kleine, von insgesamt 4tl Einrich-
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tungen - erklärt sich als Kompensation des aufgrund der kleinbetrieblichen
Struktur fehlenden privaten land- und ernährungswirtschaftlichen Forschungs-
potentials: nWeder die Erzeuger noch die verarbeitende Industrie sind in
der Lage, in ausreichendem MaBe Forschung zu betreiben" (Lundgreen u.a.

L986: 209). Diese kompensatorische Funktion staatlicher Ressortforschung
hat im land-und erntihrungswirtschaftlichen Sektor des Wirtschaftssystems
oine lange Tradition.e

Eine besondere Form institutioneller Dienstleistungen staatlicher Ressort-
forschung ftir die gesellschaftliche Klientel besteht in der Bereitstellung
von wissenschaftlichen Spezialbibliotheken und Dokumentationszentren. Ein
Beispiel hierfür ist das DIMDI, das eine allen Akteuren des Gesundheitswe-
sens zugänglisfus 6sdizinische Datenbank aufgebaut hat. Die Besonderheit
des DIMDI unter den Bundesforschungseinrichtungen besteht darin, daB
diese Forschungsdienstleistung seine einzige Aufgabe darstellt, während sie

sonst mit anderen Aufgaben verkoppelt ist. Dies gilt etrva für die Dokumenta-
tions- und Informationsstelle der BAW zu allen technischen Fragen des
Wasserbaus (vgl. BAW 1986).

Bereits angesprochen wurde eine aneite Art von Dienstleistungen der
Ressortforschung für die gesellschaftliche Klientst die wissenschafiliche
Fundierung der staatlichen Fotmulierung technischer Normen, die ftir eine
Standardisierung und Kompatibilisierung von Technologien unabdingbar ist.
Bereits die in Kapitel3 geschilderte Gründung der Physikalisch-Technischen
Reichsanstalt (PTR) zeigse, wie wichtig don damaligen Unternehmen, vor
allem in der Elektroindustrie, diese Dienstleistung war. Dieses wirtschaftliche
Interesse ist mit zunehmender Komplexität und Vernetzung von Technologien
bis heute nur noch stärker geworden. So wurde etwa Mitte der sechziger
Jahre "auf Anregung der deutschen Industrie" ein Laboratorium für Vakuum-
physik in der PTB entrpickelt. Denn: "Voraussetzung ... bei der Vermarktung
vakuumtechnischer Anlagen ist eine hochentwickelte Meptechnik, die auf
einer international anerkannten einheitlichen Einheiten-Basis beruhen muB"
(Vakuum-Technik 35, 1986: 89).

Eiae dritte Art von pispgtlgistrrngen der Ressortforschung ftir die betref-
fende Klientel ist das Angebot von Einzelberatungen (vgl. Lundgreen u.a.
L986: 190/191). So gehört es beispielsweise zu den Aufgaben der BGR,
Unternehmen in geowissenschaftlichen und rohstoffir,irtschaftlichen Fragen
zu beraten. Auch die meisten landwirtschaftlichen Bundesforschungseinrichtun-

9 Siehc die historische Beschrcibung bci Tornow (1955), der diesen Gesichtspunkt bei
zahlreichcn Institutsgründungen anspricht.
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gen oder der DWD bieten entsprechende Beratungsleistungen für einzelne
Interessenten an.

Einen gewissen Sonderfall im Hinblick auf Dienstleistungen für die
gesellschaftliche Klientel eines Ressorts stellt das DIE dat (vgl. Glagow u.a.
1985). Im DIE erhalten Hochschulabsolventen erne spezialisiefte Zasatzausbil-
dunghtr konzeptionelle und planerische Tätigkeiten in entrvicklungspolitischen
Institutionen. Diese Institutionen sind zum Teil die gesellschaftliche Klientel
des BMZ - etwa die kirchlichen Entwicklungsorganisationen. Zum gröperen
Teil sind es jedoch die administrativen Durchführungsorganisationen des
BMZ, also zum Ressort gehörende Einrichtungen, die die Absolventen des
DIE rekrutieren. Hier ist, was sich aus der Struktur deutscher Entwicklungs-
politik ergibt, eine Trennung apischen ressortzugehörigen Institutionen und
gesellschaftlicher Klientel karr- noch möglich.

Diese verschiedenen Arten von Dienstleistungen der Bundesforschungs-
einrichtu'gen f[ir die gesellschaftliche Klientel des Ressorts werden nur in
geringem Mape durch andere Arten von Forschungseinrichtungen abgedeckt.
Zwar arbeiten z.B. viele agrarwissenschaftliche Hochschulinstitute in starkem
MaBe anwendungs- und auch dienstleistungsorientiert; auch in der MPG
gab es bis vor einigen Jahren solche agrarwissenschaftlichen Institute. Doch
selbst im Landwirtschaftsbereich reichte die auf diese Weise von den For-
schern selbst ausgehende Dienstleistungsorientierung nicht aus, so daB schon
sehr früh auch staatliche Ressortforschungseinrichtungen gegründet wurden.
In den meisten Forschungsgebieten der Hochschulen und der MPG wird
in der Regel nichtjene Art von anwendungsbezogener Forschung betrieben,
aus der heraus überhaupt mehr als punktuelle, zufällige Dienstleistungs-
angebote für gesellschaftliche Nutzer erwachsen könnten; und selbst wenn
anwendungsbezogen geforscht wird, fügten sich Dienstleistungsfunktionen
der genannten Art jedenfalls nicht bruchlos in die historisch gewachsene
und legitimierte Identität dieser Arten von Forschungseinrichtungen.lo Allen-
falls die FhG und o"osldings einige Gropforschungseinrichtrrngen bieten in

1.0 Das Max-Planck-Institut für Kohlenforschung ist eines der wenigen Institute der MPG,
die ve4gleichbare Dienstleistungen für bestimmte Wirtschaftsbranchen erüringen. Bezeichnen-
derweise wurde es - ebenso wie die anderen einschlägigen Institute der MpG - jedoch
zu einem sehr frühen Zeitpunkt gegründet, als die damalige Kaiser-Wilhetm-Geseltschaft
noch nichtjene Domänenspezialisierungaufanwendungsferne Grundtagenforschungerreicht
hatte, die die heutige MPG auszeichnet. Betrachtet man die Grtindungskonstell;tion des
Max-Planck-Instituts für Kohlenforschung (vgl. Rasch 198?), wird schnell klar, daB eine
solche enge Abstimmung wissenschaftlicher mit wirtschaftlichen Interessen heute in der
MPG nicht mehr möglich wäre.
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besclnänktem Mape vergleichbare wissenschaftlich-technische Dienstleistungen

an.
Ein dritter auBerwissenschaftlicher Leistungsbezug staatlicher Ressortfor-

schung besteht rn Kontrollaufgaben beim Vollzug regulativer Politiken des
jeweiligen Ressorts (vgl. LundgroeD u.a. L986: L92-204). Durch technisch-
wissenschaftliche Prüfungs-, Zulassungs- und Uberwachungsleistungen können
Bundesforschungseinrichtungen in die Kontrolle gesellschaftlicher Akteure
bezüglich deren Einhaltung rechtlich normierter Richtrperte für die Gestaltung
bestimmter technischer Verfahren und Produkte einbezogen werden. Diese
Funktion der Kontrolle der gesellschaftlichen Klientel schliept direkt an die
Forschungsaktivitäten der betreffenden Bundesforschungseinrichtungen an -

insbesondere an diejenigen Forschungen, die zur Festlegung technischer

Normen ftihren. Mit zunehmender Komplexität der vor allem im Wirtschafts-
system eingesetzten Technologien kann eine kompetente Kontrolle der Ein-
haltung technischer Normen in immer stärkerem MaBe nur noch durch
wissenschaftlich fundierte und apparativ aufivendige Beobachtungsverfahren
geleistet werden. Ein Beispiel ist die Zulassung der Bauart von Druckbeh?il'
tern oder der Verpackungen gefährlicher Güter durch die BAM. Ein anderes
Beispiel ist die Prüfung nautischer Instrumente im Schiffsbetrieb durch das

DHI. Ein Beispiel, das den Umfang solcher Prtifaktivitäten deutlich machen

kann, ist die Tatsache, daB die PTB im Bereich der "explosionsgeschützten
elektrischen Betriebsmittel" währond der letzten vier Jahrzehnte mehr als

70.000 Prüfzertifikato vergeben hat (vgl. Dreier/ Gehm 1987: 401).
Diese Vollzugsfunktionen der Bundesforschungseinrichtungen sind ersicht-

lich in noch stärkerem Mape als die wissenschaftlichen Dienstleistungsan-
gebote nicht durch andere Arten von Forschungseinrichtungen zu erbringen.
Die Erfüllung dieses Leistungsbezugs setzt hoheitliche Befugnisse voraus,
die Hochschulen oder Max-Planck-Institute nicht besitzen. Prinzipiell könnte
man solchs Forschungseinrichtungen avar durch ein ontsprechendes Gosetz
da-it beleihen, so wie man beispielsweise die Verkehrssicherheitsprüfungen
von Fahrzeugen an die Technischen Überwachungsvereine delegiert. Eine
derartige Involvierung in politische Regulierungsaktivitäten würde jedoch dem
Selbstverstlind"is der Hochschulen und der MPG völlig zuwiderlaufen. Auch
dieser Leistungsbezug ist also eine Begründung für die Etablierung von Bun-
dssfelsc,furrngseinrichtungen als besonderem T]pus auBeruniversitärer For-
schung.

Teilweise problematisch bleibt im föderalen System der Bundesrepublik
allerdings die Zuordnung derartiger Vollzugsaufgaben zu Einrichtungen auf
Bundesebene. Denn üblicherweise gilt das Pfinzip, daB die Bundesministerien
keinen eigenen Verwaltungsapparat für Vollzugsaufgaben haben, sondern

dies von den jeweiligen Landesverwaltungen erledigt wird. Wenn nun Bundes'
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forschungseinrichtungen mit vollzugsaufgaben betraut werden, ergeben sich
daraus oft Konflikte mit Einrichtungen auf Landesebene. Dies galt beispiels-
weise lange zeitfür das Verhältnis zwischen der BAM und den Materialprü-
fungsämtern der Bundesländer (vgl. Ruske L97l: 377-392). Hier wurdJ die
Lösung gefunden, dap der BAM solche Kontrollaufgaben vorbehalten blei-
ben, für die die technischen Kapazitäten der Materialprüfungqämter auf
Landesebene qualitativ nicht ausreichen. Ähnüche Konfliktbereinigungen gab
es auch in anderen Fällen.

Damit sind drei Typen von auBerwissenschaftlichen Leistungsbezügen
dargestellt, die als "demand pull" die Differenzierung und das wachstum
der Bundesforschungseinrichtungen vorangetrieben haben. Neun der 48
Efuu'icht,rngen sind nllsldings rcine Forschungseinrichtungen ohne jegtichen
auBenvissenschaftlichen Leistungsbezug. Folgt man der oinleitend zitierten
offiziellen umschreibung des Tlpus der Bundesforschungseinrichtungen, stel-
len diese Einrichtungen Anomalien dar. Denn in diesen Fällen betreiben
die betreffonden Bundesressorts institutionelle Forschungsförderung ohne
Bezug zu Ressortaufgaben. Der Hauptgrund dafür ist stets gewesen, solche
po.sshungseinlichtungen institutionell zu fördern, ftir die aus jeweils unter-
schiedlichen Gründen eine andere Trägerschaft schwierig oder gar nicht
realisierbar war.lr Bereits im Jahr 1874 übernahm das Reic[ z.B. diä trager-
schaft fiir das ursprüurglich auf Privatinitiative gegründete und bereits lÄge
Jahre von Preupen geförderte DAI, 'm dessen Ausbau besser fördern und
auf eine institutionell abgesicherte Basis stellen zu können (vgl. DAr 19g3:
9). Legitimiert wurde dieser Schritt, da man bei archäologischer Forschung
kaum auf auperwissenschaftlicho Leistungsbezüge verweisen konnte, durch
die auBenpolitische - also: zentralstaatlich zuzuordnende - Relevanz von
Forschungen in fremden Ländern. Dieses Argument ist seitdem bei verschie-
denen mittlerweile existierenden Instituten, deren Forschungsgegenstände
andere Läinder sind, immer wieder verwendet worden: auBer bäim bAI auch
beim KHI, beim DHI London, beim DHI paris, beim DHI Rom, beim DHI
washington, beim oI Beirut und beim DIJ. Die Forschungsaktivitäten dieser
Institute ähneln eher denen von Instituten der MpG. Ein besonderer Fall
unter diesen Anomalien ist die BAH. sie wurde i.970 aus der BfFi ausgeglie-
dert und auf grundlagenorientierte Meeresforschrrng ohne ausgeprägte
auperwissenschaftliche Leistungsbezüge ausgerichtet. Institutionell wuräe die
BAH weiterhin als - nun selbständige - Bundesforschungseinrichtung geführt

11 Es handelt sich bei der Zuordnung dieser Institute zu den Bundesforschungseinrichtungen
also nicht blop, wie etwa schefold (1985: z) annimmt, um historische zirattgteitenl
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und wechsElte die Zuordnung vom BML zum BMBW, dem Vorläufer des

heutigen BMFT.
Sieht man von diesen Bundesforschungseinrichtungen ohne ausgeprägten

auperwissenschaftlichen Leistungsbezug ab, so erbringen von den übrigen
39 Einrichtungen 36 Informationsleistungen ftir die politische Entscheidungs-

produktion, 32 Dienstleistungen füLr die Klientel des jeweiligen Ressorts und
11 Kontrolleistungen beim Vollzug regulativer Politiken.rz Während also
jeweils eine grope Mehrheit der in Frage kommenden Einrichtungen die
ersten beiden Leistungsbezüge ausgebildet haben, ist der dritte Leistungsbe-

zug nur bei einer Minderhoit der Einrichtungen gogeben. Im einzelnen unter-
scheiden sich die verschiedenen Bundesforschungseinrichtungen somit erheblich
danach, welche auperwissenschaftlichenLeistungsbezüge sio aufüeisen (siehe

Abbildung 8). 11 der 39 Einrichtungen mit auperwissenschaftlichen Leistungs-
bezügen weisen nur einen einzigen Leistungsbezug auf - mit nur einer Aus-
nahme den der Informationsleistungen fih die staatliche Entscheiduugspro-
duktion; 21 Einrichtungen haben anrei I-eistungsbezüge ausgebildet - davon
t7 dre Kombination von Informationsleistungen für die staatliche Entschei.
dungsproduktion und Dienstleistungen für die gesellschaftliche Klientel; sie-

ben Einrichtungen widmen sich schlieplich allen drei auBerwissenschaftlichen
Leistungsbezügen.13

12 Die hier und im folgenden zugrundegelegte Zuordnung aupenrissenschaftlicher t*istungs-
bezäge zv den einzelnen Bundesfonchungseinrichtungen stützt sich auf eine Auswettung
der Aufgabenbeschreibungen der Einrichtungen in ihren Selbstdarstellungen sowie im
Bundcsbcricht Forschung (19M: 300-332).

13 Bei den Kombinationen von l-cistungsbezügen ist auf der Grundlagc derverfügbaren Daten
und ohne nähcre Einzelprüfung kaum auszumachen, welchc Gewichtung iedem der
I-eistungsbezüge zukommt.
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Abbildung 8: Leistungsbezüge der 1988 exlstlorenden Bundesforsohungselnrlchtungen
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2.2 Die politisch-xdminis,flxlive Opportunitätsstruktur der
B undesforschungseinrichtungen

Die verschiedenen auperwissenschaftlichen laislrrngsbezüge schufen also in
unterschiedlichem MaBe einen Nachfragedruck hinsichtlich der Schaffrrng
ressorteigenq golssftrrngseiü'ichtrrngon. DaB dieser Bedarf auch befriedigt
werden konnte, sslzts allsldings weiterhin eine dafiir gtinstige administrative
und politische OpportunitdtsstruHur voraus. Diese war und ist vor allem
dadurch gegeben, daB die Befugnis des Bundes, ressorteigen" pelssfurrngsein-

richtungen zu schaffen, von seiten der Bundesländer nie bestritten wurde.
Die Etablierung von Bundesforschungseinrichtungen blieb auperhalb der
föderalen Politilverflegfolrng von Bund und Ländern. Wie wichtig dies war
und ist, hat die Betrachtung der anderen Gruppen staatlich finanzierter
auBeruniversitärer Forschungseinrichtungen, die allesamt Gegenstand und
dabei oft genug Opfer dieser Politikverflechtung gewesen sind und noch sind,
gezeigt.

Selbst in den ersten Jahren der Bundesrepublik, als die Bundesländer
bestrebt waren, die forschungspolitischen Kompetenzen möglichst weitgehend
auf sich zu konzentrieren, blieb die Ressortforschrng des Bundes von diesem
Monopolisierungsinteresse aruigenommen.Im "Königsteiner Staatsabkommen"
von 1949 formulierten die Länder 2u,rü' rrnmiBverständlich gleich im ersten

DHI

F

BAVI. BlE, BfFe, BIFH.
BFi, BlFl, 81fi, ItoP.
BlMi, 8firL, 8mc. 8lse,
DIE, DIMDI, FAL, U8A, IADi

8f0, 8fLR, BGR, Bl8, Blolt,
FGAN, m, FWC, hA, WK
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Satz: "Die Länder der Bundesrepublik Deutschland betrachten die Förderung
der wissenschaftlichen Forschung grundsätzlich als eine A.ufgabe der Län-
der."r4 Wenige Sätze später hieB es jedoch:

Haushaltsmittel der Bundesrepublik Deutschland sind nur ftir Forschungseinrichtungen
mit ausgesprochen behördlichem Charakter und mit einem Aufgabenbereich für die

Oesamtheit der Länder in Anspruch zu nehmen oder für ZwecKorschungseinrichtun-
gen, die ausschlieBlich oder überr*'iegend im Dienst einer zentralen Verwaltung stehen.

Damit war dem Bund das Recht zur Schaffung von Bundesforschungsein-
richtungen angestanden. Die Länder muBten in dieser Hinsicht die Faktizität
dessen, was seit dem Kaiserreich an zentralstaatlichen Ressorff6lssfuungsein-
richtungen aufgebaut worden war, anerkennen. Hatte es bei der Gründung
der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt im Jah 1887 noch erheblichen
verfassungsrechtlichen Widerstand der Bundesstaaten gegen das Vorhaben
des Reiches, eine zontralstaatlich getragene Forschungseinrichtungzu etablie-
ren, gegeben (vgl. Welz 1988: 651ffi), so war seitdem die Schafftrng von
eigenen Ressortforschungseinrichtungen trotz Kulturhoheit der Länder ein
unbestreitbares Recht des Zentralstaates geworden. Die mapgebliche inhalt-
liche Argumentationsfigur, mittels derer dieses forschungspolitische Recht
des Zentralstaates bcgründet wurde, läuft darauf hinaus, die Ressortfor-
schung im allgemeinen und die Blsflislung von Ressortforschungseinrichtun-
gen im besonderen nicht als Kulturförderung sondern als wissenschaftliche
Unterstützung der staatlichen Aufgabenerledigung zu dsklarierqr - spezifiziert
in den dargestellten drei auBerwissenschaftlichen Leistungsbezügen.

Die Schaffung von Bundesforschungseinrichtungen bedarf also weder der
oftmals schwierigen Abstimmung mit den Bundesländern und mit den
Trägereinrichtungen der auperuniversitären Forschung noch gibt es einen
hohen Abstimmungsbedarf auf Bundesebene. Die Gribrdung einer Bundesfor-
schungseinrichtung ist keine Entscheidung; zu der das beheffende Ministerium
die Zustimmung anderer Ressorts' mit Ausnahme des Bundesminislsliums
der Finanzen hinsichtlich des Haushaltsplans der betreffenden Einrichtung -
benötigt. Die Mehrzahl der Bundesforschungseinrichtungen sind nicht-rechts-
fähige Bundesanstalten. Ihre Etablierung durch ein Ministerium ist - im
Unterschied zur Etablicrung von Bundesoberbehörden - als Gründungsakt
auch nicht parlamentarisch zustimmungspflichtig, sieht man wiederum von
der Zustimmungspflichtigkeit der Haushaltsmittel des Ressorts für die be-
treffende Einricht'rng ab (vgl. Becker L9782 1531L54). Die Behördenform
ist zumeist nur dann gewäihlt worden, wenn eine Bundesforschungseinrichtung

14 Zur Genesc des Abkommens und sciner forschungqpolitischen Bedcutung siehe ausführlich
die Kapitel 4 und 5.
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Kontrolleistungen beim Vollzug regulativer Politiken erbringen soll und dafür
hoheitliche Befugnisse benötigt.

Differenzierung und Wachstum der Bundesforschungseinrichtungen voll-
zogen sich in dieser Opportunitätsstruktur als dezental, nämlich im Rahmen
der einzelnen Ressorts politisch gesteuerte Entwicklung.Im Rahmen des oft
konstatierten und durch Artikel 65, Satz 2, des Grundgesetzes normativ
gedeckten "Ressortegoismus" haben je besondere Determinanten einer
Pluralität von Bundesressorts fsstimmf, wann und wo eine neue Einrichtung
geschaffen worden ist und wie das Wachstum und die Aufgabenentrvicklung
bestehender Einrichtungen verlaufen sind. Es gab und gibt keine ressort-
übergreifenden Planungen oder Entscheidungen bozüglich der Bundesfor-
schungseinrichtungen.rs Dementsprechend stellt diese Gruppe von Forschuogs-
einrichtu"gen, anders als etwa die MPG oder die FhG, nur eine aggregierte
Beobachterkategorie dar.18 Weder gibt es ein institutionalisisllss dichtes
Netzwerk dauerhafter sozialer Beziehungen apischen allen diesen Einrichtun-
gen, noch verftigen sie über eine kollektive Handlungsfähigkeit. Das Fehlen
von Strukturen einer kollektiven Interessenvertretung erhöht, etwa im Ver-
gleich zur MPG, nochmals die Verfügbarkeit der einzolnon Bundesforschungs-
einrichtungen für ihr jeweiliges Minislslium und dessen politische Interessen.
Die politisch" 5lsuslrlng der Bundesforschungseinrichtungen kommt so einem
"divide et impera" gleich, ohne daB dies jemals als Strategie hätte verfolgt
werden müssen. Die Ressortautonomie lieB keine andere Wahl.

15 Seit Mittc der siebziger Jahre wird zwar von eincr stärkeren Koordinierung der Rcssortfor-
schung gespncchen, was sich jedoch, trotz eines mittlerweile bestehenden interministeriellen
Ausschusscs zur Rcssortforschung, auf cine blope wechsclseitige Informationwermittlung
beschränkt (ygl. Bundesbericht Forschung t975: 22; l!79t ?/l).

16 Allerdings nicht blop einc analytische Kategorie wissenschaftlicher Beobachtung. Bereits
im ersten iBundesbericht Forrchung" von 1965 wird die Kategorie der "Bundesfoschungsan-
stalten" aufgeführt (vgl. Bundesbericht Forschung 1965: 31-33). Seit den fünfziger Jahrcn
führte das periodisch vom Stifteryerband herausgegebene, halboffizielle iVademecum

deutscher [.ehr- und Forschungpstättenn die l(ategorie der forschcnd tätigen "Bundesanstattenn
auf (vgl. Vademecum 1954t 36), Der Wissenschaftsrat hatte 1965 noch in der Kategorie
"Staatsinstituten Bundesforschungseinrichtungen und andere staatlich finanzierte Forschungs-
einrichtungen vermengt, allerdings im statistischen Teil seinet Darstellung dann doch
'Fonchungseinrichtungen des Bundesn gesondert aufgeführt (v$, Wissenschaftsrat 1965
Bd. 1,t 3641i Bd. 3: 14-17).
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2,3 Die Domäne der Bundesforschungseinrichtungen

Resümiert man den dargestellten Wachstums- und Differeuielungsprozep
dieser Gruppe von staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschungseinrich-

tungen, so ist vor allem hervorzuheben, daB die Bundesforschungseinrichtun-
gen als Gruppe seit langem - länger als eine der anderen Gruppen auperuni-
versitärer Forschungseinrichtungen - über ein abgesichertes Domdnmsegment
innerhalb der zentralstaatlichen Ressortforsc'hung verfügen. Die folgende
Übersicht führt diese Domäne als Gesamtheit und den Stellenwert der
Bundesforschungseiffichbtngen darin vor Augen:

ÜOerst*rt 9: Dle Bundeslorschungselnrlchtungon lnnerhalb der zentralstaatllchen
Ressortforschung

Man erkennt zunächst, daB die betreffenden Bundesministerien als Res-
sortforschung nicht nur solche Forschungen finanzieren, die tatsächlich
u""'ittelbare LeistungsbenigentRessortaufgaben aufipeisen. Darüber hinzug

fördern die Ministerien auch - in quantitativ schwer einschätzbarem Mape -
von solchen Anwendungsb ezügen freie Forschungen: teils über Projektmittel,
teils über institutionelle Zuwendungen. Ein Teil der Bundesforschungsein-
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richtungen - diejenigen, die oben als besondere Fälle dargestellt wurden -
fällt unter diese Art von Förderung. Die Ressortforschung im engeren ginns,
also auf die genannten drei I*istungsbezüge ausgerichtete, von Bundesministe-
rien finanzierte Forschung, wird auBer über die Bundesforschungseinrichtun-
gen noch auf avei andere Weisen institutionalisiert:

- Der überuiegende Teil der Ressorforschungsmittel geht in Prqiektauffräge
an verschiedene Arten von staatlichen oder privaten Forschungseinrich-
tungen: vor allem an Hochschulen, MPG, FhG, Gropforschungseinrichtun-
gen und kommerzielle Forschungsinstitute. Unter diesen Forsc,hungseinric;h-
gtngen gibt es einige, die in sehr hohem MaBe und auf längere Sicht
i"l-er wiodEr Projekte für ein bestimmtes Ressort bearbeiten - etwa be-
stimmte Hochschulinstitute für das BMV.

- Weiterhin gibt es einige Forschungseinrichtungen, die den Charakter von
Quasi-Ressortforschungseinrichtungen des Bundes aufiveisen: also formal
keine Bundesforschungseinrichtungen sind, aber faktisch in hohom MaBe
oder sogar ausschlieBlich für bestimmte Bundesressorts arbeiten und von
diesen zumindest teilweise institutionell finanziert werden. Hierzu gehören
vor allem die Wirtschaftsforschungsinstitute der "Blauen Liste" (siehe
Kapitel 5), die über regelmäBige und umfangreiche projektaufträge in
die Ressortforschu'g des BMWi eingegliedert sind, sowie sechs Institute
der FhG, die Ressortforschu"g fiir das BMVg betreiben (siehe Kapitel
6).

Die Buldesforschungseinrichtungen, soweit sie Ressortforschung in
engeren ginns SeFeiben, besitzen damit in diesem Sinne keineswegs ein
Domänenmonopol. wohl aber ist ihr segment der Ressortforschungsdomäne
nicht nur stabilisiert, sondern auch, wie die letzten avei Jahrzehnte gezergt
haben, in gewissem Mape ausbaufähig. Die Gesichertheit des Domänenseg-
ments der Bundesforschungseinrichtungen beruht auf avei Arten von Voraus-
setzungen. Die eine ist die, dap keine anderen pslssfiungseinrichtungen -
insbesondere solche, die über Forschungsaufträge in die Ressortforschung
involviert sind - gröBere Ansprüche auf dieses Domänensegment erheben
und zuungunsten der bestehenden Bundesforschungseinrichtungen durchset-
zen. Die anderE voraussetzung besteht darin, dap die relevanten Ministe-
rien an diesem Domänensegment festhalten, also nicht einen immer gröBeren
Anteil ihrer Ressordorschung in Aufuagsforschung überftihren. Beide voraus-
setzungen waren im betrachteten Zeitraum erfüllt.

DaB kaum andere Forschungseinrichtungen als konkurrierende Anbieter
in das D omänensegment der Bundesforschungseinrichtu"gen eingedrungen
sind, hat vermutlich drei Gründe. Erstens war und ist der Tlpus der haupt-
sächlich von diesen geleisteten Forschungen wohl hinreichend unattraktiv
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für viele andere Arten von Forschungseinrichtungen. Zweitens waren und

sind nur wenige andere ForschungSeinrichtungen in einer solch prekären

Finnnz"qituation, dap der Status einer Ressortforschungseinrichtung in dieser

Hinsicht für sie attraktiv gewesen wäre. Drittens schlieplichwären von diesen

aus Ressourcengründen interessierten Forschungseinrichtungen nur wenige

befähigt gewesen, diesen Tlpus von Forschungatr eigenen Existenzsicherung

zu leisten.
Die wissenschaftliche Unattraktivität dessen, was die Bundesforschungsein-

richtungen bearbeiten, erklärt sich daraus, daB es sich dabei in hohem MaBe

um Routineforschung handelt (vgl. Lundgreen u.a. 1986: 245-217), die darüber
hinaus fast immer mit forschungsfremden oder zumindest wenig forschungsin-

tensiven Tätigkeiten verknüpft ist. So beinhalten wissenschaftliche Informati-
onsleistungen ftlr die staatliche Entscheidungsproduktion einen nicht unerhebli-

chon Antoil von politischor Überzeugungsarbeit - sei os, um don staatlichen

Auftraggebern bestimmte Daten oder Empfehlungen zu vermitteln, oder um
damit in politischen Auseinandersetzungen Öffentlichkeitsarbeit fär die
Aufuaggeber zu betreiben. Wissenschaftliche Dienstleistungen fiir die Klientel
des Ressorts bestehen ebenfalls zu einem erheblichen Teil aus Aufklärungs'
kampagrren; die gemäp diesem Leistungsbezug erbrachten ls1a1ungs- und
Prüfleistungen erschöpfen sich häufig in technischen Routinen. Das gleiche

gilt für viele Kontrollsisfungen beim Vollzug regulativer Politiken. In den
Ergebnissen einer Befragung aus dem Jahr 1980, die die Selbsteinschätzung

von staatlichen Forschungseinrichtungen, überwiegend Ressortforschungsein-
richtungen des Bundes und der Länder, erhoben hat, verorteten sichjeweils
mehr als die Hälfte der Einrichtungen so, daB der Forschungsanteil ihrer
Tätigkeit unter 50Vo und der Anteil sonstiger Tätigkeiten rlbar SOVo lieg|
(vgl. Lundgreen u.a. t986: 2L7 -219, 228, 23iDI23.D. Dieser Selbsteinschätzung
entspricht, dap die Forschungsberichterstattung des BMFT nur einen Teil
der Ausgaben der Bundesforschungseinrichhrngen als F&E-Ausgabea im
engeren Sinne deklarierh nämlich knapp 60Vo,17 Höchstens an'ei Drittel
der Aktivitäten einor Bundesforschungseinrichtung gelten somit im Durch-
schnitt als wissenschaftliche Forschung während die übrigen Aktivitäten da-
mit oft untrennbar verbundene, aber unterscheidbare andere Aktivitäten sind.
Die diesem Forschungstlpus inhärenten engen strukturellen Grenzen autono-
mer Entfaltung wissenschaftlicher Forschung sind nahezu das polare Gegen-

77 Bigene Berechnung auf dcr Basis von Datcn in Bundesbericht Fotschung (1988: 362ß63),

Dem liegtdieAbgrenzungdcr OBCD*Statistikzn'ischen nWissenschaftsausgaben" und iF&E-

Ausgabeni zugnrnde, c/obei e$ter€ lhtegorie ncben wissenschaftlichcr Forschung im engercn

Sinne auch wissenschaftlichc Lehre, Dienstleistungen u.ä. einbczieht (vgl. Bundesbcricht
Forschung 1988: 97).
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stück zur weitgehenden Autonomie der Forschung an Hochschulen, in der
MPG oder in vielen Bund-Uinder-Instituten. Auch die GroBforschungseindch-
tungen unterliegen nicht solchen Restriktionen theorieorientierter Forschungs-
arbeit. Selbst die Auflragsforschung der FhG für Unternehmen oder Behörden
hat in erheblich geringerem Mape den Charakter der mit forschungsfremden
Tätigkeiten durchsetzten Routineforschung.

Das von den Bundesforschungseinrichtungen besetzte Sogment der Res-
sortforschung kann für andere Arten vou Forschungseinrichtungen nur auf-
grund der dort vorhandenen Chancen der längerfristigen Bestandssicherung
interessant werden. Das war etwa der Fall, als sich die FhG in der aleiten
Hälfte der fünfzigor Jahre in einer Situation akuter Exislsnzgefährdung befand
und einen ihrer Rettungsanker darin sah, sich dem BMVg das Einrichtungen
zur Abwicklung seiner Ressortforschung suchte, anzubieten (siehe Kapitel
6). Dies war allerdings der ennge Fall nach 1945, in dem eine solche
Strategie gelang - wohl nicht zufällig in einem gerade neugegrü,ndeten
Ressort. Bemerkenswerterweise gibt es zumindest nach 1945 kein Beispiel
daftir, dap ein von Aufträgen abhängiges Forschungsinstitut . wozu neben
kommerziellen Instituten auch die ausschliepüch durch Drittmittel finanzier-
ten Institute an Hochschulen zählen - in oine Bundesforschungseinrichtung
umgewandelt worden ist. Gerade auf seiten solcher Institute kenn aufgrund
ihren häufig prokären lilngerfristigen Bostandssicherung ein gewisses Interos-
se arn Status einer institutionell finanzierten Bundesforschungseinrichtung
unterstellt werden. Neben diversen organisatorischen und personellen Schwie-
rigkeiten, die eine solche Umwandlung möglicherweiso mit sich brächte,
so daB sowohl das Institut als auch das jeweilige Ministerium dann doch
davon abkommen, könnte es auch sein, daB diese Institute historisch zu spät
gekommen sind. In gröperer Zabl $bt es sie vermutlich erst in den letzten
zwei Jahrzehnten, als der Bestand an Bundesforschungseinrichtungen bereits
weitgehend konsolidiert war, so daB es kau", noch Chancen gab, hinzuzusto-

Fen.
Betrachtet man, um zur aveiten der genannten Voraussetzungen der

Domänenabsicherung zu kommen, das Domänensegment der Bundesfor-
schungseinrichtungen aua umgekehrt aus der Sicht der jeweiligen Ministe-
rien, so ist deren Festhalten an solchen weisungsgebundenen Einrichtungen
vor allem aus Steuerungserwägungen opportun. Die Weisungsgebundenheit
derBundesforschungseinrichtungenbietet denMinisterienSteuerungsmöglich-
koiten, wie sie gegenüber anderen Forschungseinrichtungen, die in Form
ressortbezogener Projektaufträge nur über Anreize steuerbar sind, nicht
gegeben sind. Gerade der kurdristige Forschungs- und Recherchebedarf,
mit dem sich Ministerien an ihre Bundesfolssfurrngseinrichtungen wenden,
wäre, wie bereits angesprochen, in Form von Projektausschreibungen und



32/l Bu n d es forsc h u ngs e i n tich t u ngc n

-aufträgen nicht zu realisieren.rs Weiterhin erfordern viele längerfristig
angelegte Leistungserwartungen der Ministerien das Vorhandensein einer
dafür auf Dauer verlä$ich verfiigbaren organisatorischen Gelegenheitsstrukhu,

die nur durch eine institutionelle Förderrtng gewtihrleistet werdon ka"n. So

wilrden Forschungseinrichtungen, die irnmer nur über Projektaufträge und
damit längerfristig stets ungesichert für ein Ministerium arbeiten, weder ihre
personelle noch ihre apparative Ausstattung so ausbauen, dap diese den

brfordernisson kontinuieilicher observierender Forschung und Überwachung
oder technisch voraussetzungsvoller Festlegung von Normen und Prüfung
von Normbefolgung gerecht werden. Insgesamt stellt sich somit das Verhtiltnis
von Ressortforschung durch Bundesforschungsoinrichtungen auf der einen

und Ressordorsc,hung über Projektaufurige an andEre Forschungseinrichtungen

auf der anderen Seite so dar, dap das Leistungsspektrum beider Tlpen der
Ressortforschung zwar ein breitos Überschneidungsfeld aufweist, beide Tlpen
jedoch auch I-eistungsanforderungen bedienen, für die der jeweils andere
Tlp nicht geeignet wäre. Partielle Substituierbarkeit geht mit partieller
Komplementarität einher.

Somit bietet ihr Domänensegment den Bundesgqmshrngrseinrichtungen
im deutschen Forschungssystem eine ökologische Nische im Vindschatten"
der - wie die vorausgegangenen Kapitel gezeigt haben - mitunter sehr
heftigen Domänenauseinandersetzungen zwischen anderen Gruppen von
Forschungseinrichtungen. Von diesen Auseinandersetzungen sind die Bun-
desforschungseinrichtungen im Grunde völlig unberührt geblieben. Damit
fallen bei ihnen Domänonauseinandersetzungen mit anderen Arten von
Forschungseinrichtungen auch als Triebkraft strukturverändernder Dpani-
kon weg. Solche Dpamiken werden in dieser Gruppe staatlich finanzierter
auperuniversitärer Forschungseinrichtungen vielmehr durch die sozialen
Beziehungon zwischen einer Bundesforschungseinrichtung ihrem jeweiligen

Ministerium und der RessortHientel gespeist, wie nun dargestellt werden
soll.

18 Dies ist einc Anwcndung der gcncrcllcn Erkcnntnis, dap Hierarchic gcgcnübcr andcrcn
Formen der Koordination Zciterspamis bedeutet (vgl. z,B. Katz/ I&hn 1966t 214).
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3 "Pathologienn staatllcher Ressortforschung

Wie sich gezeigf. hat, markieren die auBerwissenschaftlichen Leistungsbezüge
der Bundesforschungseinrichtungen enge strukturelle Ctenzen einer selbstrefe-
rentiellen Endattung wissenschaftlicher Forschung.re Donnoch müssen Bundes-

forschungseinrichtungen, wollen sie die an sie gerichteten auperwissenschaftli-
chen Leistungserwartungen auf Dauer erftiLllen, am Fortschritt der Forschung
in den jeweiligen Disziplinen und Subdisziplinen partizipisren. Dies kann
auch nicht ausschlieplich rezeptiv, also über die Rekrutierung von wissen-

schaftlich ausgebildetem Personal und die Inklusion in die kommunikative
Diffusion von Forschungsergebnissen anderer, geschehon. Die in der Regol
zu abstrakten Erkenntnisse anderer Forscher müssen vielmehr von den
Mitarbeitern einer Bundesforschungseinrichtung für die konkreten Problem-
stellungen ihrer Arbeit selbst spezifiziert werden, wodurch ein - apeifellos
graduell unterschiedlicher, aber niemals vernachlässigbarer - eigener Aufwand
an produktiver Forschungstätigkeit anflillt.e

Hinzu kommt, daB fiir die Arbeit von Bundesforschungseinrichtungen
oftmals eine hohe wissenschaftliche Reputation ihrer Mitarbeiter wichtig ist.
Die Nützlichkeit eines Gutachten f[ir die Politikberatung wird bekanntlich
nicht allein durch den sachlichen Gehalt der Empfehlungen, sondern auch -

wegen der Inhansparenz der bohandelten Sachverhalte für alle Nicht-Experten,
also für die meisten Politiker ebenso wie flir die politische Öffentlichkeit -
durch das wissenschaftliche Ansehen des Empfehlendsn fosstimmil Der
Glaube an die Richtigkeit der Aussagen eines Gutachters korreliert stark
mit dessen Reputation. Gleiches gilt für die Festlegung technischer Normen
und für die Kontrolle der Sicherheit bestimmter Technologien durch eine
Bundesforschn"gseinrichtung. Für die Überzeugungskraft von Unbedenk-
lichkeitserH?irungen hinsichtlich $sßrimmtsl Medikarnente beispielsweise durch
das BGA ist sicherlich wichtig, dap die betreffenden Mitarbeiter des BGA
ausgewiesene Fachleute sind. Wissenschaftliche Reputation von Personen
ist gewissermaBen ein Stützpfeiler im Gebäude wissenschaftlicher Wahrhei-
ten, von dessen Standfestigkeit eine Bundesforschungseinrichtung Nicht-
Experten immer wieder überzeugen muB. Der Erwerb wissenschaftlicher

19 Die nun folgenden Überlegungen sehen von denjenigen Bundesforschungseinrichtungen
ab, die keine ausgeprägten auBerwissenschaftlichen l,eistungsbezüge aufoeisen,

20 Freiburyhaus (1989) betont als ein Erfordemis gelingender wissenschaftlicher Politikberatung,
dap es 'interfaces' - zu denen u.a. auch Ressortforschungseinrichtungen zählen - bedarf,
die in der Wissenschaft erarbeitete Erkenntnisse in einem eNten Schritt nidentisch reprodu-
zietenn, also nachrollziehen, und dann numprägenn, nämlich auf die politischen Problemdefini-
tionen beziehen müssen.
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Reputation geschieht aber in starkem Mape im Rahmen von scientific
communities, die vor allem an Hochschulen und in der MPG angesiedelt

sind.
Die in solchen scientifis communities kultivierte Ausrichtung wissenschaft-

licher Forschung auf die Suche nach wahren Erkenntnissen unterscheidet
sich grundlegend von den Kriterien, die die auprwissenschaftlichen l-eistungs-

bezüge der Bundesforschungseinrichtungen implizieren:

- Wahrheitssuche stellt in sachlicher Hinsicht eine Aktivität dar, die gerade

davon entlastet ist, Entscheidungen für nicht-wissenschaftliche Problemzu-
sammenhlinge zu treffen. Genau das verlangt aber jeder der drei auperwis-
senschaftlichen Leistungsbezüge den wissenschaftlichen Mitarbeitern der
Bundesforschungseinrichtungen ab. Sie sollen politische Entscheidungon
auf der Basis ihrer wissenschaftlichen Kennloirss smpfehlen oder selbst
vollziehen und damit auch - obwohl gerade ihnen die Ungewipheitwissen-
schaftlichen Wissens bewuBt ist - die wissenschaftliche Verantwortung
für Entscheidungsfehler und riskante Entscheidungsfolgen übernehmen,
Als z.B. beim BGA das Institut fiir Arzneimittelsicherheit neu eingerichtet
wurde und Pharmakologen darüber entscheiden mupten, ob ein neues

Arzneimittel zugelassen wird oder nicht, muBte man mit ihnen - wie sich
ein ehemaligcr Präsident des BGA sfnnslf - bezeichnenderweise intensiv
nentscheiden üben".zl

- Jedem Forschungsprozep wohnt eine sachlogische Richtung inne, die sich
aus der Kombination von Erkenntniszielen, gegebenem Wissensstand des

Forschungsgebiets und lokalen Opportunitäten - z.B. verfügbarer For-
ssfurrngsapparatur - ergibt. Die so wissenschaftsimmanent konstituierte
Forschungsrichtung wird in der Regel höcbstens ,ufällig mit auperwissen-
schaftlichen Leistungsbezügen koinzidieren. Umgekehrt werden inhaltliche
Vorgabeq die den Bundesforschungseinrichtungen politisch gesetzt werden,
zumeist nicht mit den Perspektivon übereinstimmen, die sich den wissen-
schaftlichen Mitarbeitern der Einrichtungen aus ihren theoretischen Er-
kenntnisinteressen heraus aufdräingen. Damit ist ein Spa""ungsttrhältnis
avischen wissenschaftlichor "Neigung" und politisch verordnEter uPflichtu

etabliert, das arar auf verschiedene Weisen entschärft werden kana jedoch
stets latent problematisch bleibt. Wie der Direktor des preuBischen
Materialprüfungsamts 1904 leicht resignativ resümierte: "Das ständige
Personal ... wurde ganz durch die Erledigung von Prtifrrngsanträgen in
Anspruch genommen. Die vielen Anregungen, die sich im Laufe der Jahre

21 Interview vom 8.7.1988.
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aus den eigenen Arbeiten ergeben haben, hat man leider nur selten
verfolgen können" (zitiert bei Lundgreen u.a. 1986: 54)"

- In sozialer Hinsicht manifestieren sich die tiefgreifenden Differenzen
avischen der selbstreferentiellen Logik wissenschaftlicher Forschung und
den Anforderungen der auBerwissenschaftlichen Iristungsbezüge in un-
terschiedlichen Bezugsakteuren der Bundesforschungseinrichtungen. Für
die auBerwissenschaftlichen Leistungsbezüge einer Einrichtr''g sind das
jeweilige Ministerium und dessen gesellschaftliche Klientel die primtiren
Bezugsakteure; demgegenüber stellen für die wissenschaftliche Rationa-
lität die jeweiligen scientific communities die Bezugsakteure dar. Die
differenten Erwartungen dieser Bezugsakteure äupern sich in differenten
Kriterien der positiven oder negativen Sanktionierung des Handelns einer
Bundesforschungseinrichtung bzw. ihrer einzelnen Wissenschaftler - wobei
eine über Antizipationen vermittelte Sanktionierung bereits darin liegen
kann, dap sich die Wissenschaftler einer Einrichtung mit einem Bezugsak-
teur vergleichen und daraus Bestätigung oder Geringschätzung Erfahren.
Die sozialstrukturelle Plazierung der Bundesforschungseinrichtungon im
Schnittfeld von Forschungssystem und politischem System setzt die wis-
senschaftlichdn Mitarbeiter der Einrichtungen also konfligierenden Rollen-
orwartungen aus.

Gelingt es den wissenschaftlichen Mitarbeitern einer Bundesforschungsein-
dshung und der Einrichtung als ganzer nicht, diese differenten Orientierungs-
horizonte ihros Handelns zu kompatibilisioron, ka"" die Einrichtung in eine
von avei Richtungen abdriften:z

- Auf der einen Seite können die auBerwissenschaftlichen Leistungsbezüge
einen dominanten Status gewinnen, also in der Arbeit einer Bundesfor-
schungseinrichtung den wissenschaftlichen Orientierungshorizont verdrän-
gen. Eine solche Vereinnahmung geht unter bestimnten Bedingungen vom
jeweiligen Ministerium bzw. der Ressortklientel als auperwissenschaftli-
chen Bezugsakteuren der Bundesforschungseinrichtung aus.

- Auf der anderen Seite kann sich eine Dominanz der Rationalität wissen-
schaftlicher Forschung entwickeln, die in der Arbeit einer Bundesfor-
schungseinrichtung die auBerwissenschaftlichen Leistungsbeztige immer
mehr margrnalisiert. Dies ist eine vor allem von den wissenschaftlichen
Mitarbeitern, die sich an ihren innerwissenschaftlichen Bezugsakteuren

22 Siehe hierzu auch Lundgreen u.a. (1986: 250-252) zu den "schwankungen" zwischcn
*Akademisientng" und "Routinisicrun$ sowie Ronge (1988) zur Notwendigkeit der 'Austarie-
rung zwischen zwei Systembezügen".
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orientieren, ausgehende "Akademisierung" der Einrichttrng im Sinne einer
Verselbstöndigung gegenüber dem Ressort.

Betrachtet man dio empirische EntwicHung der Bundesforschungseinrich-
tungen seit 1945, so k4t"t man - atmindest auf der Grundlage der uns ver-
fügbaren empirischen Daten - keine für alle oder auch nur für einen Grop-
teil der Einrichtungen einheitliche Tendenz in eine der beiden Richtungen
erkennen. Die Beziehungskonstellationen zwischen Bundesforschungseinrich-
tung Ministerium und Ressortklientel scheint ressortspezifisch zu sein oder
sogar von Fall zu Fall innerhalb desselben Ressorts zu varüeren. Da sich
ohne eine flächendeckende Organisationsanalyse aller Bundesforschungsein-
richtungen kein einheitlicher empirischer Entwicklungstrend feststellen läBt,
sollen hier statt dessen immer wieder vorkommende, zumeist lsmporäre Fälle
von Tendenzen zu Vereinnahmung und Verselbständigung einzelner Einrich-
tungen daraufhin untersucht werden, welche Bedingungsfaktoren der einen
oder anderen dieser beiden "pathologischen", weil auperwissenschaftliche
Leistungsbezüge und wissenschaftliche Rationalität nicht länger ausbalan-
cierenden Tendenzen ursächlich zugrundeliegen können.

3.1 pstslrninanfen institutionellsl Vslsinnahmung von
Bundesforschungseinrichtungen

Aus der Perspektive eines Ministeriums sowie gegebenenfalls der gesellschaft-
lichen Klientel des Ressorts bemiBt sich die Leistungsfähigkeit einer Bundes-
forschungseinrichtung letalich ausschlieBlich aufgrund der jeweils zugrunde
gelegten auperwissenschaftlichEn lsislun gsbezüge. DaB die Einrichtrrng anr
Erflrllung dieser L,eistungserwartungen eigene Forschu"gsaktivitäten entfalten
muB, wird von Leistungsabnehmern äilar abstrakt als Notwendigkeit einge-
räurnt, praktisch jedoch häufig ignoriert. Einer groBenPluralität von Akteuren
steht prinzipiell der Z;ugntr auf dio Leistungen der Einrichtung offen: den
Referaten, Unterabteilungen und Abteilungen dss l\4inistsriums sowie dem
Minister per Anweisung, anderen staatlichen Instanzen und der gesellschaft-
lichen Klientol des Ressorts per Antrag. Diese Pluralität von möglichen Be-
darfsanmeldungen erfolgt unkoordiniert. Einen Stopmecha''ismus, der et ante
die Menge des angemeldeten Bedarfs der BearbeitungskapaÄtat der betreffen-
den Bundesforschungseinrichtung anpapt, gibt es nicht. Weder sind die Be-
darfsanmelder in der Lage, einzuschätzen und zu berüclsichtigen, welchen
Arbeitsaufüand die Einrichtung bereis aufgrund anderer Bedarßanmeldungen
zu bewältigen hat - ganz abgesehen davon, dap kaum ein Bedarfsanmelder
gewillt sein dürfte, seinen Bedarf freiwillig zurückzustellen. Noch ist die
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Einrichtung befugt, Bedar{ der per Anweisung oder per Antrag angemeldet
wird, unter Verweis auf die eigene Arbeitsüberlastung abzuweisen. So reguliert
sich die Bedarfsbefriedigung e.xposf durch Überlastung: über Wartershlingen
u.ä.. Hierbei setzt jedoch ein institutionalisierter Verdrängungsrnechanismus
ein, wie er bereits in Kapitel 3 an der PTR herausgestellt worden ist: "Die
Knappheit derT-eit und die Vordringlichkeit des Befristeten" (Luhnann 1968)
führen zu einer systematischen Priorität der externen Leistungsbezüge vor
der wissenschaftlichen Forschung. Denn erstere sind, im Vergleich zum
wissenschaftlichen Forschungsbedarf, sowohl präziser und kurzfristiger
terminiert - damit auch in ihren Resultaten besser kontrollierbar -als auch
mit der gröBeren politischen Durchsetzungskraft versehen - sei es, dap das
Ministerium direkt über Hierarchie interveniert, sei es, dap die Klientel
politischen Druck auf das Ministerium einsetzt, wenn ihr Bedarf nicht
befriedigt wird. Dieser Mechanismus verdrängt im übrigen nicht nur solche
Forschungeu, die in keinem unmillelgaren Zusammenhang zu aktuellen
externen Aufträgen stehen. Auch wenn ein externer Auftrag - etwa ein
wissenschaftliches Gutachten zu einer Gesetzesnovellierung - wissenschaft-
liche Forschungsaktivitäten erfordert, wird die Überlastung einer Bundesfor-
schungseinrichtung mit Aufträgen dazu führen, daB der betriebene Forschungs-
aufivand immer weiter minimiert wird.

Man kann nun Bedingungon identifizieren, unter denen das jeweilige
Ministerium bar'. die Ressortklientel dazu motiviert sein können, diesen
Zugrrff auf die Leistungen einer Bunderlolssfiungseinrichtung übermäBig
zu nutzen, und damit den in der institutionellen Ressortanbindung jeder
Bundesforschungseinrichtung angelegten Verdrängungsmechanismus zu ak-
tualisieren. Eine solche Bedingung ist das in vielen Politikbereichen ge-
stiegene Niveau staatlicher Interuentionen in gesellschaftliche Zusammenhtin-
ge. Interventionen sind häufig so raumgreifend und tiefenscharf geworden,
daB aus der Perspektive staatlicher Akteure eine kontinuierliche und umfas-
sende Beobachtung der Interventionsfolgen und Korrektur von Interventions-
ma pnahmen erforderlich geworden ist, sollen unerwtiurschte problemverket-
tungen und -kumulationen vermieden werden. Hierfür ist eine observiorende
Forschung in immer gröperem MaBstab erforderlich geworden, Ein gutes
Beispiel für gestiegenen Bedarf an observierender Forschung als Folge eines
erhöhten staatlichen Interventionsniveaus ist die Etablienrng des IAB im
Jahr t967 (vgl. Baden L988; Franke 19s8). sobald die zuständigen staatrichen
Instanzen - vor allem das BMA - in der zweiten Hälfte der sechziger Jahre
daran gingen, in Reaktion auf die ersten wirtschaftlichen Krisenzeichen eine
zielstrebigere und bedarfsgerechtere Arbeitsmarktpolitik zu konzipieren, was
seinen rechtlichen Niederschlag im Arbeitsförderungsgesetz von 1969 fand,
trat der Bedarf an einer längerfristigen wissenschaftlichen Beobachtung des
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Arbeitsmarktes und der arbeitsmarktpolitischen MaBnahmen zutage, wofür
dann das IAB gegründet wurde. Auch die immsl wieder neu erforderliche
Anpassung derjenigen politischen Regulierungen und Infrastrukturmapnahmen,
die sich auf technische Artefakte beziehen, an den aktuellen "Stand der
Technik" setzt wissenschaftliche E:rpertise voraus, wie sie vielen Bundesfor-
schungseinrichtungen abverlangt wird. Wenn so der staatliche Bedarf an den
wissenschaftlichen Informationsleistrrngen von Bundesforschungseinrichtun-
gen immer mehr zunirnmt, ka"" dies zumindest temporär zu Arbeitsüberla-
stungen der betreffenden Einrichtungen führen und dann den beschriebenen

Verdr?ingungsmechanismus in Gang setzen.

Neben den staatlichen Instanzen kann auch die gesellschaftliche Klientel
eines Ressorts den jeweiligen Bundesforschungseinrichtungen zeitweise oder
auf Dauer ein immer gröperes Leistungsvolumon abverlangon. An der
Frähgeschichte der PTR ist die Wirkungsweise des Dienstleistungsbedarfs
der Ressortldienrel bereits illustriert worden. Auch die weitere Entwicklung
der heutigen PTB ist stark hierdurch geprägt. Die Durchschlagskraft von
Bedarfsa"r'eldungen der Ressortklientel bleibt afleldings stets daran gebun-

den" inwieweit das Ministerium diesen Bedarf zuläpt. Die Zugriffsmöglich-
keiten der Klientol auf die Dienstleistungen einor Bundesforschungscinrich-
lung können von seiten des Ministeriums durch finanzielle Mapnehmen wie
Gebührenerhöhungen bzw. +enkungeq durch die Einengung oder Ausweitung
rechtlicher Zugriffsregelungen sowie auch durch die Prioritätensetanng für
staatliche bzw. von der Klientel stammende Bedarfsanmeldungen erschwert
oder erleichtert werden. Auch diesbezügliche Nicht-Entscheidungen des Mini-
steriums - etwa die Verweigerung von Gebährenerhöhungen trotz eines aus-

ufernden Klientelbedarfs - sind angesichts der stets gegebenen Möglichkeit,
solche Entscheidungen zu treffen, als Entscheidungen einzustufen. Das Mini-
sterium fungiert gewissermapen als "gatekeeper" avischen Ressortklientel
und Bundesforschungseinrichtungen, so dap eine Vereinnahmung der Einrich-
tungen durch die Klientel dem Ministorium als intentionale Steuerung zu-
gerechnet werden muB.

Das Ministerium mup weiterhin nicht passiv darauf warten, dap seine
gesellschaftliche Klientel verstärkte Leistungserwartungon an eine Bundesfor-
schungseinrichtrrng richtet. Viehnehr kann das Ministerium auch die Klientel
dazu auffordern und deren Bedarf an wissenschaftlichen Dienstleistungen
der Einrichtung wecken. Eine solche Strategie der Bedarfsweckung nag dem
Ministerium als geeiguet erscheinen, 'rm sachliche Politikerfolge nt etnelen
oder um die eigene Domäne zu stabilisieren oder zu erweitern. So ist
beispielsweise das Dienstleistungsangebot der landwirtschaftlichen Bundesfor-
schungseinrichtungen vom BML - in Fortführrrng der bis ins Kaiserreich
zurückreichenden Tradition - wohl auch deshalb aufgebaut und erweitert
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worden, weil die Stellung dieses Ministeriums innerhalb der Regierung in
starkem Mape von der Bedeutung der Landwirtschaft in der deutschen
Wirtschaft abhtingt und der Niedergang dieses Wirtschaftssektors u.a. durch
Verwissenschaftlichung der Produktionsmethoden aufgehalten werden soll.
em Beisprel des BISp ka"" man sich sogar den Fall vor Augen führen,
dap der gesellschaftlichen Klientel vom Ministerium ein Bedarf oktroyiert
wurdo (vgl. Winkler u.a. 1985; L21-L34). Weil internationale Erfolge im
Leistungssport, gerade angesichts der Erfolge der DDR, politisch immer
dringlicher erschienen, wollte das auf Bundesebene ftir die Sportförderung
zuständige BMI eine sportwissenschaftliche Bundesforschungscinrichtttnä
gründen, was von seiten des zu jener Tnit noch in betonter Distanz zum
Staat stehenden Deutschen Sportbundes lange 7-eit abgelehnt wurde. Erst
in der Zeit nach der Gründung des BISp wurden dessen wissenschaftliche
Dienstleistungsangebote vom Deutschen Sportbund akzeptiert.

An der BAM bzw. ihren Vorläufereinrichbrngen läBt sich verdeutlichen,
dap die Vereinnahmung einer Bundesforschungseinrichtung durch die Res-
sortklientel noch dadurch gesteigert werden ftan", dap die Prüfaufträge
institutionell zu einer nicht unwichtigen Einnahmequelle gemacht werden.
Im Jahr 1904 konstatierte der Prtisident des preuBischen Materialpräfungs,
amts: "Da leider die Anstalt immer gehalten war, mit allen Kräften Geld
zu vordienen, so konnte ... das gewonnene Erfahnhgsmaterial nicht in dem
MaBe verarbeitet werden, wie dies bei Vorhandensein besonderer Kräfte
für die wissenschaftliche Ausnutzung möglich sein würde" (zitiert bei Lund-
green u.a. 1986: 54). Diese AuBerung zeigt zugleich, daB die Vereinnahmung
durch die Klientel auch Akademisierungstendenzen einer Einrichtung wirk-
sam unterbindet; denn genau daraufrichtete sich das Bedauern des Präsiden-
ten. Durchschnittlich etwa L|Vo ihrer Einnahmen erzielt die BAM heute
durch Prüfaufträge (vgl. BAM L987: L2).8 Damit ist der damals staatlich
zugelassene oder sogar forcierte Klienteldruck zumindest in finanzieller
Hinsicht reduziert worden, ohne ganz unerheblich zu sein.

Eine Überlastung der Bundesforschungseinrichtungen mit Aufträgen für
Gutachten u.ä. und eine darüber sish einstellende Vereinnahmung kann
weiterhin auch die Folge eines - zumeist temporär - gesteigerten Legitimati-
onsbedats des Ministeriun,s sein. Sehr viele der kurdristigen und umfangmä-
Bigjeweils wenig aufivendigen, .1s1dings eben unter bestimmten Umständen
in groper Menge angeforderten wissenschaftlichen Stellungnnhmen ihrer

23 Dicse Einnahmen werden zwar format zunächst wieder an dcn Bund abgetretcn. Cingen
sie jedoch zurtick, würden sich auch die jährlichen institutionellen Zuwendungen an die
BAM reduzieren.
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Bundesforschungseinrichtungen sind für die Ministerien auch argumentatives

Überzeugungsmäterial gegenüber der politischen Öffentlichkeit oder zur Er-
haltung bzw. Erlangung der Meinungsführerschaft bei bestimmten issues.

Wenn nun ein Ministerium in einem bestimmten Politikfeld unter einem nicht
nur kurzfristigen, sondern länger anhaltenden starken Logitimationsdruck
steht, kann es geneigt sein, seine jeweilige Bundesforschungseinrichtung

übermäpig für die Erarbeitung von Erklärungen ftir das Parlament bari. die
Medien zu beanspruchen.

Viele Bundesforschungseinrichtungen werden von den jeweiligen Ministeri'
en auch wr ad.rninistrativen Betreuung ressottbe:zogener Forschungen, die von
anderen Forschungseinrichtungen durchgefiihrt werden, eingesetzt. Das Mi-
nisterium delegiert in solchen Ftillen bestimnte Planungs-, Koordinations-
und Abwicklrrngsfunktionen an die betreffende Bundesforschungseinrichtung.

Damit nutzt das Ministerium nicht mehr deron Forschungskapazitäten,

sondern viebnebr deren administrative Kapazitäton. Diejenige Bundesfor'
schungseinrichtung bei der dies seit ihrer Gründung im Jahr ln4 am aus-

geprägtesten geschah, ist das UBA (vgl. UBA 1985: 8-L1). Dieses betreut

die Forschungsaufträge, die das BMI - mittlerweile: das BMU - im Rahmen
seines Umweltforschungsplans vergibt, sowie die Entwicklungsprojekte, die
das BMI im Rahmen seines Programms anr nachträglichen umweltverträgli-
cheren Gestaltung alter technischer Anlagen fördert. Ahnfiche Betreuungs'
funktionen erfüllt das UBA für das BMFT in dessen Förderbereichen

"Abfallwirtschaft" und "Luftreinhaltung".Eitt anderes Beispiel ist das BGA,
das seit 1985 im Bersich der Aids-Forschung vom BMJFFG bav. BMFT
geförderte Forschungsprojekte betreut. DaB eine urspriinglich als Einrich-
png, die selbst forschen soll, ftenzipierte Institution so etwas als Zweckent-
fremdung wahrnehmen kann, kommt etwa in der verhaltenen, aber unmipver'
ständlichen offiziellen Selbstdarstellung des UBA zum Ausdruck: "Das Grün-
du"g"konzept für das Amt sah erhebliche Kapazitäten für eigene experimen-
telle Forschung vor. Bundesrechnungshof und Parlament verwiesen das Amt
jedoch überwiegend auf externe Forschungskapazitäten" (UBA 1985: 4). Diese
Auperung zeigi zudem, dap der Ursprr"'g einer solchen Vereinnahmung
nicht immer nur das jeweilige Ministerium sein muB.

Wenn eine Bundesforschungseinrichtung durch den Informations-,
Kontroll- und Legitimationsbedarf oder aclministrativen Bedarf des Ministe-
riums oder durch den Dienstleistungsbedarf der Ressortklientel tatsächlich
in ihrer Arbeitskapazität so beansprucht wird, dap diese auBervissenschaft-
lichen l-eistungsbezüge die wissenschaftlic;he Forschung immer weiter verdrän-
gen, bleibt eine solche Vereinnahmung längerfristig nicht folgenlos ftir das

Forschungspotential der Einrichtung. Die Verdrängung der wissenschaftlichen

Forschung kann sich auf apei Weisen vollziehen. Zum einen bleibt den wis-
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senschaftlichen Mitarbeitern der betreffenden Bundesforschungseinrichtungen
nicht mehr hinreichend 7*it, nm auch nur rezeptiv die weiterentwicHung
des Forschungsstandes in den relevanten Forschungsgebieten nachzuvollzie-
hen - geschweige denn durch eigene Arbeiten an dieser weiterentwicklung
zu partizipieren. Eine wissenschaftliche De-sozialisation findet mehr oder
weniger schleichend statt. Zum anderen hat dies zur Folge, daB sich beson-
ders die wissenschaftlich fähigen Mitarbeiter nach anderen Berufspositionen
umsehen werden, wo sie ihre wissenschaftlichen Ambitionen eher blfriedigen
können. Diese Art von "brain drain" füfu'l wiederum dazu, daB die betreffende
Einrichtung gerade für fähige wissenschaftler nicht attraktiv ist, diese also
auch kaum zu rekrutieren vermag, wodurch auch die wissenschaftliche De-
sozialisation der bereits vorhandenen Mitarbeiter weiter voranschreitet.
Angesichts des permanenten, sich sogar nochbeschleunigenden wissenschaftli-
chen Fortschritts und angesichts der Reputationserfordernisse der Gutachter-
und Kontroiltätigkeit von Bundesforschungssiüichtungen ist eine solche
erämmgene Dissoziation der Mitarbeitor aus den jeweiligen scientific commu-
nities längerfristig auch für die Bedienung der auperwissenschaftlichen
Leistungsbezüge dysfunktional.

Die zunächst von aupen kom-ende vereinnahmung einer Bundesfor-
schungseinrichtung durch deren auBerwissenschaftlichr l"islungsbezüge kann
von seiten der Einrichtung selbst manchmal sogar noch weiter forciert
werden. Die wissEnschaftlichen Mitarbeiter einer Bundesforschungseinrichnrng
deren Forschungsmöglichkeiten durch auperwissenschaftlicheAniprüche stark
eingeschränkt werden, können eine umdefinition der eigenen Rolle vorneh-
men und sich fortan eher als policy-maker denn als Forscher bogreifen. Dios
ist insbesondere dann attraktiv, wenn die betreffende Einrichtung für sich
selbst gleichsa- eine Vorreiterrolle bei der Reforrnierung eines Politikbereichs
beanspruchen k4nn. sie wird es dann als ihre Hauptaufgabe ansehen, durch
eigene glellrrrrsnahmen und durch die organisien'ng politischen Drucks -
auch auf ihr Minislelium - politische Verändenngen voranzutreiben. Ein
solches "Avantgardebewuptsein" charakterisierte das UBA im Bereich der
umweltpolitik. Viele wissenschaftliche Mitarbeiter des UBA und auch dessen
Leitung verstanden sich seit der Gründung der Einrichtung im Jalu 1974
weniger als Forscher, die umweltpolitische Entscheidungen wissenschaftlich
fundieren sollten, sondern eher als policy-maker, die ein öffentliches Bewupt-
sein für die umweltproblematik und die Bild'rng von umweltverbänden und
'initiativen fördern wollten. Dem lag vermutlich zugrunde, daB dem uBA,
wie bereits erwähnt, eigene Forschungsaktivitäten nur sehr eingeschränkt
zugestanden wurden. Ein anderes Beispiel sind die wissenschaftlichen Mitar-
beiter des BIBB, die ihre Tätigkeit selbst als "Forschen und Makeln" um-
schreiben (vgl. Ronge 1988: 168-171). Mit "Makeln" ist dabei die vermittelnde
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Funktion gemeint, die "Ausbildungsordnungsforschung" bei der Verabschie-

dung von beruflichen Ausbildungsordnungen hafi Da Arbeitgeber- und
Arbeitnehmervertreter mit ihren tendenziell gegensätdichen Interessen

gemeinsam Ausbildungsordnungen für die verschiodenen Berufe beschlieBon

müssen, sollen und können die wissenschaftlichen Stellunguahmen des BIBB
Interessenauseinandersetzungen versachlichen und dadurch anr Konsensbildung

beitragen (vgl. auch Hilbert u.a. 1986). Eben diese ihnen zugedachte

Funktion wird von den Mitarbeitern des BIBB 'im Normalfall nicht als

Kontaminierung von eigentlicher (sprich: akademischer) Forschung" verstan-

den, sondern besitA für sic "ganz offensichtlich eine eigene Attraktivität"
(Ronge 1988: 171).

3.2 Determinanten institutioneller Verselbständigung von
B undesforschungseinrichtungen

Die treibende Iftaft, die hinter Tendenzen der institutionellen Vereinnahmung
einer Bundesforschungseinricht"ng steht, ist letztlich das Ministerium, dem

diese zugeordnet ist. Gegenläufige Tendenzen der Verselbständigung einer
Bundesforschungseinrichtung gehen demgegenüber von den wissenschaft-

lichen Mitarbeitern aufgrund ihrer Interessenlage aus. Als wissenschaftlich

sozialisierte individuelle Akteure, die zudem im Vollzug ihrer Forschungstätig-

keiten immer wieder den Kontakt zu ihren disziplinären und subdisziplinären
Forschergemeinschaften reaktivieren müssen, bleiben viele wissenschaftliche
Mitarbeiter einer Bundesforschungseinrichtung nolens volens im Bann der
durch diesen Sozialisationshintergrund und diese Bezugsgruppe geprägten

wissenschaftlichen Rationalität. So bedauerte etwa dor schon einmal erwtihnte
ehemalige Präsident des BGA hinsichtlich des wissenschaftlichen Personals

dieser Einrichtung "dap es überwiegend nicht gelingt, die Leute wegzubrin-
gen davon" ihren Vergleich an den Hochschulen zu suchen." Der Erwerb
von Reputation innerhalb der eigenen scientific community bleibt so ein
wichtiges, zumindest latentes Handlungsmotiv vieler dieser Forscher, dem
sio, sofern dafür eine günstigo Opportunitätsstruktur besteht odcr von
ihnen goschaffen werden kann, nachgeheu werden.

Genau 6as ftann jedoch zu Rollenkonflikten fübren, weil die Forschungs-

aufgaben innerhalb der BundEsforschungseinrichtungen eben durch die an-
dersartigen Loistungsbezüge des Ressorts bestimmt werden. Die diesen Lei-
stungsbezügen zumeist 4ngemessene Routineforschung läBt oftmals jene inno-

vative Kreativität nicht zu, die wissenschaftliche Reputation verschafft.

Wenn es dem Forscher 46rrm geht, seinen innerwissenschaftlichen Interessen

nachzugehen, wird er in einer solchen Situation versuchen, diese konfligieren-
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den Erwartungen so aufanlösen, dap zum einen in quantitativer Hinsicht
der Anteil lolsgftungsfremder Begleitaktivitäten und arm anderetr in qualita-
tiver Hinsicht die inhaltliche Prägung seiner Arbeitsaufgaben und -vollzüge
durch auBerwissenschaftliche Leistungsbezüge so weit wie möglich reduziert
werden. Die wissenschaftlichen Mitarbeiter von Bundesfolssfuungseiüichtun-
gen werden dann also bestrebt sein, sich eine Autonomie zu verschaffen,
wie sie sio aus der akademischen Forschung kennen. In dem MaBe, wio
eine solche "Akademisierung" statffindet, stellt sie, gemessen an den Zielsel.-
amgen, die das jeweilige Ministerium mit der betreffenden Bundesforschungs-
einrichnrng verbindet, eine institutionelle Verselbständigungstendenz dar. Denn
die Einrichtung bewegt sich, entgegen den Steuerungsabsichten des Ministe-
riums, von den für sie geltenden auBerwissenschaftlichen Leistungsbezägen
fort.2a

Die Neigung der wissenschaftlichen Mitarbeiter von Bundesforschungsein-
richtungen, sich bei ihrer Arbeit primär an akademischen Staudards wissen-
schaftlicher Forschung zu orientieren, steigt mit dem Ausmap des Kontakts
zu den akademischen scientific comrnunities. Denn mit der Häufigkeit und
Intensität von Interaktisagn nimmt die Relevanz dieser Bezrrgsgruppe des
eigenen Handelns zu. Der Kontakt zur akademischen Forschung hängt
wiederum entscheidend mit dem Theoiebeda{, also dem Bedarf an eher
grundlagentheoretischen Erkenntnisseq den das Forschungsgebiet der Bundes-
forschungseinrichtung stellt, zusammen. Zwischen beiden Faktoren kann sich
eine eigendpamische wechselseitige Versttirkungswirkuug herstellen: Der
Theoriebedarf einer Bundesforschungseinrichtung kar" dafilr sorgen, daB
sie den Kontakt zur akademischen Forschung hält; dieser Kontakt kartt einen
noch höheren Theoriebedarfwecken, so daB der Kontakt wiederu- intensi-
viert wird, usw.

Der Bedarf an Rezeption und kontinuierlicher Aktualisierung eher
grundlagentheoretischer Erkenntnisse wird in hohem Mape durch die
kognitive Enhrickl'rng des jeweiligon Forschu'gsgebietes bestimmt. So war
etwa im Bereich der Nachrichtentechnik schon seit Anfang dieses Jahrhun-
derts "... ein relatives Anwachsen der anwendungsorientierten Grundlagen-
fqlssforrng im Vergleich zur technischen Prüfung und Aufstellung techni-
scher Spezifikationen ..." festzustellen, wodurch sich bereits die Aufgabenbe-
schreibung der L9tl gegründeten Forschungsanstalt der Deutschen Reichs-
post - einer Vorläuferin des heutigen Forschungsinstituts des FIZ - "wie
die Aufgabenbeschreibung eines Hochschulinstituts" las (vgl. Lundgreen u.a.

24 Zum Konzept von Verselbständigung als interventionsrcsistentcr Umweltinadäquanz eincs
gesellschaftlichen Tcilsystcms siehc allgemcin Roscwity' Schimank (1988).
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t986: L23lt7l). Die sachlich gebotene Orientierung an eher grundlagentheore-
tischer Arbeit bot somit einen Nährboden für überschieBende Akademisie-
rrrngstendenz€n, die nach 1945 noch stärker durchschlugen und sich so sehr
verstärkten, dap 1970 eine grundlegonde Reorganisation dor nachrichtontech-
nischen Forschung des Forschungsinstituts des FTZ stattfand (vgl. Elias/ Tietz
ß7a). Rückblickend wurde konstatiert, "... dap in einer Reihe von angepack-
ten Problemen sich dio Forschung aus der Sicht von Entwicklung und Betrieb
gewissermapen in einen 'Elfenbeinturm' zurückgezogen hat. ... Eine solche
Entwicklung miturdet avangsläufig in eine Isolierung der Forschung ...* (Elias/
Tietz L974:346ß47).

Das DIE bot während der sechziger Jahre ein ähnliches Bild (vgl. Glagow
u.a. 1985: 221-2n). Das Vakuum an sozialwissenschaftlichen Forschungen
über Entwicklungsländcr und Strategien der Entwicklungspolitik, auf das
das 1964 gegründete DIE stiep, veranlapte die wissenschaftlichen Mitarbeiter
diesor Einrichtung dazu, auf der Suche nach ftir ihre Anwendungsbezüge
spezifizierbaren Konzepten die verschiedenen sozialwissenschaftlichen Diszipli-
nen zu durchstreifen und sich dabei in deren grundlagentheoretischen
Auseinandersetzungen gleichsam zu verirren. Dies machte für die einzelnen
wissenschaftlichen Mitarbeiter auch durchaus Sinn, wie im Tätigkeitsbericht
des DIE von l9TL selbstkritisch festgestellt wurde: "Die Forschungsthemen
orientierton sich mehr an don univorsitätsbezogonen Karrierevorstellungon
der Mitarbeiter als an ihrer Aktualität ftir das DIE ...u (DIE 1971: 3L).

Betont werden muB, daB der durch das Arbeitsgebiet einer Bundesfor-
schungseinrichtrrng vorgegebene Theoriebedarf - wie auch beide Beispiele
zeigen- keine zeitlich stabile Gröpe darstellt, sondern sich mit der Geschwin-
digkeit des wissenschaftlichen Fortschritts in den betreffenden Forschungs-
gobieten ändern kann. Immer wieder kommt es vor, dap "... Gebieto, die
der Staat auf einem gegebenen theoretischen Niveau zur Verfolgung prakti-
scher Zele mit eigenen Forschungseinrichtungen ausstattet, einen'grundlagen-
theoretischen Schub' orhalten und die Institute gezwungen sind, die Theoreti-
sierung des Gebietes mitzutragen" (Lundgreen u.a. 1986: 250). So hat bei-
spielsweise die quantentheoratische Festkörperphysik erhebliche Auswirkun-
gen auf Metrologie - also die PfR bzlr. PTB - und Materialprüfung - also
die BAM - gehabt.In naher Zukunft dürfte interessant werden, ob und wie
die landwirtschaftlichen Bundesforschungseinrichtungen sich mit der Biotechno-
logie auseinandersetzen werden. Ist ein "grundlagentheoretischer Schub" erst
einmal verarbeitet, so daB er in den Routineforschungen einer Bundesfor-
schungseinrichtung irnplementiert worden ist, kann wieder eine "De-Akade-
misislung" der Forschungsarbeiten und Orientierungen stattfinden. Unter-
stellt man allerdings eine nrrar bereichsweise stark differierende, aber
insgesamt noch immer zunehmende Beschleunigung des wissenschaftlichen
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Fortschritts, dann ist dies ein Faktor, der den Kontakt zwischen akademischer
Forschung und staatlicher Ressortforschung fortan noch enger werden lassen
könnte, wodurch für Akademisierungsneigungen zumindest eine noch günstige-

re dauerhafte Opportunitätsstruktur bostündo.
Erfährt das für eine Bundesforschungseinrichtung relevante Forschungs-

gebiet innerhalb der akademischen Forschung eine besondere forschungspoli-
tische Förderung kann das die Akademisierungsneigung der wissenschaftli-
chen Mitarbeiter der Einrichtrrng noch weiter bestärken. Zum einen hat eine
Förderungsintensivierung, etwa in Form von Schwerpunktprogrammen der
Deutschon Forschungsgemeinschaft (DFG) oder von Förderprogra-men des
BMFT, oftmals eine Beschleunigung des Erkenntnisfortschritts in dem
betreffenden Gebiet zur Folge, wodurch auf seiten der Bundesforschungsein-
richtungen ein Theoriebedarf induziert werden kant'. Zum anderen stehen
durch eine intensivere Förderung auch zusätzliche finanzielle Ressourcen
ftir Projektmittel zur Verfügung, die als Anreize auch auf Bundesforschungs-
einrichtungen wirken können. Häufig verstärkt eine herausgehobene Fördentng
eines Forschungsbereicbs durch besondere Programme auch die Forschungsko-

operation innerhalb des Bereichs, wodurch dann u.U. auch engere Kontakte
zwischen Bundesforschungseinrichtungen und Hochschulen oder Max-Planck-
Instituten hergestellt werden können.

Ein Beispiel für eine so verlaufende Akademisierung einer Bundesfor-
schungseinrichtung stellt die Entnicklung der BAH während der sechziger
Jahre dar (vgl. Paslack t987: 76-79). Bis zum Jahr 1970 war die BAH als
organisatorischer Bestandteil der BfFi institutionalisiert und hatte urspriinglish
nach 1945 stark fischereibezogene Meeresforschungen betrieben, Seit Anfang
der sechziger Jahre n'hm jedoch die Meeresforschung in der Bundesrepublik
einen wissenschaftlichen Aufschwung, der weitgehend grundlagentheoretisch
orientiert war. Zunächst wurde ein besonderer Förderschwerpunkt der DFG,
später auch ein Förderprogramm des damaligen Bundesministeriums für
wissenschaftliche Forschung (BMwF) etabliert. Neben mehreren hochschul-
nahen Meeresforschungseinrichtungen engagierte sich auch die BAH immer
stärker in der meeresbiologischen Grundlagenforschung, während die fische-
reibezogenen Ressortforschu"gsaufgaben in den Hintergrund traten. Die
bereits erwähnte 1970 erfolgende Ausgliederung der BAH aus der BfFi und
der Wechsel der Ressortzuordnung vom BML zum BMBW markierten dann
den Überga"g zu einer primär grundlagentheoretischen Forschungseinrich-
1ung, die kaum noch auperwissenschaftliche lsislungsbezüge bedient. Dap
das BMFT seitdem mehrfach versucht hat, die BAH ganz aus der Gruppe
der Bundesforschungseinrichtungen zu exkludiereo unä in die "Blaue Liite"
zu transferieren, ist ein weiterer lndikator dieser fortgescbrittenen Akademisie-
rung.
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Die Akademisierungsneigung dio der Kontakt zur Hochschulforschung
und der eigene Theoriebedarf einer Bundesforschungseinrisfu1ung hervorrufen
und unterstützen können, wird freilich in ihrem AusmaB auch dadurch
bestimmt, welchen akademischen Status die jeweilige scientific community,
auf die Bezug genommen wird, hat. Die Neigung wird um so gröper sein,
je höher die scientific community in der innerwissenschaftlichen Prestigerang-
ordnung steht, was wiederum stark damit korreliert, wie "fundamental" die
Fragestellungen und Erkenntnisse dieses Forschungsgebiets sind. So wird
beispielsweise die Neigung eines Physikers, der in der BAM im Bereich der
Materialprüfung arbeitet und sich dabei an bestimmten Theorieinteressen
der Hochschulphysik orientieren könnte, vermutlich tlpischerweise grö Ber
sein, dies zu tun, als die entsprechende Neigung eines Meteorologen im
DWD, weil eben letztere Disziplin ein geringeres innsrwissenschaftliches
Prestige hat als die Physik. Gerade in den konstitutiv anwendungsbezogenen
Disziplinen - etwa den Ingenieurwissenschaften oder auch, im Bereich der
Sozialwissenschaften, z.B. der psumplanung (vgl. Lundgreen u.a. 1986: 158) -
sind damit Akadernisierungstendenzen von Bundesforschungseinrichtungen
vergleichsweise unwahrscheinlich, weil bereits die Sozialisation während des
Studiums auf Praxisorientierung abgestellt ist und eine akademische Theorie-
orientierung gerade nicht vermittelt wird.

Damit sind verschiedene Bedingungen dafür benannt, dap die wissenschaft-
lichen Mitarbeiter einer Bundesforschrrngseinrichtung ein verstärktes Interesse
an Reputation in akademischen scientific communities entwickeln können.
Damit die Wissenschaftler dieses Interesse ausleben können, müssen allerdin$
besfimmte Kontextfaktoren entsprechend beschaffen sein. Insbesondere darf
dieAkademigislungsneigung der wissenschaftlichenMitarbeiter einer Bundes-
forschrrngseinrichtung nicht auf eine stärkere vereinnahmungsneigung stoBen,
wie sie vom zuständigen Ministerium bav. von der RessortHientel ausgehen
kann. Das bedeutet, daB der Grad der erreichbaren Verselbständigung einer
Bundesforschungseinrichtung gegenüber den auBerwissenschaftlichen tristungs-
bezügen mit der Menge, Dinglichkeit und Spezifitöt der an sie adressierten
Bedarfsanmeldungen von seiten des Ressorts bzw. der Ressortklientel variiert:

- Erstens ist eine Verselbständigung um so eher möglich, je diffuser die
an eineBundesforschungseinrichtunggestelltenLeistrrngserwartungen sind.
Denn dann verftigt sie über einen um so gröBeren Interpretationsspiel-
raum, den die wissenschaftlichen Mitarbeiter nutzen können, um die
Themenstelhtngen der akademischen Forschung verfolgen zu können. In
einer solchen Situation war beispielsweise large Z,eit das BIOst (vgl.
Anweiler 1977; Buchholz 1980; BIOst 1986). Auf der einen Seite orschien
es der Bundesregierung nütdich, durch die Grülrdung des BIOst tiber
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eine Art Beobachtungssonde zu verfügen, um so einen fortlaufend aktuali-
sierten Informationspool über Entnicklungen in den komnunistischen
staaten bei Bedarf abrufen zu können. Auf der anderen seite wupten
die staatlichen Akteure nicht genau zu Eagen, was das Blost eigentlich
im einzelnen observieren sollte. Angesichts dieser Diffusität der Lefutungs-
erwartungen orientierte sich das Blost von sich aus in seinen Forschungen
vorrangig an dom Fundus von Fragestellungen, dor dor universitäien
osteuropa-Forschung zugrundelag. In der z*it der Entspannungspolitik
war die Arbeit und sogar die Existenz des Blost, das vorden osteuropä-
ischen staaten lange 7*it mit einem gewissen MiBtrauen botrachtet wurde,
aus sicht der Bundesregier'ng sogar eher inopportun, wodurch die
Freiräume der Einrichtung für Akademisierungstendenzen noch mehr
wuchsen.
Zweitens kenn die verselbständigung einer Bundesforschungseinrichtung
um so stärker sein, je geringer die an sie adressierten Bedarfsanmeldun-
gen bezüglich Informations-, Kontroll- und Dienstleistungen sind. Dies
zeigt sich beispielsweise am DIE oder auch am Forschungsinstitut des
FTZ während der sechziger Jahre. AIs Ende der sechziger Jahre in beiden
Fällen der staatliche Informationsbedarf anstieg, wurden jeweils tiefgrei-
fende Reorganisationen durchgefiihrt, deren explizite zielietnngen darin
bestanden, die Arbeit beider Einrichtungen wieder den Bedürfnissen des
Ressorts anzunlihern (vgl. Elias/ Tietz 1974; Glagow u.a. L9g5: z3o-2s0).

IQpiteI S

Eine durch die benannten Faktoren ausgeloste und geforderte verselbsfän-
digung einer Bundesforschungseinrichtung ist, gemeisen an der Funktion
dieses Forschrmgstypus, ebenso wie eine Vereinnahmung als dysfunktional
einzustufen. Diejenige Bundesforschungseinrichtung, aiJinre Äbeit mehr
und mehr an den standards akademischer Forschung ausrichtet, mag dann
avar wissenschaftlich wichtige Erkenntnisse produziären. Doch genau das
soll ja gar nicht ihre Aufgabe sein. Die verselbständigung einer dundesfor-
sgfiu"gsoinrightung läuft auf eine Entdifforenzierung dieses Forschungstypus
gegenüber der Hochschulforschung oder der Forschung an tvtax-Ftanct-
Instituten hinaus. Der Differenzierungsgewinn, der darfbesteht, daB eine
Forschryeseinrichtung sich primär an den auBerrrissenschaftlichen l,eistungsbe-
zügen eines Ressorts orientiert, geht dann verloren.
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3.g Der produltive Antagonismus zmrischen den auBenrissenschaftlichen

Iristungsbezügen und dor Rationalität wissenschaftlicher Forschung

Als gegenläufige Tondenzen können Verselbständigung und Vereinnahmung

einei B-undesforschungseinrichtung einander letztlich nur wechselseitig restrin-

gieren. Denn eine BundesforschungSeinrichtrr"g unterliegt zum einen einer

Machtabhing$eit vom Ressort, die sich in der Befugnis des Ministeriums

zur Errichtung, Auflösung Finanzierung, Steuerung und Kontrolle seiner

Bundesforschungseinrichtungen manifestiert, zum anderen einet Wissensabhän-

ggkeit von dei akademischen Forschung die sich im irreduziblen Bedarf

ä"t ei*i"ntung, in den sie betreffenden Forschungsgebieten, wie vermittelt
auch immer, am grundlagentheoretischen Fortscbritt zu partizipieren, mani-

festiert. Die funktional erforderliche Kompatibilisierung der auBerwissen-

schaftlichen Leistungsbozüge uud der Iogik wissenschaftlichor Forschung

kann nur so gelingen, dap die dahinter stehenden Bezugsakteure - das Mi-
nistorium und die RessortHientel auf der einen, die akadomischen scientific

communities, repräsentiert durch die wissenschaftlichen Mitarbeiter der Ein-

richtung, auf der anderen Seite - einander gegenseitig in Schach halten. Das

setzt voraus, daB jede der beiden Seiten zumindest so stark ist, daB die je-

weils andere Seite sich nicht zum unangefochtenen, gleichsam "absolutistischen"

Beherrscher einer BundesforschungSeinrichtung erheben kann. Nvt der unauf-

lösbarc, nicht in die Dominanz einer der beiden Seiten transformierbare

Antagonismus der beiden Bezugsakteure stellt also die Ffrnktionalität des

Forsihungstypus sicher. Ihren konstitutiven Status m,ischen Ressort und

akademisäher Forschung ftenn sins Bundesforschungseinrichtung nur wabren,

wenn sie ihre Abhängigkeiten in beiden Richtungen so ausbalanciert, daB

sie in keine Richtung gezogea werden kann. Die Ausdifferenzierung dieses

Forschungstlpus und dessen relative Autonomie beruhen also darauf, daß

beide Bezugsakteure permanent gegeneinander ausgespielt werden - freilich
gröBtenteils ohne dap dies als manifestor Konflikt zum Ausdruck käme. Dafür

iorgt schon die antizipatorische Selbstbeschränkung, die sich das Ministerium
auf der einen und die wissenschaftlichen Mitarbeiter der Bundesforschungsein-

richtungen auf der anderen Seite anmeist auferlegen. Man kann sich die

Handlungsmtgtichkeiten beider seiten und die Ergebnisse der Handlungskom-

binationen srrmmarisch vereinfacht so vorstellen:
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Da es sich um eine auf Dauer angelegte soziale Beziehung arischen
den Protagonisten beider orientierungshorizonte handelt, werden sie unter
normalen Umständen auf eine stabile beiderseitige Zurüclüaltung einschwen-
ken und genau dadurch das funktionale Erfordernis des Forschungstlpus
erfüllen. Unter normalen Umständen: also d4'., wenn die oben herausgear-
beiteten Determinanten von Verselbständigungs- bav. vereinnahmungstenden-
zen innerhalb eines noch kompatibilisierbaren Toleranzbereicbs bleiben.





Kapitel 9
Entwicklungspfade und Strukturmuster der staaillch
linanzlerten auperunlversitären Forschung

In den vorausgegangenen fünf Kapiteln stand jeweils die EntwicHung einer
der ftinf Gruppen von staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschungs-
einrichtungen im Mitte$unkt. Die Zielsetnngjedes dieser Kapitel bestand
darin, Strukturen und Strukturveränderungen der jeweiligen Gruppe darzu-
stellen und als Resultate des kausalen Zusammenwirkens verschiedener
Arten von Ursachen zu interpretieren. Gemäp unserem akteurtheoretischen
Bezugsrahmen haben wir Akteurkonstellationen und die daraus hervorgehen-
den strukturellen Dlmamiken in den Mittelpunkt der Erklärungen gerückt.
Dabei ist aveierlei deutlich geworden: die überragende Bedeutung des politi-
schen Kontextes für Entscheidungen, die für den Sektor der staatlich finan-
zierten auperuniversitären Forschung in dor Bundesropublik strukturprägend
walen, und die Verflochtenheit der Entwickhrngen in den fifurf hier zunächst
nacheinander betrachteten Subsektoren. Um - nach der getrennten Analyse
seiner Komponenten - in diesem Schlupkapitel wieder auf die Ebene des
gesamten Sektors zurückzukehren, ist es daher sinnvoll, in einem ersten
Schritt den Entwicklungsprozep noch einmal als ganzen nachzuzeichnen und
dabei sowohl die verflechtungen der bislang separat dargestellten Entnick-
Iungspfade wie auch fis ihnsn zugrundeliegenden Prozeplogiken herauszuar-
beiten. Dieser Aufgabe widmet sich der folgende Abschnitt 1. Erst danach
wollen wir, zu den im Einleitungskapitel formulierten allgemeinoren Fragen
zurückkehrend, den Versuch machen, die unseren Sektor im Rahmen des
gesamten Forschungssystems kennzeichnenden Strukturmuster und deren
Determinanten zu identifizieren.
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1 Vom Konfllkt zum Gleichgewlch& Mlkrostrateglen und
Makrostrukturcn lm Forschungssystem

Die folgenden Ausfüürungen bert'spruchen" mehr als eine blope Zusammen-

fassung der Ergebnisse unserer Einzelfallstudien zu sein. IhI Ziel besteht

darin, die Herausbildung der Makro-Strukturen des auBeruniversitären For-
schungssystems als eine pfadabhängige Formation des mikro-strategischen
Handelns der am "Spiel" um dio Forschungsförderung beteiligten Aktoure
zu rekonstruieren. Diese Rekonstruktion der Knotenpunkte und "lock-in"
Prozesse (Arthur 1989) konzentriert sich auf die Iogik des Institutionalisie-

nrngsprozesses im auperuniversitären Forschungssystem und reduziert die
Erkl?irung der Genese der in diesem Zusam-enhang relevanten Institutionen
auf drei Variablen: auf die Interessen der beteiligten Akteure, auf die Ak-
teurkonstellationen und auf die Handlungs- und Entscheidungssituationen.
Dabei werden die Akteurkonstellationen als endogene Determinanteu des
uspielsu um die Forschungsförderung gefaBt, w?ihrend die Handlungssituatio-
nen von exogenen Variablen beeinflupt werden, durch die sich nicht vorher'
sagbare Gelegenheitsstrukturen für die Akteure und deren Wahl- und Ent-
scheidungshandeln ergeben.

Dieser erkläirende Teil unserer Studie setzt also die Kenntnis der Fallstu-
dien und der dort "erzählten Geschichten" voraus. Er stellt deshalb hohe

Ansprüche an die Bereitschaft des lrsers, die komplexon Verkettungen
der Interaktionen im Prozep der Strukturformation des bundesdeutschen
Forschungssystems nachzuvollziehen, ohne jeweils wieder in den konkreten
historischen Hintergrund der einzelnen Handlungssequenzen eingeführt zu

werden. Wenn diese Rekonstruktion der forschungspolitischen Konstellatio-
nen und ihrer Ennpicklungslogik einigermaBenlesbar bleiben sollte, so hatten
wir zudem auf aufwendige Quervonveise auf die destriptiven Kapitel und
die dort herangezogenen Quellen und Belegstellen, die den argumentativen
Aufbau der Darstellung und den lrseflup immer wieder unterbrochen hät-
ten, zu vorzichten. Soweit im folgonden noch auf Quellon verwieson wird,
beziehen sich diese Angaben auf Zusatzinformationen, die fth die Zwecke
dieser Darstellung einer kurzen Erwähnung bedürfen.

Es geht rrns bei dem Versuch, die institutionelle Entrnicklung des auper-
universitären potssfuungssystems als "Spiel' rrm dis Forschungsförderung
zu rekonstruieren, durchweg um die Handlungslogik von korporativenAkteu-
ren im Rahmen vonlnteressenkonstellationen und nicht um dercnHandlungs'
tnotive. Auf eine Individualisiorung der Interessenkonstellationen wird so

weit wie möglich verzichtet. Der Erklärungsversuch stützt sich vielnehr
auf die empirisch informierte Unterstellung von institutionellen Eigeninteres-
sen, die die Akteure in bestiFrnten Konstellationen und Entscheidungssitua-
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tionen jeweils unter Berücksichtigung der wahtnöglichkeiten und Interessen
der anderen "- "spiel" beteiligten Akteure verfolgen. Dies macht es strek-
kenweise notwendig, die Rekonstruktion so anzulegeq ,,uls ob', die Akteure
die objektive Handlungssituation, in der sie ihre Entscheidungen zu treffen
hatten, rational erfapt und gedeutet haben. Dabei ist es durchäus lsaristissl
davon auszugehen, daB dies nish irnmsl der Fall gewesen ist. Die wahl
einer interessenadäquaten räsung ist auch aus "falschen" Grü'nden möglich,
und solange eine Lösung als befriedigend bewertet wird, besteht fttr korpora-
tive Akteure kein Zwang zum Lernen. Dio untErstollung eines ratioialen
Adaptionsverhaltens erscheint nur für "High-cost-situationen" (zintl L979i
Latsis 1972).rrnproblematisch, in denen die Interessen eines korporativen
Akteurs fundamental bedroht sind. Sie taugt dagegen nicht für "Low-cost-
situationen", in denen keine Prämie auf die "richtige" situationsdeutung
ausgesetzt ist (vgl. Scharpf L9892 Vl, Fupnote 16).

Man mup deshalb davon ausgehen, dap das Entscheidungshandeln der
Akteure sehr viel stärker den charakter von "Trial-and-Error"-prozessen
besaB, und wesentlich mehr einem nsich-Heran-Tasten" an befriedigende
Lösungen glich, als dies in der folgenden Rekonstruktion der forschungspoli-
tischen Interessenkonstellationon zum Ausdruck kommt. Dies ändert freilich
nichts daran, dap sich die handlungstheoretisch prognostizierbaren Resultate
dieser Konstellationen auch tatsächlich eingestellt haben.

1.1 Kontingenz und Logik ds1 fs1s,sfirrngspolitischen Ausgangskonstellation
in der Bundesrepublik

Die für die Herausbilduug der institutionellen Ennvicklungspfade im Bereich
der auperuniversitären Forschung entscheidende Ausgangskonstellation bil-
deten der kulturpolitische Föderalismus in der Bundesiepublik und die Kon-
kurrenz von Bund und Ländern um forschungspolitische t(smpetenzen. Aus-
schlaggebend für die Entwicklungslogik dieser Konstellation wurde dabei,
daB sich dis Konkurrenz von Bund und Ländern rrm die Max-planck-Gesell-
scl'aft (MPG) und damit um einen unitarischen korporativen Aktour zen-
trierte, dessen Interessen und Identitätsentwurfsich auf die Grundlagenfor-
schung ausrichtete.

Diese Ausgangskonstellation nach dem zweitenweltkrieg ging ihrerseits
im wesentlichen darauf zurücl daB die vormals in und um-BLlin angesie-
delten Institute der MPG regional über die Länder zerstreut waren,-aber
im Rahmen des britischen Zentralismus und gegen die grundsätzlichen Inter-
essen der ilnelikanisshen Militärregierung 4 eine, organisatorischen Einheit
a$ammengeführt wurden. Die MPG wurde hierdurch zum einzigen hand-
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lrrngsfähigen korporativen Akteur inmitten einer Vielzahl atomisierter und

koordinaiionsunfähiger Forschungsinstitute und Einrichtungen. Kurz vor

Beendingung der Besatzungsherrschaft erklärt sich die amerikanische Militär-
regierung schlieplich bereit, dig einmal von den Briten geschaffenen organi-

sationsstiukturellen Fakten zu akzeptieren, wenn im Gegenzug hierfür die

Zuständigkeit für die.Förderung der MPG auf die Länder überging.

Dieser Kompromip zlvischen Amerikanern und Briton war die Vorent-

scheidung für die spätere Beilegung des Bund-Länder-Konflikts durch ein

vertikal verflochtenes Finanzierungssystem und damit fiir die Entwicklung

der MPG zu einer autonomen und global gefördeten Forschungsorganisation.

Die von den Allüerten vorgesehene föderalistische Kompetenzverteilung in

der Forschungspolitik präjudizierte ohnehin einen Konflikt anischen Bund

und Ländern. Indem mit der MPG aber ein zum einheitlichen Handeln

befähigter korporativer Akteur zum Objekt des Konflikts an'ischen Bund

und Ländern wurde, nahm dieser einen spezifschen Verlauf an.

Dieso spezifische verlaufsform wurde zunächst dadurch bestimmt, daB

die von den Allüerten herbeigeführte Ausgangskonstellation eigentlich ein

Widerspruch in sich war. Im psinzip war eine dezentrale Kompetenzvertei-

lung nicht mit oiner zentralisierten Forschungsorganisation kompatibel' Die
für die einzelnen Länder vorteilhafteste Lösung bestand in der Dezentrali-

sierung der MPG und dem Iibergang der Institute in die Zuständigkeit der

oinzelnen Sitzländer. Wäre dieser LösungSweg zu beschreiten gewesen' so

wäre der Anreiz für eine horizontalo Kooporation der Länder entfallen. Die
faktische Auflösung der MPG hätte auch eine Einzelfinanzierung der restli-

chen Institute und Einrichtungen ohne Finanzausgleich unter den Ländern

ermöglicht. Auch eine "Blaue Liste" wäre nie entstanden. Allenfalls wäre

es in einem solchen Fall zu bilateralen Konflikten arischen dem Bund und

einzelnen Uindern um die Zuständigkeit für bestimmte Forschungseinrich-

tungen gekommen, kaum aber zu einer vertikalen forschungspolitischen
Verflechtung ax,ischen Bund und Ländern.

Die entschEidende Weichenstellung ftir die horizontale Kooperation der
Länder untereinander und die daran anschlieBendevertikale forschungspoliti-
sche Verflechtung von Bund und Ländern bestand aber nun darin, dap die
Länder auf die individuell vorteilhafteste Option, die Institute der MPG in
die jeweils eigene Zuständigkeit zu überführen, verzichten muBten' wenn

sie ihre forschungspolitischen Kompetenzen nicht grundsätdich gefährden

wollten. Der forschungspolitische Föderalismus in Deutschland lebte vorerst
nur von der Liznnz der Allüerten, und wie auf vielen anderen politischen

Feldorn auch standen die Ländcr unter dem Druck, gegenüber dem kilnfti-
gen Bundesstaat beweisen zu mässen, dap das föderalistische System funkti-
onstüchtig war.
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Diese Funktionstüchtigkeit aber bezog sich auf den gesamtwirtschaftlichen
und sogar auBenwirtschaftlichen Nutzen der Forschungsförderung. Wenn es

zur Grüurdungszeit der Bundesrepublik eine wirtschaftspolitische Überzeugung
gab, die von allen relevanten Parteien geteilt wurde, so bestand dieser Kon-
sens darin, daB der Wissenschaft und Forschung küurftig eine zentrale
Rolle ftir die nationale Wettbewerbsfähigkeit auf den Weltmärkten zukam.
Die Bundesregierrrng machte denn auch gegen den forschungspolitischen
Kompetenzanspruch der Länder von Beeinn an geltend, dap die Förderung
der MPG als einer Forschungseinrichtung von überregionaler Bedcutung
im wirtschaftspolitischen Gesamtinteresse der Bundesrepublik liege und daher
eine zentralstaatliche Aufgabe sei. Eine faktische Auflösung der MPG im
Dienst von nlandesegoistischen" Interesssn und die Übernah-e ihrer Institute
in die Zuständigkeit der jeweiligen Sitzltinder wäre in dieser Situation dem
Beweis gleichgekommen, dap das föderalistische System nicht dazu in der
Lage war, forschungspolitische Kollektivgüter zu erstellen, und hätte den
Bund mit hoher Wahrscheinlichkeit zu Übergriffen auf den forschungspoliti-
schen Kompetonzbereich der L?inder motiviert und dazu legitimiert. Die
MPG wurde in dieser Situation also zu einer Art Demonstrationsobjekt, an
dem die Länder ihre kollektive HandlungsfähigkEit beweisen muBten, wenn
sie ihre forschungspolitischen Kompetenzen vor den poteutiellen Ansprüchen
des Bundesstaates verteidigen wollten.

Das "Königsteiner Abkommen" bildete den entsprechenden Versuch der
Länder, diesen Boweis gegenüber dem Parlamentarischen Rat anzutreten
und damit zugleich eine strikte grundgesetdiche Trennung der forschungspo-
litischen Kompetenzen von Bund und Ländern durchzusetzen. Im Zuge
dieses Versuchs vereinbarten die Länder auch einen Finanzausgleich ftir die
Finanzierung anderer Institute von "überregionaler Bedeutung", der späteren
"Blauen Liste". Der Bund sollte auf die Gründu"g und den Betrieb von
sogenannten Zweckforschungseinrichtungen mit überregionaler Bedeutung
beschränkt bleiben und an die Institute, die der Länderkompetenz vorbehal-
ten blieben, lediglisf, in begrenztem Umfang "Sonderforschungsaufträge"
vergeben können.

fiflEldings belegten ibre bereits krlrze Zeit nach dem Abkommen wieder
aufbrochenden Koordinationsprobleme erneut, daB die Länder kaum AnlaB
für eine kollektive Forschungspolitik besessen hätten, wenn das von ihnen
beanspruchte forschungspolitische Monopol nicht weiterhin gefährdet gewe-
sen wäre. Das "Königsteiner Staatsabkommen" erwies sich letztlich nur des-
halb als funktionstüchtig, weil es sein Ziel, die grundgesetdiche Trennung
der Zuständigkeiten von Bund und Ländern, verfehlte. Der Parlamentarische
Rat hatte zwar die "Eigenstaatlichkeit" der Länder auch in 6"t polsgfirrngs-
politik grundsätdich anerkannt, nach Artikel 74, Ziff.lji des Grundgesetzes
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bosaB der Bund aber das Recht zur konkurrierenden Gesetzgebung, "soweit",
wie in Artikel 72, Abs.2 GG festgelegt, "ein Bedürfnis nach bundesgesetzli-
cher Regelung besteht." Damit war gewissermaBen eine Spielregel für den
Kompetenz,konflikt von Bund und Ländern geschaffen, die den Ländern das

Gesetggebungsrecht in der Forschungspolitik nur solange sicherte, wie sie

sich dazu in der I-age erwiesen, im Dienst einer einheitlichen Regulierung
dieses Bereichs ihre Aktivitäten zu koordinieron, währond der Bund den
Beweis anzutreten hatte, dap eben diese einheitliche Regelung nicht gegeben,

aber im gesamtstaatlichen Interesse notwendig war.
Die Länder mupten also auch weiterhin ihre "egoistischen" Interessen

in der Forschungspolitik zurückstellen, wenü sie verhindern wollten, dap der
Bund von seinem Recht zur konkurrierenden Gesetzgebung Gebrauch ma-

chen konnte. Eine gemeinsame und einheitligfis pinanzierung der MPG
durch die Länder konnte aber wiederum nur die globale Förderung der
Gesellschaft bedouton, donn die Kosten sinor kolloktivon Steuorung der
MPG überforderte das Kooperationsvermögen der Länder. Hierdurch war
auch eine Weichenstellung für die spätere Beteiligung des Bundes an der
Finanzierung der MPG eingeleitet. Wenn sowohl die einzelnen Ltinder wie
die Gemeinschaft der Länder auf eine Steuernng der MPG zu verzichten
hatten, so muBten sie alles daran setzen, dap auch sins pinnnzierungsbeteili-

gung des Bundes dem Prinzip der Globalförderung nachkam. Solange die
Länder darauf vErzichteten, ihre individuellen forschungspolitischen Inter-
essen an verfolgen und sich an die Spielregel einsr einheitlichen Regulie-
png dieses Boreichs im nüberregionalen" Interesse hielten, besap der Bund
aufgrund der Vetomacht der Länder im Bundesrat denn auch keine Hand-
habe, seine forschungspolitischen Kompetenzen durch gesetzgeberische Map-
nahmen auszudohnen. Ihm blieb deshalb wenig mehr als der Versuch übrig,
im Einvernehmen mit den Llindern am "Königsteiner Abkommen" beteiligt
zu werden.

Neben diesem Versuch hatten sich seine forschungspolitischen Aktivitäten
vorerst auf zwei Optionen zu beschränken. Zum einen war er dem "König-
steiner Abkommen" zufolge frei darin, Ressortforschungseinrichtungen ar
gränden und zu betreiben. Auch wenn dies bilaterale Konflikte mit den
Ländern tr- die pä1ds1nng einzelner Institute nicht ausschlop, war die
Ressortforschung des Bundes vom Konpetenzkonflikt mit der Ländergemein-
schaft ausgenomrnen. Zum anderen besap der Bund die Option, in der
Förderung der Atomforschung tätigzu werden, da die Länder sich in die-
sem Fall nie als kollektiv handlungsftihig erwieson hatton. pie l(utfusninistsl
standen hier in der Regel in der Ressortkonkurrenz mit den Wirtschaftsmini-
stern der Länder, die ebenfalls $sanspruchten, für die Förderung der Kern-
energieforschung zuständig zu sein, und ihrerseits kaum AnlaB besapen, für
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die Wahrung forschungspolitischer Grundsätze uuf nlqrnpolitische Subventio-
nen des Bundes zu verzichten. Diese Konstellation begibrstigte schlieplich
eine Art Domino-Effekt. Die Länder brachen im Bereich der Atomforschung
nach und nach aus ihrer gemeinsamen forschungspolitischon Front gegenüber
dem Bund aus und suchten ihre jeweils individuellen Interessen in der offe-
nen Konkurrenz um dessen Fördermittel zu wahren. Dementsprechend ak-
zeptierten sie es, dap der Bund die Förderrtng der Atomforschung als eine
Aufgabe von gesamtstaatlichem Interesse definierte, die "aus der Natur der
Sache" in seinen Kompetenzbereich fiel.

L.2 Der Kompetenzstreit mit den Ländern als bundesinterne
1161dlr r n gqrestriktion

Dies bedeutete aber nicht, dap die Förderung der Atomforschung durch
den Bund vom Kompetenzftonflikt mit den Ländern unberüht blieb. Dcnn
die Konkurrenz der Bundesressorts um die forschungspolitische Gunst der
Länder verdoppelte gewissermapen den Kompetenzkonflikt und liep ihn zum
Konflikt innerhalb der Bundesregierung selbst werden. Diese Verdoppelung
des Konflikts verhinderte es, daB die Förderung der Atomforschuug wie
auch ein Teil der übrigen Aktivitäten des Bundes im Boreich der Forschung
beim Bundeskanzleramt selbst angesiedelt wurden und sich der Deutsche
Forschu"gsrat (DFR) als ein von den Ländern unabhängiges zentrales for-
schungspolitisches Planu.gq- und Beratungsgremiu- des Bundeskanderamts
institutionalisieren konnte. Da das gundesminigterirrm des Inneren (BMI)
als das für die Kulturpolitik arstäindige Ressort die forschung;spolitischon
Aktivitäten des Bundes zuallererst als ein verfassungspolitisches Problem
betrachtete, stand es wiederum in enger Kooperation mit der Deutschen
Forschungsgemeinschaft (DFG) und verfügte mit ihr über eine Orgeniqgioq
mit deren Hilfe sich die Forschungspolitik des Bundes wesentlich besser
mit den Interessen der Länder alsfimmsl lisp.

Das gemeinsame Projekt von Bundeskanderamt und DFR war damit zum
Scheitern verurteilt. Während das Bundeskanzleramt die federführende Rolle
in der Forschungspolitik an das BMI abtreten mupte, ergab sich durch ihr
Kooperationsverhältnis mit dem lqnsnninisfsr wiederum ftir die DFG die
Möglichkeit, sich der Konkurrenz des DFR zu entledigen und selbst die
Ftiürungsrolle unter den forschungspolitischen Organisationen und Verbänden
einnehmen zu können. Der DFR gng im Senat der DFG auf, und die DFG
tibernahm nun mit der "Senatsksmmi$ion für Atomphysik" die diesem zuvor
zugedachte Funktion als wissenschaftliches Planungs- und Beratungsgremium
der Bundesregierung in Fragen dsr Atomforschung. Die institutionelle Alter-
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native einer autonomen, von den Ländern unabhängigon forschungspolitischen
Planungs- und Beratungsinstitution des Bundes war damit eliminiert.

Nachdem das Innenministerium einmal die federführende Rolle in dsr
Forschungspolitik des Bundes tlbernommen hatte, waren nun auch die insti-
tutionellen Weichen für eine Monopolstellung der beiden gropenForschungs-
organisationen gegenüSer dem Bund und für den vorläufigen AusschluB der
Fraunhofer-Gesellschaft (FhG) aus der Förderung durch das Bundeswirt-
schaftsministerium gestellt. In der Abwehr des potentiellen Konkurrenten
FhG trafen sich jetzt auch wieder Interessen von MPG und DFG. Ftir beide
wurde es angesichts der noch ungewissen Beteiligung des Bundes an der
potss6ungsförderung der Länder zu einer ernsthaften Gefahr, da9 das Bun-
deswirtschaftsrninisterium im Begriff war, die FhG als eine eigenständlge
Trägerorganisation des Bundes für die Fördernng der angewandten For-
schung auszubauen.

Die Absicht der FhG, quasi als Ressortforschungs- und Dienstleistungsor-
ganisation des Bundes in der angewandten Forschung tätigza werden, hätte
möglicherweise ar Folge gehabt, daB der Bund sein Interesse verlor, sich
an der Finanzierung der MPG zu beteiligon, und mit Hilfe eigener Tläger-
einrichtungen wie der FhG, die nicht dem "l(gnigsteiner Abkommenn unter-
lageq dem Kompetenzkonflikt mit den Ländern auswich. Wenn der Bund
sich aber dazu entschlossen hätte, eine selbst?indige Forschungspolitik ge-
wissermapen an den gropen Forschungsorganisationen vorbei zu entwickeln,
wäre dies wahrscheinlich auf eine langfristige Trennung der Bundes- und
Landeskompetenzen in der Forschungspolitik hinausgelaufen. Im dem für
DFG und MPG schlimmsten Fall hätte eine solche Trennung dsl l(smpeten-
zen die Länder schlieplich von dem für die beiden gropen Forschungsorga-
nisationen überlebenswichtigen Zwang zur forschungspolitischen Selbstbe-
schränkung befreit.

Selbst wenn nicht mit diesem schlimmsten Fall zu technen war, blieben
die Kosten" die eine bundeseigene Trägerorganisation in der angewandten
Forschung für DFG und MPG verursacht hätte, hoch genug. Die gropen
Forschungsorganisationen hätten dann niq!1 nur in Konkurrenz mit dieser
Organisation um die Höhe von Fördermittel gestanden. Darübor hinaus
wurde durch den Eintritt der FhG in das uSpielu um dio Forschungsförde-
rung die Strategie von DFG und MPG gefährdet, langfristig eine Globalför-
derung durch den Bund zu erreichen. Die Chance, auch von Bund laogfri-
stig globale Förderungsmittel zu erhalten, war für die gropen Forschungsor-
ganisationen eben nur solange gogeben, wie sie ohne Konkurrenz durch eine
dritte Forschungsorganisation wie die FhG blieben, mit der der Bund seiner-
seits über die Möglicbkeit verftigt hätte; die Interessen der beiden groBen
Organisationen gegen die Intercsson einor eigcnen ZwecKorschungseinrich-
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tung auszuspielen. Nur wenn dem Bund diese Option versperrt war, waren
die Bedingungen gegeben, daB er für seine Beteiligung am nKönigsteiner

Abkommen" gegenüber den Ltindern den Preis des forschungspolitischen
Steuerungsverzichts zqhlle und sich zur globalen Fördermg von DFG und
MPG verpflichtete. Die Möglichkeit, sich mit der Hilfe der FhG aus der
engen institutionellen Verklammerung mit der DFG zu lösen und die Verga-
be von industriellen Spenden mit Zweckbindungen versehen zu können, hat-
te bereits den Stifterverband für die Deutsche Wissenschaft (SV) dazu mo-
tiviert, sich den Plänen zum Aufbau einer bundeseigenen Trägerorganisa-
tion anzuschliepen.

Allerdings war nun aber der SV genauso wenig dazu in der Lage, gegen
den Widerstand der DFG und der MPG an seinen Absichten mit der FhG
festzuhalten, wie dies das Bundesministerium ftir Wirtschaft (BMWi) in der
Ressortkonkurrenz mit dem BMI tun konnte. Die organisatorische stabilität
des SV hing 'rmi11s16ar von der Kooperationsbereitschaft der gropen For-
schungsorganisationen ab. Sein Monopol über das industrielle spendenauf-
kommen für die püsslrrngsförderung lieB sich leicht durch einen EntschluB
insbesondere der DFG brechen, selbst urn spenden aus der privaten wirt,
schaft zu werben. wenn der sv dieses Monopol nicht gefährden wollte,
war er geävungen, seine Kooperation mit der FhG aufzukündigen. Das
BMwi wiederum hatte grope schwierigkeiten, seine Forschungspolitik ge-
genüber dem BMI zu legitimieren. Das Innenministerium hatte gute Gründq
den Interessen der DFG so weit wie möglich entgegenzukomm€tr, wenn es
im Kompetenätreit mit den Läindern forschungspolitischen Boden für den
Bund gutmachen wollte. Es konzedierte deshalb der DFG ein Vertretungs-
monopol und legte dem BMWi nahe, das gleiche zu tun, indem es die DFG
als Veruetung der FhG gegenüber dem Bund anerkannte.

Nun besaB der Wirtschaftsminislel seinerseits kein institutionelles Eigen-
interesse an der Folssfiungsförderung, das ausgeprägt genug war, um mit
der FhG gewissermaBen einen forschungspolitischen Alleingang innerhalb
der Bundesregierung ar wagen. Denn während der Innenminister für sich
reklamieren konnte, die Interessen des Bundes in einem schwerwiegenden
verfassu'gspolitischen Konflikt mit den Ländern zu vertreten, wurde die
öffentliche Förderung der industriellen Forschung innerhalb des wirtschafts-
ministeriums selbst immer mit der Gefahr der wettbewerbsverzerrung ver-
bunden. Ein ausgesprochenes Eigeninteresse an der Forschungsfördärung
besaB nur das entsprechende Referat im BMwi selbst, und dessen Interessä
wog ftir den wirtschaftsminister nicht schwer genug, um einen Konflikt mit
dem Innenminister und der DFG zu riskieren.

Für das BMwi lag es näher, die Kosten eines solchen Konflikts zu ver-
meiden, indem es sich dem BMI at'schloF, die DFG als vertretung der FhG
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anefkannte und sich selbst aus den direkten Verhandhrngen mit der Gesell-

schaft zurückzog. Für die DFG ergab sich durch diese Vertretungsfunktion
ftir die FhG nun die Chance, die von ihr ausgohende Konkurrenzgefahr zu

bannen. Sie besaB nun die Option, die Kooperation mit dor FhG aufa*äLn-
digen und die Förder'ng der angewandten Forschung selbst zu übernehmen,

wenn sich die FhG weigerte, der Forderung nachzukommen, ihre organisato-

rische Autonomie aufzugeben und sich der ForschrrngFgemeinschaft einzu-

gliedern. Die tatsächliche Weigerung der FhG hatte dann schlieplich zur

Folge, dap die Förderung der industriellen Forschung bis zur Beilegung des

Kompetenzkonflikts apischen Bund und Ländern von der DFG übernommen
wurde.

Die vorläufige Eliminierung dor FhG aus dom Spiel um die Forschungs-

förderung war zugleich der letzte Schritt auf einem EnnvicHungspfad des

bundesdeutschen Forschungssystems, der schlieplich in der gemeinsamen

Förderung von DFG und MPG durch Bund und Länder mtindete. Bis zu

diosem Z€itpunkt war eine Fülle alternativer Entwicklungsmöglichkeiten
offen. Mit dor nun entstandenen forschungspolitischen Konstellation vereng-

ten sich diese Möglichkeiten dann aber auf die Entscheidung auf welchem

Weg der Bund an der Förderung der beiden gropen Forschungsorganisatio-
nen beteiligt werden würde.

Nachdem sich ein Forschungsföldsnngsgesetz als aussichtsloses Vorha'
ben erwiesen hatte oder zumindest als solches galt und die forschungspoli-
tische Führungsrolle innerhalb der Bundesregierung auf das BMI übergegan-
gen war, war auch die Wahrscheinlichkeit gestiegen, dap der Bund eine
Beteiligung an der Finanzierungvon DFG und MPG auf kooperativem Wege
anstreben und in diesem Zusa--eaf,ang auf forschungspolitische Steuerungs-
versuche verzichten würde. Das IntErosse des Bundes an der Förderung von
DFG und MPG leitete sich avar ursprünglich von der wirtschafts- und ex-

portpolitischen Bedeutung ab, die der Forschung der beiden Organisationen
nrgemessen wurde. Mit dem BMI war aber jetzt ein Akteur für die For'
schungspolitik des Bundes zuständig, der seine Aktivitäten auf diesem Ge-

biet primär unter verfassunqs- und kulturpolitischen Gesichtspunkten defi-
nierte und für den es vordringlich galt, forschungspolitisches Terrain für
den Bund im Kompetenzstreit mit den Ländern zu gewinnen. Dementspre-
chend bestand im BMI die Neigung, inhaltliche Fragen der Forschungspoli-
tik den langfristigen verfassungspolitischen Interessen des Bundes unterzu-
ordnen und im Rahmen eines prinzipiell konzilianten Verhandlungsstils ge-

genüber den Llindern, die auf den wirtschaftlichen und politischen Nutzen
der Forschung gerichteten Steuerungsinteressen des Bundes zurückzustellen.

Aus der veifassuogspolitisch geprägten Perspektive des BMI wird auch

deutlich, warum es ein Interssse daran besap, aus der Not der Bundesregie-
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1rrng, die im 'Tuliusturm" gehorteten Gelder ohnehin abbauen zu müssen,
eine forschungspolitische Tugend zu machen und den Ländern finanzielle
Hilfen zur Förderung der beiden groBen Forschungsorganisationen anzubie-
ten, Aus der Sicht des BMI liepen sich solche Hilfen als langfristige verfas-
sungspolitische Investitionen betrachten. Auch wenn deren Nutzen prinzi-
piell ungowip war, kam doch bereits die einfache Tatsacho, dap die Länder
diese Hilfen annah-en, dem Eingeständnis gleich, bestimmte forschungspo-
litische Aufgaben nicht ohne Dotationen des Bundes bewältigen zu können.
Immerhi" war damit erstmals eine Ausnahme von der Regel geschaffen, daB
"die von den Ländern gemeinsam nt finannerenden Forschungseinrichtungen
nicht gleichzeitig Zuschüsse aus dem Haushalt ... des Bundes erhalten", wie
dies Artikel2 des "Königsteiner Abkomrnens" vorsah. Möglicherweise ftihrten
die "goldenenZügel" (Kölble l97I:109) solcher Bundesdotationen schlieBlich
sogar zu einer Art Gewöhnungseffekt, der die Länder dazu motivieren konn-
te, den Buud am t'l(gnigsteiner Abkommen" regulär zu beteiligen.

L.3 Das Dotationssystem als Positivsutn-enspiel der Länder und seine
suchterzeugende Wirkung

Nun hätten die Länder durchaus über die option verftigt, auf einen vertika-
len Finanzausgleich zu drängen, statt sich auf forschungspolitisc,he Dotatio-
nen des Bundes einzulassen. Eine entsprechende Verfassungsklage dürfte
zum damaligen Zeitpunkt gute chancen besessen haben (vgl. Barbarino L9T3z
20). Wenn es die Länder dennoch vorzogen, den Bund an der Förderung
von DFG und MPG zu beteiligen, so war dies vor allem darauf zurückzu-
führen, dap diese Beteiligung es den Finanzrninistern der Lrinder erleichter-
te, sich untereinander zu einigen. Das Dotationssystem machte aus dem
Nullsummen-spiel der horizontalen umverteilung untsr den Ltindern ein
Positivsummen-Spiel der Länder gegen den Bund (Scharpf 1989: 41", FuBnote
37). Es war deshalb ftir die Vertreter der Finanzressorts leichter, gemeinsam
gegen einen Gegner zu spielen, als untereinander einen verteilungskonflikt
auszutragen, in dem jeder gegen jeden spielte. waren sich die Länder aber
untereinander einig, so wuchsen zudem ihre Gewinnchancen gegen den
Bund, und um so attraktiver mupte es für sie erscheinen, die Option der
Bundeshilfen zu wählen, statt sich nochmals auf einen kollektiven Kraftakt
wie das rrl(gnigsteiner Abkommen" einzulassen.

während die Finanzminister aufgrund der vorteile, die das positivsum-
menspiel gegenüber dem Bund bot, sogar durchaus ein Interesse an einer
möglichst raschen regulären Beteiligung des Bundes an der pfulanzierung
von DFG und MPG besaBen, konnten die Kultusressorts davon ausgehen,
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dap eine vorübergehende Willensschwäche gegenüber den Verlockungen des

"Juliusturms" noch keine forschungspolitische Sucht nach Bundesmitteln
erzeugen würde. Beim Abbau des "Juliusturms" handelte es sich um die
Liquidierung von gehorteten Geldern uüd damit per definitionem um eine

"einmalige" Aktion. Wenn der Bund dann auch noch auf Auflagen für seine
Dotationen vorzichtete und keine Vorentscheidung über die Frage herbeizu'
führen suchte, ob er nach dem Grundgesetz prinzipiell eine Finanzierungs-
kompetenz in. der Forschungsförderung besaB, war auch von seiten der
l(rltusminister oinem Abbau des "Juliustur-s" zugunsten der Forschungsför-
derung wenig entgegenzusetzen. Unter diesen Voraussetzungen ermöglichte
das Angebot des Bundes jedem einzelnen Land, vom Abbau des 'Tulius-
turms" zu profitieren, ohne daB die forschungspolitischen plinzipien der
Ländergemeinschaft damit verletzt wurden. Da die Definition einer "einmali-
gen" Beteiligung des Bundes an der Fördernng von DFG und MPG mit
den Mitteln des 'Tuliusturms" flir alle beteiligten Akteuro konsensfähig war,
liep sich die Frage nach der grundsätdichen Kompetennrerteilung in der
Forschungspolitik vorläufig zurückstellen. Man einigte sich statt dessen vor-
übergehend aufdie Sprachregelung daB die bundesdeutsche Forschung einen
generellen "Nachholbedarf' besitze.

Ihrer Interessenlage entsprechend akzeptierten die Länder zunächst Zu-
schüsse des Bundes 2ur pinanzisrung des Nachholbedarfs der DFG und
der Hochschulforschung. Die MPG suchte nun ebenfalls den von der DFG
eingeschlagenen Weg zu beschreiten, indem sie die Notwendigkeit einer
Beteiligung des Bundes an ihrer Förderuug nicht mehr nur mit der überre-
gionalen B edeutung ihrer anwondungsorientiorten Forschungseinrichtungen
begründete, sondern ebonfalls oinen Nachholbedarf in der Grundlagenfor-
schrpg anmeldete, zu dessen Deckung der Bund mit globalen Zuschüssen
herangezogen werden sollte.

Allerdings zeigen sich die Länder in der Frage einor Betoilig'ng dos
BMI an der Finanzierung der MPG zunächst weniger zu Konzessionen
bereit als im Fall der DFG. Da die DFG keine eigene Forschung betrieb,
sondern im Rahmen ihres formalisierten Verfahrens von Antrag und Bewil-
liguog Forschungsprojekte an die Hochschulen vergab, war sie wesentlich
besser vor möglichen Steuerungsversuchen des Bundes geschtitzt als eine
Forschungsgesellschaft, die eigeno Institute unterhielt, von denen zudem eine
Reihe der anwendungsorientierten Forschung zuzurechnen war. Die Ltinder
verhielten sich deshalb gegenüber dem Angebot des Bundes, finanzielle
Hilfen ftir die Förderung der MPG zu gewähren, vorsichtiger und verteidig-
ten den Grundsata dap der Bund von der Mitfinanzierung der sogenannten

"l(gnigsfgfupru Einrichtungen ausgeschlossen werden sollte, länger, als sie
dies bei der DFG getan hatten. In den sich hinziehenden Verhandlungon
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entstand aber schlieplich durch die Grtbrdung des Bundesministeriums ftlr
Atomfragen (BMAQ und dem sich ansctrlieBenden Konflikt u- das SchwEr-
punktprograr"- "Atomphysik" der DFG eine Situation, die es für die Ländor
vorteilhaft werden liep, dem Interesse des BMI, sich an der Förderung der
MPG zu beteiligen, entgegenzukornmen.

pie S1üadrrng des BMAI zÄhlte zu den wichtigen exogenen Ereignissen,
die EinfluB auf die endogene Entwicklungslogik des Kompetenzkonflikts von
Bund und Ländern nahmen. Diese Gribrdung wurde zunächst ganz unabhän-
gig vom forschungspolitischen Kompetenzkonflikt von Bund und Ländern
durch die Absicht der Bundesregierung motiviert, die Kernenergieforschung
aus dem 1ryhßgf,alftsrninisterium herauszulösen, wo deren Förderurg auf den
Widerstand von konkurrierenden und einflupreichen Unternehmen der äbri-
gen Energiewirtschaft traf. Doch obwohl es der Bonner Regierung nur dar-
um ging, ihre Atompolitik aus einem Konflikt mit der Industrie herauszuhal-
ten, hatte ihre Entscheidung schlieBlich auch zur Folge, dap die Kernener-
gieforschung so gut wie ganz aus dem Regelungsbereich des "Königsteiner
Abkommens" herausgelöst wurde.

Mit der Entscheidung der Bundesregieru"g ein Atomministerium zu
grtturden, war der Beschlup verbunden, dap küurftig alle vom Bund beroitge-
stellten Gelder zur Förderung der Atomforschung ausschlieBlich durch den
Atomminister verwaltet wurden. Dies schloB auch die bislang vom BMI
gezahlten Zuschüsse fih das Schwerpunktprogramm "{lsmphysik" der DFG
ein. Das BMAI besap im Unterschied zum BMI ullsldings ein starkes insti-
tutionelles Eigeninlslssse an der Kontrolle und Steuerrrng auch der grundla-
gentheoretisch orientierten Atomforschurg und weigerte sich dementspre-
chend, die Pra;ris der globalen Förderrrng dieses Programmssfuwerpunkls
fortzusetzen. Obwohl sich die Forschungsgemeinschaft anfiinglich gegen die
$lsusnrngsversuche des BMAt zur Wehr setzte, zeigte sie sich angesichts
der Bedeutung, die der Atomforschung zum damaligen Zeitpunkt zukam,
und angesichts des finanziellen Volumens, mit dem diese Forschung ausge-
stattet war, schlieplich bereit, in diesem Fall vom plinzip der Globalförde-
rung abzuwsichen und den Interessen des BMAt entgegenzukommen, in-
dem sie es an der Auswahl und Förderung auch von grundlagentheoreti-
schen Forschungsprojekten beteiligte (vgl. EckerV Osietzki 1989: 66).

Für die Länder aber wäre dies einem Dammbruch ftir den gesamten
"Königsteiner Staatsvertrag" gleichgekom-en. Der Bund hätte sich dann in
Zukunft in allen forschungspolitischen Bereichen, in denen die Länder ihm
Kompetenzen zugestehen muBten, auf einon Präzedenzfall berufen und
auch dort glsuslungsinteressen anmelden können. In dieser Situation be-
stand für die Ländergemeinschaft die einfachste Lösung, den befltrchteten
Präzedenzfall zu vermeiden, darin, der DFG die Annahme von Geldern aus
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dem Haushalt des BMAt überhaupt zu untersagen und die Verhandlungen
um dis Förderung der Atomforschung auf die Ebone von bilateralen Ab-
kommen anischen den einzelnen Ländern und dem BMAt zu verlagern. Da
die Länder dem Bund die KompeteniL zvr Förderung der Atomforschung
ohnehin nicht bestritten, bestand für sie auch kein Anlap, in diesem Be-
reich ein kollektives forschungspolitisches Interesse zu verteidigen. Und wo
es kein kollektives Interesse zu verteidigen gab, konnten die Länder in
bilateralen Verhandlungen mit dem Bund ihre jeweils individuellen Interes-
sen verfolgen. Die DFG schied damit praktisch aus der Förderung der
Atomforschung aus.

Genau dieser Ausschlup der DFG aus der Förderung durch das BMAI
begibrstigte ss nun aber wiederum, dap das BMI an der Förderung der
MPG beteiligt wurde. Die MPG hatte sich zlvar aus der vom Bund geför-
derten Kernenergieforschung in der Folge von Konflikten mit der Industrie
zurückgezogen, aber es war keineswegs auszuschliepen, dap sie diese For-
schung wieder aufneh'nen würde, wenn entsprechend attraktive Angebote
des BMAt vorlagen. Nachdem sich bereits die DFG als wenig standfest
gegenüber den Steuerungsabsichten des BMAI erwieson hatte, schien es

deshalb eher akzeptabel, das BMI an der Förderung der MPG zu beteiligen,
das die Förderung der Kernenergieforschung an den fllemminisfsr abgetre-
ten und ohnehin nicht die Absicht hatte, inhnlllich in die Forschungspolitik
der Länder zu intervenieren. Wenn das BMI einmal an der Fördorung der
MPG beteiligt war, muBte es darüber hin6ss, schon um seine verfassungs-
politischen äele nicht zu gefährden und Konflikte mit den Ländern zu
vermeiden, daran interessiert sein, das BMAI so weit wie nöglich aus sei-
nen Ressortangelegenheiten herauszuhalten. Die Länder konnten also davon
ausgehen, dap das BMI in der Konstellation innerhalb der Bundesregierung
gewissermapen die Rolle eines Anwalts ihrer Interessen einnebmen werde.

Die Länder stimmten denn auch 1956 dem Angebot des BMI ztr, Za-
schüsse ar Finanzieqng der MPG zu leisten, wobei der Jnnenminister
von vorneherein auf jede Auflage für diese Haushdtsmittel verzichtete und
sie der Gesellschaft "zur freien Verfügun/' stellen wollte. Dieso Entschei-
dung der Kultusministerkonferenz markierte schlieplich die Weggabelu"g,
an der sich die institutionElle Entwicklung in der Forschu'gspolitik des
Bundes in die allgemeine und globale porgsftungsfö1fls1rrng durch das BMI
und in die Förderung der später so genannten Projektwissenschaften an den
Gropforschungszentren des BMAI aufteilte. Der Bund nuBte seinen Ent-
schluB, ein eigenständiges Atomministerium ius Leben zu rufen, mit der
woitgehenden Isolation der Atomforschung gogenübor den bestehenden For-
schungseinrichtungen erkaufen, und dem BMAI blieb nach 1956 wenig an-

deres übrig als auf bilateralem Weg mit den Ländern eigene Forschungs-
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zentren aufzubauen. Die getrennten forschungspolitischen Enwicklungspfade,
die das Atomministerium und das Jnnenministerium einschlugen, wurden
erst mit der Entscheidung der Bundesregierung im Jah! L962, das BMAI
zum Bundesministerium flir wissenschaftliche Forschung (BMwF) aufzuwer-
ten und ihm die kulturpolitissfus flffeilrrng des BMI anzugliedern, wieder
zusamnengefübJt.

Paradoxerweise führte nun der Weg zur regulären Beteiligrtng des Bundes
an der Finanzierung von DFG und MPG über den Versuch der Länder,
ihren Anspruch auf die alleinige Finanzierungskompetenz ftir die beiden
Forschnngsorganisationen dadurch abzusichern, dap der Ausnahmecharakter
seiner Zahlungen deutlich zur Geltung kam. Wie schon im Fall der DFG
durfte der Bund dem Willen der Länder zufolge seine finan"iellen Hilfen
für die pinanzienrlg der MPG zwar nicht mit Auflagen versehen, seine
Mittel sollten von der Gesellschaft aber auch nicht zur Deckung der laufen-
den Betriebskosten, sondern nur für einmalige Sonderinvestitionen herange-
zogen werden dürfen.

Was mit der Beschränkung des Bundes auf die Finanzierung von Sonder-
investitionshaushalten dazu gedacht war, die a[einige Finanzierungskompe-
tenz der Ltinder deutlich herauszustellen, erwies sich aber tatsächlich als
der Mechanismus, der schlieBlich die forschu"gspolitische "Sucht" der Län-
dergemeinschaft nach Bundesmitteln auslöste. Indem der Bund hauptsächlich
in Form von Investitionszuschüssen an der Förderung von DFG und MpG
beteiligt wurde, wtihrend die Ländergemeinschaft primär die Betriebskosten
der beiden gropen p6lsghungsorganisationen trug, war eine auperordentlich
wachstumsträchigte Konstellation sntstanden, in der zunächst keiner dor
Beteiligten dazu gezwungen war, die Folgekosten seines Handelns in Be-
tracht ziehen zu müssen.

Der Bund stellte mit zunehmend gröBeren Sonderhaushalten aus dem
Abbau des "Juliusturms" Investitionsmittel bereit, ohne daB für ihn das damit
erueugte Wachstum der Betriebskosten spürbar wurde. Die Zuschupempfän-
ger wurden ermutigt, umfangreiche Investitionen in Angriff zu nehmen,
ohne ihrerseits unüberwindliche Probleme in der Finanzierung der Betriebs-
kosten sehen zu müssen, denn auf seiten der Länder lieBen sich um so
mehr investive MittEl in Betriebsmittel umwandeln, je mehr Investitionsmit-
tel vom Bund bereitgestellt wurden. Die Finanzminister der Länder mochten
die wachsenden Folgekosten der vom Bund finanzierten Investitionen voraus-
sehen, doch sie selbst waren noch am meisten daran interessiert, den Bund
dauerhaft an der pilanzierung von DFG und MpG ,u 6elsiligen. Für die
Kultusminister kam eine solche dauerhafte Beteiligung des Bundes avar
vorläufig noch nicht in Frage, aber die Finanzierung des "Nachholbedarfs,'
der beiden gropen Forschungsorganisationen durch den Bund lieferte ihnen
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gute Grtinde, ein Wachsttrrn ibrer eigenen Etats zu fordern und zu legitimie-
ren. Die Beschränkung des Bundes auf die $inanzislnng von Investitionen
setzte also zeitweilig die Stop-Regeln für Zuwächse in der Förderung der
beiden gropen Forschungsorganisationen auper Kraft. Die hierdurch in Gang
gesetzte Wachstumsspirale führte in der etwa zehnjährigen Phase bis zum

Verwaltungsabkommen von 1964 zu Zuwächsen in den Etats von DFG und
MPG, die danach nicht wieder erreicht wurden.

Tabelle 22 Elnnahmen der Deutschon Forschungsgemelnschaft und der Max-Planck.
GEsellschEft 1954-1984

Jahr Elnnahmen
DFG|/MPG
ln Mlo. DM

Jährllohe
Waohstumsrete
ln%

Kumulierte Wachstumsraten ln %

1954.1901 19At-1974 197+1984

19Ar
1956
1958
1960
1962
1964
1966
1968
1970
1972
1974
1976
1978
1980
1982
1984

49,2
72,1

105,9
129,9
197,8
306,0
398,5
M3,7
642,6
913,7

1033,2
1215,7
1375,6
1550,9
16881,2

1789,6

100
150
147
123
152
155
130
111

145
142
113
118
113
113
109
106

100
150
220
270
410
635 100

130
14s
210
299
338 100

r18
13i'
150
163
173

Quelle: DFG-Tätlgkeltsberlchte (1954 - 1984). Elgene Berechnung auf der Basls von
Daten ln Jahresrechnungsprüfungen lnterne Revlslon der MPG.

Während sich die Haushalte von DFG und MPG im Zeitraum von 1954

bis 1964 mehr als versechsfachten, flachte dieses Wachstum nach 1964

merklich ab. Von 1964 bis 194 wuchs das Haushaltsvolunen der beiden
gropen Forschungsorganisationen nurmehr um rund 3zl0 Prozentpunkte an,

obwohl Bund und Länder in den Jahren 1967 und 1970 bis 1973 neben der
regulären Förderung nochmals relativ hohe Investitionshaushalte finanzierten.
Seit der aveiten Hälfte der siebziger Jahre setzte dann das "Geleitzugprin-



Iapitel 9 359

zip" des verflochtenen Finanzierungssysterns dem Wachstum von DFG und
MPG enge Grenzen. Mit durcbschnittlichen Zuwachsraten von jährlich um
fünf Prozent verdoppelten sich die Haushaltsmittel der beiden Forschungs-
organisationen bis zur Mitte der achtiger Jahre nicht einmal mehr.

L.4 Endogene und exogene Determinmten für den Weg zur vertikalen
yelflsgftfirng

Die Praxis der einmaligen sonderhaushalte des Bundes hatte sehr bald eine
wachstumsdynamik erzeugl,, die die Länder dazu vera'laBte, in irgendeiner
weise eine reguläre Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der beiden
groBen Forschungsorganisationen ins Auge zu fassen. Dieser schritt schien
um so dringlicher, als etwa ab 1955/56 deutlich wurde, dap auf die Länder
erhebliche neue finanzielle Belastungen zukommen würden. Bis zur Mitte
der fünfziger Jahre war die Notwendigkeit der staatlichen Forschungsförde-
rung hauptsächlich mit ihrer ökonomischen Bedeutrrng und der sicherung
der E4portfähigkeit der bundesdeutschen Industrie begriturdet worden. Im
zuge dt Diskussion um die "zqreite industrielle Revolution" ü[isr1 dani
die Forschungspolitik und mit ihr die gildungspolitik in der aveiten Hälfte
der ftinfziger Jahre einen neuen stellenwert, der über auBenwirtschaftliche
Motive hinausging, ohne diese Motive jedoch zu irgendener z*it zu verdrän-
gen.

In allen westlichen Läindern wuchs damals die Besorgnis, in der wissen-
schaftlich-technischen Konkurrenz vor allem mit der sowjetunion unterlegen
zu sein. Der sogenannte sputnik-schock schien diese grundsätzliche tib=et-
zeugung nur zu bestätigen. 16 (ahmsa dieser internationalen Entwicfiungen
wurde in der Bundesrepublik aufgrund des 'brain d;ains" der Nachkriegs-
jahre eine besondere Mangelsituation im Bereich der technischen Intelligenz
empfunden. Über alle partei-, aber auch kulturpolitischen Konflikte h-iweg
entstand ein prinzipieller Konsens darüber, daB die Ausbildu"gskapazitäten
der Hochschulen und Fachhochschulen vor allem in den technischen studi-
enfiichern dringend erweitert werden mupten. Für die Länder zeichnete
sich bereits seit etwa 1956 ab, dap neben ihren forschungspolitischen Aus-
gaben auch die Ausgaben für die Bildungspolitik in Zukunft la?iftig ansteigen
würden. An eine Revision des vertikalen Finanzausgleichs war allerdings
vorerst nicht zu denken. Der Finanzausgleich arischen Bund und Ländern
lag mindestens bis zum Ende des Jahres 1958 fest, und statt eines Angebots
zu dessen grundsätzlicher Neuregelung lagen bereits Zusagen des Bundes
vor, den Ländern Dotationen für den Ausbau der Hochschlulen und Fach-
hochschulen zu gewähren (vgl. Stamm L981: 204).
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Da die Länder nun einerseits nicht bis zum Zeitpunkt einer möglichen
Neuregelung des vertikalen Finanzausgleichs auf zusätzliche Mittel des Bun-
des verzichten konnten oder wollten, andererseits aber in der Bildungspolitik
ein ähnliches System von Bundesdotationen, wie es sich in der Forschungs'
politik mit dem Abbau des 'Tuliusturms" entwickelt hatte, zu vermeiden
suchten, unterbreiteten sie dem Bund arei Angebote. Um einen möglichen
Konllikt über eine potentielle pisanz-ielungskompetenz des Bundes in der
Sl6lungspolitik von vorneherein zu umgehen, sollte den Vorstellungen der
Länder zufolge der finanzielle Spielraum in iluen Haushalten fiir den ge-

planten Ausbau der Hochschulen durch Ausgleichszahlungen geschaffen

werden, mit denen der Bund die Hälfte der durch die Förderu.g von DFG
und MPG verursachten Kosten übernah- und sie den einzelnen Landesre-
gierungen direkt erstattete. Wenn sich dor Bund dann bei der Neuregelung
des im Jahr 1958 auslaufenden Finanzausgleichsgesetzes in der Frage eines
höheren Anteils der Länder am Steueraufkornmeü konzessionsbereit zeigen

sollte, stelltell sie ihm in Aussicht, anläplich der 1959 anstehenden Verlänge-
rung des ttKönigsteiner Abkom-ens" in den Staatsvertrag aufgenommen zu
werden.

Bis zur grundsätzlichen Neuregelung des Finanzausgleichs zwischen Bund
und Ländern sollte darüber hinnns auf der Basis eines Verwaltungsabkom-
mens ein gemeinsamer wissenschaftlicher Rat oder Wissonschaftsrat von
Bund und Llindern unter Konsultation der beiden groBen Forschungsorga-
nisationen und der Westdeutschen Rektorenkonferenz (WRK) eingesetzt wer-
den, um die forschungs- und bildu.gspolitischen Pläne beider Seiten besser
miteinander abzustimmen. Vordringlich gng es den Ländern mit diesem
Vorschlag darum, den aus ihrer Sicht durch das Dotationssysten entstande-
nen fina'zpolitischen "Wildwuchs" in der Forschu'gspolitik einzudämmen
und es in der Bildungspolitik erst gar nicht zu einem "Wirrwarr der Zustäin-
digkeiten" (Barbarino L97t: V2 ) kommen zu lasson. Bis zur Revision des

vertikalen Finanzausgleichs sollte es das geplante Gremium den Ländern
vielmehr ermöglichen, "über eine Lenkung der Dotationen des Bundes eine
etwas systematischere Verteilung der Bundesmittel zu erzielen."

Für den Bund waren die beiden Vorschläge der Länder an sich zunächst

einmal nicht sonderlich attraktiv. Wtihrend mit dem ersten Vorschlag seine
Beteiligung am "Königsteiner Abkommen" am Ende möglicherweise nur
darauf hinausgelaufen wäre, den Ländern in Zukunft fünfzig Prozent der
ihnen durch die Förderung von DFG und MPG ontstehenden Kosten zu
erstatten, hätte er mit einem befristeten gemeinsamen Gremium, das den
Einsatz seiner Dotationen bis zu einer Revision des vertikalen Finanzaus-
gleichs lenken sollte, nur einen Teil der Kontrolle über diese Gelder an
die Länder abgetreten, aber nichts hinzugewonnen. Etwas anderes war es
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für den Bund indes, wenn die Ltinder dazu bereit waren, ihn sn einem fcst
institutionalisierten gemeinsamen wissenschaftlichen Planungsrat zu beteili-
gen. Er griff daher den Vorschlag der Ländergemeinschaft zur Erricht'r"g
eines wissenschaftlichen Rats unter dem Vorbehalt auf, dap dieses Gremium
nicht nur eine vorübergehende Funktion zur Lenkung seiner Dotationen bis
zur Neuregelung des vertikalen Finanzausgleichs haben dihfe, sondern ein
Instrument zur langfristigen Koordination der Forschungspolitik von Bund
und Ländern sein müsse. In einem solchen fest institutionalisierten for-
schungspolitischen Planungsgremiu- sollte den Vorstellungen des Bundes
zufolge der DFG, der MPG und der WRK als den wichtigsten forschungs-
politischen Organisationen in der Bundesrepublik nicht nur eine Beratungs-
funktion zukommen. Die Vertreter dieser Organisationen sollten vietnehr
als stimmberechtigte Mitglieder in den gemeinsamen forschungspolitischen
Rat von Bund und Ländern berufen werden, um dessen Ksmpetenz und
Autorität zu st?irken.

Obwohl die vom Bund nun geforderte dauerhafte Institutionalisierung
eines Wissenschaftsrates nicht den ursprünglichen Absichten der Länder
selbst entsprach, waren sie dennoch dazu bereit, sich als Gegenleistu"g für
seine Ausgleichszahlungen auf diesen Vorschlag einzulassen, wenn durch
die Satzung dieses Gremiums sichergestellt wurde, daB die Länder in den
entscheidenden Fragen von den Vertretern des Bundes und der Forschungs-
organisationen praktisch aisfo1 ülslstimmt werden konnten. Der KompromiB
sah schlieBlich die folgende Struktur und Besetzung des neuen Planungs-
gremiums von Bund und Ländern vor.

Insgesamt bestand der Wissenschaftsrat (rü/R) aus 39 Mitgliedern, von
denen 22 Personen als Vertreter von Wissenschaft und Forschung durch
den Bundespräsidenten berufen wurden. Der Bundespräsident benannte
dabei L6 Mitglieder auf den gemeinsa-en Vorschlag von DFG, MPG und
WRK sowie 6 Mitglieder auf den gemeinsamen Vorschlag der Bundesregie-
rung und der Landesregierungen. Die übrigen 17 Mitglieder des Wissen-
schaftsrates wurden von den Regierungen des Bundes und der Länder ent-
sandt, wobei die 6 Vertreter des Bundes über elf glimmea, die Vertreter
der Landesregierungen über je eine Stimme verfügten. Der eigentliche Kom-
promiB apischen Bund uud Ländern bestand nun darin, dap in dem neuen
Planungsgremium avei getrennte Kommissionen eingerichtet wurden: eine
wissenschaftliche Kommission, der die vom Bundespräsidenten berufenen
Mitglieder angehörten und die die Beschlüsse dieses Gremiums unter wis-
senschaftlichen und fachlichen Gesichtspunkten vorbereiten sollte, sowie
eine verwallungskommission, in die Bund und Länder ihre Vertretungen
entsandten und deren Aufgabe darin bestand, Entscheidungen unter verwal-
tungstechnischen und finanziollen Gesichtspunkten vorzubereiten. Ebenso
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wie die Vollversammhrng des Wissenschaftsrates fapten auch diese beiden
Kommissionen ihre Beschlilsse mit einer Mehrheit von axrei Dritteln der
abgegebenen Stimrnen (vgl. Statr 1971: 18). Obwohl die Länder in der Voll-
versammlurg des Wissenschaftsrates überstimmt werden konnten, war durch
die Einrichtung der Verwaltungskommission, die die Beschlupvorlagen ftir
die Vollversammlung unter verwaltrrngstechnischen und finanziellen Gosichts-
punkten erarbeitete, faktisch sichergestellt, dap ihre kollektiven Interessen
gewahrt blieben. Der Bund benötigte in der Verwaltungskommission z,usätz-

lich zu seinen elf Stimmen mindestens vier weitere fflndelstinmen, um die
dort nötige Zweidritteünehrheit zu erreichen (Foemer 1981: 14tl-149).

Im Gegenzug für diese KompromiBlösung gab die Bundesregiemng nun
wiederum der von den Ländern im Interesse einer Kontrolle ibrer for-
schungspolitischen Dotationen erhobenen Forderung nach und verpflichtete
sich, die "Empfehlungen des Wissenschaftsrates bei der Aufstellung [seiner]
Haushaltspläne im Rahmen der haushaltmäprgen Möglichkeiten [zu] berück-
sichtigen" (Zi'tr. 3, Abs. 1 des Verwaltungsabkommens, zitiert nach: Staff
197t 18). Mit dem Verwaltungsabkommen apischen Bund und Ländern
zur Errichtung des Wissenschaftsrates war damit zugleich der Weg für das

"Verwaltungsabko-men über den Ausbau der Ingenieurschulen und die För-
derrrng wissenschaftlicher Einrichtungen" im Jah 1957 frei mit dem der
Bund die Hälfte der von DFG und MPG verursachten Kosten übernahm.

Nun konnte die von der Bundesregierung niedergelegte Absicht, "alle
ihre einschläggen MaBnahmen auf Gutachten des Wissenschaftsrates zu
stützen" (Foemer 1981:83), schon aus haushaltsrechtlichen Gründen zunächst
einmal nicht mehr als den Charakter einer Absichtserklär,rrg haben, gewis-
sermaBen von Fall zu Fall ihr möglichstes zu tun, um seinon Empfehlungen
nachzukomnen. Faktisch aber ergab sich aus diesem Versprechen allein
noch keinerlei Bindungswirkung fiir den Bund. Wenn die Empfehlungen des
Wissenschaftsrates dennoch von nun an eine so zentrale Rolle in der For-
schungspolitik des Bundes sinnahmsa, so war dies denn auch weniger auf
eine reine Absichtserklärung des Bundes zurückzuführen, als vielmehr darauf,
daB das Verwaltungsabkom-en ds6 pin4nzrninister des Bundes eine Gele-
genheitsstruktur zur finanzpolitischen Kontrolle der Forschungspolitik bot.

Durch die Zweiteilung des Wissenschaftsrates in eine wissenschaftliche
Kommission und eine Verwaltungskommi5sisl, die von den Ländern dazu
eingeftihrt worden waren, um nicht vom Bund und den Vertretern der For-
schungsorganisationen überstimmt werden zu können, ergab sich nun für
den Bundesfinanzminister die Möglichkeit, die Entscheidung über alle neuen
oder zur Disposition stehenden FördermaBnnhmen der Kompetenz des In-
lgnminisfe1s banv. des Forschungsministers zu entziehen, indem er sie von
der wissenschaftlichen (smmissiea auf ihre nwissenschaftlich-fachliche" Not-
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wendigkeit prüfen liep. Eine positive Empfehlung der wissenschaftlichen
Kommission konnte möglicherweise in der Verwaltungsksmmiss,isn scheitern
und hatte auch nach einem positiven Gesamtgutachten des Wissenschaftsra-
tes noch Hürden zu nehmen. Dagegen war ein negatives PrüLfirngsergebnis

der wissenschaftlichen Kommission in jedem Fall gleichbedeutend mit einem
Ende des Projekts. Damit kam dem WR schlieplich eine ganz andere F\rnk-
tion zu als Bund und Länder bei der Einrichtung dieses Gremiums jemals

damit verbunden hatten: Während der Finanzninister mit diesem Gremium
über ein Instrument zur finanrpolitischen Kontrolle der Forschungspolitik
verfügte, wuchs den in der wissenschaftlichen Kommission des WR vertre-
tenen Forschungsorganisationen DFG, MPG und WRK durch diese institu-
tionelle Verkettung ds1 pinenzFolitik und Forschungspolitik eine faktische
Vetomasht gegenüber allen gröBeren forschungspolitischen Vorhaben des
Bundes zu. Gegen dis gtimman der vom Bundospräsidenten auf den gemein-
samen Vorschlag von DFG, MPG und WRK in den Wissenschaftsrat be-
rufenen Mitglieder konnte in der wissenschaftlichen Kommission kein Be-
schluB gefaBt werden. Auch wenn die wissenschaftliche Kornmission des WR
oine eigenständige Rationalität entwickelte, die sich von den institutionel-
len Eigeninteressen der groBen Forschungsorganisationen entfernte, wurde
es damit doch wahrscheinlich, daB deren Belange in "High-Cost-Situationen",
in denen die fundamentalen Interessen von DFG, MPG und WRK auf dem
Spiel standen, gewahrt blieben.

Erwies sich die institutionelle Lösung des Wissenschaftsrates also schlieB-
lich genau deshalb als stabil, weil sie dem Finanzminister ein Instrument
an die Hand gab, die Forschungspolitik des Bundes eng an seine Absichtser-
klärung zu binden, den Empfehlungen dieses Gremiums nachzukommen, so
hatte dagegen das Verwaltutgsabkommen zu den Ausgleichszahlungen des
Bundes ftir DFG und MPG, durch das die Länder erst dazu motiviert wor-
den waren, der Errichtrrng eines Wissenschaftsrates in dieser Form zuzu-
stimmen, keinen Bestand. Der Konflikt zwischen Bund und Ländenrm die
Förderrtng von DFG und MPG brach viehnehr erneut auf, als sich der Bund
1958 weigerte, den vertikalen Finanzausgleich zugunsten der Ltinder neu
zu regeln. Mittlerweile war in der Entwicklung der Bundesfinanzen eine
neue Situatiqn singetreten, durch die auch zeitweilig neue Rahmenbedin-
gungen ftiLr das forschungspolitische Handeln von Bund und Ländern gesetzt
wurde.

Hatten sich die Länder 1957 aufgrund ihrer Haushaltssituation dazu
gezwungen gesehen, finanzielle Hilfen des Bundes zu fordern, so war es
jetzt der Bund selbst, der vor finanziellen EngTässen stand. Der Anteil der
Länder an den Steuereinnahmen war seit der Mitte der fünfziger Jahre
deutlich zu Lasten des Bundes gestiegen. Während sein Anteil von fast 60Vo
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im Jabr 1954 auf weniger als 55Vo im Jahr 1960 sank, erhöhte sich der
Anteil der Länder im gleichen Zeitraum von etwas mehr als 26Vo auf trbet
30Vo. Dq Bund mupte also n- Ende der ftinfziger Jahre dringend daran
interessiert sein, zumindest den Status quo des vertikalen Finanzausgleichs
zu bewahren.

Die Woigerung des Bundes, mit den Ländern in der Frage des Finanz-
ausgleichs zu kooperieren, veranlaBte diese nun dazu, de1 "l(inigsteiner
Staatsvortrag" im Jahr 1959 ztt verlängern, ohne den Bund zu beteiligen. Der
Bund reagierte seinerseits auf diese Kooperationsverweigeru"g der Länder,
indem er im selben Jahr das Verwaltungsabkommen über den Ausbau der
Ingenieurschulen aufkündigte und seine Ausgleichszahlungen zur Finanzie-
ru"g der beiden gropen Forschungsorganisationen einstellte. Die Aufkihrdi-
gung des Verwaltungsabkom-ens provozierte wiederum die Kultusminister
der Länder zu einer Verlautbanrng, in dor sie die Möglichkeit einer zukünf-
tigen Beteiligung des Bundes am "l($nigqfeiner Abkommed' strikt ausschlos-
sen. Die aus dem 'Tuliusturm" weiter flieBenden Sonderzuwendungen des
Bundes an die beiden gropen Forschungsorganisationen blieben von diesem
Konflikt indessen unborüürt. Hier galt weiterhin der einmal erzielte Konsens,
dap diese Gelder zur Deckung des "Nachholbedarfs" der bundesdeutschen
Forschrrng sukzessive abgebaut werden sollten.

Damit aber stieg der Druck auf die Länder an, eine neue Beteiligungs-
form des Bundes an der Finanzierung der beiden gropen Forschungsorgani-
sationen finden zu müssen. Denn mit weiteren investiven Zuwendungen des
Bundes an DFG und MPG kamen auch weiterhin steigende Betriebskosten
auf die Ländsr zu. Dies wog nun lun so mehr, als seit 1957 'rm Zuge der
Ausgleichszahlungen des Bundes fünfzig Prozent der für die Förderung von
DFG und MPG benötigten Mittel auf die Bildungsetats der Länder überge-
gangen waren, um den Ausbau der Hocbschulen voranzutreiben. Mit der
Kündigung des Ver,waltungsabkommens durch den Bund fehlten diese Gel-
der jotzt in den Forschungsetats. Entgegen ihrer eigenen Verlautbarung,
don Bund von einer Beteiligung am "Königsteiner Abkommen" ein für alle-
mal ausschliepen zu wollen, mupten die Ltinder deshalb dringend daran
interessiert sein, den Bund alsbald mit regultiren Zuschüssen an der Finan-
zierung von DFG und MPG zu beteiligen.

Bis zum Jahr 1960 hatten sich die Standpunkte von Bund und L?indern
denn auch wieder einander angenäihert. Der nun ins Auge gefapte Kompro-
mip sah eiue "Ergänzung" des "l(inigsteiner Staatsvertrags" durch ein Ab-
kommen arischen Bund und Ländern vor, durch das die Praxis der einma-
ligen Sonderfinanziernngen des Bundes abgelöst und in eine reguläre, von
Bund und Ländern je zur Hälfte getragene gemeinsamo Förderrng von DFG
und MPG umgewandelt werden sollte. Im Prinzip nahm dieser KompromiB-
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vorschlag die Bedingungen fih einen Übergang des Kompetenzkonflikts von
Bund und Ländern zu einer stabilen Gleichgewichtssituation, wie sie schliep-
lich mit dem Venvaltungsabkom-en von 1964 institutionalisiert wurde, be-
reits vorweg.

Wenn der Abschlup des Verwaltungq!ftsmmens dennoch nicht zustande
kam, so war dies zunächst auf den äuBeren Einflup zurückzufiihren, den
das sogenannte "Fernsehurteil" des Bundesverfassungsgerichts aus dem Jahr
1961 mit seiner restriktiven Auslegung der gesetzesfreien Verwaltungszustän-
digkeit des Bundes auf die forschungspolitischen Verhandlungen avischen
Bund und Ländern nahm. Obwohl das Urteil des Bundesvelf45s,rrngsgerichts
keine neue Situation im forsehungspolitischen Kompetenzkonflikt zvrischen
Bund und Ländern herbeigeführt hatte, sondern lediglich die bestehende
verfassungsrechtliche Kempotenzverteilung anvischen Bund und Ländern
bekräftigte, erhielten die Protagonisten der "harten Linie" in den Ländern
hierdurch Auftrieb. Der Konllikt loderte abermals auf, brachte allerdings
nichts als eine Wiederholrrng aller von den Kontrahenten bereits anvor
"durchgespielten" strategischen Optionen. Während sich im Anschlup an das
"Fernsehurteil" in den Reihen der Ländergemeinschaft wieder Stimmen erho-
hen, die den definitiven Ausschlup des Bundes aus der Forschungspolitik
der Länder forderten, griff das BMI trotz der Aussichtslosigkeit dieses Vor-
habens auf das ihm in dieser Situation lstzte verbleibende Mittel zurück
und lieB einen neuen Entwurf für ein Forschungsförderungsgesetz erarbei-
ten, den es L962 vorlegte. Dap es damit aber nur Zuflucht zu einer eher
hilflosen Drohgebärde nah-, belegen seine Bemüh rngen, die Länder wieder
an den Verhandlungstisch zu bringen, noch während sich der Gesetzentwurf
in Arbeit befand.

Wieder aber verzögerten jetzt äuBere Einflüsse die Beilegung des for-
schungspolitischen Konflikts zwischen Bund und Ländern. Die nochmalige
Zuspitanng des forschungspolitischen Konflikts im AnschluB an das "Fern-
sehurteil" hatte zur Folge, dap die Frage der Beteiligung des Bundes an
der Finanzierung von DFG und MpG zum Bestandteil erneuter Auseinan-
dersetzungen um den vertikalen Finanzausgleich wurde. Seit 1959 war der
Anteil des Bundes an den Steuereinnahmen abermals gesunken, während
die LändEr wiederum einen unerwartet hohen Anstieg ihrer Einkünfte zu
verzeichnen hatten.

Der Bund stand 1962 zum ersten Mal vor ernsthaften Finanzproblemen
und mupte sogar eine globale Kürzung aller Haushaltsansätze ins Auge
fassen. Waren es am Ende der fifurfziger Jahre noch die Länder, die eine
Neuregelung der vertikalen Finanzverteihrng gefordert hatten, so drängte
am Beginn der sechziger Jahre der Bund auf eine Erhöhung seines Prozent-
satzes an der Einkommens- und Körperschaftssteuer von bislang 35Vo auf.
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Tabelle 23: Slsu€relnnahmen von Bund, L;ändern und GemelndEn 1950-1966 absolut
und als Antell am gesamtstaatllchen Stouerautkommsn

Jahr Bund
Mrd. DM ln%

Länder
Mrd. DM in %

Gemelnden
Mrd. DM in%

1950
1952
1954
1956
1958
1960
1962
1gel
1966

9.604
18.787
21,305
26.lM
28.179
35.595
45.532
54,315
42.?#

6.501
8.212
9.587

12.312
14.703
20.396
n.727
30.9,18
34.869

34,6
26,0
ß,4

29,3
30,6
32'8
31,6
31,4

2.697
4.216
5.101
6.114
7.306
9.637

11.221
12.568
14.O20

14,3
13,5
14,2
19,7
14,6
14,5
13,3
12,8
12'6

27,7

51,1
60,2
69,4
58,6
56,1
54,9
53,9
55,9
50,0

Quelle: Statlstlsoh€s Bundesamt (1982: 162; LaufEnde Nr.27, 28, 29)

4LrSVo. Als Folge diessl filanzpolitischen Enndcklung wurden nun innerhalb
der Ländergemeinschaft die Finanzressorts in den forschungspolitischen
Verhandlungen mit dem Bund federführend. Die Finanzminister hatten im
Unterschied zu den Kultusministern äilar im Prinzip i-'ner die Lösung oiner
regulären Bundesbeteiligung am "Königsteiner Abkommen" favorisiert, jetzt
aber suchten sie die lslssf,ungspolitischen Interessen des Bundes zur Ab-
wehr seiner finanzpolitischen Forderung an nutzen. Als der Bund 1962 die
Ltinder zu einem sinmaligsa Zuschup zur Deckung seines Haushaltsdefizits
aufforderte, reagierten fig pfulanzminister ihrerseits mit der Forderung
zunächst einmal den Forschungshaushalt des BMI zu diesom Zweck heranzu-
ziehen und die allgemeine Forschungsfördenrng ab sofort ausschlieplich den
Ländern zu überlassen (Stamm L98I:262-?ß3). Sie signalisierten damit nicht
nur dem Bu'ld, sondern auch den eigenen lftrllugminisfern, dap sie ihre
Zustimmung zu einem Verwaltungsabkommen von der Bereitschaft der Bon-
ner Regierung abhringlg machten, ihre finanzpolitischen Ansprüche zu redu-
Äercn. Selbst wenn die Kultusminister jetzt bereit waren, den Bund am
"Königsteiner Abkommen" zu beteiligen, blieben ihnen die Hiinde so lange
gebunden, wie die Frage des ktinftigen Bundesanteils an den Steuereinnah-
men in der Schwebe blieb.

Diese Frage wurde erst am Beginn des Jahres 1964 geklärt, nachdem
sich der Vermittlungsausschup arischen Bundestag und Bundesrat auf eine
Steigerung des Bundesanteils von 35Vo auf zunächst 38Vo rllrid später 39Vo
an der Einkomrnen- und Körperschaftssteuer geeinigt und der Bund deutli-
che Abstriche gegenüber seiner urspribrglichen Forderung hingenommen
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hatte. Bis zu diesem Zeitpunkt blieben nicht iur 6[ea l(ullusministern der
Länder die Hände gebunden, auch das \962 neu gegründete BMwF mupte
zuerst den Ausgang der Verhandlungen zrvischen dem Bund und der Län-
dergomeinschaft um das Steuerneuverteilungsgesetz abwarten, bevor es Akti-
vitäten im Zusammsftang mit einem Verwaltungsabkommen über forschungs-
politische Finanzierungsfragen entwickeln konnte.

1.5 Vom Kompetenzkonflikt zur Gleichgewichtssituation von L964

Die fina"zpolitische Einigung von Bund und Ländern Anfang des Jahres
1964 wirkte dan" aber geradezu als ein Startschup für das neue Forschungs-
ministerium des Bundes. Eine Woche nach der Verabschiedr"'g des Steuer-
neuverteilungsgesetzes nahm es die bis L962vomBMI gefiihrten Verhandlun-
gen mit den Läindern wieder auf und unterzeichnete keine fihrf Monate
später zusammen mit den Ministerpräsidenten der Länder 6.r ysrwallrngs-
abkommen über die Förderung von Wissenschaft und Forschun& in dem
sich beide Seiten dazu verpflichteten, den Haushaltsbedarf von DFG und
MPG zu je ftintzig Prozent mit globalen Mitteln zu bezuschussen.

Das BMwF verlor also kerne 7nit, um den Kompetenzkonflikt mit den
Ländern in der Frage dsl pinanzisrung der beiden gropenForschungsorgani-
sationen beizulegen. Als Vorleistu"g hierftir hatte es bereits im Jahr 1963
den Entwurf des BMI zu einem Forschungsförderungsgesetz von der Tages-
ordnung genornmon. Anders als das BMI, das nach dem "Fernsehurteil' des
Bundesverfassungsgerichts mit diesem Entwurf die verfassungspolitiseh "sau-
berste" Lösung des Kompetenzkonflikts apischEn Bund und Ländern anstreb-
te, dafiir aber eben auch weitere Verzögerungen und Konflikte mit den
Ländern in Kauf anhm, schlug das BMwF einen pragatischen Weg ein,
der eine möglichst schnelle Beilegung des Konflikts versprach.

Obwohl die Gründung des BMwF nicht forschungspolitisch motiviert war,
sondern auf eine Kabinettsumbildung innerhalb der Bundesregienrng in
der Folge der sogenannten "Spiegelaffäre" zurückging, markiert der Zeitpunkt
seiner Errichtung dennoch den Beginn einer neuen Phase in der Forschungs-
politik der Bundesrepublik. Mit der Gründung des BMwF übernahm erst-
mals ein Akteur die Federführrng in der Forschungspolitik des Bundes, der
auch eine genuin forschungspolitische Erfolgsorientierung und ein eigenstän-
diges Interesse an der politischen Gestaltung und glsuerrrng dieses Bereicbs
besaB. Die Phase, in der die Forschungspolitik des Bundes nahezu aus-
schlieBlich von der Frage der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung
in der Bundesrepublik bestimmt wurde, ging damit auf ihr Ende zu.
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Der neue Akteur BMwF betrat zudem die forschungspolitische Szene
zu einem Zeitpunkt, zu dem die Diskussion um die Rolle von Wissenschaft
und Forschung ftir die künftige internationale Wettbewerbsfähigkeit der
nationalen Ökonomien einen neuen Höhepunkt erreicht hatte. Nachdem sich
die USA in der Reaktion auf den Sputnik-Schock zu einer technologischen
Aufholjagd gegenüber der UdSSR entschlossen hatten, wurde den europäi-
schen Nationen allgemein und der Bundesrepublik im besonderen eine wach-
sende "wissenschaftlich+echnologische Lücke" und eine dementsprechend
sinkende Fähigkeit prognostiziert, im Wottbewerb mit den Supermächten
USA und UdSSR mitzuhalten. Aber auch durch den erwarteten Eintritt
6a6aliger Schwellenltinder wie Japan in den internationalen Wettbewerb
schienen für die westlichen Industrienationen gröpere Anstrengungen in
Wissenschaft und Forschung ebenso wie eine schnellere wirtschaftliche Nut-
amg neuer Technologien unentbehrlich zu werden, wenn sie ihre Stellung
auf den Weltmlirkten halten wollten.

Wenn es also ftir einen Forschungsminister am Beginn der sechziger
Jahre einen politischen Gestaltungsbedarf gab, dann Ing dieser Bedarf in
der Förderung der wirtschaftsnahen Forschung. Das BMwF warf denn auch
unter dem Eindruck der Diskussion um die "technologische Lücke" als erster
Akteur im Bund wieder die Frage nach den institutionellen Möglichkeiten
für eine engere Verbindung von Wissenschaft und Wirtschaft auf, nachdem
seit der Mitte der fünfziger Jahre der l(qmpetenzstreit ryischen Bund und
Ländern alle anderen forschungspolitischen Themen in den Hintergrund
gedrängt hatte.

{llsldings konnte auch ein Forschungsminister institutionell nicht mehr
ab ovo beginnen, sondern war an die mittlerweile "gewachsenen" organisatori-
schen Strukturen des Forschungssystems gebunden. DFG und MPG hatten
zutar zehn Jahre zuvor das Interesse des Bundes an ihrer Förderung auf
sich gezogen, weil sie als nwirtschaftsnahe" Forschungsorganisationen galten.
Der Kompetenzqtreit zwischen Bund und Ländern hatte aber ihre Entwick-
lung zu Organisationen der Grundlagenforschung begünstigt, die sich ganz
überwiegend an innerwissenschaftlichen Fragestellungen orientierten. For-
mell war die DFG zwar nach wie vor mit der I'Vermittlungsstelle für Ver-
tragsforschung" für die Lösr rg von Transferproblemen apischen Wissenschaft
und Wirtschaft zuständig. Die Vermittlungsstelle führte aber bereits seit der
Mitte der fiinfziger Jahre ein ausgesprochenes Schattendasein, und niemand
in der DFG hatte je versucht, sie aus diesem Dasein herauszuführen. Die
Identität der beiden groBen Forschungsorganisationen als Organisationen
der Grundlagenforschung war für das BMwF mittlerweile ein gegebenes
Datum, was allerdi"ss auch zur Folge hatte, daB DFG und MPG, anders
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als noch zehn Jahre zuvor, auch keine Kompetenz mehr im Bereich der
angewandten Forschr''g zugeschrieben wurde.

Das BMwF war denn auch der erste forschungspolitische Akteur, der
eine arbeitsteilige Perspektive auf die org"'is6torischen Strukturen des bun-
desdeutschen Forschungssystems entwickelte und funktionsspezifische Aufga-
ben für die einzelnen Einrichtungon definierte. Während DFG und MPG
jetzt für die "reine" Grundlagenforschung zuständig waren und die dement-
sprechende Autonomie gegenüber der Politik besapen, I'entdeckte" das
BMwF dagegen in den organisatorischen Strukturen, die sich in der Atom-
forschung unter der Zusttindigkeit des BMAt entwickelt hatten, die Möglich-
keit, "Hausmacht'r zu ennrickeln und in einer anwendungsorientierten Grund-
lagenforschung seine Gestaltungs- und Steuerungsinteressen zu verwirkli-
chen. Es ist deshalb auch kein Zufall, dap 1963 und demit ein Jahr nach
der Grüurdung des BMwF erstmals das don USA ontlchnte Konzept dos
"big science center" auf die unter dem BMAt in der Bundesrepublik entstan-
denen organisatorischen Strukturen in der Atomforschung übertragen wur-
den. Die sogenannten "Projektwissenschaften" und GroBforschungszentren,
beides lot.sfitrngspolitische Konzepte, die sich als Resultat der forschungs-
politischen Isolation des BMAt herausgebildet hatten, wurden nun retrospek-
tiv als eine Übernahme des in den USA entwickelten Konzepts von "big
science" legitimiert und galten von jetzt an als genuin im staatlichen Steue-
rungsinteresse und auf den Steuorungsbedarf der staatlichen Forschung zu-
geschnittene Organisationsformen.

Wenn das BMwF die neu entdeckten Gestaltrrngsmöglichkeiten realisie-
ren, und die ehemaligen "Reaktorstationen" zu diversifizierten Gropfor-
schungszentren, die seiner "Hausmacht" unterstanden, fortentwickeln wollte,
wurde es für diesen Akteur um so wichtiger, den Kompetenzkonflikt mit
den Ländern rm die Finanzierung von DFG und MPG beizulegen. Solange
die reguläre Beteiligung des Bundes an der Finanzierung der beiden groBon
Forschungsorganisationen durch globale Haushaltsmittel nicht sichergestellt
war, bestand die Gefahr, daB sich die wissenschaftliche Kommission des WR
gegen die neuen Vorhaben des BMwF aussprach. Denn für DFG und MPG
war ein Verzicht auf die Ausübung ihrer faktischen Vetomacht gegenüber
der Errichtung neuer forschungspolitischer Institutionen ja erst da"n mög-
lich, wenn sie sich selbst von diesen Vorhaben nicht mehr bedroht fühlen
muBten.

Dies galt im übrigen nicht nur für die Gropforschung. Neben dor Chan-
ce, vom forschungspolitischen Kompetend<onflikt zur staatlich gelenkten
"big science" überzugehen, hatte das BMwF auch eine organisatorische "Lü&-
ke" in der angewandten, wirtschaftsnahen Forschung entdeckt, deren Schlie-
pung es ebenfalls notwendig machte, mit den Ländern und den beiden
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gropen Forschungsorganisationen at einem Interessenausgleich zu gelangen.

Wenn das BMwF eine engere Verbindung znischen Forschung und Wirt-
schaft herstellen wollte, dan" lag es nahe, DFG und MPG als Organisatio-
nen in der "reinen" Grundlagenforschung und die als Organisationen der
anwendungsorientierten Grundlagenforschung konzeptualisierten Gropfor-
schungszentren um eine Organisation in der wirtschaftsnahen, industriellen
Forschung nt ergätnznn Dementsprechend hatte bereits 1962 eine der ersten
Amtshandlungen des neuen Forschungsministers darin bestanden, Kontakt
mit der FhG aufzuneh-en, um die Frage zu klären, ob die Gesellschaft
dazu geergnet und bereit war, die Rolle einer Trägerorganisation des Bun-
des in der angewandten Forschung zu übernehmsa. {llelclings sah sich das

BMwF auch hier mit dem Problem konfrontiert, dap die vqn ihm angestreb-
te Ergänzung 6". pelssfurrngssystems '- eine anwendungsorientierte Ein-
richtung sich solange nicht realisieren liep, wie der Konflikt um die Finan-
zierung von DFG und MPG nicht beigelegt war.

Die beiden gropen Forschungsorganisationen mupten nach wie vor von
der Möglichkeit ausgehen, dap eine eigenständige Einrichtung dos Bundes
in der angewandten Forschung sein Interesse schwächen konnte, sich an
ihrer Finanzierung zu beteiligen. Insbosondere konnte ein solches nachlas-
sendes Interesse des Bundes zur Folge haben, daB seine Bereitschaft zur
Gewähn'ng von globalen Haushaltsmitteln sank. Diese Gefahr war um so

aktueller, als die Gelder des "Juliusturms" am Beginn der sechziger Jahre
ausliefen und abzusehen war, dap damit ebenfalls die globalen Sonderhaus-
halte des Bundes in naher Zukunft auslaufen würden. DFG und MPG mup-
ton deshalb daran interessiert sein, die Institutionalisierung einer eigensttin-
digen Forschungsolganisation des Bundes zumindest solange hinauszuzögern,
bis sich Bund und Länder auf einen gemeinsamen und globalen pfuanzie-

11"'gsmodus geeinigt hatten. Auch wenn DFG und MPG jetzt nicht mehr
selbst als wirtschaftsnahe Forschungsorganisationen galten, bosapen sie doch
mit der wissenschaftlisfosn l(smmission des WR die Kompetenz, ein Urteil
darübsr zu fällen, ob es untor wissenschaftlichen und fachlichen Gesichts-
punkten notwendig war, dap der Bund eine eigenständige Forschungsorgani-
sation in der angewandten Forschung unterhielt.

Während sich das BMI auf langfristige und unter Umständen auch ineffi-
ziente Konflikte in der Forschungspolitik einlassen konnte, eben weil es die
Erfolgsbedingungen seines Handelns nicht in diesem politischen Sektor su-

chen und an seiner Gestaltung nicht unbedingt interessiert sein mupte, war
es dagegen für das BMwF eiae conditio sine Eta non, die bereits seit länge-
rem mögliche, aber immer wieder hinxp5gs26gerte Gleichgewichtssituation
zwischen Bund, Ländern und den beiden gropen Forschungsorganisationen
herzustellen. Für den eigenständigen forschungspolitischen Akteur BMwF
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nahm deshalb auch eine Einigung mit den Ländern eine um so höhere
Priorität gegentiber den potentiellen "payoffs" der einzelnen Varianten einer
Einigung mit den Ländern an, je länger der Konflikt andauerte. Die Grün-
dung des BMwF hatte damit schlieplich den Wog zu einem Verwaltungsab-
kom-en über die phanzisntng von DFG und MPG geebnet.

Mit dem y"ryv4ftrrngqabko-'nen von 1964 war zugleich eine Gleichge-
wichtssituation im forschungspolitischen Konflikt arischen Bund und Län-
dern erreicht, in der beide Kontrahenten "locked-inn waren, auch wenn diese
Gleichgewichtslösung aus ihrer jeweils individuellen Sicht als suboptimal
erscheinon mupte. Formal läBt sich dies in einer Matrix dor Einigungsvarian-
ten darstellen, die im Konflikt von Bund und Ländern zur Disposition stan'
den.

0|100

Elnlgungsvarlante

50:50,1 5O:50,11 1d):0

Prälerenz Bund

Präferenz l-änder

In der Kopfzeile dieser Matrix sind die möglichen Einigungsvarianten
von Bund und Ländern abgetragen. Die Variante "0:100" bezeichnet in die-
sem Zusammenhang die alleinige piaanzielung von DFG und MPG durch
die Länder auf der Basis des "Königsteiner Staatsabkommens". Da diese
Variante aus der Sicht des Bundes die schlechteste aller möglichen Lösun-
gon des Konflikts darstellte, wird sie in der Matrix mit uOu bewertet. "100:0"
bezeichnet dagegen die alleinige Finanzierrtng von DFG und MPG durch
den Bund. Da der Bund an dieser Einigungsvariante das gröpte Interesse
besap, kann sie mit u3u bewertet werden. Für die Länder wiederum stellte
die Einigungsvariante "0:1(X)" nach "100:0" die aveitschlechteste tr6gung dar.
Während eine hundertprozentige Fördenlng der beiden groBen Forschungs-
organisationen durch den Bund der Aufgabe ihrer forschungspolitischen
Hoheit gleichgekom-en wäre und deshalb mit uOu bewertet werden kann,
waren die Länder aber auch nicht mehr unbedingt dazu bereit, für ihren
im nKönigsteiner Abkommen" formulierten Anspruch auf die alleinige Zu-
ständigkeit für DFG und MPG auch dio alleinige Finanzierungslast zu tra-

2

2

1

3

0

1

s

0
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gen. Hierdurch wäre der Vorteil des gemeinsamen Positivsumynen-Spiels
gegenüber dem Bund entfallen, und die horizontale Koordination unterein-
ander fiel den Ländern um so schwerer, je enger ifo16 filanzisllen Spielräu-
me wurden. Die entsprechende Zelle wird deshalb mit ulu bewertet.

Die höchste Präferenz "3n hatten die Länder fiir die Einigungsvariante
50:50,I. Diese Variante ontsprach der Regelung des Bund-Länder-Abkom-
mens von 1957, mit dem sich der Bund zu forschungspolitischen Ausgleichs-
zahlungen an die Länder verpflichtet hatte. Sie besap für die Uinder den
Vorteil, ihre forschungspolitische Hoheit wahren zu können, und machte
zugleich aus dem Nullsummen-Spiel untereinander ein Positivsuramen-Spiel
gegen den Bund. Für den Bund wäre diese Variante wiederum auf die
zweitschlechteste Lösung hinausgelaufen. Sie wird deshalb mit ulu bewertet.
Gegonüber Zugeständnissen in der Frage des geuorellen vertikalen Finanz-
ausgleichs, zu denen er möglicherweise im Rahmen einer "0:1(X)" I,tisung
gezqlungen war, hatte ein spezifisch forschungspolitischer Finanzausgleich
fiir den Bund zumindest den Vorteil, dap es bei dem für ihn verfassungspo-
litisch wichtigen Eingeständnis der Lilnder blieb, bei der Forschungsfinanzie-
sng auf Dotationen des Bundes angewiesen zu sein.

Die Einigungsvariante "50:50,II" bezeicbnet schlieplich die gemeinsame
Finanzierung von DFG und MPG durch Bund und Länder, wie sie im
Verwaltungsabkommen von 1964 beschlossen wurde. Für beide Kontrahenten
stellt diese Variante die an'eitbeste Iösung dar und wird dementsprechend
mit u2u bewertet. Während die Länder der Bonnsr Regierung mit dieser
Lösung eine Kompetenz zw ffi1finanzis1ung einräumten, blieb ihnen der
Vorteil des gemeinsamen Positivsnmmga-gpisls gegen den Bund erhalten.
Gegenüber der für den Bund zrvar attraktiveren, aber nunerreichbaren" Eini-
gungsvariante n1(D:0" wurde er durch die Vereinbarung einer gemeinsamen
Forschungsfinanzierung immsl noch besser gestellt als mit den Varianten
"50:50,I" und "0:1(X)". Variante 50:50,il ist damit eine stabile Gleichgewichts-
lösung des "Spielsn um die Forschungsfö1ds1nng. Sie repräsentiert dio im
institutionellen Eigeninteresse beider seiten erreichbare Einigungssituation,
die von niemandem verlassen werden kann, ohne sich selbst schlechter zu
stellen, und die darüber hinaus gegenüber der Variante "50:50,I" dem Krite-
rium einer fairen Verhandlungslösung gerecht wird.
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L.6 Entwicklungspfade der Vertragsforschung

Mit dem Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Ländern zur Finanzie-
ru g von DFG und MPG war L964 in plinzip der Weg für die Aufnahme
einer anwendungsorientierten Forschungsorganisation in die institutionellE
Förderung des Bundes frei. Wenn der Bund in dieser Situation nicht den
Kosten- und den Zeitaufirand auf sich neh-en wollte, den die Gründung
und der Aufbau einer neuen potssftungsorganisation notwendig gemacht
hätte, blieb ihrn wenig anderes als der Rückgriff auf die FhG übrig. Sieht
man vom Battelle-Institut ab, so war die FhG die einzige Organisation in
der industrienahen Forschung, die in der Mitte der sechziger Jahre übor-
haupt über nennenswerte Umsätze verftigte. Diese Monopolposition der
FhG ging zunächst auf eine Verkettung von kontingenten EreiEFissen zurüclg
die dann ein stabiles Wachstum der Auftragqforschung ermöglichte.

Nach ihrem AusschluB aus der Forschungsförderung des Bundes hatte
die FhG ein neues Überlebens- und Identitätskonzept als Organisation der
Auftragsforschung entwickelt, drohte mit diesem Konzept aber an dem
Schwellenproblem zu scheitern, daB die Akquisition von Aufträgen zunächst
deren orga"isationsinterne Vorfinanzislrng notwendig machte. Eine Gele-
genheitsstruktur, um dieses Schwellenproblem zu überwinden, ergab sich
für die FhG schlieplich durch das Kooperalieasangebot des Bundesverteidi-
gungsministeriums (BMVg). Das BMVg dem der Zugang zu den gropen
Forschungsorganisationen versperrt war, besaB ein Interesse daran, die FhG
gewissermaBen als Makler zu nutzen, der die dringend benötigten Kontakte
zur Forschung vermittolto. Solange die FhG diese Maklerfunktion erfüllte,
war man im Verteidigungsministslium bereit, den Interessen der Gesellschaft
entgegenzukornmen und zu ihrer Stabilisienrng und ihrem Wachstum beizu-
tragen. Die FhG konnte deshalb in einem bescheidenen Rahmen über milil;i-
rische Projektmittel relativ autonom disponieren und setzte diese Mittel
zur orga"isationsinternen Vorfinanzienlng von industriellen Forschungsauf-
trägen ein. Für diese Form der Fördorung einer an don Problemen der
Unternehmen orientierten Forschung existierte kein vergleichbares Modell.
Wer industrielle Auftragsforschung betreiben wollte, beslp ako einen Kon-
kurrenzvorteil, wenn er sich der FhG anschlop und die Möglichkeit der
internen Vorfinanzierung von Forschungsaufträgen in Anspruch nahm. Die
Monopolposition, die die FhG in der Vertragsforschung schlieplich einnahm,
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ging auf einen hierdurch ausgelösten sich selbst verstärkenden "lock-in"
Prozep zurück.l

Je stärker durch den Anrerz" industrielle p666lungsaufträge vorfinanzie-
ren an können, das Volumen der von der FhG aquirierten Vertragsforschung
wuchs, um so mehr wuchs auch die finanzielle "Manöwiermasse" für die
interne Vorfinanzierung von Auftragsprojekten und um so geringer wurden
die Chancen für die Aquisition von industriellen Forschungsaufträgen für
Institute auperhalb der FhG. Die Praxis der wechselseitigen Vorfinanzierung
der Fh-Institute ermöglichte also wachsende Skalenerträge, die os wiederum
attraktiv werden lieBen, sich der FhG anzuschlieBen. Die in einer kontin'
genten Konstellation sich ergebende Gelegenheitsstruktur, industrielle Auf-
tragsforschung durch militärische Forschungsmittel vorfinanzieren zu können,
mündete damit in einen stabilen Wachstumspfad der Auftragsforschung,
durch den die Wahrscheinlichkeit, daB sich eine institutionelle Alternative
zur FhG entwickelte, inmer geringer wurde. Je höher die Skalenerträgo der
Vorfinanzierung innerhalb der FhG ausfielen, rrm so stärker wuchson die
Kosten, nm Aufuagsforschung auBerhalb der Gesellschaft zu realisieren.

Das BMwF hatte mit dem Verwaltungsabko--en von 1964 dan" schließ-
lich die Vorbedingung erfüllt, mit der Aufnahme der FhG die ye1 ihm
entdeckte organisatorische "Lücken arischen der "reinen" Grundlagenfor-
schu'g und der anwendungsorientierten Grundlagenforschung zu schlieBen.
In der Mitto der fünfzigor Jahre war durch das Auftauchen dieses Konkur-
renten rrm die Sotssfuung,sförderung des Bundes für DFG und MPG uoch
eine "Hochkostensituation" (Latsis 1972) entstanden, die nur eine Lösung
für die Strukturstabilität der beiden gropen Forschungsorganisationen zu-
liep. Wenn DFG und MPG zum danaligen Zeitpunkt im uspielu um die
Forschungsförderung des Bundes bleiben wollten, muBte die FhG wohl oder
übel aus diesem Spiel verschwinden. Auch noch kurze 7.eit vor dem Verwal-
fungs4$ksmmen von 1964 sing von der FhG eine bedrohliche Konkurrenz
für die beiden groBen Forschungsgesellschaften aus.

Dagegen war nach dem Abkommen eine Situation eingetreten, in der
die Aufnahme einer dritten Trägerorganisation in die Forschungsförderung
des Bundes ftir DFG und MPG keine spürbaren Kosten mebr nach sich
zog. Dies ermöglichte es insbesondere der MPG, ihre Rolle im Wissen-
schaftsrat nicht primär im institutionellen Eigeninteresse, sondern durchaus
im forschungspolitischen Kollektivinteresse zu definieren und diesem Kollek-

1 Dieser Entwicklungspfad der FhG entsprach damit ganz dem "lock-in" Prozep, durch
den die QWERIY-Tastatur und der DOS-PC zu faktischen technischen Standards wurden
(vgl. David 1985).
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tivinteresse entsprechend zu handeln, indem sie die Institutionalisierung
der FhG als Trägerorganisation des Bundes in der angewandten Forschung
unterstützte. Nebenbei ergab sich fiir die MPG aus der Aufnahme der FhG
in die institutionelle Förderung des Bundes jetzt sogar der Vorteil, dap eine
eigens für die angewandte Forschung zuständige Trägerorganisation ihre
Identität als Organisation der Grundlagenforschung abzusichern half.

Allerdings hatten DFG und MPG keinen Anlap, sich in der wissenschaft-
lichen Kommission des WR ernsthaft mit der Finanzierungsform der FhG
auseinanderzusetzen. Die eigentliche institutionelle Innovation, die dem
Wachstum der Gesellschaft zugtunde lag und in der organisalisasinternen
Vorfinanzierung der Auftragsforschung bestand, entging deshalb auch ihrer
Wahrnehmung. Die Aufmerksamkeit der wissenschaftlichen Kornmission des
WR wurde vietmehr von dem Problem der orga"isatorischen Domänenab-
gtenzung und der ordnungspolitischen Aufteilung des Forschungssystems
absorbiert. Dieses Problem hatte jedenfalls in ihrer Wahrnehmung eine sehr
viel gröBere Bedeutung als die effiziente Institutionalisiffungsform der an-
gewandten Forschung selbst. Und da die FhG 6fo1shin das Stigma eines

"Lumpensammlers" besaB, entwickelte die wissenschaftliche Kommission des
WR auch keine hohen gtu,'artungen an die Leistungsfähigkeit dieser Gesell-
schaft.

Das BMwF übernah- die Empfehlungen des WR zur plnanzislrrng der
FhG so gut wie unverändert. Für den Forschungsminister qing es zur dama-
ligenZeit vorr4ngrg um die Ablösung des Verteidigungsminisfeliums, bei der
Förderung der FhG. Dementsprechend stand auch hier noch nicht die Frage
einer effizienten Finanzierungsform der Vertragsforschung im Vordergrund,
sondern zunächst einmal das Problem des BMwF, die Kompetewr,an Finan-
zierung der Gesellschaft überhaupt zu gewinnen. Auch das Bundesministeri-
um für Bildung und Wissenschaft (BMBW) als Nachfolgeorganisation des
BMwF widmete seine Aufmerksamkeit nicht der Finanzierungsform der
Vertragsforschung. Unter dem EinfluB der Hochschulreform beschtiftigte
sich das Bildungsministerium vielmehr vordri"glich mit Konzepten zur De-
mokratisierung der internen Organisationsstrukturen der FhG.

Erst ftir das L972 geschaffene lundssministerium ftir Forschung und
Technologie (BIvtFT) und damit für einen forschungspolitischen Akteur, der
erstmals den Auftrag besaB, die staatlich finanzierten Organisationen in der
auBeruniversitären Forschung einer Leistunglsevaluation zu unterziehen, ge-
riet die pinanzislungsform der FhG in den Mittelpunkt dEr Problemwahr-
nehmung.

Für die Leistungsevaluation der FhG durch das BMFT spielten die Be-
dingungen der genetischen Entrvisklrrng dieses institutionellen Modells
keine Rolle. Zum MaBstab fiir die Leistungsbeurteilung der Gesellschaft
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wurde nun vielmehr das von ihr bereits erreichte lsislrrngsniveau in der
Auftragsforschung, ohne dap dns psinzip der organisationsinternen Vorfinan-
zierung von Forschungsaufträgen als Vorbedingung dieses Wachstums vom
BMFT erkannt wurde. Auf der Basis dieses einmal erreichten Leistungsni-
veaus der FhG war es aber für die Forschungspolitik jetzt möglich, eine
konzeptionelle Vorstellung darüber zu entwickeln, wie effizient die Ver-
tragsforschung als Transfermechanismus im Gesamtsystem der auBeruniversi-
t?iren Forschung fungieren konnte. Das BMFT interpretierte mit anderen
Worten die als Resultat rationaler Mikrostrategien entstandene organisato-
rische Gemengelage in der auperuniversitären Forschung als rationale Ma-
krostruktur, in der der Vertraqsforschung die Funktion zukam, die staat-
liche Förderung der angewandten Forschung eng an die Bedürfnisse der
Wirtschaft zu binden. Aus der Perspektive der im Rahmen dieser Funkti-
onszuschreibrrng nun möglichen Anspruchsdefinition der Forschungspolitik
blieb der aktuelle lsi5fthgssfand der FhG nllsldings weit hinter den Erwar-
tungen zurück. Ztgleich aber schien das Stigma des nlumpensammlers", das
der FhG anhaftete, die Differenz apischen dem aktuellen und potentiellen
lsislrrngqstand der FhG zu erkltiren. Das Management der FhG hatte es
in Wahrnohmung des BMFI in dor Vorgangenheit ganz offonsichtlich nicht
verstanden, die der Forschung inhärente Neigung zurückzudrängen, sich
mehr den selbstgewählten Problemen als den Problemen der wirtschaftli-
chen und politischen Praxis zu widmen. Um so mehr war aus der Sicht des
BMFT zu befürchten, dap die Gesellschaft die in Zukunft stärker flieBen-
den öffentlichen Fördermittel dazu nutzen würde, sich gegenüber den Pro-
blemon der wirtschaftlichen und politischen Praxis zu epanzipieren und zu
verselbständigen.

Vor dem Hintergrund dieser in sich durchaus schlüssig konstruiertEn
Erklärung wurde es nun wiederum möglich, daB das BMFI sozusagen aus
den falschen Gründen die richtige MaBnahme einleitete. Da die Diagnose
auf Verselbständigung lautete, muBte die Therapie folgerichtig einen institu-
tionellen Mechanismus applizieren, der eine selbstreferentielle Forschung
der FhG negativ sanktionierte und deren Ausrichtung an fremdgenerierten
Problemen belohnte. Und genau dies tat ein finanztechnisches Modell, das
wie die sogenannte Anreizfinanzielr"'g die Höhe der Grundförderung eng
an das Auftragsvolumen der Gesellschaft koppelte. Zwar g|tng die Diagnose,
die das BMFT gestellt hatte, von unzutreffenden Voraussetzungen aus,
seine Therapie schlug aber dennoch an, weil das Modell der Anreidnanzie-
rung mit dem Modell der organisationsinternen Vorfinanzierlng von For-
schungsaufträgen kompatibel war und die hierfür zur Verfügung stehende
finanzielle "Manövriermasse" linear erhöhte. Dies ermöglichte der FhG, mit
dem hohen Wachstum der industriellen Forschung in den siebziger und
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achtzigü Jahren mitzuhalten, während das "Geleitzugprinzip" im verflochte-
nen Finanzierungssystem von Bund und Ländern zu rückläufigen Wachstums-
raten in den Haushalten von DFG und MPG fiihrte und dieses Prinzip
durch die Entscheidung zur Institutisaalisiüung der sogeuannten "Blauen
Liste" auch auf die übrigen "Königsteiner Institute" ausgedehnt wurde.

L.7 Der Weg zur Rahmenvoreinbarung von 1975

In ihrem Interesse, möglichst rasch zu einem forschungspolitischen Konsens
zu gelangen, hatten sich Bund und Länder auf eine verfassungspolitisch
womöglich bedenkliche, in jedem Fall aber umstrittene Regelung eingelassen.
Das Verwaltungsabkommen galt deshalb auch vorbehaltlich "der Auffassun-
gen von Bund und Llindern über die Kompetenzen und Finanzverantwort-
lichkeiten nach dem Grundgesetz" (zitiert nach Bentele L9792 98). Es löste
das "Königsteiner Abkomnen" nicht ab, sondern galt als ein "ergänzender"
Staatsvertrag zu dem Länderabkorlmen. Dementsprechend waren alle Seiten
daran interessiert, den Übergangscharakter dieser Regelung zu überwiuden
und der einmal erreichten Gleichgewichtssituation in der Forschungspolitik
einen festen institutionellen Rahmen zu geben. Auch die boiden groBen
Forschungsorganisationen drängten auf eine langfristige formelle Garantie
der von Bund und Ländern eingegangenen Finanzierungsverpflichtungen.

Die Bildung der groBen Koalition im Jahr 1966 begünstigte schlieplich
eine verfassrrngsrechtliche Regehrng des Problems. Die 1969 neu in das
Grundgesetz eingefügten Artikel 91a und 91b, mit denen die sogenannten
Gemeinschaftsaufgaben von Bund und Ländern festgelegt wurden, bildeten
angesichts der Interessenpositionen, die Bund und Länder in der Frage einer
Neuregelrtng der forschungspolitischen Kompetenanerteilrtng einnah-en, ei-
ne allseits konsensfähige Lösung. Der im "Königsteiner Abkommen" formu-
lierte Anspruch, wonach die Forschungspolitik "Aufgabe der Länder" war,
wurde nun grundgesetzlich garantiert, und bei der Beteiligung des Bundes
an den Gemeinschaftsaufgaben der Ltinder blieb es bei einer Kann-Bestim-
mung im Fall von Einrichtungen mit "überregionaler Bedeutung". Die von
den Läindern beqnspruchte forschungspolitische "Eigenstaatlichkeit" war da-
mit gesichert und die Gefahr eines Forschrrngsförderrrngsgesetzes gebannt.
Der Bund hatte mit ds1 Velfass,nngsänderung sein formelles, aber faktisch
nicht durchsetzbares Recht zur konkurrierenden Gesotzgob""g in der For-
schungspolitik aufgegeben, daflir die zwar formell schwächere, faktisch aber
stärkere Regelung durchsetzen können, an den Gemeinschaftsaufgaben der
Länder beteiligt zu werden, wenn dies "erforderlich" war. Damit war die
explizite Verfassungskonformität seiner "MitvenvallilngskompetenC, in der
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Forschungspolitik der L?inder garantiert. Den beiden gropen Forschungsor-
ganisationen gewährte die Verfassungsänderung die von ihnen seit langem
erhobene Forderung nach Rechtssicherheit. Ihre gemeinsane Finanzierung
durch Bund und Länder hing nun nicht mehr von einem umstrittenon Staats-
vertrag ab, sondern besaB eine grundgesetdiche Basis.

Die mit der Grundgesetzänderung von 1969 fest institutionalisierte Lö-
sung der vertikalen Verflechttng in der piaanzjsltrng von DFG und MPG
hxfls allsldings für alle beteiligten Seiten auch ihren Preis. Die beiden gro-

Ben Forschrrngsorganisationen mupten ihre organisatorische Autonomie be-
reits seit dem Verwaltungsabkommen mit dem Preis enger Wachstumsgren-
zen bezahlen. Während der Weg zu diesem Verwaltungsabkommen als Fol-
ge der Sonderhaushalte des Bundes über hohe Zuwachsraten in den Haus-
halten von DFG und MPG geführt hatte, bestimmten im Prinzip jetzt die
finanzschwächsten Länder über die jährlichen Zuwächse in den Etats von
DFG und MPG. Der Bund hatte im vertikd verflochtenen Finanzierungssy-
stem damit nicht nur auf die Steuerung der beiden gropen Forschungsorga-
nisationen zt vernchten, ihm waren im Geleitzug der gemei"samen For-
schungsfördslung mit den Ländern von nun an auch enge Grenäen gesetzt,

die Förderung der Grundlagenforschung auszudehnen. Selbst wenn er ein
Interessc daran besap, die Grundlagenforschung durch globale Zuwendungen
an DFG und MPG auch weiterhin in gröBerem MaBstab zu fördern, war
ihm diese Option seit t964 versperrt.

Die bremsende Wirkrt.g des "Geleitzugprinzips" auf das finanzielle Enga-
gement des Bundes in der Grundlagenforschung ging zudem mit einem all-
gemein gestiegenen Kostenbewuptsein der Länder in der Forschungspolitik
einher. Seit die Ltinder ihren Anspruch auf die alleinige Kempetenz zur
Förderung von DFG und MPG preisgegeben hatten und die Verteidigung
ihrer kulturpolitischen pfnzipien nicht mehr im Vordergrund ihres Interes-
ses stand, wurden die Ausgaben ftir die Forschungspolitik von den Ländor-
regierungen mehr und mehr als Belastung empfunden. Diese forschungspoli-
tischen Belastungen erschienen den Ländern am Ende der sechziger Jahre
um so drückender, als sie zudem vor groBen Anstrengungen in der Bildungs-
politik standen. Die Diskussion um die "Bildungskatastrophe" in der Bundes-
republik hatte zu diesem Zeitpunkt ihren Höhepunkt erreicht, und die Fra-
ge, wie diese "Katastrophe" gemeistort werden könne, besap mittlerweile die
höchste Priorität in der Kulturpolitik der Länder.

In dieser Situation waren insbesondere die Finanzressorts der Länder
nicht mehr bereit, auch künftig finanzielle Opfer fiir die Institute und Ein-
richtungen auf sich zu nehmen, die neben DFG und MPG unter das "König-
steiner Abkommen" fielen, aber weiterhin durch die L?indergemeinschaft
allein gefördert wurden. Diese sogenannten "Königsteiner Institute" waren
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1"949 als Forschungseinrichtungen von überregionaler Bedeutung in der Folgo
des für die Förderung der MPG vereinbarten horizontalen Finanzausgleichs
avischen den Ländern in den "Kflnigsteiner Staatsvertrag" aufgenommen wor-
den. Aus der Sicht der Finanzninister hatte die Förderrrng dieser For-
schungseinrichtungen auf der Basis des Länderabkorrmons aber spätestens
dann ihren Sinn verloren, als die Ländergemeinschaft ihren Anspruch auf
die alleinige pfuml2islrrngskompetenz für DFG und MPG aufgegeben und
damit die Hauptbastion des "Königsteiner Abkommens" geräumt hatte.

Die Kultusminister sahen sich angesichts des Problems, dap sich die
alleinige Fitranzierung 4"t u11änigsteiner Institute" durch die Ländergemein-
schaft unter den Bedingungen der angespannten Haushaltslage und der in
ihrem Stellenwert ohnehin gesunkenen Forschungspolitik nicht mehr legiti-
mieren lieB, erneut zur Koordination ihres Handelns gegenüber dem Bund
gezwungen. Wenn sie die Existenz dieser Einrichtungen sichern, aber zu-
gleich verhindern wollten, daB sich eine Entwicklung wie boi den GroBfor-
schungszentren wiederholte und der Bund auch in diesem Fall auf bilatera-
lem Wege schlieBlich ein Kompetenzmslepel erlangte, dann bot es sich an,
die Verlängerrrng des 1969 ausgelaufenen Verwaltungsabkommens zur Fi-
nanzierung von DFG und MPG mit der Frage einer Beteiligung des Bundes
an der multilateralen Finanzierung der "Königsteiner Institute" zu verknilp-
fen.

Die Chancen, eine solche "Paketlösung" durchzusetzen, standen seit dem
Verwaltungsabkommen zur Errichtrrng der Bund-Länder-Konferenz (BLK)
von 1970 zudem nicht schlecht. Neben der Neuregelung des Verwaltungsab-
kommens zur Finanzienrng von DFG und MPG bestand eine weitere Aufga-
be der BLK darin, einen langfristigen Rahmenplan über die Allgemeine
Forschungsförderung von Bund und Ländern nach Artikel glb GG zu erar-
beiten. Wenn der Bund ein Interesse an einer Förderung der bisl'ng von
den Ländern allein finanzierten "l(inigsteiner Institute" besap, ergab sich
hierdurch die Möglichkeit, die von den Ländern angestrebte multilaterale
Finanzierung dieser Einrichtungen in den Rahrnenpl'an zu Artikel 91b GG
aufzunehmen. Die Länderregienrngen verzichteten dementsprechend 1970
auf eine Verlängeru"g des "Königsteiner Abkommens" und signalisierten
da-it, daB der Weg zu einer gemeinsamen Fininzierung der entsprechenden
Institute durch Bund und Ltinder frei war.

Der Bund besap nun seinerseits durchaus ein Interesse an der Förderung
eines Teils der ehemaligel tt(gnigsteiner Institute", lehnte absr eben auf-
grund seiner selektiven Interessen deren multilaterale Finanzierung ab. Er
bestand auf voneinan6"t unngftängigen Einzelabkommen, die einerseits die
Fortführung der gemeinsamen, multilateralen Finanzierung von DFG und
MPG ermöglichten und ihm andererseits freie Hand für bilaterale Einzelver-
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einbarungen mit dem Sitdand ds1 ihn jeweils interessierenden Forschungs-

einrichtungen gaben. Jede andere Lösung wurde vom Bund bß t972 definitiv
abgelehnt. Der BMBW zog sich nach kurzen Beratungon mit den Ländern
aus den Verhandlungen um die Rahmenvereinbarung zurück, da er sich
seinen Handlungsspielraum nicht uohne Not" (Bentele L979:L35) durch mul-
tilaterale Vereinbarungen einschränken lassen wollte und davon ausging, dap
die finanziellen Probleme der Länder sie sehr bald zu bilateralen Verhand-
lungen über die "l6nigstsinsr Institute" aningen würden.

Tatsächlich aber entschlossen sich die Länder angesichts der festgefahre-
nen Verhandlungssituation mit den sogenannten Ranft-Thesen (Bentele 1979:

MZ) m einem weiteren VorstoB. Ihr neuer Vorschlag bezog neben DFG
und MPG sowie den "Königsteinor Instituten", die zu je fünfzig Prozent von
Bund und Ländern 6lnnziert werden sollten, nun auch dio Gropforschungs-
einrichtungen und die FhG mit ein, für die wiederum der Bund mit jeweils

neunzig und die Ltinder mit jeweils zehn Prozent aufkommen sollten. Den
Ranft-Thesen zufolge wäre damit für alle in Frage komrhenden Forschungs-
organisationen ein multilaterales Finanzierungssystem errichtet worden, wäh-
rend die Länder per saldo durch die flinftigprozentige Beteiligung des Bun-
des an den "Königsteiner Institutenn finanziell entlastet wurden.

Obwohl die Ranft-Thesen durch die Einbeziehung der Gropforschungs-
einrichtungen und der FhG sogar weiter gogen als der erste Vorschlag der
Länder, lenkte das BMBW in seiner Reaktion auf die Ranft-Thesen ein und
erklärte sich prinzipiell zu Verhandlungen über die von der Ländergemein-
schaft geforderte Rahmenvereinbarurg bereit. Die veränderte Haltung des
BMBW qi"g i" diesem Zusam-enhang im wesentlichen auf ariei Grihnde
zurück. Zum einen stockten, seit die Verhandlungen über die Rahmenverein-
barung zum Erliegen gekommen waren, auch so gut wie alle anderen for-
schungspolitischen Kooperationsvorhaben von Bund und Ländern. Zum
anderen wurden Mitte 1972 im BMBW die Amter dos Staatssekretärs und
des Leiters der Unterabteilung "Forschungspolitische Grundsatzfragenn neu
besetzt. Während im BMBW bislang Konsens darüber geherrscht hatte, dap
6i" Ssqrafu rrng einer forschungspolitischen "Grauzone" (Minister Leussink
nach Bentele L9792136, Anmerkung Zi0) einer offiziellen Rahmenvereinba-
rung vorzuziehen sei, sahen die neuen Amtsinhaber in einer solchen Verein-
baru'g die einzige Möglichkeit, die seit 1970 blockierte forschungspolitische
Situation zu überwinden. Trotz interner Widerstände im BMBW erhielten
sie die Zustimmung des Bundeskanderamts, die Beratungen mit den Läin-

dern zu einer Rah-envereinbarung Forschungsförderung aufzunehmen.
Mit der Ausgliederung des BMFT aus dem BMBW Ende des Jahres

L972 entstand dan" ohnehin eine neue forschungspolitische Situation inner-

halb der Bundesregiestng. Im Vergleich zu dem hauptsächlich für die Bil-
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dungspolitik des Bundes zuständigen BMBW stand das BMFT wieder we-
sentlich stärker unter einem genuin forschungspolitischen plsffielrrnqs- und
Erfolgsdruck und muBte dementsprechend sehr viel stärker daran interes-
siert sein, den Vorstellungen der Länder entgegenzukornmen. Wie bereits
im Fdl des BMwF, dessen Gründung ebenso wie die des BMFT weniger
aus forschungspolitischen Motiven als aus personellen Rücksichtnahmen
innerhalb der Bundesregierung erfolgte, machte es die forschungspolitische
Erfolgsorientierung dieses neuen Akteurs für ihn zugleich erforderlich, sich
am Interessengleichgewicht apischen Bund und Ländern zu orientieren.
Dabei sah das BMFI in dem Angebot der Länder, an der Förderung der
"Königsteiner Institute" beteiligt zu werden, die Chance zu einer flexiblen
forschungspolitischen Schwerpunktbildung, durch die sich vor allem diejeni-
gen Forschungsbereiche fördern lieBen, die von DFG und MPG, den GroB-
forschungseinrichtungen und der FhG nicht abgedeckt wurden oder werden
konnten. Eine solche Schwerpunktförderung machte allerdinss eine for-
schungspolitische Planung notwendig, die ihrerseits die Kooperationsbereit-
schaft der Länder voraussetzte. Das BMFT war deshalb im Unterschied zum
BMBW stark daran intoressiert, die forschungspolitische "Grauzone" und
das vertrngslose Verhältnis mit den Ländern alsbald zu überwinden. Seine
Haltung gegenüber den forschungspolitischen Forderungen der Länder lief
donn auch nicht mehr auf oine pauschale Ablehnung multilateraler Abkom-
men hinaus, sondern bestand viehnehr in der Maxime, bilaterale Abkommen,
dort wo sie möglich waren, und praktikable multilaterale Vereinbarungen,
dort, wo sie nötig waren, abzuschlieBen.

Während das BMFT in der Frage bilateraler Vereinbarungen nach wie
vor auf den starken Widerstand der Kultusminister traf, bestand jedoch ein
grundlegender Konsens zwischen den Fachadministrationen des Bundes und
der Länder darin, daB multilaterale Abkommen nicht zu einer forschungspo-
litischen Selbstblockade fiihren durften. Genau deshalb hatten die Kultusmi-
nister zunächst auch eine strikte institutionelle Trennung 6"t lor5sftungspo-
litischen und bildungspolitischen Planungs- und Entscheidungsgremien von
Bund und Ländern angestrebt und die Einrichtu'g einer eigenständigen for-
schungspolitischen Kommission neben der BLK gefordert. Die Beschlüsse
innerhalb dieses Qlsmirms sollten mit ZweidritteLnehrheit gefapt werden
können, um die Handlungsfähigkeit von Bund und Ltindern im Rahmen
einer multilateralen Forschungspolitik zu sichern. Durch die institutionelle
Abtrennung einer solchen forschungspolitischen Kemmissiqn von der BLK
sollte den Kultusninistern zufolge aber eben auch gesichert werden, dap
sich die Mehrheitsentscheidungen dort nicht präjudizierend auf die Bildungs-
politik auswirken konnten, in der die Länder zur wahrung ihrer Hoheitsbe-
fuguisse auf einstimmigen Beschlüssen bestanden. Die mit der Gründung



382 Entwicklungspfade und Struktunnustct

des BMFI im Bund selbst vollzogene institutionelle Trennung der for-
schuugs- und bildtrngspolitischen Zusttindigkeiten hatte dan" aus der Sicht
der Kultusressorts oine eigenstlindige forschungspolitische Planungs- und
Entscheidungskommission überflüssig gemacht. Seit der Existenz eines von
der Bildungspolitik des Bundes unabhtingigen und mit institutionellen Eigen-
interessen ausgestatteten Forschungsministeriums konnten dis l(ultusmini-
ster davon ausgehen, dap es für den Bund sehr viel schwieriger war, for-
schungspolitische Entscheidungen nit bildungspolitischen Fragen strategisch
zu verknüpfen. Während es damit aus der Sicht der Kultusminister möglich
wurde, sich innerhalb der BLK auf eine Rahmenvereinbarung mit dem Bund
oinzulassen, die Mehrheitsentscheidungen vorsah, war für das BMFI das
Ziel dq lorlilulisaalisierung einer flexiblen Schwerpunktförderung im Rah-
men einer gemeinsamen Forschungsplanung mit den Ländern in greifbare
Nähe gerückt. Jedenfalls hatte es Ende L973 durchaus den Anschein, als

seien die Weichen für ein Rahmenabkommen apischen Bund und Ländern
gestellt, das von allen beteiligten Akteuren auf der Ebene der forschungspo-
litischen Fachadministrationen als funktionstüchtig eingeschätzt wurde.

In ihrem Bemühen um eine praktikable Regelung hatten sich die Kul-
tus- und Finnnzminister der Länder allsldings tiber einen Ministerpräsiden-
tenbeschlup von L972 hinwoggesetzt, demzufolge auch in der Forschungsför-
derung von Bund und L?indern faktisch das in der Bildungspolitik geltende
plinzip der Einstimmigkeit von Beschlüssen gewährleistet sein mupte. Die
Staatskanzleien zogen jetzt engesichts des Versuchs der Fachadministratio-
nen, das von den Regieru"sschefs als Vorbedingung der Rahmenvereinba-
srng betrachlsls linslimmigkeitsprinzip durch die Regel einer Zweidrittel-
mehrheit zu ersetzen, die gesamte Verhandlungsführung an sich. Dabei
hatten die Ministerpräsidenten fiir diese Entscheidung weniger einen for-
schungspolitischen als vielmehr bildungspolitischen adag. Im Konflikt avi-
schen Bund und Ländern um die Einführung der integrierten Gesamtschule
als Regelschule hatte sich das in der f,ildungspolitik geltende Einstinnmig-
keitspri"zip als Höchstmap an Minderheitenschutz für die Länder erwie-
sen. Auch wenn kein forschungspolitischer Grund vorlag der einen solchen
Schutz der Llinderinteressen aktuell alswünschenswert erscheinen liep,räum-
ten die Staatskanzleien vor dem Hintergrund dieser Erfahru"g ds6 pdnzip,

dap kein einzelnes Land überstimmt werden durfte, Vorrang vor der FUnkti-
onstüchtigkeit dieser Regelung ein. Mit der Auffassung dap Entscheidqngen
im Rahmon von Artikel9lb GG mit bindendor Wirkung für die übemtimrn-
ten Länder yslfsgs,rrngsrechtlich nicht zulässig seien, vertraten die Minister-
präsidenten jetzt eine Verfassungsinterpretation, die wesentlich restriktiver
ausfiel als die seit dem Verwaltu"ssabko--en von 1964 geübte Praxis von
Mehrheitsentscheidungen. Der auf der Ebene der Fachadministrationen
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erzielte pragmatische Konsens wurde damit von einem avei Jahre andauern-
den verfassungsrechtlichen Grundsatz,konflikt apischen Bund und Ländern
um die Rahmenvereinbarung Forschungsförderung abgelöst.

Wtihrend die Staatskanzleien in diesem Konflikt am Prinzip der Einstim-
*igkeit unverändert festhielten, setzte sich sowohl in den Kultusministerien
der Länder als auch im BMFT nach und nach die Auffassung durch, dap
es durchaus vorzuziehen sei, die Rahmenvereinbmtrttg scheitern an lassen,
statt sie zu den Konditionen der Ministerpräsidenten abzuschlieBen. Die
finanzielle Entrvicklung in den Länderhaushalten und der hierdurch ausgelö-
ste Konflikt innerhalb der Ländergemeinschaft hatte aber jetzt ntr Folge,
daB der einmal eingeschlagene Weg weder von den Kultusministern noch
vom BMFT verlassen wurde.

Mit den zunehmond enger werdenden finanzpolitischen Spielräumen, die
durch die 1974 besinnende Rezession eintraten, kam es 1975 zu einem
ernsthaften Konflikt innerhalb der Ländergemeinschaft um den horizontalen
Finanzausgloich in der Forschungspolitik. Nachdem Nordrhein-Westfalen,
als das Land, dem die höchsten Kosten aus der gemeinsamen Forschungsför-
derung der Länder entstanden, in der Konferenz der Kultus- und Finanzmi-
nister beantragt hatte, 4ie ttl(inigsteiner Institute" nicht weiterhin nrultilateral
zu finanzieren" drohten insbesondere die Länder, die nicht Sitzland eines
Max-Planck-Instituts waren, sich in einem solchen Fall aus der multilateralen
Finanzierung der MPG zurückzuziehen. Mit diesem Konflikt war anm ersten-
mal der seit dem Bostehen der Bundesrepublik von den Ländern praktizierte
horizontale Finanzausgleich in der Forschungspolitik in Frage gestellt. Da
das "Königsteiner Abkomnen" 1970 ohne Nachfolgeregelung ausgelaufen und
nur auf der Basis informeller Vereinbarungen von den Ländern weitergeführt
worden war, wäre es rechtlich durchaus möglich gewesen, wenn sich einzelne
Länder aus der gemeinsamen Forschungsfinan"ierung zurückgezogen hätten.

Auch wenn die Länder sich L975 nochmals darauf einigten, die "König-
steiner" Regelung für ein weiteres Jahr informell fortzuftihren, wurden an
diesem Konflikt einmal mehr ihre horizontalen Koordinationsschwierigkeiten
unter der Bedingung einss l{ullsrrmmen-Spiels untereinander deutlich. Je
enger die finanziellen Spielräume der Länder wurden, rrm se p6fu hing ihre
Fähigkeit zum kollektiven Handeln von der Möglichkeit ab, ein gemeinsa-
mes Positivsrmmsn-gpisl gegen den Bund zu spielen. Die Ltinder versuch-
ten dem Bund 1975 denn auch eins Art Ultimatum zu setzen, indem sie
ihn davon unterrichteten, daB sie nicht dazu bereit seien, die Regelungen
des "Königsteiner Abkommens" und des Verwaltungsabkommens von 1964
über das Jahr 1975 hinaus anzuwenden.

In dieser Situation wurde nun das BMFI zur Appellationsinstanz sowohl
der unmittelbar wie mittelbar betroffenen pslsgfoirngssrganisationen. unge-
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achtet der komplexen Handlungsverkettungen, die zu der forschungspoliti-
schen Krisensituation von 1975 geführt hatten, geriet das BMFT in die Rolle
des Akteurs, dem allein die Kompetenz und Verantwortung ztü Beilegung
des Konflikts zugeschrieben wurde, indem es in der Frage des Einstinmig-
keitsprinzips gegenüber den Ministerpräsidenten einlenkte. Zwar besaBen
auch die gropen Forschungsorganisationen kein Interesse daran, daB die
Frage ihrer Finanzierung küurftig einstimmig und unter Vorbehalt der Zn-
stimmung durch die Ministerpräsidentenkonferenz entschieden werden soll-
te. Dies konnte den Geleitzug von Bund und Ländern nur noch enger an
das schwächste Verbandsmitglied binden. Angesichts der Koordinationspro-
bleme der Länder in der Forschungsfinanzieru'g war diese Einschränkung
aber das bei weitem kleinere Übel.

Der in dieser Situation auf dem BMFT lastende 5ff/arhlngsdruck, die
Funktionstüchtigkeit des bundesdeutschen Forschrrngssystems zu sichern,
gi"g zudem mit einer jetzt mehr als zweijährigen Handlungsunfähigkeit des
Forschungsministers in allen Bereichea sinhsl, in denen er auf die Koopera-
tion der Länder angewiesen war. Darübe1 hin6ss hatte auch der WR bereits
signalisiert, dap er einem Ausbau der GroBforschungszentren für die Schwer-
punkWorhaben des BMFT widersprechen werde (Wissenschaftsrat 1975: 60).
Andere Vorhaben des BMFT waren bereits an der wissenschaftlichen Kom-
mission des WR gescheitert. Zwar wurde keines dieser Probleme für das
BMFf durch eine Beendigung des vertragslosen Zustands mit den Ländern
b_ereits gelöst, aber alle Lösungen setzten als notwendige Bedingung die
Überwindung dieses Zustands und die Garantie von Rec[ts- und Eestands-
sicherheit für die gropen Forschungsorganisationen voraus.

Wiederum ganz ähnlich wie im Fall des BMwF wurden für das BMFT,
je mehr Zeit verstrich, die Kosten einer Nicht-Einigung mit den Ländern
wichtiger als die Unterschiede z*,ischen den einzelnen Einigungsvarianten.
Während ein Bildungsminister sozusagen "warten" und eine regulative nGrau-

zone" in der Forschungspolitik in Kauf neh-en konnte, wurde es für ein
eigenständiges Forschungsminisfslisa, je länger der Konflikt um die Rah-
menvereinbarung anhisll, immer dringlisfue1, mit den Ländern überhaupt
zu einer gemeinsamen Regelung zu kommen, statt die aus seiner Sicht beste
aller Regeh'ngen anzustreben. Unter diesen Bedingungen wirkte die Ankiln-
digung der Länder, das "Königsteiner Abkommen" und das Verwaltungsab-
kommen von 1964 nicht mehr weiterführen zu wollen, tatsächlich wie ein
ultimatum. Ein Konflikt n- die Bilateralisierung der Forschungsfö1dslrng
innerhalb der Ltindergemeinschaft selbst konnte eine Einigung anischen
Bund und Ländern nur noch weiter hinauszögern. Diese mögliche Verzöge-
ryng wog fiir das BMFI aber schwerer als die Vorteile, die es aus einer
forschungspolitischen Entsolidarisielrng der Ländergemeinschaft hätte zie-
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hen können. Das BMFT vorzichtete denn auch auf eine Stratogie dos "divide
et impera", die durch das Angebot einer bilateralen Finanzierung der "Kö-
nigsteiner Institute" ja durchaus ermöglicht worden wäre. Es akzeptierte
vielmehr im Anschlup an die Ankündigung der Länder, das "Königsteiner
Abkommen" nicht fortftihren zu wollen, das von den Ministerpräsidenten
zur Vorbedingung der Rahmenvereinbarung Forschungsförderung erhobene
Einstimmigkeitsprinzip und drängte auf eine rasche Einigung mit der Län-
dergemeinschaft.

Im Gegenzug kamen die Länderregierungen dem Interesse des BMFI
darin entgegen, die GroBforschungseinrichtungen und die FhG aus der mul-
tilateralen Finanzierung auszunehmen und diese Frage auf die Ebene bilate-
raler Verhandlungen von Bund und Sitzland zu verlagern. Damit war das
Interesse jedes Sitdandes gewahrt, die SchlieBung einer Gropforschungsein-
richtung verhindern und im Falle eines Fraunhofer-Instituts einer solchen
Absicht znmindest wirksamen Widerstand entgegensetzen zu können, wäh-
rend das BMFT seine "Hausmacht" behielt.

Mit der Unterzeichnung der Rah-envereinbarung pslsglrrngsförderung
war schlieBlich der Weg für die Überfiihrung der ehemaligen "Köniqsteiner
Institute' in die Bund-Uinder-Institute oder sogenannte "Blaue Liste" geeb-
net. Bereits in den Entscheidungen darüber, welche Institute als Einrichtung
der "Blauen Liste" weitergeführt oder neu in die gemeinsame Finanzierung
von Bund und Ländern aufgenommen werden sollten, trat der in der Ent-
scheidungsstruktur verankerte forschungspolitische Immobilismus dieser In-
stitution allerdings deutlich nt Tage. Die ursprüngliche Erwartung des
BMF[, sich mit den Bund-Länder-Instituten eine flexibles und ausbaufähiges
Instrument für die eigene Schwerpunktförderung schaffen zu können, wurde
rasch enttäuscht. Die "Blaue Liste" ka"" heute geradezu als das Paradebei-
spiel einer politischen "Verflechtungsfalle" gelten, die von keinem der betei-
ligten Akteure gewollt wurde, an der aber alle mitgewirkt haben.

Die Rahmenvereinbarung Forschungsförderung markiede einen vorläufigen
Endpunkt des Institutiona[isieptngsprozesses im System staatlich finanzierter
auBeruniversitärer Forschung. Am Beginn der institutionellen Entwicklung
des auBeruniversitären Forschungssystems stand mit der forschungspoliti-
schen Zuständigkeit der Länder für die MPG als einem unitarischen korpo-
rativen Akteur eine kontingente und instabile Konstellation, die eine eindeu-
tige und stabile Gleichgewichtslösung enthielt: die gemeinsame Finanzierung
der MPG durch Bund und Länder bei einem gleichzeitigen wechselseitigen
verzicht der Kontrahenten auf forschungspolitische steuerung. Diese Gleich-
gewichtssituation wurde mit dem verwaltungsabkommen von 1964 erreicht.
Alle anderen institutionellen Entwicklrr"gspfade in der auperuniversitären
Forschung gabelten von diesem "Hauptpfad" ab und lassen sich darauf zu-
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rückführen, was dem Bund in der Verfolgung seiner forschungspolitischen
Interessen möglich war, ohne die Bedingungen ftir die Verwirklichung und
Erhaltung dieser Gleichgewichtssituation zu gefährden.

Strukturmuster der staatllch flnanzierten auperunlversltären
Forschung im deutschen Fortchungssystem

Nachdem wir versucht haben, dem kser die komplexe Verflochtenheit des

sich über Jahrzehnte erstreckenden Entwicklungsprozesses und die ihn voran-
treibende ProzeBlogik im Zusammenhang vor Augen zu führen, wechselt
in diesem aveiten Abschnitt des SchluBkapitels die analytische Perspektive.
Wir kehren nunmehr zu den aus einer differenzierungstheoretischen Aus-
ga"gsposition formulierten Forschungsfragen zurück, dio auch die Darstel-
lung der flinf Gruppen von Forschungseinrichtungen geleitet haben, und
wenden urui, von dem komplexea Bnffiskl'ngsprozeB abstrahierend, nachein-
ander einer Reihe wichtiger Strukturkomponenten der staatlich finanzierten
auBeruniversitären Forschung zu. Im einzelnen geht es dabei um die ver-
schiedenen Typen des Forschrrnqshandelns und der Institutionalisierung von
Forschung, um Wachstumsmuster, Steuerungsbeziehungen und das Auftreten
von Selbstorganisationsinstanzen. Dabei interessiert einmal die - sich u.U.
über Zeit entfaltende - Varia"z der jeweiligen Strukturformen. Zugleich soll
jedoch versucht werden, wenigstens tentativ Erhlärungen für das Aufueten
verschiedener Strukturformen bzw. für strukturellen Wandel zu goben, also
z.B. die identifizierten unterschiedlichen Wachstumsmuster mit Konstellatio-
nen der Ressourcengewinnung zu verknüpfen. Wie auch im vorangehenden
Abschnitt diesEs Kapitels mup die grundsätdiche Vertrautheit des L,esers

mit dem bisher Geschilderten vorausgesetzt werden, um langatmige Wieder-
holungen zu vermeiden.

2.1 Differenzierung von Forschungstypen

Verschiedene Typen von Forschrtrg zeichnen sich zum einen durch unter-
schiedliche Spezifizierungen der Leitorientierungen des Forschungshandelns,
zum anderen durch unterschiedliche soziale Bezugsgruppen der Forscher
aus. Orientierungs- und Bezugsgruppendifferenzen bedingen einander wech-
selseitig. Ein grundlagenorientierter Hochschulforscher beispielsweise braucht
den Kontakt zu der entsprechenden akademischen scientific community, um
diese spezifische Forschungsorientierung "ausleben" zu können; umgekehrt
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kann ein Forscher, der aus welchen Grtlnden sugh immo'1 in eine akadeni-
sche Forschergemeinschaft gerät, dort nur mit einer grundlagentheoretischen
Forschungsorientiorung reüssieren. Die Differenzierung von Forschungsty-
pen vollzieht sich dementsprechend durch eine parallele Differenzierung
von Handlu.gsorientierungen auf der einen und Bezugsgruppen auf der
anderen Seite.

Von der aveiten der genannten fiinf Strukturkomponenten - der institu-
tionellen Differenzierung von Gruppen von Forschungsoinrichtungen - läBt
sich die Differenzierung von Forschungstlpen auch andytisch an einigen
Punkten kaum trennen, so daB die nun folgende Betrachtung letzterer erste-
re immer wieder schon einbezieht. So stellt man zunächst fest, dap sowohl
die Differenzierung von Gruppen von Forschungseinrichtungen als auch die
Differenzierung von Forschungstlpen im Zeitverlauf zugenommen hat. Besa-
pen am Anfang des 19. Jahrhunderts im wesentlichen die Universitäten das

Forschungsmonopol, wobei dort hauptsächlich der Tlpus der anwendungsfer-
nen Grundlagenforschung betrieben wurde, so findet man heute ein breitge-
fächertes Spektrum verschiedener Gruppen von Forschungseinrichtungen und
Forschungstlpen vor. Die Differenzierung der von uns betrachtoten Gruppen
staatlich finanzierter auBeruniversitärer Forschungseinrichtungen und die
Differenzierung von Forschungstlpen müssen dabei stets auf avei Ebenen
gesehen werden: als Inter- und als Intrasektordifferenzierung. Mit jeder

weiteren Gruppe und jedem woiteren Forschungstyp wurde zum einen die
Ausdffirenzierung des Sektors gegenüber den anderen beiden Sektoren - der
Hochschul- und der Industrieforschung - gefestigt; zum anderen schritt damit
die Innendffirenzierung des Selctors voran.

Das Abfolgemuster der Differenzierungsvorgänge im deutschen For-
schungssystem stellt sich in stilisierender Zusammenfassung so dar:

1. Fih die seit Anfang des letzten Jahrhunderts etablierte Hochschulfor-
schdhg gilt, daB sie sozialstrukturell Teil des Bildungssystems, also inner-
hatb ernes anderen gesellschaftlichen Teilsys1s6s, angesiedelt ist.2 Hoch-
schulforschu.g und Ausbildung von Studenten koexistieren in einer pro-
duktiven Kombination usa Leisfirngsbezügen. Wihrend die Ausbildungs-
leistungen die Legitimität und die Ressourcenversorgung der Forschung
wesentlich sicherstellen, produzieren die Forschungsleistungen den Lehr-
stoff für die Ausbildung. Von der Einbettung in Ausbildungsleistungen
gehen keine inhaltlichen auBerwissenschaftlichen Anforderungen an die
Hochschulforschung aus; wissenschaftliche Forschung bleibt insofern nicht

2 Zu dieset Besonderheit wissenschaftlicher Fonchung im Vergleich zu anderen gesellschaft-
lichen Teilsystemen siehe Stichweh (1988b: 68-72).
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nur hinsichtlich ihrer Arbeitsweisq sondern auch hinsichtlich ihrer The-
menstellungen selbstreferentiell geschlossen. Die Lehranfordenrngen kön-
nen sich allerdings als thematisch unspezffische Restrihionen der For-
schungskapazität auswirken.

2. Die bis in die achtnger Jahre des letzten Jahrhunderts vollzogene Über-
führung der Polytechnischen Schulen in Technische Universitäten bedeute-
te einen ersten Schub des Eindringens auBerwissenschaftlicher Gesichts-
punkte in die Hochschulforschung. Zwar bleiben die neu entstehenden
Ingenieurwissenschaften sozialstrukturell im Bildungssystem eingebettet
und halten die Leistungskombination mit der Ausbildung von Studenten
aufrecht; die Selbstreferentialität der Forschung wird jedoch transzendieft
durch in der Logik ingenieurwissenschaftlichen Wissens selbst angelegte
fremdreferentiolle Bezüge auf Anwendungskontacte.s Die Themenprioritä-
ten der Forschung entstehen nicht allein aus dieser selbst heraus, son-
dsla immer erst im Blick auf auBerwissenschaftliche Leistungsbezüge.
Damit hat sich noben der grundlagontheoretisch orientiorten, anwendungs-
fernen akademischen Forschnng ein auf technologische Anwsldrrngsbezü-
ge ausgerichteter Forschungstlp etabliert, der jedoch sozialstrukturell in
dieselbe institutionelle Form - die Hochschule - inkludiert worden ist.a

3. Über diese interne Differenzierung der Hochschulforschung hinaus diffe-
renzierten sich neben dieser in der aveiten Hälfte des letzten Jahrhun-
derts zwei Sektoren des deutschen Forschungssystems aus, die sozialstruk-
turell wiederum Bestandteile anderer gesellschaftlicher Teilsysteme sindl
die Industrieforschung als Teil des Wirtschaftssystems und die staatliche
Ressortforschung als Teil des politischen Systems.E In beiden Fiillen ist
die Einbettung in das jeweilige andere gesellschaftliche Teilsystem aller-
dings völlig anders geartet als bei der Hochschulforschung. Wissenschaft-
liche Forschung wird sowohl im Fall der Industrie- als auch in dem der
Ressortforschrrng im sinne der ökonomischen bzw. politischen Handlungs-

3 Ein Phänomcn dieser Art könnte vielleicht am chcstcn cin empirisches Bcispiel dafür sein,
was Richard Münch als rlnterpcnetration" gcgencinandcr diffcrenzierter gcsetlschaftlicher
Handlungsorientierungen zum primären Wesensmerkmal moderner Gesellschaften schlecht-
hin erklärt (vgl. Münch 1980).

4 Und zwar nicht etwa gegen den Willen der Repräsentanten dieses Forschungstyps, sondern
ganz im Sinne ihrer Forderungen. Denn die Inklusion der Ingenieurwissenschaften in die
Hochschule wurde von den Ingenieuren vorrangig als lösungeines Statusproblems gesehen.

5 ktzteres ablesbar daran, dap die Bundesforschungseinrichtungen in der Regel weisungsge-
bundene Einheiten der Bundesverwaltung sind, selbst wenn sie in einzelnen Fällen keinen
Behördencharakter besitzen. Zu solchen "Überlappungsbereichen" zqrischen geseltschaftli-
chen Teilqntemen siehe am Fall des deutschen Gesundheitsqntems Maynty' Rosewitz (1988:
1s5-157).
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orientierungen instrumentalisien: z:v "Wissenschaft für Macht uud Markt"
(EckerV Osietzki 1989) - was wohlgemerkt nichts daran ändert, dap sich
der wissenschaftliche Erkenntnisfortschritt ausschlieplich an den selbstge-
setzten methodischen und theoretischen Kriterien bemipt. Doch auBer-
wissenschaftliche Problemperzeptionen können die Forschungsarbeit in
institutionell geregelter Weise - über intraorganisatorische bzw. interor-
ganisatorische Hierarchien - prägen, was bis hin zur Vorgabe detaillierter
technischer Zielsetzungen gehen kann.

4. Die vollzogene Ausdifferenzierung der Ressortforschung war, wie in Kapi-
tel 3 dargestellt, zugleich der Schritt, in dem sich die Ausdifferenzierung
der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung anbahnte. Die
Entstehung der anderen Gruppon dieses Sektors, die mit der Gründung
der Kaiser-Wilheln-Gesellschaft (KWG) einsetzte, bedeutete dann, dap
Forschungseinrichtungen geschaffen wurden, die sozialstrukturell atprhalb
aller anderen gesellschaftlichen Teilsysteme angesiedelt waren. Damit war
wissenschaftliche Forschung alm ersten Mal seit dem Niedergang der
frühmodernen Akademien und akademieähnlichen wissenschaftlichen
Gesellschaften wie der Londoner Royal Society des 17. Jahrhunderts
wieder auf eino eigone sozialstrukturelle Basis gestellt. Im Unterschied
zu den meisten Akademien jedoch, die zwar häufig aufgrund erhoffter
Transferleistungen zur Wirtschaft politisch gefördert worden waren, sich
aber regeLnäBig gegenüber diesen Anwendu"gsbezügen verselbständigt
hatten und so als Vorläufer akademischer Hochschulforschung einzustu-
fen sind (vgl. Böhme u.a. t977: L29-L82), waren die in dieser Stufe der
institutionellen Differenzierung wissenschaftlicher Forschung entstehen-
den Einrichtungen der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung
zumeist ss ftonzipiert, daB sie offen fitr ernen Tran$er wissenschaftlicher
Erkenntnisse in auporwissenschaftliche Handlungskontexte sein sollten,
ohne doch - wie die Industrie- und Ressortforschung - nnmiflslbar sn1-
sprechend dsa lfandlrtngsorientierungen anderer gesellschaftlicher Teil-
systeme instrumentalisiert werden zu können. Dies galt bav. gilt ftir die
KWG als Vorläuferin der MPG ebenso wie für die FhG, die meiston
GroBforschungseinrichtungen und viele der heutigen Bund-Länder-Insti-
tute. Themenprioritäten der Forschung und Transferaktivitäten sind bei
diesen Gruppen von Einrichtungen Gegenstand vonAushandlungen z*vr-
schen den Einrichtungen auf der einen und forschungspolitischen Instan-
zen sowie Leistungsabnehmern auf der anderen Seite.

5. Neben diesen auf Transferoffenheit hin angelegten Einrichtungen der
staatlich finanzierten auBeruniversitären Forschung gab es von Anfang
an auch solche, die anwendungsferne Grundlagenforschung betrieben:
einige der heutigen Bund-Länder-Institute, einige Institute der I(WG und
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fast alle der heutigen MPG sowie einige GroBforschungseinrichtungen.
Diese Einrichtungen weisen nicht nur keine sozialstrukturelle Einbettung
in andere gesellschaftliche Teilsysteme, sondern auch in ihrem akademi-
schen Forschungstypus keine auBerwissenschaft lichen Leistungsbezüge auf.
Die Forschungen dieser Einrichtungen sind, ebenso wie die Hochschulfor-
schung, hinsichtlich ihrer Themenstellungen in hohem Mape selbstrefe-
rentiell geschlosson und unterliegen, anders als die Hochschulforschung,
auch keinen Restriktionen durch Lehraufgaben.

Sucht man nach Erklärungen für diese allmähliche Auffächerung des

Spektrums von Forschungstypen, liegt es nahe, auf spezifische sachliche
Leistungterwaftungen aus der gesellschaftlichen Umwelt des Forschungssy-
stems zu schauen, also etwa das Entstehen der Ressortforschung u.a. auf
den gewandelten Bedarf politischer Entscheidungsinstanzen nach wissen-
schaftlichen Informationen zurückzuführen. Leistungsbenige zur gesellschaft-
lichen Umwelt sind häufig als Erklärungsfaktoren für Differenzierungsvor-
gänge in gesellschaftlichen Teilsystemen herangezogen worden - insbeson-
dere auch in systemtheoretischen Analysen (vgl. etwa Münch 1974; Luhmann
1977; Stichweh 1988b: 101-106). Jedes andere gesellschaftliche Teilsystem
kann prinzipiell Nutzer wissenschaftlicher Erkenntnisse sein und ist dies tat-
sächlich mittlerweile in zunehmendem MaBe - wonn auch das AusmaB der
Verwissenschaftlichung erheblich varüert, vergleicht man beispielsweise das

Gesundheits- mit dem Sportsystem. Systemtheoretische Analysen gesellschaft-
licher Differenzierung bestimmen allerdings die Leistungsbezüge eines Teilsy-
stems zu seiner Umwelt unabhängig von Perzeptionen und Interessen von
Akteuron - prototypisch als funktionale Erfordernisso gosellschaftlicher oder
teilsystemischer Reproduktion. Solange danit lediglich ein zu bearbeitendes
gesellschaftliches Systemproblem formuliert wird, ist dies unproblematisch.o
Häufig impliziert die Identifikation von Systemproblemen allerdinss die Be-
hauptung, daB diesen auch eine irgendwie geartete problemlösende Kraft
innewohne. Doch Systemprobleme lösen sich niemals "aus sich selbst heraus".
AuBerwissenschaftlicheL€istungsbezügewissenschaftlicherForschungwerden
vielmehr datt" und nur dann wirksam, wenn sie über Perzeptionen, Interes-
sen und EinfluBpotentiale von Akteuren in dem betreffenden gesellschaftli-

6 Siehe ctwa den Vorschlag einer "open functional logic' bei Becker (1988).
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chen Teilsystem und im Forschungssystem an dieses vermittelt werden: also
alsLeisttngserwartungen.T

Tatsächlich sind solche Leistungserwartungen wichtige Determi"anten der
Entstehung vieler der von uns untersuchten Forschungseinrichtungen gewe-
sen. Dies zieht sich von den frühen Grtturdungen der Physikalisch-Techni-
schen Reichsanstalt und der KWG bis zur Etablierung der GroBforschungs-
einrichtungen durch. Dabei darf man im übrigen nicht davon ausgehen, daB
die Leistungserwartungen der betreffenden auperwissenschaftlichen Akteure
völlig unbeeinfluBt allein aus deren Einschätzung der eigenen Handlungs-
probleme heraus entstehen. Vielrnehr können Forscher, die an der Erweite-
rung ihrer Arbeitsmöglichkeiten interessiert sind, Strategien der aktiven
Bedarfsweckung ftir den Tlpus der von ihnen betriebenen oder angestrebten
Forschung betreibens - man denke an die Propagierung der GroBforschung
als neuer ltovssfuungst],pus durch einige der einschlägig interessierten For-
scher. "Demand pull"-Mechat'ismen werden also mehr oder weniger stark
durch "supply push"-Strategien überlagert. Hinzu kommt, daB oft auch for-
schungspolitische Instanzen den Bedarf der Leistungsabnehmer stimulieren
oder gar vordefinieren.e Die Grilndungen der ersten landwirtschaftlichen
Ressortforschungseinrichtungen gegen Ende des letzten Jahrhunderts sind
etwa auf eine Forschungspolitik zurückzuführen, mit der die jeweiligen Land-
wirtschaftsministerien stellvertretend für die hinsichtlich der eigenen Inter-
essen strukturell blinden bzw. nicht kollektiv artikulationsfähigen Iristungs-
abnehmer aufgetreten sind. Auch die Mitte der siebziger Jahre erfolgende
Ausrichtung der FhG auf Vertragsforschung insbesondere fhr kleine und
mittlere Unternehmen grng nicht auf entsprechende Interessenartikulationen
dieser Leistungsabnehmer zurück, stieBjedoch, forschungspolitisch durchge-
setzt, dann dort sehr schnell auf groBo Resonanz.

Die Leistungsbezüge des Forschungssystems zu seiner gesellschaftlichen
Umwelt können auch die Abfolge plausibilisieren, in der die verschiedenen
Forschungstypen sich ausdifferenziert haben. Zumindest läBt sich über eine
gewisse Sachlogik der zeitlichen Auffächer ing von Forschungstlpen, so wie

7 Dabei spielt es dann keine Rolle mehr, ob den von externen Akteuren wahrgenomme-
nen und definierten auperwissenschaftlichen l,eistungsbezügen wissenschaftlicher For-
schung auch tatsächliche Defizite des betreffenden anderen Teilsystems an wissen-
schaftlichen Erkenntnissen zugrynde liegen.

8 Dies ist eine der für die "Selbstorganisationn wissenschaftlicher Forschung konstitutiven
"Umweltschleifen" bei Krohny' Küppers (1987: 58-66),

9 So wie gemäB der marxistischen Staatstheorie der Staat unter bestinrmten Umständen alsnideeller Gesamtkapitalistn die Reproduktionserfordernisse der kapitalistischen Winschaft
auch gegen die expliziten partikularen Interessen dcr einzelncn Unternehmen wahrnehmen
kann.
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sie im deutschen Forschungssystem stattgefunden hat, spekulieren. Wenn
am Anfang die Ausdifferenzierung eines anwendungsfernen, akademischen
pelsgfuungst],pus stand, also eines maximal von möglichen Nutzern distanzier-
ten Forschungssystems,ro lag es zumindost nahe, dap diese sich im nächsten

Schritt zunächst diejenigen Forschungstypen, die sie zur Deckung eines

aufkommenden eigenen Bedarfs benötigten, selbsr schufen. Die Ausdifferen-
zierung der Industrieforschung war dabei, einen - noch anzusprechenden -

generellen Prozep der Verwissenschaftlichung von Technologien unterstellt,
an mindestens alei Bedingungen gebunden: Erstens muBte ein Land in den

in Frage kommenden Wirtschaftsbranchen eine technologische Vorreiterrolle
spielen bzrl. zu gewinnen suchen, da nur datttt der Bedarf nach eigenen

Forschungen in den betreffenden Unternehmen aufkam; und zweitens muB-

ten in diesen Branchen Gropunternehmen bestehen, da nur sie sich den
Aufwand der Unterhalfrrng von Forschungsabteilungen leisten konnten. Ftir
die Ausdifferenzierung der Ressortforschung war demgegenüber vor allem
ein interventionsstaatliches Politikversttindnis wichtig. Die entsprechenden

staatlichen Instanzen mupten es - wodurch auch immer im einzelnen ange'

trieben - als ihre Aufgabe ansehen, insbesondere in der Wirtschafts-, der
Gesundheits- und der Agrarpolitik gestaltend und tiefgreifend in die jewei-

ligen Qesellschaftsbereiche zu intervenieren, und dabei auf die Notwendig-
keit wissenschaftlicher Informations-, Kontroll- und Dienstleistungen stopen.

Nachdem damit gewissermapen die maximal voneinander entfernten For-
schungstlpen ausdifferenziert waren, konnten fortan a;ischen diesen Extre-
menvermittelnde Tlpon erforderlich werden. Die durch Industrie- und Res-

sortforschung forcierte fortschreitende Verwissenschaftlichung von Wirtschaft,
Politik, Gesundheitswesen, Militär und anderen Gesellschaftsbereichen hatte
mindestens avei Konsequenzen für den Forschunpbedarf der jeweiligon

gesellschaftlichen Akteure. Die erste war ein Bedarf nach Auftragsforschung
so wie sie heute vor allem, wenn auch keineswegs ausschlieBlich, von der
FhG betrieben wird.ll Denn im Laufe der Zeit gerieten auch solche Akteure
in den Sog des eigendynamisch eskalierenden Verwissenschaft lichnn gspro-

zesses,12 die nicht selbst in der Lage waren, die von ihnen benötigten For-
schungskapazitäten aufzubauen. Dies galt etwa für kleine und mittelgroBe
Unternehmen, aber auch für staatliche Verwaltungen. Der Aufbau eigener

10 Bereits dieser Ausgangszustand war mö$icherweise in anderen Ländern zumindest weniget
extrem ausgeprägt als im Deutschland des Humboldtschen Univetsitätsmodellß.

11 Auch die Institute industrieller Gemeinschaftsforschung sowie kommerzlelle Auftragsfor-
schungsuntetnehmen wie Battelle sind Reaktionen auf den Bedarf nach diesem Forschungs-
tyPus.

12 Näheres zu dieser Eigendynamik siehe bei Schimank (1989b).
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Forschungskapazitäten ist darüber hinaus oftmals die ineffizisntere Lösung
gegenüber der Vergabe von Forschungsaufträgen: etwa wenn nur ein immer
wieder temporär auftretender Bedarf bzvr. Mehrbedarf nach Forschungslei-
stungen besteht oder wenn die Integration bestimmter Arten von Forschung
für eine Organisation zu aufirendig und konfliktträchtig ist. Schlieplich bie-
tet Auftragsforschung den Auftraggebern auch die Chance, "Betriebsblindhei.
tenn der eigenen Forschungsarbeiten zu erkennen und zu korrigieren.

Die zweite Folge fortschreitender Verwissenschaftlichung war ein Bedarf
nach Gropforschung im Sinne einer an gesellschaftlich wichtigen Problemen
ausgerichteten weitreichenden Integration retischer und anwen-
dungsbezogener Forschungsarbeiten.l3 "Zukunftstechnologien", deren Entvrick-
lung nicht durch die Industrie- und Ressortforschnng prägende kurzfristige
Problemperzeptionen bestimmt sein soll, wurden insbesondere im Wirtschafts-
system und im politischen System im Zlge sich verschärfender Weltmarkt-
konkurrenz ba;. sich zuspitzender politischer Intcrventionsnotwendigkeiten
immer stärker nachgefragt.

Zusätzhch zu diesem wachsenden und durch Industrie- und Ressortfor-
schung induzierten Bedarf nach Auftragsforschung auf der einen und Grop-
forschung auf der anderen Seite wuchs, durch entsprechende "Propaganda"
von seiten der interessierten Forscher unterstützt, insbesondere bei staatli-
chen, teilweise aber auch boi wirtschaftlichen Akteuren, die Einsicht in die
instrumentelle und Iegitimatorische Zweckmäpigkeit einer von Lehraufgaben
ebenso wie von Anwendungsbezügen entlasteten grundlagenorientierten For-
schung, wie sie vor allem in der KWG und späteren MPG, aber auch in
einigen Gropforschungseinrichtungen betrieben wurde. Hier wurde zum ei-
nen ein indirekter auBerwissenschaftlicher Leistungsbezug der Art gesehen,
dap diese Forschungen längerfristig die generelle Wissensbasis erweitern und
damit auch den wirtschaftlichen, politischen, militärischen, medizinischen u.a.
Leistungsbezügen des Forschungssystems zugute kommen. Zum anderen
kann dieser pslssfuungstypus, vor allem wenn, durch die Entlastung von
Lehraufgaben gefördert, international anerkannte wissenschaftliche Höchst-
leistungen horvorgebracht werden, auch einen besonderen politischon Repu-
tationswert als Ausdrucksform einer "Kulturnation" gewinnen.

Diese wohlgemerkt spekulativen Überlegungen zur Sachlogik der schritt-
weisen Auffächerung des Spektrums von Forschungstypen im deutschen For-

13 Dieser Bedarf nach Gropforschung ist wohlgemerkt nicht unbedingt ein Bedarf nach
GroBforschungseinrichtungen. In Deutschland habcn z.B. manche der ersten Institute
der I(WG, dic Forschungslabors ciniger gropcr Unternehmen sowie vor attem die
Luftfahrtforschungseinrichtungen schon lange vor Gründung der ersten Gropfor-
schungseinrichtungen diesen Fonchungstlpus betrieben.
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schungsystem dürfen nicht so gelesen werden, als solle damit der faktische
zttm einzig möglichen Lauf der Geschichte stilisiert werden. Ob hier tatsäch-
lich eine alternativlose Sachlogik vorlag, liepe sich erst nach umfangreichen
international vergleichenden Untersuchungen mit einiger Sicherheit einschät-
zeni an dieser Stelle sollte lediglich plausibilisiert werden, dap die faktische
Entwicklung wohl nicht völlig kontingent war.

2.2 Institutionelle Differenzierungen

Wir können nun von der DifferenzieruFg von Forschungstypen anr institutio-
nellen Ausdifferenzierung der verschiedenen Gruppen von Forschungsein-
richtungen übergehen. Keines der Teilsysteme dEr modernen Gesellschaft
ist als Ganzes in Form eines einzigen formalen Organisationszusammenhangs
iaslilulisaalisiert, so wio z.B. die katholische Kirche im Mittelalter die Reli-
gion organisatorisch vereinheitlicht hatte. Auch das Forschungssystem der
Bundesrepublik weist eine Mehrzahl voneinander unabhängig institutionali-
sierter Gruppen von Forschungseinrichtungen auf. Eine systemtheoretische
Perspektive wärde solche institutionellen Differenzierungen, da sie den "Ge-
bildecharakter" gesellschaftlicher Teilsysteme weitgehend ignoriert, entweder
überhaupt nicht bemerken oder aber als Manifestationen von Leistungsdiffe-
renzierungen - im Falle des Forschungssystems also: der zuvor behandelten
Differenzierungen von Forschungstypen - interpretieren.l4 Die institutionelle
Differenzierrng von Hochschul- und Ressortforschung beispielsweise würde
in einer solchen Sichtrpeise so rekonstruiert, daB beide Gruppen von For-
schungseinrichtungen unterschiedliche Tlpen von Forschung repräsentieren.
Eine solche thooretisch prtiformierto enge Kopplung arischen institutionel-
ler Differenzierung und der Differenzierung von Forschungstlpen wird der
von uns vorgefundenen empirischen Realität allerdings nisf,1 immsl gerecht.
Institutionelle Differenzierungen gehen zum Teil, aber nicht durchgtingig nit
einer Differsnzislung von Forschungstj/pen einher. So kann man z.B. avar
konstatieren, dap die FhG unter den ftinf Gruppen von Einrichtungen der
staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung auf dsn Tlpus der an-
wsadungsnahen Vertragsforschung spezialisiert ist; bei der "Blauen Liste"
als Gruppe findet man hingegen keinen allen Einrichtungen gemeinsa-en

14 Letzteres hiepe, dap - in den Iktegorien unserer differenzienrngstheoretischen Per-
spektive - ein simples Entsprechungsverhältnis rnrischen Differenzierungworgängen in
der sozialstrukturcllcn und dcr Oricnticrungsdimension gescllschaftlicher Teilqntcmc
unterstellt witd.
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Typus von Forschung vor. Umgekehrt gibt es auch eine Differenzierung
verschiedener Forschu'gstypen innerhalb ein und derselben institutionellen
Gruppe von Forschungseinrichtungen - so etwa innerhalb der Gruppe der
Gropforschungseinrichtungen auf der einen Seite anwendurgsferne Grundla-
genforschung wie im Deutschen Eloktrononsynchroton (DESY), auf der an-
deren Seite GroBforschung im eigentlichen Sinne wie beim Projekt "schnel-
ler Brüter" des Kernforschungszentrums Karlsruhe (KFK).

Läge tatsächlich eine Eins-zu-eins-Entsprechu"g der institutionellen Dif-
ferenzierung mit der DifferEnziernng von Forschungstlpen vor, würde man
leicht zu der irrigen Annahme verleitet, die sachliche Spezifikation auper-
wissenschaftlicher Leistungserwartungen sei die einnge Determina6p yel
Differenzierungsvorgängen im Forschungssystem. Das zumindest partielle
Auseinanderklaffen beider Differenzierungsdimensionen lenkt aber die Auf-
merksamkeit darauf, daB es offensichtlich noch andere Determinanten dieser
pffislsnzislungsvorgänge gibt; und eine genauere Betrachtung znigt, dap
selbst in den Fällen, wo eine institutionelle Differenzislung mit der Spezia-
lisierung auf einen bestimmten Forschungstlp ülspiastimmt, neben sachli-
chen Leistungserwartungen noch weitere Faktoren relevant waren.l6

Erstens verbinden verschiedene auperwissenschaftliche Akteure - for-
ssfiungspolitische Instanzen oder auch Leistungsabnehmer - häufig mit be-
stimmten Leistungserwartungen eigene steuerungsanspri)che und versuchen,
Forschungseinrichtungen institutionell entsprechend an sich zu binden. Das
kann dazu führen, daB zusätzlich zu bereits besteheirden Einrichtungen, die
einen bestimmten Forschungstypus repräsentieren, aber von den jeweiligen
auBerwissenschaftlichen Akteuren in deren wahrnehmung nicht ausreichend
steuerbar sind, weitere Einrichtungen für diesen Forschungstypus geschaffen
werden, die als besser steuerbar erscheinen. so gibt es beispielsweise erheb-
liche Überlappungen des ForschungsspektrumJ vieler lan-dwirtschaftlicher
Bundesforschungseinrichtungen und der agranrissenschaftlichen Hochschulfor-
schung; doch in fssdmmtsl situationen ka"n es fiir das Bundesministerium
ftir Ernährung Landwirtschaft und Forsten nütdich sein, daB es über wei-
sungsgebundene Bundesforschungseinrichtungen verfügt, statt sich an nur
über finanzielle Anreize steuerbare Hochschulforscher wenden zu müssen.
DaB die Kernforschung seit Mitte der fünfziger Jahren hauptsächlich an
Gropforschu"gseinrichtungen und nicht etrpa an Hochschulen und Mar-
Planck-Instituten etabliert wurde, hing ebenfalls u.a. damit zusammen, dap
sowohl die forschungspolitischen Akteure von Bund und Ländern als auch

1'5 Ztt "Unzulänglichkeit einer einfach mit 'Nachfrage' operierenden Erklärungn siehe auch
am Fall des deutschen Gesundheitsqntems Mayntd Rosewitz (19gg: 157_166).



396 Etttwicklungryfade und Sttttkturmustet

die involvierten Unternehmen Institutionen schaffen wo[ten, die einen gröpe-
ren Steuerungs zttglitr erlaubten.

Forschungspolitische Akteure können bestimmte Forschungseinrichtun-
gen anveitens auch als eigene "Hausmacht" aufbauen, also relativ unabhän-
gig von Erwägungen darüber, ob der betreffende Forschungstlpus bereits
anderswo institutionalisiert ist, zum Ausbau der eigenen Politikdomäne ein-

setzen. Dies gilt in besonders ausgeprägter Weise für das Verhältnis der
GroBforschungseinrichtungen zum BMFT bwt. ztr dessen Vorgängern. Zwat
gab os seit Mitte der sechziger Jahre die Vorstellung von Gropforschung
als eigenem Forschungstypus. Doch bereits vorher hatte das BMAt bap. das

BMwF den rapiden Ausbau der Gropforschungseinrichtungen betrieben, um
das eigene Rossort gegenüber den Ländern, die dem Bund die forschungspo-

litische Kompetenz streitig machten, und gegenüber den anderen Bundesres-

sorts, aus denen es hervorgegangen war, aufruwerten; und auch nachdem
mittlerweile stark in Frage gestellt wird, ob die existierenden Gropfor-
schungseinrichtungen überhaupt noch gropforschungsspezifische Themen

bearbeiten, hält das BMFT nicht zuletzt aus "Hausmacht"-Erwägxrngen an
ihnen fest.

Drittens wird die institutionelle Differenzierung des Forschungssystems
immer auch durch Opporntnitäten der Ressourcenmobilisierung geprägt. Be-
stimmte Modalitäten der Trägerschaft mögen etwa die 593$li6ptng von
Forschungen an bereits bestehenden Einrichtungen ausschlieBen und zur
Etablierung institutionell neuartiger Einrichtungen ftihren. Dap die Reaktor-
forschungen, fü,r die das KFK ursprünglisfu gegrtbrdet wurde, nicht an einem
Institut der MPG oder an einem Hochschulinstitut etabliert wurden, hing
z.B. auch damit zusa-men" daB man eine geregelte Beteiligung von Unter-
nehmen an der institutionellen Finanzierung der Forschungen und eine
gemeinsame Trägerschaft von Bund und Land ermöglichen wollte und von
daher eine Rechtsform wählen mupte, die kein Hochschulinstitut oder Insti-
tut der MPG haben konnte. Da bei einigen anderen der ersten Gropfor-
schungseinrichtungen ähnliche Situationen vorlagen, entstand so u.a. auch
aus solchen OpportunitätsstrukturEn eine neue Kategorie von Forschungs-
einrichtungen.

Sachlich spezifizierte Leistungserwartungen müssen, sollen sie zur Aus-
differonzierung oines entsprechenden Forschungstypus führen, mit diosen
Determinanten institutioneller Differenzierung kompatibel sein. Nur wenn
bestimmte Leistungserwartuugen sich in die vorgegebenen Opportunitäten
der Ressourcenmobilisierung ftigen und sich in institutionelle Eigeninteres-
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sen an "Ffausmachtbildung" oder Forschungssteuerung übersetzen lassenrro
findet eine institutionelle Umsetzung dieser Leistungserwartungen in For-
schungseinrichtungen, die sich auf den entsprechenden Forschungsq/p spe-
zialisieren, statt. Umgekebrt können aus diesen Gründen institutionelle Dif-
ferenzierungen zustandekommeq obwohl überhaupt kein entsprechend spezia-
lisierter Forschungstlpus vorliegt. Manchmal wird dann eine mebr odor we-
niger plausible Legitimation dieser Differenzierungen durch im Nachhinein
konstruierte oder mobilisierte sachliche Leistungserwartungen vollzogen -
so etwa bei den Gropforschungseinrichtungen, die zunächst ohne Bezug auf
den erst später konzipierten Tlpus der GroBforschung entstanden waren.
Eine zumindest rhetorische nachträgliche Stilisierung einer institutionellen
Differenzienr"g als neuer Forschungstypus kann aber auch ganz ausbleiben,
wie das Beispiel der "Blauen Liste" zeigt.

Neben den Interessenlagen der auBerwissenschaftlichen Akteure spielen
lysilsvhin die Interessen der jeweils beteiligten Forscher eine Rolle. Zwar
entscheiden letztinstanzlich die auBerwissenschaftlichen Akteure als Träger
und Geldgeber über die Realisierung einer bestimmten institutionellen Diffe-
renzierung; aber die von ihnen geschaffene Forschungseinrichtung stellt
zunächst einmal nur ein institutionelles Potential, eine Gelegenheitsstruktur
dar, die Forscher attrahislen mup. Wissend, daB sie auf das "Entgegenkom-
men" der Forscher angewiesen sind, lassen sich die auBerwissenschaftlichen
Akteure die Interessenlagen der Forscher über die verschiedenen Formen
der Konsultation vermitteln.

Auch auf seiten der Forscher gibt es mehrere für institutionelle Differen-
zierungen relevante Interessen. Sachliche Differenzerfahrungen sind innerhalb
von Forschergomeinschaften dor eine wichtige Ausgangspunkt ftrr eine Diffe-
renzierung von Forschungstypen und daran anschlieBende institutionelle
Differenzierungen. Wenn sich etwa in einem bestimmten institutionellen
setting neben dem dort etablierten Forschungstypus naturwüchsig oder gezielt
ein neuartiger Forschungstypus - und sei es als Projektion für die Zukunft -
herausgebildet hat, kann es für diejenigen, die diesen Tlpus von Forschun-
gen weiter verfolgen wolleq wichtig wordon, dap eino entsprochonde institu-
tionelle Ausdifferenzierung dieses Tlpus erfolgt. Denn sie können sich davon
Routinisierrrngsgewinne versprechen.tT wenn eine Forschungseinrichtung

1.6 l.etztetes erinnert an Claus Offes auf staatliche Akteure bezogenes - und hier noch
weiter generalisiertes - Argument, dap substantietle Interessen elnes Akteurs an be-
stimmten Gegebenheiten seiner Umwelt nur lnsoweit vorliegen, wie diese Gegebenhei-
ten dessen nlnteresse an sich selbstn tangieren (v$. Offe L97S:9-20),

17 Dies ist eine realistischere Irsart des klassischen Arguments, daB Speziatisierung Effi-
zienzsteigerung bedeute,
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sich auf einen bestimmten Tlpus von Forschungen konzentriert, wird ihre
"task environment" überschaubarer; der Kreis der relevanten anderen Akteu-
re - Leistungsabnehmer, Kooperationspartner, Ressourcenzuwender - gewinnt
Konturen, wodurch sich nach auBen bestimmte Beziehungsmuster und Inter-
aktionslogiken einspielen können, was nach innen eine Selbstsimplifikation
der Arbeitsweise und eine entsprechende Perfektionierung der Arbeitsvoll-
züge ermöglicht. Insbesondere läpt sich die Struktur des wissenschaftlichen
Personals "stromlinienförnriger" gestalten, wenn eine Einrichtung sich nicht
mit allen möglichen Typen von Forschung abgibt, sondern sich z.B. wie die
FhG auf anwendungsnahe Vertragsforschung konzentriert und dann etwa
grundlagentheoretisch orientierte Forscher gar nicht erst rekrutiert. Diese
Routinisierungsgewinne gehen mit einer gröperen Geschlossenheit des -
noch näher anzusprechenden - Identitätsentwurfs der betreffenden For-
schungseinrichtungen einhsl, was wiederum mögliche interne Konflikte über
die Definition dessen, was die Leitorientierungen der eigenen Arbeit sein
sollen, in Grenzen hilt.l8

Die Verbesserung der generalisierten Bedingungen eigener Interessenreali-
sierung ist der andere Gesichtspunkt, der bestimmte Gruppen von For-
schern - z.B. in Fall der ersten Gropforschungseinrichtungen die community
der Kernphysiker oder im Fall der FhG die Ingenieurwissenschaftler - dazu
bewegen kann, eine institutionelle Differenzierung ihrer Forschungsarbeiten
anzustreben.ts Zu diesen generalisierten Bedingungen der Interessenrealisie-
rung gehören der Fortbestand der jeweiligon Forschergruppe, das Wachstum
der mobilisierbaren Ressourcen finanzieller und personeller Art sowie die
Autonomie der betreffenden Forscher bei der Gestaltung der eigenen For-
sgfoungsorientierungen und -bedingungen.e

Die institutionelle Ausdifferenzierung einer bestimmten Gruppe von For-
schungseinrichtungen stellt ftlr die betreffende Gruppe von Forschern ge-
wissermaBen eine stabilisierto ökologische Nische im Forschnngssystem dar.
Eine solche Nischenexistenz birgt freilich immsl auch Risiken. Erstens läuft

18 Auch dies ist ein klassischcs Argument auf der Ebene gesellschaftlicher Teilgnteme. So
wutde z,B, die Spezialisierung eines eigenständigen Teilqrtems für wissenschaftliche For-
schung gcrade auch dadurch vorangetrieben, dap einelseits wisscnschaftliche Forschung
vor religiösen Interventionen, andcrcrscits die Rcligion vor wissenschafttichcn Ketzercien
geschützt, also letztlich unauflösbare Konflikte vcrmieden werdcn solltcn.

19 Vor allem in professionssoziologischcn Untersuchungen ist dies immer wieder als Morens
von Diffcrenzierungsvorgängcn herausgestellt worden. Siehe insbesonderc Rüschemeyer
(1986: 104.141).

20 Man könnte auch von reflexiven Interessen - Interessen, die sich auf die generellen Bedin-
gungen der Mö$ichkeit der Realisierung spezifischer substantieller Interessen beziehen -
sprechen.
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die Spezialisierung auf einen bestimmten Tlpus von Forschung Gefahr, steril
zu werden, v/gnn inn6yn[ive Impulse aus anderen pslsghhgstypen zu stark
abgeblockt werden. Nicht zuletzt deshalb sind etwa für die FhG ihre engen
Kontakte zur auch im Bereich der Ingenieurwissenschaften stärker grundla-
genorientierten Hochschulforschung so wichtig. Zweitens bedeutet jede
Selbstbeschränkung auf eine bestimmte Nische eine Abhängigkeit von den
dort verfligbaren Ressourcen. Wenn der Träger einer bestimmton Gruppe
von Forschungseinrichtungen diesen das bislang gegebene Ressourcennivoau
nicht länger gewähren ka"" oder will, wie dies bei den GroBforschungsein-
richtungen seit Mitte der siebziger Jahre geschah, mtissen diese auf situativ-
opportunistische Überlebensstrategien umschalten und in die Nischen anderer
Gruppen von Forschungseinrichtungen - etwa der MPG - einzuwandern
versuchen, sofern dort eine bessere Ressourcenversorgung möglich erscheint.
Spezialisierungen auf einen bestimrnten Forschungstlpus sind also als Basis
institutioneller Differenzierungen durchaus keine Vorgänge, die, je weiter
sie vorangetrieben werden, aus der Sicht der betreffenden Forscher und
Forschungseinrichtungen stets eine Verbesserung ihrer Bedingungen der
eigenen Interessenrealisierung bedeuten. Es kann vielmehr "Verdifferenzie-
rungen" im Sinne von Fehl- ba*'. Überspezialisierungen geben.

Diese komplexen'Wollens"-Konstellationen von forschungspolitischen
Akteuren, Leistungsabnehmern des Forschungssystems und Forschern müs-
sen im Zusa-menhang mit den sich bietenden "Könnens"-Konstellationen,
den Opportunitätsstrukturen der Akteure gesehen werden. Zunächst einmal
war die sich i-ms1 mehr beschlsrrnigende kognitive Entwicktung der Vllissen-
schaften eine unabdingbare Voraussetzung der Ausdiffelgnzisluag von For-
schungstypen und daran anknüpfender institutioneller Differenzierungen.ti
Die im letzten Jahrhundert verstärkt einsetzende Verwissenschaftlichung von
Technologien war daran gebunden, daB in immer mehr Forschungsgebieten
vor allem der Naturwissenschaften Theorien konkretisiert, d.h. über die
durch Idealisierungen vereinfachten Laborkonlsxts hinnusgehend mit reali-
tätsnäheren Prtimisson angereichert werden konnten, weil nur dann der
Brückenschlag zrwr bis dahin weitgehend untheoretischen Erfahrrtngswissen
der Techniker möglich wurde (vgl. Böhme u.a. 1978). Erst das schuf die
Basis für die Ausbildung der verschiedenen anwendungsbezogenen For-
sgftungstypen neben der anwendungsfernen akadenischen Grundlagenfor-
schung; und die punktuell realisierte Existenz bzw. Antizipation der Mög-
lichkeit dieser Forschungstlpen liop, da die traditionellen Hochschulen sich

Zf $iene auch Maynty' Rosewitz (1983: 158-160) zur Bedeutung kognitiver Faktoren für die
Differenzierung des deutschen Gesundheitsqntems.
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diesen zroar keineswegs gändich verschlossen, aber aus vielen Gründen oft
nicht als geeignete institutionelle Kontexte daftir erschienen, nach alternati-
ven Institutionalisierungsformen Ausschau halten. Die Industrie- wie die
Ressortforschung, die Vertragsforschung der FhG wie die GroBforschung:
Alle gewannen und gewinnen bis heute ihre Identität immer auch durch
eine Abgrenzung gegen die Hochschulforschung. Nachdem sich als nächstes

die Industrieforschung institutionell ausdifferenziert hatte, war damit ein
Gegenpol zur akade-ischen Hochschulforschung geschaffen worden, so dap
die nachfolgenden Differenzierungen von Forschungstlpen und -einrichtun-
gen sich über - jeweils anders akzentuierte - doppelte Negationen gegen-

über diesen beiden Forschungstlpen profilieren konnten.
Eine weitere wichtige Voraussetzung von institutionellen Differenzierungs-

vorgäingen im deutschon Forschungssystem war das Wacbstum der verfügba'
ren finanziollen und porsonellen Ressourcen. Jeder Diffsrenzierungsvorgang
benötigt eine - nur fallweise bestimmbare - lqitische Masse an Ressourcen,

Wenn diese kritische Masse nicht erreic,ht wird, ist entweder die Etablierung
einer neuen Gruppe von Forschungseinrichtungen nicht möglich, oder die
Gruppe ist nicht überlebensfähig. Da aufgrund des gropen Beharrungsver-
mögens der etablierten Forschungseinrichtungen die Institutionalisierung
neuer Gruppen von Einrichtungen niemals allein über eine Umverteilung
des jeweils gegebenen Ressourcenniveaus ereicht worden ist, setzte Diffe-
renzierung Ressourcenwachstum voraus. Wenn beispielsweise die Hochschu-
len im lattten Jahrhundert nur soviele Forscher ausgebildet hätten, wie zur
Decknng des eigenen Personalbedarfs der Hochschulforschung erforderlich
wareu, hätte dies einen kaum überwindbaren Engpap ftir die Ausdifferenzie-
rung der Industrieforschung oder der Ressortforschung bedeutet; ebenso
war es für die erfolgreiche institutionelle Ausdifferenzierung beispielsweise
der GroBforschung u.a. äuperst wichtig dap die Länder, aber dann vor al-
lem der Bund innerhalb weniger Jahre einen erheblichen Mehraufivand an
finanziellen Ressourcen leisten konnten.

In Zusammenspiel mit diesen beiden Faktoren war dann ein institutionel-
ler Faktor letztlich entscheidend daftir, dap sich das deutsche Forschungsy-
stem und insbesondere die staatlich finanzierte auperuniversitäre Forschung
so stark institutionell differenzierten. Dieser Faktor war die Welfalt und Kon-
Iatnenz von Trögem. Die bereits im Deutschen Reich stark ausgeprägte
föderalistische Struktur des politischen Systems bedeutete erstens, daB die
Gliedstaaten - die damaligen Bundesstaaten und heutigen Bundesländer -
je für sich forschrtngspolitische Initiativen ergreifen konnten und dabei auch
untereinander konkurriEren mupten. Diese Vielfalt und Konkurrenz von
potentiellen Trägern und Ressourconanbietern ermöglichte einen Pluralismus
nicht aufeinander abgestimmter institutioneller Differenzierungen. So geht
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die Gründung der FhG auf eine Initiative Bayerns zurück, das Fortbestehen
der Einrichtung wurde in der zweiten Htilfte der fünfziger Jahre maBgeblich
durch das Land Baden-Wtirttemberg gesichert; die meisten Gropforschungs-
einrichtungen verdanken ihre Existenz teilweise untereinander konkurrieren-
den Landesinitiativen; und fast alle heutigen Bund-Ltinder-Institute waren
vor ihrer institutionellen Zusam-enfassung in der "Blauen Liste" Landesein-
richtungen. Die pluralistische Konkurrenz der Länder um die forschungspo-
litische Vorreiterrolle wurde aveitens vor allem nach 1945 durch die Kon-
kurrenz anischen der Ländergesamtheit und dem Bund um forschungspoliti-
sche Kompetenzen überformt, Wie im letzten Abschnitt nachgezeichnet wor-
den ist, führte diese forschungspolitische Akteurkonstellation dazu, dap
die MPG, die Gropforschungseinrichtungen, die FhG und schlieplich auch
die heutigen Bund-Länder-Institute sich als jeweils institutionell separierte
Gruppen etablieren bzw. behaupten konnten.

2.3 Die Ausdiffelsnzislung von Selbstorganisationsinstanzen

DaB eine bestimmte Gruppe von staatlich finanzierten Forschungseinrichtun-
gen gegenüber anderen Forschungseinrichtungen institutionell differenziert
ist, bedeutet aus der Perspektive der staatlichen Forschungspolitik, dap alle
Einrichtungen dieser Gruppe hinsichttch bestimmter institutioneller Regelun-
gen - Finanzielu"gsmodus, Trägerschaft der Eiüichbtngen, rechtliche Ein-
pisftungsmöglichkeiten der staatlichen Zuwendungsgeber - gleichartig behan-
delt werden. Die institutionell differenzierten Gruppen der staatlich finan-
zierten auperuniversitären Forschung sind demzufolge zunächst einmal for-
schungspolitische Konstrukte. Diese forschungspolitisch definierten Gemein-
samkeiten gehen nicht notwendigerweise in das Selbstverständnis der einzel-
nen zu einer solchen Gruppe gehörenden Forschungseinrichtungen ein; und
selbst wenn ein solches kollektives IdentitätsbewuBtsein vorhanden ist, mup
dies nicht uo6edingt fuandlungswhksam - etwa im sinne von gemeinsamer
Interessenverfolgung - werden. Erst wenn dies beides der Fall ist, kann
man davon sprechen, dap eine "von aupen" institutionell definierte Gruppo
korporativer Akteure sich selbst, also "von innen", als Gruppe begreift und
als solche handelt. wenn dies wiederum in der weise geschieht, dap diese
Pluralität korporativer Akteure - hier: Forschungseinrichtungen - ihrerseits
einen korporativon Akteur apeiter ordnnng bildet, kann man von der Aus-
differenzierung einer Selbstoryanisationsinstanz sprechen. selbstorganisation
in diesem sinne heiBt wohlgemerkt nicht notwendigerweise, daB diese Instanz
von der betreffenden Gruppe von korporativen Akteuren selbst geschaffen
wird - sondern nur, daB die Vielfalt von Interessen und EinfluBpotentialen
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einer Gruppe von Akteuen in bestimmten Hinsichten so gebilndelt wird,
dap ein Potential an kollektiver Handlungsfähigkeit entsteht.

Selbstorganisationsinstanzen können einer Gruppe von Akteuren demzu-
folge durchaus "von oben" verordnet werden. So haben die Träger der I(WG
bzw. MPG und der FhG schon bei der Gründung festgelegt, daB diese
beiden Gruppen von Forschungseinrichtungen jeweils als Trägerorganisatio-
nen mit einer 7*ntrale und Gremien der gemeinsamen Entscheidungsfin-
dnng ausgestattet werden sollten. Beide Gruppen wurden also durch autori-
tative Setzungen von vornherein als korporative Akteure konstituiert, wo-
durch die Schwierigkeiten einer freiwilligen Einigung einer Mehrzahl von
Akteuren umgangen wurden. Derartige Schwierigkeiten zeigten sich hingegen

deutlich bei der Gruppe der GroBforschungseinrichtungen und bei der "Blau-
en Liste". Ersteren gelang avar in Form der Arbeitsgemeinschaft der Grop-
forschungseinrichtungen (AGF) eine Selbstorganisation "von unten"; doch
die AGF war und ist ein korporativer Akteur, dem die inkorporierten Ak-
teure kaum kollektiv verbindliche Entscheidungsbefugnisse zugestanden ha-
ben, wie jeder Vergleich mit den Zentralen von MPG und FhG zeigt. Die
verschiedenen GroBforschrrngseinrichtungen hatten zum Zeitpunkt der Grün-
dung der AGF schon zu ausgeprägte Eigeninteressen entwickelt, u- sich
freiwillig der Kuratel einor starken Selbstorganisationsinstanz unterzuord-
nen. Auch die autoritative Schaffung einer solchen lnstanz durch die for-
schungspolitischen Träger wäre deshalb Ende der sechziger JahrE wohl be-
reits zu spät gewesen - und vorher kam das nicht in Frage, weil erst 1969

die institutionelle Vereinh eitlichung der aus untereinander unverbundenen
Initiativen entstandenen Einrichtungen erfolgte. Die "Blaue Liste" schlieBlich
weist bis heute keine Selbstorgani5alisnsinslanz auf; allordi''gs gibt es mitt-
lerweile erstmals Bestrebungen in dieser Richtung. Hier därfte die Vielzahl
der Träger auf Bundesebene, von denen jeder nur an den ihm 2ugsqldns-
ten Einrichtungen interessiert ist, der wesentliche Hinderungssund flir die
autoritative Verordnung einer Selbstorganisationsinstanz gewesen sein. Denn
im Zweifelsfalle könnte der Zugitr beispielsweise des BMWi auf die Wirt-
schaftsforschu"gseinrichtungen der "Blauen Liste" dadurch, daF eine Selbst-
organisationsinstanz der Gesamtheit aller Einrichtungen besteht, nur einge-
schränkt werden; Vorteile jedenfalls könnte sich das BMWi davon nicht
versprechen.

Das Vorhandensein starker Selbstorganisationsinstanzen einer Gruppe
von Forschungseinrichtungen kan' die Definition und Durchsetzung von
gemeinsamen Interessen der Gruppe, insbesondere auch bezüglich einer
Aufrechterhaltung der institutionellen Differenzierung und der Spezialisie-
rung auf einen bestimmten Forschrrngstlpus, fördern. DaB die MPG von
vornherein in hohem Mape selbstorganisiert war, hat innerhalb der Gruppe
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den Prozep der Interessenformierung vorangetrieben und das Festhalton aller
Institute an den 6inm4l formulierten gemeinsamen Interessen so weit durch-
gesetzt, daB diese Gruppe von Forschungseinrichtungen als ein äuBerst
geschlossener korporativer Akteur auftrat und wahrgenommen wurde. Die
MPG konnte zum einen den forschungspolitischen Akteuren jeweils Zießet-
zungen präsentieren, die in dor Gruppe konsensfähig waren; zum anderen
bedeutete der Verweis auf die Konsensfähigkeit der forschu'gspolitischen
Zielsetanngen innerhalb der Gruppe immer auch, dap dio einzelnen Instituts
sich von den forschungspolitischen Akteuren nicht gegeneinander ausspielen
lassen würden. "Divide et impera"-Strategien (Baumgartner u.a. 1975) wurden
so verhindert.

Gerade das Anstreben eines Forschungstlpus, der auf anwendungsferne
und damit für die Forschungspolitik zunächst einmal wenig attraktive Grund-
lagenforschung zielte, bedurfte dieses durch Selbstorganisation geschaffenen
wechselseitigen Vertrauens zwischen den Instituten, um keine Entsolidarisie-
rungs-Kettenreaktionän entstehen zu lassen. Denn nur wenn ein Institut sich
darauf verlassen konnte, daB die anderen Institute an der gemeinsamen
Zielsetnngfesthalton würden, war es für dieses Institut rational, selbst daran
festzuhalten; jeder Zweifel an der Lurüskhaltrrng der anderen Institute ge-
genüber den finqn"iellen Verlockungen anwendurgsbezogener Forschung -
z.B. in dor zweiten Hälfte dor ftinfziger Jahre für das BMVg - hätte es

hingegen rational erscheinen lassen, selbst so schnell wie möglich in anwen-
dungsbezogene Forschungen einzusteigen und dort den nRahm abzuschöp-
fen", um nicht ins Hintertreffen gegenüber den anderen zu goraten. Die
Selbstorganisationsfähigkeit der MPG wirkte also nur über die Selbstfestle-
gung der Institute der Gruppe untereinander als kollektive Selbstfestlegung
gegenüber den forschungspolitischen Akteuren.

Eine wichtige Triebkraft war hierbei sicher das institutionelle Eigeninter-
esse der Trägerorganisation MPG, die eigene Position gegenüber dem Kol-
lektiv der Institute zu erhalten und zu festigen. Dafür war es von groBer
Wichtigkeit, daB die Institute ihre finanziellen Ressourcen nicht selbst ak-
quirierten bav. jeweils von staatlichen Ressourcenzuwendern zugeteilt beka-
men, sondern über die 7*ntrale erhielten, die ihrerseits diese Ressourcen
ohne spezifizierungen des Empfängers und der Nutzung von den staatlichen
Ressourcerzuwendern bekam. von Anwendungsbeziqen distanzierte Grundla-
genforschung entspricht einem solchen Finanzierungsmodus, während anwen-
dungsbezogene Forschungen einen Durchgriff der Ressourcenzuwender bzw
der Leistungsabnehmer auf die einzelnen Institute nahegelegt hätten. Das
institutionelle Eigeninteresse der Trägerorganisation an der wahrung ihrer
Position als gruppeninterner Ressourcenverteilungsinstanz koinzidierte so
mit dem Interesse der Grundlagenforscher in der MPG an einer möglichst
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weitgehenden Autonomie der InstitutE gegenüber forschungspolitischen Ein-
flupnahmen.

Auch die Domänenspezialisierung der FhG führt, wie die der MPG, die
grope Bedeutung der Selbstorganisationsfähigkeit einer Gruppe von For-
schungseinrichtungen vor Augen. Bei der FhG waren die Selbstorganisations-
bestrebungen allerdings nicht von vornherein darauf ausgerichtet, einen
bestimmten Tlpus der Forschung zu realisieren, sondern urspriinglich eine

Überlebensstrategie angesichts akuter pxislenzgefährdung. Die Selbstorga-
nisationsfäihigkeit der FhG entstand ab Ende der fünfziger Jahre aus einer
Situation des "Wir sitzen alle im selben Boot", wobei die Zentrale sich als

Organisator der notwendigen Ressourcenumverteilungen avischen den In-
stituten etablieren konnte. Diejenigen Institute, die zu einem bestimmten
Zeitpunkt sehr hohe Einnahmen aus Forschungsaufträgen hatten, gaben ei-
nen Teil davon an solche Institute ab, die gerade unter Auftragsmangel
litten. Die Institute der FhG bildeten so gewissermaBen eine Versichernngs-
gemeinschaft, und die Tantrale machte sich dabei als Ressourcenumvertei-
lungsinstanz unentbehrlich.

An beiden Fällen wird ein enger Zusammenhang apischen der Speziali-
sierung auf einen bestimmten polssfoirngst',pus, der Selbstorganisationsfähig-
keit und dem Aufbau erner kollektiv geteilten ldentitöt einer Gruppe von For-
schungseinrichtungen deutlich. Kollektive Identitätskonstruktionen können
ja am ehesten an als gleichartig und füLr wichtig erachteten Merkmalen von
Akteuren ansetzen. Ein möglichst exklusivbesetzter Forschungstypus ist dann
der eine mögliche Kristallisationspunkt für die Konstruktion einer Gruppen-
identität; deren Vorhandensein ist wiederum ein wichtiger fördernder Faktor
für die "von unten" erfolgende Schaffung einer Selbstorganisationsinstanz der
Gruppe. Die gemeinsame Identität einer Gruppe von Forschungseinrichtun-
gen kann aber auch aus der Gleichartigkeit der Betroffenheit durch be-
stimmte Probleme entstehen, die nicht im engeren Sinne wissenschaftlicher,
sondern forschungspolitischer Natur sind. Hier sind mindestens avei Ftille
denkbar. Zum einen ka"n es sich bei diesen forschungspolitischen Problemen
um alle Forschungseinrichtungen einsl lsstimmten Gruppe gleichermapen
botreffende Restriktionen handeln - z.B. regulative Restriktionen haushalts-
und personalrechtlicher Art wie im Falle der GroBforschung in der ersten
Hälfte der sechziger Jahre oder die immsl wieder füLr einzelne Institute
oxistenzgefährdende Ressourcenknappheit der FhG bis Mitte dor sechziger
Jahre. Zum anderen könnten gemeinsame forschungspolitische Probleme
auch in Form von Komplementaritätserfordernissen auftreten - wenn also
stabile und sich nicht "von selbst" erledigende, sondern regelungsbedürftige
reziproke Abhängigkeiten andschen den Leistungsproduktionen verschiede-
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ner Forschungseinrichtungen bestehen.z Ob eine solche von gemeinsamen

forschungspolitischen Problemen ausgehende Identitätskonstruktion auch ohne

das Bewuptsein eines gemeinsamen Forschungstypus zu einer auf längere
Sicht tragfähigen Selbstorganisation der jeweiligen Gruppe von Einrichtungen
beitragen kann, läBt sich anhand der von uns untersuchten Fälle nicht beant-
worten. Möglicherweise sind die Selbstorganisationsbemühungen der "Blauen
Liste" ein zukihftiger Prüfstein für diese Frage.

Vergleicht man den Sektor der staatlich finanzierten auperuniversitäron
Forschung mit den anderen beiden Sektoren des deutschen Forschungssy-

stems, werden charakteristische Unterschiede der Selbstorganisation sichtbar.
Ftir die Hochschulforschung gibt es eine sektorübergreifende Selbstorganisa-
tionsinstanz: die Westdeutsche Rektorenkonferenz, die sich allerdings haupt-
sächlich auf Fragen der Lehre beschränkt und die Forschungsleistungen der
Hochschulen nur selten thematisiert (vgl. MeiBner 1981). Zusätzlich versteht
sich, wie unsere Untersuchungen gezeigt haben, auch die DFG häufig als

Sprecherin der Hochschulforscher. Die Industrioforschung weist demgegen-
über, sieht man von der nur einen winzigen Ausschnitt des Sektors repräsen-
tieronden Arbeitsgemeinschaft industrieller Forschungsvereinigungen ab,
überhaupt keine Selbstorgenisationsinstanzen auf. Die staatlich finanzierte
auBeruniversitäire Forschung nimmt in dieser Hinsicht eine Mittelstellung
ein: Sie verfägt - allerdings nicht flächendeckend - iber subsektorale Selbst-
organisationsinstanzen. DaB es keine sektorübergreifende Instanz diesor Art
gSbt, zeigt die im Vergleich zur Hochschulforschung weit gröBere Heteroge-
nität von 

"otr"fuungst!?en, 
institutionellen Verfaptheiten und daraus hervor-

gehenden Interessenlagon in der staatlich finanzierten auperuniversittiren
Forschung. Weder ftir eine Verfolgung gemeinsamer Interessen der Gruppen
gegenüber forschungspolitischen Instanzen noch für eine Abstimmung der
Gruppen untereinander wurde bislang von irgendeinem der Akteure ein
Bedarf artikuliert, der eine entsprechende Selbstorganisation nahegelegt hät-
te. Zvtar wurde Ende der sechziger Jahre beim BMwF der sogenannte "Prä-
sidentenkreis" eingerichtet, dem die Präsidenten der MPG, der DFG, der
WRK, der FhG und der Vorsitzende der AGF angehören. Dabei handelt
es sich allerdings um ein nur selten zusammenkommendes Gremium des
Meinungsaustausches, das keinerlei kollektive Entscheidungsfähigkeit besitzt.
Die allen Gruppen der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung
gemeinsame doppelte Abgrenzung gegenüber Hochschulforschung auf der

22 Diese Art von "Arbeitsteilungi, wie sie im Gesundheitsglstem sehr ausgeprägt vorhan-
den ist, gibt es im Forschungsrystem allerdings kaum, Das Forschungsqntem ist ver-
gleichs,weise nloosely coupledn.
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einen und Industrieforschung auf der anderen Seite reicht offensichtlich für
die Formulierung einer gemeinsames Handeln anleitenden Identität nicht
aus; auch das BewuBtsein einer gleichartigen Betroffenheit durch bestimmte
Probleme ist wohl nicht in hinreichendem MaBe gegeben.

2.4 Konstellationen der Ressourcenakquisition

Wieviele finanzielle und personelle Ressourcen einer Forschungseinrichtu'g
zur Verfügung stehen, bestimmt deren Forschungspotential in quantitativer
Hinsicht. Für die staatlich finanzierte auBeruniversitäre Forschung als gesam-

ten Sektor ist als erstes zu konstatieren, daB dessen Ressourcsnbasis im
Tnitverlauf. gröBer geworden ist. Vom Ende der ftinfziger bis zum Anfang
der siebziger Jahre gab es die gröBten Wachstumsschübe, während die Mitte
der siebziger Jahre und der Zeitraum seit Anfang der achtziger Jahre Pha-
sen geringen Wachstums oder gar der Stagnation waren. Dies zeigt sich
sowohl bei den Beschäftigtenzahlen - dort insbesondere bei den Planstel-
len - als auch bei den inflationsbereinigten Finanzmitteln der Forschungsein-
richtungen.

Diese weitgehend parallelen Entwicklungen der finanziellen und der
personellen Ressourcen korrelierten in gewissem Mape mit der allgemeinen
Entwicklung dcr $aatlichen Finanzmittel filr Forschung und der staatlichen
Finanzrnittel insgesamt. Die in den siebziger Jahren einsetzende Wirtschafts-
krise führte zu einer Verknappung der Stsuereinnah-on, wodurch die staat-
lichen Ausgaben allgemein und auch die Forschungsausgaben und die Aus-
gaben ftir die Einrichtrngen der staatlich finanzierten auperuniversitären
Forschung la'g"amer wuchsen als in den Jahren davor. Zum Teil erklärt
sich also die Entwicklung der finanziellen und dor personellen Ressourcen
des Sektors nus allgemeineren Entwickllngen der staatlichen Ausgaben, ist
der Sektor lediglich eines von vielen Opfern der staatlichen Finanzkrise.
Dieser generelle Erklärungsfaktor reicht fiir sich genomrnen allerdings nicht
aus, wie die erheblichen Unterschiede der Ressourcenentwicklungen avischen
den verschiedenen Gruppen von Forschungseinrichturgen zeigen. So wuch-
sen etwa die Gropforschungseinrichtungen in den sechziger Jahren über-,
seit Mitte der siebziger Jahre hingegen unterdurchschnittlich; das starke
Wachstum der MPG verlangsamte sich bereits seit Mitte der sechziger Jahre,
als andere Gruppen von Einrichtungen noch wuchsen; und die FhG hatte
ihre bei weitem stärkste Wachstumsphase seit Mitte der siebziger Jahre, als
alle anderen Einrichtungen nur noch langsam wuchsen oder gar stagnierten.
Solche Unterschiede weisen darauf hin, daB es weitere Erklärungsfaktoren
der Ressourcenentwicklu.g im Sektor geben muB. Diesen Faktoren kommt
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man auf die Spur, wenn man die für die Ressourcenmobilisierung relevanten
Akteurkonstellationen der verschiedenen Gruppen von Forschungseinrich-
tungen miteinander vergleicht. Hierzu ist es instruktiv, sich auf der einen
Seite die sehr wachstum$ördemde Akteurkonstellation, in der die FhG seit
Mitte der siebziger Jahre ihre Ressourcen mobilisieren konnte, und auf der
anderen Seite die im Vergleich dazu wachstumshemmenden Akteurkonstella-
tionen der anderen Gruppen von Einrichtungen zu vergegenwärtigon.

Bei der FhG gab es Leistu"gsabnehmer - Unternehmen und staatliche
Stellen, die Forschungsaufträge an die FhG vergaben - mit etnem hohen
Bedarf nach dem Tlpus von Forschung den die FhG betreibt. Für das
Wachstum dieses Bedarfs spielten Mitte der siebziger Jahre einsetzende
Veränderungen der Güter- und Dienstleistungsproduktion eine Rolle. In
vielen Wirtschaftsbranchen ebenso wie in der öffentlichen Verwaltung fanden
weitreichende technologische Modernisierungen statt, wofür die Einführung
der Mikroelektronik und der Datenverarbeitung nur die prägnantesten Bei-
spiele sind. Diese vertinderungen haben dazu gefiihrt, dap Industrieunterneh-
men und Dienstleistungsproduzenten immsl häufiger die Technologien ihrer
Produkte und ihrer Produktionsverfahren erneuern müssen, woraus sich ein
Forschungsbedarf ergibt, der zum Teil oder - insbesondere bei kleinen Un-
ternehmen - sogar vollständig durch Forschungsaufträge gedeckt werden
muBte.In diesen sich auftuenden Auftragsforschungsmarkt konnte die FhG
in den siebziger Jahren stopen.

Verstärkte Erwartungen von seiten der Leistungsabnehmer einer Gruppe
von Forschungseinrichtungen stellen alleldings als solche noch nicht die für
eine Leistungssteigerung erforderlichen zusätzlichen Ressourcen bereit. Als
weitere wachstumsvoraussetzung müssen vielnehr die Ressourcenzuwender
einen entsprechenden wachstumsbedarf sehen. Die Kombination beider
Voraussetzungen is1 unproblematisch, wenn - wie im Falle der FhG - über
den Modus der Auftragsforschung eine strategische Partialidentitöt von Lei-
stungsabnehmem und Ressourcenntwendem besteht. Zwar erhält die FhG
zusätzlich institutionelle Zuwendungen von staatlicher seite. solange deren
Höhe allerdings, wie im Finanzierungsmodus vorgesehen, an das Volumen
der Forschungsaufträge gekoppelt ist, bestimmen letztlich die Leistungsab-
nehmer auch das Handeln der staatlichen Ressourconzuwender. Letzterc
machen sich mit diesem Finanzierungsmodus die Bedarfseinschätzung der
Leistungsabnehmer zu eigen, verzichten also auf eine eigenständige perzep-
tion des wachstumsbedarfs. Die institutionellen Zuwendungen von seiten
des staates bestimmen somit nicht das wachstum der FhG, sondern richten
sich vielmehr nach diesem.

Auf znveifache weise sind diese Zuwendungen jedoch auch ein wachs-
tumsfördernder Faktor. Zum einen stimuliert der Meshauismus der Ressour-
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cenmobilisierung die einzelnen Institute dsr FhG dazu, solbst eine aktive
Bedarfsweckung auf seiten ihrer Adressaten zu betreiben, wozu die Institute
ihre institutionelle Finanzierung nutzen können. Denn darüber lassen sich

unabhänglg von Aufträgen Forschungsaktivitäten vorantreiben, mit deren
Ergebnissen weitere Nutzer angesprochen und damit weitere Aufträge akqui-
riert werden sollen. Zum anderen sind diese staatlichen Zuwendungen fak-
tisch eine Subventioniesng der Forschungsaufträge, wodurch die FhG gegen-

über Konkurrenten wie etwa Battelle Wettbewerbsvorteile vielerlei Art hat.

Ganz anders als diese Kombination einander wechselseitig verstärkender
wachstumsfördernder Mechanismen stellte sich die Situation bei den anderen

Gruppen von Einrichtungen der staatlich finanzierten auBeruniversitären

Forschung dar. Dort lagen Bedingungen vor, die sich bei einer allgemeinen

Verknappung staatlicher Finanzrnittel als zusätzlich e Wachstumshemmnis s e

auswirkten. Ein wichtiger Faktor dieser Art warsn regulative Restiktionen,
wio sie in mannigfachen Erscheinungsformen aus den für alle staatlich getra-
genen Forschungseinrichtungen geltenden Regelungen des generellen staatli-
chen Haushalts- und Personalrechts erwuchsen. Die auf deren Einhaltung
pochenden regUlativen Akteure sind die Finanz- bzw. Innenministerien der
Länder und des Bundes. Wachstrtmsbeschränkungen erwuchsen zum einen
auf sehr direkte Weise seit Ende der siebziger Jahre aus vom Bundesmini-
sterium für Finanzen (BMF) verfügton globalon Mittelkihzungen und Stel-
lenstops. Zum anderen haben diese regulativen Restriktionen aber auch

indirekte wachstumshemmende Wirkungen, wie sich insbesondere an den

Gropforschungseinrichtungen geznigl. hat. Staatlich finanzierte Forschungs-

einrichtungen könnten ja versucheg eine Verknappung staatlicher Mittel
zumindest partiell dadurch zu kompensieren, daB über Forschungskoopera-

tionen oder Auftragsforschung Finanz.mittel von Unternehmen akquiriert wtiir-

den. Genau dies wird aber um so schwieriger, je stärker die Unternehmen
zu der Überzeugung gelangen, daB diese regulativen Restriktionen keine
effektive Zusammenarbeit mit den staatlich getragenen Forschungseinrich-
tungen zulassen, und daher davon Abstand nehmen.ze Auch auf diejenigen
staatlich getragenen Forschungseinrichtungen, dre an solchen Kooperationen
interessiert sind, wirken solche regulativen Restriktionen entrnutigend. Hinzu
kommt, dap zu diesen Restriktionen auch personalrechtliche Regelungen

2X Dazu Gcnaucres am Fall der Gropforschungseinrichtungen bci Schimank (1989a). Daß
auch dic Hochschulcn langc Znit untcr dicser Binschätzung littcn und zum Tcil noch
immer leiden, wurde schta$ichtartig klar, als dic Hoechst AG im Jahr 1981 nicht mit
einer dcutschen, sondcrn mit einer amcrikanischeo Univcrsität weitrcichende Forschungs-
kooperationen einging und dies nicht so sehr durch Qualitätsunterschiede der Universitäten
ats vielmehr durch die iBürokratisierung" der deutschen Univcrsität begründete.
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zählen, die die personalpolitische Flexibilität der Einrichtungen stark ein-
schränken. Die meisten Wissenschaftler der Einrichtungen haben unbefristete
Planstellen inns sad sind faktisch kaum oder sogar überhaupt nicht mehr
kündbar, was ihnen wiederum eine Verweigerungshaltung gegenüber For-
schungskooperationen mit Unterneh-en erleichtert, sofern sie durch eine
akademische Forschungsorientierung dazu neigen.

FüLr die MPG kam seit dem Verwaltungsabkommen des Jahres 1964, für
die "Blaue Liste" seit deren Institutionalisierung im Jah 1975 als weiterer
wachstumshemmender Faktor eine konsensuelle Vedlechtung von Bund und
Ländern bei Ressourcenzuteilungen an diese gemeinsam getragenen Grup-
pen von Einrichtungen hinzu. Dieser Modus der Ressourcenzuwendung
zeichnet sich dadurch aus, daB eine Gruppe von Forschungseinrichtungen
jeweils mehreren staatlichen Ressourcenzuwendern zugeordnet ist, die ihre
Finanzierungsentscheidungen - Entscheidungen über den Stellenplan inbegrif-
fen - konsensuell treffen müssen.2a Dap das Erfordernis, einstimmig zu ont-
scheiden, die kollektive Entscheidungsfindung mit wachsender Anzahl von
Entscheidungsbeteiligten i-mer schwieriger werden läBt, ist eine wohlbekann-
te, gut begründete Erkenntnis der Entscheidungsforschung. Denn jeder Ent-
scheidungsbeteiligte hat bei dieser Entscheidu"g*regel ein faktisches Veto-
recht, das er nutzen wird, sobald eine Entscheidung seine Interessen negativ
tangiert. Mit zunehmender Anzahl von Akteuren und zunehmender Interes-
sendivergenz zwischen diesen steigt dann die Wahrscheinlichkeit eines Vetos
und damit die Schwierigkeit der Konsensbildung. Für die institutionelle
Finanzierung der MPG und der "Blauen Liste" erwies sich das Einstimmig-
keitsprinzip als folgenschwerste Wachstumsbremse, da Finanzien'ngsontschei-
dungen sich stets am finanzschwächsten forschungspolitischen Akteur orien-
tieren muBten.

Aus der Sicht der betroffenen Forschungseinrichtungen hat diese Selbst-
blockade der staatlichen Ressourcenzuwender ulleldings ambivalente Folgen.
Auf der einen Seite werden dadurch zwar Wachstumschancen verringert;
zugleich erhöhen sich damit jedoch auf der anderen Seite auch die Chancen
der Besitzstandswahrung, vor allem der Bestandswahrung. Im Falle der MPG
können weder der Bund noch die Länder ein Interesse daran haben, sich
aus der gemeinsamen Finanzierung zurückzuziehen, was heiBen würde, der
jeweils anderen Seite das Feld zu überlassen; und bei einer Einrichtung der
"Blauen Liste" würde fast irnmer das jeweilige Sitdand sein Veto gegen

24 Dies war vor 1964 bereits mit dem "Königsteiner Staatsabkommenn der Fall, das für die
MPG und die sonstigen 'Königsteiner Institute" eine gemeinsame Trägerschaft aller Bun-
desländer . aber eben unter Auschlup des Bundes - etabliert hatte.
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Finanzkürzungen oder eine E;*lusion der Einrichtung aus der gemeinsamen
fiaanzisprng einlegen, weil ersteres bedeuten würde, da9 das Land weniger
als vorher aus dem gemeinsam erbrachten Finanzierungspool zurückerhielte,
und letzteres sogar auf eine fina""ielle Mehrbelastung des Landes hinauslie-
fe. Für die MPG war Mitte der sechziger Jahre, als sie diese Art der Ge-
meinschaftsfinanzierrrng durch Bund und Länder erreicht hatte, der Gesichts-
punkt der Absicherung des zurückliegenden Wachstu*s und der Globalför-
derung zunächst wichtiger als die damit einhergehende Einschränkung zu-
künftigen Wachstums; das gleiche traf auf die meisten Bund-Länder-Institute
Mitte der siebziger Jahre zu. Erst gegen Ende der siebziger Jahre und
verstärkt in den achtziger Jahren wurde der konsensuelle Modus der institu-
tionellen Finanzierung zunehmend als Wachstumsfessel erfahren - insbeson-
dere in Verbind'r'g mit der allgemeinen staatlichen Finanzverknappung und
den haushaltsrechtlichen Restriktionen von seiten des BMF.

Auch die Gropforschungseinrichhmgen und viele Bundesforschungseinrich-
tungen konnten und können sich, was ihren Fortbestand auf einem jeweils
zu bestimmenden Mindestniveau an finanziellen und personellen Ressourcen
anbetrifft, einigermaBen in Sicherheit wiegen. Die meisten Bundesfor-
schut"sseinrichtungen sind Bestandteil der "Hausmacht" ihrer Ministorien
geworden, ebenso wie die Gruppe der GroBforschungseinrichtungen die
wichtigste Komponente der "Hausmacht" des BMFT sind. Um die eigene
Ressortdomäne zu stabilisieren und auszubauen, kann es, wie bereits ange-
sprochen, ftir ein Ministerium wichtig sein, die ih- zugeordneten For-
schungseinrichtungen auf einem entsprechenden GröBenniveau zu halten.
Damit ist für die Ressourcenversorgung dieser Einrichtungen zumindest eine
nach Möglichkeit nicht unterschreitbare "baseline" gegeben. Im Fall der
GroBforschungseinrichtungen war diese "Hausmacht"-Rolle auch eine we-
sentliche Triebfeder für das starke Wachstum während der sechziger Jahre.
In einer Situation, als dem Bund der Zugang zu anderen staatlich finan-
zierten püssfurhgseinrichtungen von den Ländern noch versperrt wurde,
wurden die damals bestehenden Gropforschungseinrichtungen zum bevor-
wglen Ort, wo sich das BMAt bar,. das BMwF - aofangs über Projekt-
und Sondermittel - in dis Forschrrngspolitik ueinkaufen" konnte.

Die allgemeine EnMicklung der staatlichsn pin4nzrnittel ist somit, wie
diese Vergleiche zeigen, gewissermapen ein "Hintergrundfaktor", der gene-
relle Rahmendaten für die in spezifischon Akteurkonstellationen sich voll-
ziehende Ressourcenmobilisierung der verschiedenen Gruppen von Einrich-
tungen der staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung setzt. DaB
diese Akteurkonstellationen so unterschiedlich sind und ontsprechend unter-
schiedliche Ergebnisse der Mobilisierung finanzieller und personeller Res-
sourcen hervorbringen, erklärt sich daraus, dap es von Anfang an keine
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übergreifenden, für den Sektor als ganzen verbindlichen institutionellen
Regelungen der Trägerschaft und Finanzierung gab, sondern dieser, wie die
Untersuchungen zu den einzelnen Gruppen von Einrichrungen gezeigthaben,
gleichsam "naturwüchsig" aus einer Mehrzahl nicht miteinander vereinheit-
lichter Enwicklungsstränge entstanden ist.

Es wäre auch zum Scheitern verurteilt, versuchte man, die anderen Grup-
pen von Forschungseinrichtungen em rrguten Beispiel" der rasch wacbsenden
FhG auszurichten. Deun abgesehen von den Schwierigkeiten, die daflir not-
wendigen institutionellen Verändelurg€n durchzusetzen, muB ein Entspre-
chungsverhältnis zwischen dem Finanzierungsmodus einer Gruppe von For-
schungseinrichtungen und dem Tlpus von Forschung, den diese Einrichtun-
gen betreiben, gewahrt bleiben. Unmi11s16ar anwendungsb ez.ogene Forschung
wie die der FhG ka"" als Dienstleistung marktförmig angeboten werden.
Bei den anderen Gruppen von Forschungseinrichtu"gen ist dieser Tlpus
von Forschungen jedoch immer nur eine Nebenbeschäftigung - noch am
stärksten ausgeprägt bei einigen Bundesforschungseinrichtungen und weni-
gen Bund-Länder-Instituten. Forschungen wie die vieler Gropforschungsoin-
richtunger5 die auf einen längerfristigen auperwissenschaftlichen Nutzen
abzielen, der darüber hin6us, auch nicht von einem abgegrenzten Nutzerkreis
als individuelles Gut angeeignet, sondern als kollektives Gut verftigbar ge-
macht werden soll, sind auf staatliche Finanzienrng angewiesen, was aber
eben die angesprochenen wachstumshe--enden Faktoren mit sich bringt.
In noch zugespitzterer Form gilt diese Abhängigkeit für anwendungsferne
Grundlagenforschung, wie sie vor allem in der MPG, aber auch von einigen
GroBforschungseinrichtungen und Bund-Länder-Instituten betrie,ben wird.

Eine Situation wie die der FhG ist, gemessen an den institutionellen
Eigeninteressen einer Forschungseinrichtung, ohnehin als aviespältig einzu-
schätzen. Die FhG kann im Rahmen der ftir sie geltenden institutionellen
Regelungen der Ressourcenmobilisiesng rasch wachsen, wenn ein entspre-
chend steigender Bedarf nach ihren polsslrrngsleistungen besteht, während
die anderen Gruppen von Forschungseinrichtungen unter den geschilderten
Wachstumshsmmnissel leiden. Dafiir verfügen diese Gruppen jedoch über
die dargestellten Mechanismen der Bestandssichenrng, die es für die FhG
nicht gibt. Wenn für bestimmte ihrer Institute oder gar für die FhG als
ganze die Forschungsaufträge ausbleiben, gehen auch die institutionellen
Zuwendungen entsprechend zurück, so dap gegebenenfalls Institute aufgelöst
worden müssen oder im Extremfall sogar die Existenz der FhG als Gesamt-
heit in Frage gestellt wird.

Die Entwicklung der finanziellen und personellen Ressourcen des gesam-
ten Sektors war somit ein Aggregatergebnis, das sich aus institutionell sehr
unterschiedlich geregelten und auch entsprechend unterschiedlich verlaufen-
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den Teilentwicklungen ansammensetzte.Da die FhG die mit Abstand kleinste
Gruppe von Einrichtungon der staatlich finanzisrten auperuniversitären For-
schung war, schlug ihr starkes Wachstum seit Mitte der siebziger Jahre nicht
merklich auf die durch Wachstumsverlangsamung und sogar Stagnation ge-
kennzoichnete Ressourcenentwicldung des Sektors durch. Diese verlief, be-
trachtet man den Sektor als Teil des gesamten Forschungssystems der Bun-
desrepublik, in groperParallelitat zur Ressourcenentwicklung der Hochschul-
forschung.25 Beiden Sektoren ist damit auch gemeinsa-, daB ihr Ressourcen-
wachstum deutlich hinter dem der Industrieforschung zurückblieb, deren
Anteil an den gesamten Ressourcen des deutschen Forschungssystems seit
Mitte der siebziger Jahre kontinuierlich gestiegen ist. Zieht man den Res-
sourcenverbrauch eines Sektors als einen Indikator für die Quantität der
dort erbrachten Forschungsleistungen heran, muB man aus diesen gegenläu-
figen Entu,icklungen den SchluB ziehen, daB der Anteil der unmittelbar
ökonomischen Kalkälen unterworfenen Forschungen in der Bundesrepublik
im betrachteten Zoitraum zugenom-en hat.?o

Zwei Ursachen einer solchen verstärkten ökonomischen Instrumentalisie-
rung von. wissenschaftlicher Forschung lassen sich unterscheiden. Zum einen
haben die Unternehmen einen steigenden Bedarf nach technologisch rele-
vanten Forschungsleistungen erkannt - wofür neben vielen einschlägigen
Aussagen von lJnternehmensrepräsentanten auch das lVnshslnm der FhG
ein Indiz ist; zum anderen hat sich gleichzeitig die staatliche Fähigkeit zur
pslssfiungsfinanzierung im allgemeinen und zur Finanzierung der staatlich
gehagenen ForschungBeinrichtungen im besonderen aufgrund der Verknap-
pung staatlicher Haushaltsmittel vcrringert. Beide Ursachen koinzidiorten
im übrigen wohl nicht einfach zufällig miteinander, sondern waren vermutlich
in erheblichem MaBe Folgen einer gemeinsamen Ursache: der in den sieb-
zigcr Jahren einsetzenden wirtschaftlichen Krise.27 Diess brachte Unterneh-
men dazu, ihr Heil in einer technologischen Modernisierrtng ihrer Produkte
und Produktionsverfahren zu suchen, wofür gesteigerte eigene Forschungsan-
strengungon nötig wurden; zugleich reduzierte die wirtschaftliche Krise die

25 Nur gegen Ende der sechziger Jahrc, als dic Hochschulcn infolgc der gcstiegenen Stu.
dentenzahlen mehr finanzielle und personelle Ressourcen erhielten, wuchsen auch die
Ressourcen der Hochschulforschung rorübergehend etwas schneller als die der staatlich
finanzierten auperuniversitären Forschung.

26 Wobei unterstellt wird, dap die Intensität der Finalisierung von Industrieforschung auf
unmittelbare ökonomische Anwendungsbezüge gleichgeblieben ist. Für diesc Unterstel-
lung spricht immerhin, dap der als "Grundlagenforschung" eingestufte Anteil der Indu-
strieforschung nicht zugenommen hat. Siehe dazu die bei Häusler (1989: 73) zusam-
mengestellten Daten.

217 ßär eine genauete rnodelltheoretische Ausarbeitung siehe Schirnank (1988c),
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staatlichen Steuereinnahmen, was den Finanzislungsspiehaum der For-
schungspolitik schrumpfen lieB. Diese Ursachenkombination ist zweifellos
eine temportire: Früher oder später wird die wirtschaftliche Krise überwun-
den sein, die staatlichen Steuereinnahmen werden wieder steigen und ent-
sprechend mehr Geld wird für die staatlich finanzierten Forschungseinrich-
tungen zur Verfügung stehen. Ob allerdings der Forschungsbedarf der Un-
ternehmen wieder auf das Niveau zurückgehen wird, das vor der Krise be.
stand, kann bezweifelt werden. Das durch die wirtschaftliche EntwicHung
induzierte zyklische Auf und Ab des Forschungsbedarfs der Unternehmen
wird nämlich, wie bereits erwähnt, durch eine eskalatorische Eigendyramik
der Verwissenschaftlichung wirtschaftlicher Konkurrenzstrategien überlagert.
Wenn auch nur ein Unternehmen in einer Gruppe von Konkurrenten mehr
als die anderen in Forschung investiert, r'- sich durch technologische Inno-
vationen Konkurrenzvorteile zu s1ftämpfen, müssen die anderen früüer oder
später nachziehen, wollen sie nicht Marktantsile einbüBen und auf längere
Sicht ganz vom Markt verdrängt werden. So entsteht alhnählich in immer
mehr Branchen ein Verwissenschaftlichungswettlauf, der die Unternehmen
dazu drängt, immer mehr Ressourcen für Forschu"g aufzuwenden.2s

2.5 Forschungspolitische Steuerungskonstellationen

Forschungspolitische Steuerungsmapnahmen könnon sich prinzipiell immer
auf zwei unterschiedliche Steuerungsgegenstände beziehen. Forschungspoli-
tik kann zum einen Forschungsftandeln unmittelbar steuern, also zielgerich-
tet auf die Projekte und Progra--e in bestimmten Forschungsbereichen
einwirken wollen. Dabei werden die jeweils gegebenen Strukturen des For-
ssfuungssystems als unveränderb61 hingsnommen. Zvm anderen kann For-
ssfuungspolitik den Aufbau, die Erhaltung und die Veränderung der Struktu-
ren, in denen Forschungshandeln stattfindet, steuern wollen - also z.B. der
Strukturen der Ressourcenakquisition. Letzteren Tlp der Steuerung haben
wir bereits im erston Abschnitt dieses Kapitels und in den bisherigon Ana-
lysen dieses Abschnitts immer wieder angesprochen. Im folgenden sollen
demgegenüber die Möglichkeiten und Grenzen einer unmittelbaren for-
schungspolitischen Steuerung des Forschungshandelns in der staatlich finan-
zierten auperuniversitären Forschrrng betrachtet werden.

Ein Kontinuum der Intensität dieses Tlps von forsgfuungspolitischer Steue-
rung wärde den Extremfall eiriet starken Steuernng dort verorten, wo ein

28 Allgcmein zu Eigendynamiken siehe Mayntzl Nedelmann (1982).
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forschungspolitischer Akteur detailliert und autoritativ vorgibt, welche Frage-

stellungen eine bestimmte Forschungseinrichtung zu bearbeiten hat; die
Steuerungsintensität geht gegen Null, wo ein forschungspolitischer Akteur
sich auf eine blope finanzielle Förderung einer Einrichtung beschränkt, also
sein Einwirken gänzlich ohne progra--atische Vorgaben darauf reduziert,
daB er dieser und keiner anderen Einrichtung Fördermittel in einer be-
stimmten Höhe gibt, wodurch der von der Einrichtung repräsentierte Tlpus
von Forschung im gesamten Spektrum von Forschungstypen einen bestimm-
ten Stellenwert erhält. Die institutionelle Ausdiffelglzislrrng des Sektors
wurde, wie bereits ar.gesprochen, u.a. dadurch vorangetrieben, daB for-
schungspolitische Akteurs imm61 wisder einen gröBeren unmittelbaren Steue-
lrngszugriff auf Forschungshandeln suchten, als sie sowohl gegenüber der
Hochschul- als auch gegenüber der Industrieforschu'g besitzen. Das Ver-
hältnis apischen diesen beiden anderen Sektoren des deutschen Forschungs-
systems und der staatlichen Forschungspolitik entspricht zwar keineswegs

dem Extremfall schwacher Steuerung; doch beide Sektoren genieBen jeweils
eine hohe Autonomie gegenüber f61s,c,furrnssp6litischen Steuerungsbestrebun-
gen.

Die Autonomie der Hochschulforschung ist über die Lehr- und For-
schungsfreiheit der Professoren - im Rahmen der sachlichon Boschreibung
ihrer Lehrstühle - institutionalisiert (vgl. Laubinger L982: 4A7-4L2; Scheven
L982: 438-44A). Obwohl die Hochschulen administrativ den l(ultusminis,te-
rien der jeweiligen L?inder unterstehen, ist eine forschungspolitische Steue-
rung der Forschung von Professoren und ihnen unterstellten Mitarbeitern
über hierarchische Anweisungen ausgescblossen. Abgesehen davon, dap über
rechtliche Forschungsverbote bestimmte Forschungen verhindert werden
können, verbleiben im wesentlichen flinf Formen der Steuenhg. Die For-
schungspolitik kann erstons Gelegenheitsstrukturen schaffen, die allerdings
keine sehr spezifischen thematischen Selektivitäten entfalten: über den Auf-
bau neuer Hochschulen und neuer Fachbereiche an bestehenden Hochschu-
len, über die Festlegung des Lehrgebiets neuer Lehrstüüle und die Umwid-
mung bestehender Lehrstühle sowie über die differentielle personelle und
finanzielle Ausstattuug unterschiedlicher Forschungsbereiche. Zweitens hat
die Forschungspolitik EinfluB auf die personelle Besetzung von Lehrstüülen,
was jedoch nur dann zu Steuerungsanecken genutzt werden kann, wenn
unter den alternativen Kandidaten mindss,tsns einer ist, der in seiner Person
die thematischen Präferonzen der Forschungspolitik verkörpert und über
dessen Wahl eine Einigung mit den entsprechenden hochschulinternen Ent-
scheidungsinstanzen erzielt werden kan". Eine Anreizsteuerung über Pro-
jektmittel ist die dritte und wichtigste Möglichkeit der Forschungspolitik,
auf die thematische Ausrichtung der Hochschulforschung Einflup zu nohmen.
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Das Funktionieren von Anreizen bleibt freilich vom Vorhandensem emer
entsprechenden personellen, organisatorischen und apparativen Forschungs-
kapazität auf seiten der betreffenden Hochschulinstitute abhä"ggi Projekt-
förderung kann gewissermaBenihre eigene infrastrukturelle Basis nicht selbst
schaffen. Forschungspolitik kann viertens in Form einer Organisation diskur-
siver Einigungsprozesse über thematische Forschungsprioritäten steuern; in
diesen Diskursen können forschungspolitische Akteure auch selbst persuasiv
auftreten. Allerdings setzt dies eine Offenheit der Hochschulforscher gegen-

über konzertierten - z.B. interdisziplinären - Forschungsvorhaben voraus;
zudem bleibt stets ungewiB, ob es überhaupt ein substantielles und für For-
schungshandeln instruktives Diskursergebnis geben und wie es aussehen wird.
Fünftens schlieBlich sind Möglichkeiten einer katalysatorischen forschungs-
politischen Steuerung der Hochschulforschung vorhanden - etwa, wie aktuell
bei der Biotechnologie oder beim Technologietransfer zur Wirtschaft be-
obachtbar, als legitimatorische Unterstützung oder als Abbau rechtlicher
ffernmnisse des Forschungshandelns (vgl. Schimank t988c: 3374210). Aber
damit kann Forschungspslilift lertiglich fördernd und beschleunigend auf
bestimmte Vorgänge einwirken, deren Richtung jedoch nicht mitbestimmen.
Von diesen fiinf Steuerungsformen stehen bundespolitischen Akteuren nur
die drei letztgenannten zur Verftigung, wodurch die Forschungspolitik des
Bundes nur relativ begrenzte Steuerungschancen bezüglich der Hochschul-
forschung hat.

Die Industrieforschung in unternehmenseigenen Forschungsabteilungen
unterliegt einer hierarchischen Weisungsgebundenheit gegenüber der Unter-
nehmensleitung; diese ist wiederum in ihren Unternehmensentscheidungen -
im Rahmen rechtlicher Regeln - autonom, ka"" also nicht durch staatliche
Weisungen dazu gebracht werden, ihrer Forschungsabteilung bestimmte
Forschungsaufträge zu erteilen. Damit kann die Forschungspolitik vor allem
über Projektförderung die Organisation von Diskursen und katalysatorische
Mapnahmen steuernd auf Industrieforschung einwirken - mit ähnlich starken
Restriktionen wie bei der Steuerung der Hochschulforschung auch.

Die staatlich finanzierte auBeruniversitäre Forschung genieBt im Vergleich
dazu weder die verfassungsrechtlich geschützte Souveränität des Hochschul-
professors bei der Wahl seiner Forschungsthemen, noch unterliegt sie, wie
die Industrieforschung, der Weisungsgebundenheit gegenüber einer ib,rerseits
in ihren Weisungen souveränen Unternehmensleitung. Damit stellen sich die
Steuerungschancen der forschungspolitischen Instanzen gegenüber der staat-
lich finanzierten auBeruniversitären Forschung zunächst einmal als vergleichs-
weise gröper dar, als sie gegenüber der Hochschul- und dor Industriefor-
schung sind. Einer genaueren vergleichenden Betrachtung zeigt sich dann
jedoch eine Differenzierung von Steuerungskonstellationen, die durch Moda-
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litäten der institutionellen Differenzierung, durch den Forschungstp und
durch den Grad an Selbstorganisation einer Gruppe von Forschungseinrich-
tungen bestimmt wird.

Die forschungspolitische Steuerrlng des Forschu"gshandelns der Bundes-
forschungseinrichtungen erfolgt als unkoordinie,te Plutalitdt hierarchischer
Steuerungen.Im Unterschied zu den anderen Gruppen von Einrichtungen
des Sektors gibt es bezüglich der Bundesforschungseinrichtungen keine for-
ssfurrngspolitischen Steuerungsambitionen, dio sich auf die Gruppe als ganze
beziehen. Jedes der Bundesministerien steuert die ihm zugeordneten Ein-
richtungen und kümmert sich um die übrigen Einrichtungen nicht. Die Ent-
wicklung der Gruppe in ihrer Gesamtheit ist also, was Steuerung anbetrifft,
das Resultat der Aggregation von Steuerungsoutcomes einer Pluralität unver-
bundener monolithischer Hierarchien. Bisla'g ist von keinem der relevanten
Akteure die Notwendigkeit einer sich auf dio Gruppe als ganzn beziehenden
Steuerung gesehen worden. Doch selbst wenn diese Notwendigkeit gesehen
würde, dürfte es äuBerst schwierig werden, den "Ressortegoismus" der einzel-
nen Ministerien zu überwinden. Dieser Steuerrtngsverzicht gegenüber der
Gruppe in ihrer Gesamtheit erhöht noch die Durchschlagskraft der hierar-
chischen Steuerung jeder einzelnen Einrichtrrng durch ihr Ministerium. Denn
von die ganze Gruppe betreffenden Steuerungskriterien und -instanzen -
etwa einem in bestimmten Hinsichten kollektiv entscheidungsftihigen Koor-
dinationsgremirrm aller relevanten Ministerien - könnten immer auch "cross
prossures" ausgehen, die den hierarchischen Zugriff einos einzelnen Mini-
steriums auf die ihm 2ggseldnete Bundesforschungseinrichtung abschwächen
würden.

Das zuständige Ministerium hat jederzeit die Möglichkeit, einer Bundes-
forschungseinrisfutrrngfssfimmte Forschungsthemen per Wgisrrngvorzugeben.
Zwar hat auch dieser Steuerungsmodus bekannte Grenzen. Abgesehen davon,
dap man über Weisungen nichts durchsetzen kann, was jenseits der Fähigkeit
des Weisungsunterworfenen liegt, gibt es in vielen hierarchischen Beziehun-
gen eine strukturell nngelegte Gegenmachtbildung. Der hierarchisch überge-
ordnete Akteur ist n;imllch seinerseits immer dann und in dem MaBe von
dem ihm untergeordneten Akteur abha"gig, wie letzterer Leistungon erbringt,
auf die ersterer angewiesen ist und die er auch - zurnindest kurzfristig -
nirgendwo anders erhalten kaoo (vgl. Emerson L962),2e Daraus ergeben sich
Spielräume des Bargaining zwischen über- und untergeordnetem Akteur,
die letzterEr nutzen ftann, woil ersterer sich darauf einlassen nuB. So beste-
hen auf seiten der Bundesforschungseinrichtungen Möglichkeiten, ihrem

29 Siehc auch organisationssoziologische Analysen solcher Konstellationen bei Crozier (1963).
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Ministerium bestimmte Forschungsthemen nahezulegen, und umgekehrt an-
dere Themen, die an sie herangetragen werden, abzuweisen; und das Mini-
sterium kann es sich nicht leisten, sich in jedem solchen Fall über seine
Einrichtung hinwegzusetzen. Doch im Unterschied zu einer reinen Bargai-
ningsituation verftigt das Ministerium durch Hierarchie über die Möglich-
keit, in jedem einzelnen Fall hart gegenüber seiner Einrichtung zu bleiben.

Darüber hinaus bieten die Ressourcenentscheidungen dem Ministerium
die Möglichkeit, die ihm zugeordneten Einrichtungen sein WohlwollEn bzw.
seine Unzufriedenheit spüren zu lassen. Über die Drohung eines Entzugs
von Ressourcen bal. den Anreiz zusätdicher Ressourcen kann das Ministeri-
um seine Bargai"ingposition hinsichtlich der Programmentscheidungen er-
heblich verbessern, SchlieBlich bedeutet Hierarchie fiir das Ministerium das
Recht zur SchlieBung der ihm untergeordnetsn Bundesforschungseinrichtun-
gen - und dies ist sins letztinstqnzliche Machtaslmmetrie, die als latente
Drohung auf seiten der Einrichtungen eine goneralisierte Folgeboreitschaft
erzeagt. Insgesamt ist so die Steuerbarkeit des Forschungshandelns einer
einzelnen Bundesforschnngseinrichtungen durch ihr jeweiliges Ministerium
vergleichsweise hoch.@

Ist Hierarchie die am stärksten direktive Form von Steuerung, so stellt
der freiwillige Steuerungsvenicht der forschungspolitischen Instanzen gegen-
übsr der FhG den Gogenpol dazu da. Dio forschungspolitischon Akteure
geben durch den bereits geschilderten Modus der Ressourcenakquisition
aufgrund einer eigenen Entscheidung den Anspruch auf, überhaupt einen
steuernden EinfluB auf die Forschung der FhG auszuüben.3r Dahinter steht
die Einschätzung, dap die FhG nur dann, wenn man ihr diese Autonomie
gegenüber der Forschu'gspolitik beläBt, zu der forschungspolitisch angestreb-
ten flexiblen Marktanpassung fähig sein würde - yslallgemeinert dap die
forschungspolitische Zielerreichu"g nur über einen Verzicht auf eine steu-
ernde Herbeiftihrung dieses Ziels durch die forschungspolitischen Akteure
vonstatten gehen kann. Die Autonomie der FhG gegenüber forschungspoliti-
schen Steuentngen ihres Forschungshandelns ist faktisch durchaus ähnlich
hoch wie die Autonomie der Hochschulforschung; doch während letztere

30 Ahnüch hoch wie die Steuerbarkeit der eigenen Forchungsabteilung durch die lJitung
eines Untemehmens.

31 Nur über die Zuweisung bar,, Nichtzuweisung von Planstellen könnten die forschungs-
politischen Akteure versuchen, Einflup auf die Forschung der FhG auszuüben. Auch
dem wären allerdings enge Grenzen gesetzt, weil die FhG fehlende Planstellen durch
Projektstellen kompensieren kann,
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den Spielraum flir eine Selbstregulation dor scientific communities schaffen
soll, soll erstere eine Heteronsmisieru'g der FhG gegenüber der Marktnach-
frage installieren.

Sowohl die hierarchische Steuerung der Bundesforschungseinrichtungen
als auch die "verordnete Selbststeuerung't (Glagow 1984) der FhG bieten
somit, in ganz unterschiedlicher Form, Steuerungschancen, die die For-
schungspolitik gegenüber der Hochschul- und der Industrieforschung nicht
besitzt. Greift man das in der Einleitung angesprochene, für die staatlich
finanzierte auperuniversitäre Forschung insgesamt charakteristische Span-
nungsverhältnis a*,ischen den Instrumentalisierrhgshoffnungen auperwissen-
schaftlicher, insbesondere forschungspolitischer Akteure auf der einen und
den Autonomisislungshoffnungen wissenschaftlicher Akteure auf der anderen
Seite auf, so läpt sich konstatieren, daB sich sowohl bei den Bundesfor-
schungseinrichtungen als auch bei der FhG offensichtlich die Instnrmentali-
siorungshoffnungen realisiort haben. Bei den anderen drei Gruppen von
Einrichtungen hingegen - den Gropforschungseinrichtungen, dor "Blauen
Liste" und der MPG - haben die forschungspolitischen Steuen'ngskonstella-
tionen eher die Autonomisierungshoffnungen wahr werden lassen.

Hier kann man zunächst diejenigen GroBforschungseinrichtungen und
Einrichtungen der "Blauen Liste", die eher anwendungsbezogene Forschungen
betreiben bzw. betreibon sollen, betrachten. Diese beiden Teilgruppen wer-
den forschu"gspolitisch 1m bilateralen Baryaining zwischen der Einrichtung
und dem entsprechenden Bundesministeriun gesteuert. Eine institutsüber-
greifende Steuerung der anwendungsbezogenen Bund-Länder-Institute findet,
ähnlich wie bei den Bundesforschungseinrichtungen, nicht statt, weil der
"Ressortegoismus" ds1 lundesnrinisterien, auf die die Trägerschaft der Ein-
richtungen verteilt ist, dominiert.s Dies ist bei den Gropforschungseinrich-
tungen, die sich auf Buudesebene alle in dor Trägerschaft des BMFT befin-
den, anders. Da die Sitdänder der Gropforschungseinrichtungen im wesent-
lichen nur an deren Fortbestand und kaum an deren Forschungsthemen
interessiert sind, kann das BMFT ohne Abstimmung mit anderen forschungs-
politischen Akteuren eine Koordination der Forschu"gsprograrnme innerhalb
dieser Gruppe vornehmen. Allerdings bedeutet die Verhandlungsförmigkeit
der Steueru"g sowohl bei den Bund-Länder-Instituten als auch bei den
GroBforschungsoinrichtungen oben, daB das BMFI bzw das jewoilige ande-
re Bundesministerium die Einrichtungen nicht anweisen kar., bestimmte

32 Es ist ehcr die Ausnahme, wenn kleine Gruppcn thcmatisch zusammengehöriger Einrich-
tungen, wie z.B. die Wirtschaftsfoßchungseinrichtungen, die demselben Bundesministe-
rium zugcordnet sind, als Gruppe zü steuern versucht werden.
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Forschungen zu betreiben. Keine von beiden Seiten ka"" die andere domi-
nieren; ein Forschungsthema mup sowohl von den Einrichtungen als auch
vom forschungspolitischen Akteur akzeptiert werden, um bearbeitet werden
zu können.

Zwar kann das Ministerium seino Rassourcenentscheidungen dazu be-
nutzen, um die Einrichtungen in den Verhandlungen über pelssftungspro-

gramme gefügiger zu machen. Doch das letztinstandiche Drohpotential der
SchlieBung einer Einrichtung steht vor allem dem BMFI gegenüber den
Gropforschungseinrichtungen nicht zur Verfügung; in abgeschwächterer
Form gilt dies auch für die jeweiligen Bundesministerien gegenüber den
ihnen zugeordneten Bund-Länder-Instituten. Denn in beiden Fäillen stiepe
dies auf den Widerstand des Sitzlandes, auf dessen generelle forschungspo-
litische Kooperationsbereitschaft der Bund angewiesen ist und dessen Inter'
esse am Fortbestand seiner GroBforschungseinrichtung bav. an der weiteren
Inklusion seines Bund-Länder-Instituts in die "Blaue Liste" deshalb unter
normalen Umständen respektiert wird. Bei den Gropforschungseinrichtungen
kommt hinzu, daB das BMFT selbst diese Gruppe als seine "Hausmacht"
auf einem bestimmten Gröpenniveau halton muB, was durch eino Schliepr'"g
einzelner Einrichtungen gefährdet wäire. Auch der Manövrierspielraum ftir
einen tatsächlichen oder auch nur angedrohten Ressourcenentzug gegenüber
bestimmten GroBforschungseinrichtungen und Bund-Länder-Instituten wird
dadurch kleiner, so dap dies in seiner Wirkung als Drohpotential bei Pro-
grammverhandlungen weiter herabgesetzt wird.

Andere Gropforschungseinrichtungen und Bund-Länder-Institute sowie
die MPG waren von vornherein auf anwendungsferne Grundlagenforschung
festgelegt gewesen. Bei diesen drei Teilgruppen überläp, 6i" pslssfuungspoli-

tik Entscheidungen über dis pol5shrrngsprogremme weitgehend der akademi-
schen Sehsregulafbz wissenschaftlicher Gemoinschaften. Die forschungspoliti-
schen Akteure setzen also darauf, daB die einzelnen Forschergruppon an
den betreffenden Einrichtungen so in die relevanten scientific communitios
integriert sind, dap sie die thematischen Prioritäten der jeweiligen For-
schungsfelder kennen und sich aus eigenem Reputationsstreben auch daran
orientieren. Insoweit entspricht dies dem freiwilligen forschungspolitischen
$lsgeprngsverzicht, der auch gegenüber der akademischen Hochschulfor-
schung geübt wird. Bei den entsprechenden GroBforschungseinrichtungen
und Bund-Länder-Instituten haben sich die forschungspolitischen Akteure
immerhin zum einen - stärker als bei der Hochschulforschung - Mitentschei-
dungsrechte bei der Besetzung von Leitu"qspositionen vorbehalton. Hier
wird darauf geachtet, dap wissenschaftlich möglichst hoch reputierte Forscher
rekrutiert werden - mit der Unterstellrng, daB wissenschaftliche Anerken-
nung mit der erfolgreichen Beschäftigung von disziplinär prioritären Themen
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korreliert. Zum anderen kann - was gegenüber den Hochschulen überhaupt
nicht praktiziert wird - ilber regelnäpigepeer reviews der Forschungseinrich-
tungen in gewissem Mapo kontrolliert werden, wie sich das disziplinäre
Ansehen einer Einricht""g entwickelt; und die Bereitwilligkeit, mit der den
Einrichtungen zusätzliche fina""ielle Ressourcen zugestanden werden, wird,
wie diese wissen, von den fqlssftrmgspolitischen Akteuren u.a. an die Ergeb-
nisse dieser Evaluationen geknüpft.

Gegenilber der MPG haben die forschungspolitischen Akteure nicht
einmal einen steuErnden Zugriff auf wichtige Personalentscheidungen und
können auch keine externen Evaluationen einzelner Einrichtungen vorneh-
men. Die Besetzung von Direktorenstellen ebenso wie Konsequenzen aus
den Evaluationen der Institute entscheiden MPG-Leitrrng und Senat. In
letzterem sind zwar staatliche Vertreter repräsentiert, befinden sich abor
in der Minderheit. Zudem werden die Ressourcenentscheidungen der for-
schungspolitischen Akteure des Bundes und der Länder im Fall der MPG,
anders als bei der "Blauen Liste", nicht für einzelne Institute, sondern nur
für die Gruppe als ganze getroffen; die Verteilung der global zugewiesenen
Finanzmittel und Planstellen innerhalb der MPG wird von dieser selbst
entschieden. Damit ist die Autonomie der MPG gegenüber den forschu"gs-
politischen Akteuren noch weit gröper als die der GroBforschungseinrichtun-
gen, der Bund-Ltinder-Instifute und sogar der Hochschulforsc.her.

Insgesamt steht die Forschungspolitik also im Hinblick auf die Gropfor-
schungseinrichtungen, die "Blaue Liste" und die MPG vor der Situation, dap
ein beträchtlicher Teil der Einrichtungen mittlerweile schwerpunktmäpig
oder sogar völlig grundlagentheoretisch orientiert arbeitet. Nur bei einem
Teil dieser Einrichtungen - wie etwa beim DESY - war dies forschungspoli-
tisch von Anfang an konzediert; andere sind in die anwendungsferne Grund-
lagenforschung abgewandert, ohne daB dies forschungspolitisch hätte verhin-
dert werden können. Als partielle Korrekturmapnahmo dessen hat sich insbe-
sondere für das BMFT gegenüber allen drei Gruppen von Einrichtungen
der Rückgriff auf eine - ja auch gegenüber den Hochschulen praktizierte -
Anreizsteuerung in Form von Projekt- und Sondermitteln erwiosen. Diese
Steuerungsform unterliegt freilich denselben Beschränkungen, die bereits bei
einer Steueru"g der Hochschulforschung über Projektnittel erw?ihnt worden
sind.

Abschliepend läpt sich resümieren, daB erstens - quantitativ geschäta -
wohl nur wenig mehr als die Hälfte des gesamten Forschungspotentials der
staatlich finanzierten auperuniversitären Forschung forschungspolitischen
Steuenhgsangriffen, die über eine eher schwache Steuerung in Form von
sehr allgemein gehaltenen Aufgabenstellungen hinausgsfusa, effektiv ztt5än1,-
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lich ist.33 Knapp die Hälfte des Forschungspotentials des Sektors wird hin-
gegen auf anwendungsferne Grundlagenforschungen verwandt, deren Themen
sich im wesentlichen aus der Orientierung der Forscher an ihren akademi-
schen scientific co--unities ergeben. Zweitens unterliegen forschungspoliti-
sche Steuerungsbestrebungen selbst bei denjenigen Forschungen, die stärker
ausgeprägte auperwissenschaftliche ezüge aufiveisen, einer Reihe
von Steuerungsbeschränkungen. All das berechtigt zwar keineswegs sohon

dazu, vdn einer weitgehenden Verselbständigung der staatlich finanzierten
auperuniversitären Forschung zu reden. Doch die - sieht man von der heuti-
gen MPG uad sinigon weiteren Instituten ab - insgosant ftir den Soktor
konstatierbaren forschungspolitischen Steuerungsambitionen, die, wie darge-
stellt, oftmals wichtige Triebkräfte der institutionellen Ausdifferenzierung
und des Ressourcenwachstums der verschiedenen Gruppen von Forschungs-
einrichtungen gewesen sind, haben sich jedenfalls längst nicht im erhoften
Mape erfüllt.

33 Diese Schätzung beruht auf folgenden, freilich sehr vereinfachenden Feststellungen: [,egt
man die Anteile der fünf Gruppen von Einrichtungen am Gesamtpenonal des Sektors
im Jahr 1985 zugrunde (siehe Kapitel 2) und schlägt bei den Gropforschungseinrichtungen
und der "Blauen Liste" jeweils die Hälfte ihrer Anteile der Seite der anwendungsfernen
Grundlagenforschung zu, der gegenüber bezü$ich der Aus,wahl von Forschungsthcmen
cin weitgehcnder forschungspolitischcr Stcuerungsvcrzicht geübt wird, crhält man einschlicB.
lich des Anteils der MPG insgesamt einen Antcil von 43Vo solcher Forschungen,
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Neben der Forschung an den Hochschulen

und in der Industrie hat sich die staatlich

finanzierte außeruniversitäre Forschu ng zu

einem eigenständigen Sektor des Forschungs-

ivstems in der Bundesrepublik entwickelt.
öi" -mpirische Untersuchung zeichnet
zunächit nach, wie sich die finanzielle
und personelle Ressourcenausstattung ver-

schiddener Gruppen der zu diesem Sektor
sehörenden Forschungsorganisationen
äntwickelt hat.
Kern der Studie ist der Prozeß der Ausdiffe-
renzietttng und Spezialisierung bestimmter
TVpen von Forschung seit 1945 und dessen

oäitirche Steuerbarkeit. Es zeigt sich, daß

äie konflikthaften Auseinandersetzungen
zwischen den beteiligten Akteuren institutio-
nelle Gleichgewichte hervorgebracht haben,

zv denenfür die einzelnen Akteure keine

individuell vorteilhafteren Alternativen
erkennbar sind. Insgesamt kann die Entwick-
luns dieses forschungspolitischen Sektors
als äine von niemandem so gewollte, aber

dennoch nicht zufällige Ordnungsbildung
charakterisiert werden.
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